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Vorwort 


Die Revolution von 1848/49 hat sämtliche deutsche Staaten und Landschaften in mehr 
oder minder großem Ausmaße ergriffen, überall hat die Erregung der Revolutionszeit 
zu leidenschaftlichen Auseinandersetzungen über die künftige Gestaltung Deutschlands 
und seiner Glieder geführt. Die Konzentration des Blickes auf die Ereignisse in den drei 
herausragenden Zentren der deutschen Revolution, auf Frankfurt am Main, den 
Tagungsort des gesamtdeutschen Parlamentes, und auf Wien und Berlin, die Hauptstädte 
der beiden deutschen Großmächten Österreich und Preußen, läßt leicht übersehen, daß 
wegen der sehr unterschiedlichen und zugleich sehr ausgeprägten regionalen Traditionen 
in Deutschland die Revolution ein überaus vielfältiges Bild, darbot, wenn man einmal 
die einzelnen Regionen mit den in ihnen hervortretenden Personen und Gruppierungen 
und ın ihnen kontrovers behandelten Themen betrachtet. Auch die damalige preußische 
Provinz Brandenburg ist von der Revolution nicht unberührt geblieben, auch außerhalb 
ihrer Hauptstadt Berlin haben sich die Menschen nachdrücklich an den heftigen Debat- 
ten der Zeit beteiligt und ihre politischen Forderungen zur Geltung zu bringen gesucht. 
Die allzu klischeehafte Vorstellung vom rückständigen, durch die adlige Gutswirtschaft 
bestimmen Ostelbein verkennt, daß die mittleren und östlichen Provinzen Preußens 
durchaus keinen monolithischen Block darstellten, sondern sich in den ersten Jahrzehn- 
ten des 19. Jahrhunderts auf recht unterschiedliche Art und Weise entsprechend ihrer 
historisch entwickelten Eigenarten mit den aufkommenden Problemen der politischen 
und wirtschaftlichen Moderne auseinandersetzen. 

Die Revolution in Brandenburg zeigt, wenn man sich einmal intensiver in die dama- 
ligen, vielerorts in der Provinz ausgetragenen Auseinandersetzungen vertieft, ein doppel- 
tes Antlitz, zwei unterschiedliche Schwerpunkte, die zwar miteinander verbunden, aber 
nicht miteinander identisch waren. Zum einen spielten soziale Konflikte eine große Rol- 
le, eine größere Rolle, als man es erwartet, wenn man allein auf die Aktionen und Reak- 
tionen der Monarchen, ihrer Minister und der verfassunggebenden Parlamente achten. 
Auf dem Lande brach sich die Unzufriedenheit mit den adligen Standesvorrechten 
Bahn, die Dorfbevölkerung fühlte sich durch die Privilegien des Adels wie beispielsweise 
die Jagtgerechtigkeiten oder die Patrimonialgerechtigkeit rechtlich und wirtschaftlich 
bedrückt und benachteiligt. Zugleich wurde spürbar, daß die althergebrachte Wirtschafts- 
verfassung die starke Zunahme der Bevölkerung nicht mehr verkraftete, daß die Land- 
wirtschaft der zunehmenden Gruppen der „unterbäuerlichen“ Schichten nicht mehr 
genügend Arbeit zu bieten vermochte und infolgedessen diese um ihr Existenzminimum 
fürchten mußten. In den Städten kündigte sich die Industrialisierung an, mancherorts 
und in manchen Industriezweigen hatten industrielle Arbeitsmethoden schon ihren Ein- 
zug gehalten und zunächst mit ihren rationalisierenden Effekten alte Arbeitsweisen und 
die daran haftenden Arbeitsplätze aus der Marktkonkurrenz ausgeschaltet und damit 
überflüssig gemacht, während der ebenfalls zur Industrialisierung gehörende Aufbau 
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neuer Wirtschaftszweige mit ihrem gewaltigen Arbeitskräftebedarf sich außerhalb eines 
Industriezentrums wie Berlin noch nicht nachhaltig bemerkbar gemacht hatte. 

Trotz des erheblichen sozialen Protestpotentials in Brandenburg ist nicht zu bestrei- 
ten, daß im Vordergrund der Aufmerksamkeit die verfassungspolitische Kontroverse und 
damit die Machtverteilung im angestrebten Verfassungsstaat Preußen standen. Der mon- 
archischbürokratische Absolutismus mit der Vorherrschaft des Königs und seiner Mini- 
sterialverwaltung war durch den Rückzug Friedrich Wilhelms IV. im März 1848 grund- 
sätzlich zur Disposition gestellt worden, aber über den künftig einzuschlagenden Weg 
herrschten beachtliche Meinungsunterschiede. In den Diskussionen über die Verfassungs- 
grundsätze, die eben nicht nur in Berlin und in der Preußischen Nationalversammlung, 
sondern überall in der Provinz mit großer Beteiligung der Bevölkerung geführt wurden, 
entwickelten sich unterschiedliche politische Gruppierungen, die Konservativen, die die 
Vorrangstellungen des Monarchen und des Adels so weit wie möglich aufrechtzuerhalten 
suchten, die Liberalen, die auf dem Wege der Vereinbarungspolitik mit den alten Mächten 
eine konstitutionelle Verfassung mit parlamentarischer Mitwirkung an der politischen 
Willensbildung anstreben, und die demokratische Linke, die die Monarchie abzuschaffen 
und ebensosehr die soziale Ordnung durch die Beseitigung von Standesvorrechten und 
Eigentumsrechten radıkal umzubauen wünschte. Die erbitterten Kontroversen um die 
richtige politische Richtung, die Bemühungen aller Handelnden um die Organisierung 
und Mobilisierung einer politischen und sozialen Anhängerschaft zeigen die politische 
Formierung der Gesellschaft an und sind als Vorboten des späteren deutschen Parteiensy- 
stems zu deuten. Wenn auch die Provinz Brandenburg insgesamt nicht der Revolution 
zugeneigt hat - im Kernland Preußens waren die Hohenzollerndynastie noch zu fest ver- 
wurzelt und die Vorrangstellung des Adels noch zu fest verankert -, so läßt sich doch 
feststellen, daß die Brandenburger nicht abseits gestanden, sondern in die revolutionären 
Konflikte nachdrücklich eingegriffen haben. 

Das 150jährige Jubiläum der Revolution von 1848 haben das Historische Institut der 
Universität Potsdam und das Brandenburgische Landeshauptarchiv in Potsdam zum 
Anlaß genommen, die Erforschung und Darstellung der Revolution in der Provinz Bran- 
denburg in mehreren, eng miteinander verbunden wissenschaftlichen Vorhaben voranzu- 
treiben. Es kam ihnen dabei vorrangig darauf auf, den revolutionären Ablauf ın kriti- 
scher historischer Analyse zu erklären, zu deuten und so verständlich zu machen, ohne 
der Versuchung zu erliegen, einen brandenburgischen Revolutionsmythos zu schaffen. 
Beide Institutionen konnten dabei teilweise auf ältere Vorarbeiten zurückzugreifen, die 
ım Vorfeld des Jubiläums vollendet wurden, so daß jetzt mit der Darstellung von Volker 
Klemm, Das Revolutionsjahr 1848 im preußischen Regierungsbezirk Frankfurt an der 
Oder (Veröffentlichungen des Brandenburgischen Landeshauptarchivs, Bd. 35) Weimar 
1998, und der Quellensammlung von Gebhard Falk, Die Revolution 1848/49 in Bran- 
denburg (Quellen, Findbücher und Inventare des Brandenburgischen Landeshauptar- 
chivs, Bd. 5), Frankfurt am Main usw. 1998, mit ihrer eindringlichen und umfassenden 
Materialverarbeitung wesentlich weiterführende Werke vorgelegt werden konnten. 

Historisches Institut und Landeshauptarchiv haben gemeinsam zur Revolution in 
Brandenburg am 1. April 1998 eine wissenschaftliche Fachtagung in Potsdam durchge- 
führt und eine Ausstellung vorbereitet, die nach ihrer Eröffnung am 18. April 1998 in 
Cottbus bis 1999 an zehn Orten des Landes Brandenburg gezeigt werden wird und einer 
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breiteren Öffentlichkeit die Geschehnisse des Revolutionsjahres in Brandenburg vermit- 
telt. Beabsichtigt ist dabei einerseits, mit bevorzugter landesgeschichtlicher Orientierung 
die revolutionären Geschehnisse und ihre Hintergründe und Ursachen in der Provinz 
Brandenburg darzustellen, andererseits die landesgeschichtliche Perspektive durch die 
ausschnittweise Einbeziehung der deutschen und europäischen Dimension der Revolu- 
tion den notwendigen weiteren Horizont zu verschaffen und übergreifenden Fragestel- 
lung der modernen Forschung zu öffnen. Die Forschungsergebnisse beider Veranstaltun- 
gen sind in dem vorliegenden Band zusammengefaßt. Er enthält somit die auf der 
Tagung gehaltenen Vorträge wie auch eine ergänzte Auswahl der in der Ausstellung 
gezeigten, vornehmlich aus den Beständen des Brandenburgischen Landeshauptarchivs 
gespeisten Dokumente, deren Edition die Quellenbasis für künftige Untersuchungen 
noch verbreitert. 

Daß Ausstellung und Tagung zustande kamen, hat die großzügige Förderung durch 
das Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kultur ermöglicht, dem dafür an die- 
ser Stelle herzlich gedankt sei. Besonderen Dank seitens der Herausgeber verdienen sämt- 
liche Autoren und Mitwirkenden, durch deren Einsatz die Realisierung der geplanten 
Vorhaben innerhalb kurzer Zeiträume gelungen ist. 

Die Revolution von 1848/49 hatte viele Gesichter. Sie war ein Ereignis europäischen 
Ausmaßes, jedoch mit sehr unterschiedlichen Ursachen, Entwicklungen und Ergebnissen. 
Gemeinsam war den verschiedenen Revolutionsverläufen indessen die Tatsache, daß sie 
aus komplexen wirtschaftlichen und sozialen Veränderungen resultierten, die seit Ende 
des 18. Jahrhunderts mit der Industrialisierung und der Entwicklung der bürgerlichen 
Gesellschaft einhergingen. Schon die amerikanische Unabhängigkeitserklärung von 1776 
und die Französische Revolution von 1789 hatten gezeigt, welche dramatischen Umwiäl- 
zungen sich daraus ergeben konnten, daß nicht nur die Vorstellung von der Stellung des 
Individuums in Staat und Gesellschaft, sondern auch die ökonomischen und sozialen 
Bedingungen politischer Herrschaft in der Neuzeit einem grundlegenden Wandel unter- 
worfen waren. Die Einführung der Republik in den britischen Kolonien in Nordamerika 
und die Durchsetzung der Forderungen des „dritten Standes“ in Frankreich bedeuteten 
somit den Anfang vom Ende des Absolutismus und die schrittweise Übernahme der 
Macht durch das Bürgertum. 

In England hatte sich dieser Prozeß schleichend, über viele Jahrhunderte hinweg, 
bereits seit dem Mittelalter vollzogen. Die Magna Charta von 1215 war hier zur Grund- 
lage der englischen Parlaments- und Verfassungsentwicklung geworden, die Habeas-Cor- 
pus-Akte von 1679 gegen willkürliche Verhaftung hatte den königlichen Absolutismus 
eingeschränkt, und die „Glorious Revolution“ - unter anderem mit der Bill of Rights 
von 1689 - hatte die Machtausübung des Monarchen im Rahmen der Verfassung an das 
Parlament gebunden. Weder 1789 noch 1848 war deshalb ein Übergreifen der Revolution 
vom europäischen Kontinent nötig oder möglich. Rußland andererseits, wo die ökono- 
mischen und sozialen Bedingungen für einen politischen Wandel nicht gegeben waren, 
blieb auch 1848 aus genau den gegenteiligen Gründen von der Revolution verschont: 
Die Entwicklung eines starken Bürgertums, das überall in Nordamerika und Westeuropa 
zum Träger pluralistischer Gesellschaften und demokratischer Staatswesen wurde, fand 
hier nicht statt und ist bis heute ein wesentliches Defizit bei der Begründung einer 
demokratischen politischen Kultur. 
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Deutschland hingegen - nach dem Wiener Kongreß politisch weiterhin zersplittert, 
im Rahmen des locker strukturierten „Deutschen Bundes“ in 39 souveräne Einzelstaaten 
aufgeteilt und weitgehend monarchisch restauriert - wurde von den revolutionären Erhe- 
bungen, die im Januar 1848 in Palermo und Neapel mit Verfassungsforderungen der 
Liberalen begannen und bereits im Februar 1848 auf Frankreich übergriffen, ebenso 
erfaßt wie die meisten anderen europäischen Monarchien. Der Widerstand der Fürsten 
war dabei zunächst gering. Vor allem in den Mittelstaaten leisteten sie keinen Wider- 
stand, sondern zogen es vor, Politiker der liberalen und nationalen Opposition in die 
Regierungen zu berufen (sog. „Märzminister“), um den revolutionären Forderungen die 
Schärfe zu nehmen und einem völligen Zusammenbruch ihrer monarchischen Herr- 
schaft zu begegnen. Allerdings konnten sie nicht verhindern, daß Führer der Opposition 
sich am 5. März 1848 in Heidelberg versammelten und dort über die Einberufung eines 
„Vorparlaments“ nach Frankfurt am Main - dem Sitz der Bundesversammlung im Deut- 
schen Bund - berieten, das ein „Deutsches Parlament“ vorbereiten sollte. Zugleich spitzte 
sich die Lage in Preußen und Österreich-Ungarn rasch zu. In Berlin kam es zu schweren 
Kämpfen zwischen Aufständischen und dem Militär; in Wien wurde Klemens Wenzel 
Fürst von Metternich, der Schöpfer der europäischen Ordnung von 1815 und seither 
eine Symbolfigur reaktionärer Politik, gestürzt und zur Flucht nach London gezwungen. 

Den meisten Revolutionären des Jahres 1848/49 in Deutschland ging es um die Ver- 
wirklichung von Einheit und Freiheit auf dem Wege der Konstitutionalisierung und Par- 
lamentarisierung nach englischem Vorbild. Zwar gab es auch einzelne, wie Gustav von 
Struve und Friedrich Hecker, denen die Einführung eines parlamentarischen Systems im 
Rahmen einer „föderativen Bundesverfassung nach dem Muster der nordamerikanischen 
Freistaaten“ vorschwebte. Aber die große Mehrheit der Delegierten, die ab dem 31. März 
1848 im Frankfurter Vorparlament und ab 18. Mai 1848 in der verfassunggebenden 
Nationalversammlung in der Frankfurter Paulskirche über die Zukunft Deutschland 
berieten, plädierte für eine konstitutionelle Monarchie in einem geeinten Deutschland. 
Im Vielvölkerstaat Österreich-Ungarn, das nur zum Teil dem Deutschen Bund angehörte, 
verbanden sich die Forderungen nach Liberalisierung und verfassungsmäßig garantierten 
Rechten allerdings zugleich mit Autonomiebestrebungen der Ungarn und Italiener, wäh- 
rend die Deutsch-Österreicher die Vereinigung Deutschlands verlangten. Hier drohte also 
die Sprengung des Habsburger-Reiches im Zeichen eines neuen Nationalismus, der bald 
die gesamte europäische Politik kennzeichnete und sich in der Paulskirche vor allem an 
der Schleswig-Holstein-Frage entzündete. 

Tatsächlich sollte die Geschichte Deutschlands in der Paulskirche eine entscheidende 
Wendung erhalten. Nach westeuropäischem und teilweise auch amerikanischem Vorbild, 
doch ohne die eruptiven Begleiterscheinungen der französischen Revolutionen, wollte 
man Deutschland zu einem modernen Verfassungsstaat entwickeln und zugleich die 
nationale Frage der Herstellung der deutschen Einheit lösen. Auch wenn diese Ziele 
zunächst nicht erreicht wurden, weil die Revolution schon im Herbst 1848 durch das 
Wiedererstarken konservativ-monarchischer Kräfte praktisch zum Scheitern verurteilt war, 
ließ sich die in der Paulskirche begründete Tradition künftig nicht mehr ignorieren. 
Sowohl die deutsche Verfassungsentwicklung als auch das Streben nach nationaler Ein- 
heit gewannen hier eine Dynamik, die den politischen Zusammenschluß und die wirt- 
schaftliche und soziale Modernisierung Deutschland nachhaltig beeinflußte. Mit dem 
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Scheitern der Revolution wurde allerdings zugleich ein deutscher „Sonderweg“ eingelei- 
tet, der zu einer tragischen Entkoppelung der deutschen und westeuropäischen Entwick- 
lung führte und erst 1945 mit dem Untergang des Deutschen Reiches und dem Beginn 
der europäischen Integration sein Ende fand. 


Potsdam im November 1998 Die Herausgeber 
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Die Provinz Brandenburg im Vormärz 


Von Peter-Michael Hahn 


Eingerahmt von Ereignissen großer oder größerer Tragweite, nämlich der napoleonischen 
Ära und den Eruptionen des Jahres 1848, stieß die Epoche zwischen 1815 und 1848 
unter den nachgeborenen Generationen lange Zeit nur auf geringe Aufmerksamkeit. 
Später oft als Biedermeier tituliert, gar verspottet, wurde dieser Zeitabschnitt in den 
Augen vieler zum Inbegriff einer beschaulich bürgerlichen Stadtkultur. Anderes wurde 
selten wahrgenommen. In den ıdyllisch-behaglichen Kompositionen eines Carl Spitzweg, 
den bezaubernden Portraitstudien eines Georg Friedrich Kersting und den poetischen 
Landschaftsbeschreibungen Caspar David Friedrichs hatte diese Welt allerdings einzigar- 
tige Bildchronisten gefunden. Ihre Interpretationen der Zeitläufte wurden auch späterhin 
aufmerksam registriert. So manchem kamen sie als ein unverwechselbares Signé für 
damalige Lebenswelten vor. 

Allerdings gab es auch andere Stimmen unter den prominenten Malern, welche den 
Charakter und die Stimmung dieser Zeit in einem nicht minder konturenreichen Licht 
einzufangen suchten. Die kühl-distanzierten, aber farbenfrohen Reiterportraits für die 
Aristokratie und die prunkenden Paradedarstellungen Franz Krügers, welche dieser gegen 
ein hohes Entgelt für das preußische Königshaus schuf, oder das ungewöhnliche, 1845/47 
entstandene Eisenbahnbild eines Adolph Menzel, welches einen die Landschaft zer- 
schneidenden Bahndamm zeigt, auf dem unter Qualm und Rauch ein aus Berlin kom- 
mender Zug in eine lange Kurve braust, künden voll Dramatik von einer alles andere als 
biedermeierlich wirkenden Lebenswelt. Die letztlich auf das Militär gegründete Macht 
des alten Adels und die aufbrechende industrielle Revolution hatten nämlich ebenfalls 
ihren festen Platz in dieser gesellschaftlichen Ordnung. 

Darüber hinaus gab es in der zeitgenössischen Malerei bereits einige verhalten kriti- 
sche Meinungsäußerungen zu tagespolitischen Fragen. So erregte 1830 ein vom Berliner 
Kunstverein bei Karl Friedrich Lessing in Auftrag gegebenes und alsbald ausgestelltes 
Bild „Das trauernde Königspaar“ starkes Aufsehen, weil es dem Publikum in voller 
Absicht ein in tiefer Trauer versunkenes, aber noch übermächtig scheinendes Herrscher- 
paar präsentierte, dem im Angesicht seines verstorbenen einzigen Kindes jedoch bewußt 
wurde, daß sıch die Herrschaft ihrer Dynastie, d.h. der überkommenen Feudalgewalten 
insgesamt, unwiderruflich dem Ende zuneigte. Von Wilhelm Hübner stammte ein 1844 in 
Berlin ausgestelltes Gemälde, welches die Notlage der schlesischen Weber schilderte. Es 
wird berichtet, daß das Bild von den Besuchern der Ausstellung umlagert gewesen sei. 


Von den in Berlin tätigen Malern, die ebenfalls ländliche Sujets wählten, wie etwa Eduard Meyerheim, wur- 
den aber trotz des reichen Anschauungsfeldes vor der Haustür keine eher als sozialkritsch einzustufende 
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In den folgenden Jahren rüttelte der Künstler sein Publikum noch durch weitere 
Gemälde auf. So trat er 1845 mit einem Motiv „Das adlige Jagdrecht“ an die Öffentlich- 
keit. Dieses prangerte die Jagdprivilegien und die dabei zutage tretende Willkür des Adels 
an, unter denen vor allem die Bauernschaft heftig zu leiden hatte. Auch ein anderes 
damals vollendetes Werk zeugte von seinem feinen Gespür für gesellschaftliche Schiefla- 
gen. Es hatte die massenhafte Auswanderung armer Landleute zum Gegenstand.’ 

Von der Historiographie, der beschreibenden Statistik der Zeitgenossen, aber auch 
der Publizistik im 19. Jahrhundert wurde dagegen ein Bild dieser Epoche gezeichnet, in 
dem andere als die von den Malern gesetzten Akzente deutlich in den Vordergrund tra- 
ten. Es war bestimmt einerseits durch die administrativen Umwälzungen innerhalb des 
preußischen Staates und andererseits durch den Kampf um die geistige Meinungsführer- 
schaft innerhalb des Deutschen Bundes. Um die Stein-Hardenbergischen Reformen, Bau- 
ernbefreiung und Städteordnung rankte sich seit dem letzten Drittel des 19. Jahrhunderts 
ein breites Schrifttum, in dem das Erkenntnisinteresse entweder an der Persönlichkeit der 
Reformer, ihren verfassungsrechtlichen Vorstellungen oder an den sozialpolitischen Kon- 
sequenzen ihres Handelns festgemacht wurde. Dagegen zeigte niemand eine sonderliche 
Neigung, sich intensiver damit zu befassen, den von der Verwaltungsspitze erzwungenen 
Wandel Brandenburgs von einem über Jahrhunderte gewachsenen Territorialstaat zu 
einer geschichts- und traditionsarmen, gestückelten preußischen Provinz zu beschreiben. 

Unter den furchtbaren Schlägen des napoleonischen Heeres war bekanntlich nicht 
nur Preußen zusammengebrochen, sondern mit dem Alten Reich auch die Markgraf- 
schaft und die Kur zu Brandenburg. In den alsbald nach 1815 ausbrechenden Auseinan- 
dersetzungen um Verfassungsfragen und um die zukünftige Vorherrschaft im deutsch- 
sprachigen Raum spielte historisch gewachsene Territorialität eine eher untergeordnete 
Rolle. Auf Grund der eher blamablen als heroischen Rolle Preußens im Kampf mit dem 
revolutionären Frankreich und Napoleon vor der Völkerschlacht bei Leipzig bedurfte es 
großer intellektueller Anstrengungen, um Preußen nach 1815 in der Öffentlichkeit ein 
zeitgemäßes Ansehen zu verleihen. Man mußte vergessen machen, daß unter den deut- 
schen Mächten in erster Linie das Habsburgerreich auf sich gestellt trotz schmerzhafter 
Rückschläge dem französischen Usurpator fast ununterbrochen militärisch die Stirn 
geboten hatte. 

Gewiß hatte die heute in Deutschland fast vergessene Entscheidungsschlacht bei 
Waterloo gegen den korsischen Usurpator den Ruhm der preußischen Waffen aufge- 
frischt. Darüber hinaus aber mußte eine nach und nach immer dichter geknüpfte Kette 
von Legenden und historischer Verkürzungen um die Ereignisse zwischen 1792 und 
1813/15 allgemeine Verbreitung und Aufnahme finden, damit in der Erinnerung die 
Befreiung Deutschlands vom französischen Joch als eine alleinige Großtat Preußens 


Themen aufgegriffen. Statt dessen wurde das Volksleben in seinen schönsten Farben beschrieben (Vgl. 
G. Lammel, Preussens Künstlerrepublik von Blechen bis Liebermann. Berliner Realisten des 19. Jahrhun- 
derts, Berlin 1995, S. 41ff.). 

2 Vgl. H. Gagel, Die Düsseldorfer Malerschule in der politischen Situation des Vormärz und 1848, in: Die 
Düsseldorfer Malerschule. Ausstellungskatalog, Düsseldorf 1979, S. 68, 75f. 
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gefeiert werden konnte. Im Rahmen dieser vor allem tagespolitisch motivierten Sinnstif- 
tungen bestand kein öffentlicher Bedarf an märkischer Geschichte bzw. brandenburgi- 
scher Identität. 

Erst nach der Jahrhundertmitte änderten sich die Voraussetzungen grundlegend, als 
Theodor Fontane mit seinen „Wanderungen“ den Brandenburgern den Stolz auf die 
Geschichte ihres Landes zurückgab.' Einschränkend muß allerdings hinzugefügt werden, 
daß trotz aller historischen Studien der Autor um des literarischen Effektes Willen in 
erster Linie eine von den Härten des Alltages befreite brandenburgische Landschaft im 
strahlenden Licht seines Herrscherhauses und eines stolzen Landadels nachzeichnete, die 
sich keinesfalls auf das gesamte Territorium und dessen Geschichte übertragen läßt. Dies 
lag auch nicht ın der Absicht des Dichters. Ebenso wird man es dem Schriftsteller Fon- 
tane nicht anlasten können, daß sein Publikum die leisen, aber kritischen Untertöne in 
seinem Brandenburg- und Preußenbild allzu gern überliest. 

Im Verhältnis zu seiner unpathetischen Erzählkunst, der geschickten Vereinigung von 
liebevoller Naturbeschreibung und einprägsamer historischer Kollage wird man die 
öffentliche Wirkung einer fortschreitenden landesgeschichtlichen Forschung als gering 
einstufen müssen. Außerdem fehlte bis in unser Jahrhundert sowohl der historischen 
Forschung als auch der Publizistik der Mut und das Interesse, sich intensiv mit den 
okkupierten sächsischen Landesteilen der Provinz und ihrer Bevölkerung zu beschäfti- 
gen, die ın der Situation des Jahres 1848 ein höheres Protestpotential als das übrige Bran- 
denburg entwickelten. 

Vor dem Hintergrund eines historisch-territorialpolitisch geradezu diffus und sche- 
menhaft wirkenden Gesamtbildes der Provinz Brandenburg in der Umbruchsituation 
nach 1815 ist es wohl angezeigt, das Land und seine Bewohner aus zwei höchst unter- 
schiedlichen Betrachtungswinkeln zu beschreiben, einerseits mit Blick auf die Verwal- 
tungsleistungen des Staatsapparates und deren soziale Folgeerscheinungen, um das pro- 
zeßhafte Geschehen in seiner gesamten Breite sichtbar zu machen‘, und andererseits 
unter Bezug auf zeitgenössische Stimmen, um die selektive Wahrnehmung solcher Vor- 
gänge aufzuzeigen. Denn vieles von dem, was der Historiker rückblickend in Kenntnis 
größerer Zusammenhänge als belangvoll einzustufen geneigt ist, dürfte in den Augen der 


unmittelbar Betroffenen nicht selten einen deutlich geringeren Stellenwert eingenommen 
haben. 


3 Für Paul Pfizer, den bekannten südwestdeutschen Publizisten, stand in seiner 1845 erschienen Schrift, „Das 
Vaterland“, Preußen 1813 an der Spitze der größten Bewegung, die seit der Reformation das deutsche Volk 
ergriffen habe. Allerdings hoffte er auf ein konstitutionell orientiertes Preußen, dessen liberales Potential er 
im Westen, in Breslau sowie in Ost- und Westpreußen verortet sah, während ihm die Mark und Pommern 
als Stätten eines absolutistischen Preußentums erschienen. 

4 In dem um 1842 entstandenen, aber nicht publizierten Gedicht „Zwei Preußen“ Fontanes waren die Ge- 
wichte noch anders verteilt. Während das Rheinland, Mosel und Saale längst von der Dichtung als romanti- 
sche Geschichtslandschaften entdeckt worden waren, kümmerte die Mark im Schatten Preußens dahin 
(zum Schriftum vgl. die Sammlung „Die Mark und Berlin im Spiegel der Dichtung“, hrsg. von G. Schaefer, 
3. Aufl., Berlin ol. S. 35ff.). 

5 Im allgemeinen vgl. jetzt den H.-H. Müller und H. Müller verfaßten Abschnitt „Brandenburg als preußi- 
sche Provinz. Das 19. Jahrhundert bis 1871“ in: Brandenburgische Geschichte, hrsg. von I. Materna und 
W. Ribbe, Berlin 1995, S. 395ff. 
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Mit dem jähen Zusammenbruch der militärischen Kräfte Preußens 1806 und der sich 
anschließenden Besetzung großer Teile seines Staatsgebietes durch die französische 
Armee, der überstürzten Flucht der obersten Behördenvertreter und des gesamten 
Königshauses aus Berlin und Brandenburg endete äußerlich betrachtet die von Friedrich 
II. angestrebte und zeitweise behauptete Stellung Preußens als eine europäische Macht. 
Im Inneren brach unter der Last der Kontributionsforderungen, Gebietsabtretungen und 
des fehlenden monarchischen Rückhaltes ein bereits seit einigen Jahrzehnten als reform- 
bedürftig angesehenes Verwaltungssystem zusammen. Dieses war einerseits durch den 
starken Wunsch nach fiskalischer Effektivität, andererseits durch eine latente Rücksicht 
auf altständische Strukturen geprägt gewesen. Deshalb hatte sich der vor 1806 in Teilen 
der bürokratischen Elite verbreitete Wille zu Reformen nur begrenzt einen Weg zu bah- 
nen vermocht. 

Mit dem Wegfall der alten Autoritäten und Symbole in der Situation der Niederlage 
aber eröffnete sich ungewollt und unvorhergesehen der Verwaltungsspitze der erforderli- 
che Handlungsspielraum, sowohl die ständische Verfaßtheit des Landes als auch deren 
staatliche Überformung von einigen Relikten der Vergangenheit zu entrümpeln‘ Mit den 
weithin bekannten Reformgesetzen der Jahre 1807/08 war zwar den Veränderungen in 
Staat und Gesellschaft eine Richtung gewiesen.’ Wie aber die postulierte Aufhebung der 
Leibeigenschaft, die Beseitigung der Patrimonialgerichtsbarkeit, die Gewerbefreiheit, die 
Selbstverwaltung der Kommunen, um nur die wichtigsten Ziele zu nennen, unter den 
obwaltenden Umständen verwirklicht werden konnten, mußte eine mehr als ungewisse 
Zukunft erweisen. Denn bis 1813/15 lastete der militärische Druck des napoleonischen 
Frankreich auf Brandenburg. Nach der Befreiung blieb er noch für Jahre in Gestalt 
hoher Steuerabgaben, um die Kriegskosten zu tilgen, bestehen. 

In dieser Lage fiel der Umstand, daß die im Mai 1815 konstituierte Provinz Branden- 
burg in räumlicher und administrativer Hinsicht nur wenig mit der Mark Brandenburg 
gemein hatte, kaum ins Gewicht. Seit Jahren hatte bereits die Altmark nicht mehr zum 
brandenburgischen Territorialverbund gehört, jetzt wurden ferner neumärkische Gebiete 
um Dramburg und Schiefelbein abgetrennt. Dafür gewann die neue Provinz aber ver- 
schiedene okkupierte sächsische Territorien, nämlich die Niederlausitz sowie die Ämter 
Belzig, Dahme, Doberlug, Finsterwalde, Jüterbog, Senftenberg sowie die Herrschaften 
Baruth und Sonnewalde hinzu. Dieses Konglomerat wurde in zwei Regierungsbezirken, 
die an keinerlei historische Wurzel anknüpften, zusammengefaßt. 


6 Die Situation in der Mark ist ausführlich beschrieben: Die Kurmark Brandenburg im Zusammenhang mit 
den Schicksalen des Gesamtstaates Preußen während der Zeit vom 22. Oktober 1806 bis Ende des Jahres 
1808. Von einem ehemaligen höhern Staatsbeamten, 2 Bde., Leipzig 1851/2. 

7 Einen Einblick in die Diskussion dieser von der Forschung stark beachteten Epoche preußischer Geschich- 
te bietet z.B. B. Vogel (Hrsg.), Preussische Reformen 1807-1820, Königstein/Ts. 1980. Aus landesgeschichtli- 
cher Sicht befriedigen diese Darlegungen allerdings selten, weil sie den regionalen Unterschieden innerhalb 
der einzelnen Provinzen nicht gerecht werden. 

8 Vgl. E. Klein, Von der Reform zur Restauration, Berlin 1964, S. 89ff. 
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Auch mit der Wahl der Verwaltungsmittelpunkte beschritt man konsequenterweise 
Neuland. Weder Frankfurt noch Potsdam hatten bisher in der Landesverwaltung überört- 
liche Bedeutsamkeit besessen. Die Bewohner der Gebiete über der Oder waren daher 
empört, daß die über Jahrhunderte bestehende Tradition Küstrins als zentraler Behörden- 
sitz ohne Not aufgegeben wurde. Dagegen ist es nachzuvollziehen, daß die preußische 
Administration den alten Herrschaftsmittelpunkt der Niederlausitz Lübben bei der 
Standortwahl nicht berücksichtigte. 

Im Rahmen dieser Neuorganisation sollte nach Ansicht der Bürokratie vermieden 
werden, auf Verwaltungsstätten und räumliche Strukturen mit landständischer Tradition 
zurückzukommen. Die in den folgenden Jahrzehnten noch mehrfach verschobenen 
Kreisgrenzen taten daher ein übriges, um das Gewicht gewachsener Strukturen, überlie- 
ferter Bindungen möglichst gering zu halten. Allerdings zeigte sich bei der Neuordnung 
bzw. Regulierung rechtlicher Verhältnisse im Bereich der Agrarverfassung immer wieder, 
daß die aus dem Mittelalter überkommenen territorialen Einheiten, aus denen sıch die 
Provinz zusammensetzte, ein zähes Nachleben besaßen. Stets mußte auf deren altes, über 
Jahrhunderte entwickeltes Rechtsgut Bezug genommen werden. Außerdem verzichtete 
man vorerst darauf, die Reformgesetze in den ehemals sächsischen Gebieten der Provinz 
anzuwenden." 

Gewiß zeigte die Regierung in Berlin auch von sich aus Entgegenkommen gegenüber 
regionalen Gruppen. Insbesondere den heftig opponierenden altständischen Kräften wur- 
den einige Zugeständnisse gemacht, deren Tragweite sıch erst nach und nach herauskri- 
stallisierte. So hatte Preußen, wie dies in der politischen Praxis des Alten Reiches üblich 
gewesen war, bei Herrschaftsantritt 1815 den Niederlausitzer Ständen ihre alte Verfassung 
bestätigt. Das am 22. Mai 1815 abgegebene allgemeine königliche Verfassungsversprechen 
blieb dagegen über Jahre in seiner Auslegung umstritten. Im Juni 1821 legte sich der 
König jedoch auf die künftige Einrichtung von Provinzialständen fest. Deren Bausteine 
bildeten entgegen der staatlichen Verwaltungspraxis weiterhin die alten territoriale Einhei- 
ten wie die Kur- und Neumark sowie die Niederlausitz. Diese Absichten lösten vor allem 
in liberalen Zirkeln und Konventikeln Empörung aus. Die schließlich 1823 ins Leben 
gerufene Interessenvertretung der verschiedenen sozialen Gruppen wurde von Beginn an 
durch die adligen Grundbesitzer dominiert. Diese gesellschaftliche Konstellation ver- 


9 Vgl. G. Berg, Die Verlegung der Provinzialbehörden der Neumark nach Frankfurt/Oder, in: Schriften d. Ver- 
eins f. d. Geschichte der Neumark 37 (1919), S. 87ff. 

10 So heißt es z.B. in einer Kabinettsordre vom 20.5.1826 wegen der Aufhebung der Geschlechts-Vormund- 
schaft im Luckenwalder Kreis, der zum Regierungsbezirk Potsdam zählte, über die räumliche Geltung der 
Verordnung: „... in dem diesseits der Elbe belegenen Theile des Herzogthums Magdeburg bestimme Ich 
hierdurch: daß die in dem ehemals zum Magdeburgischen gehörig gewesenen, jetzt der Kurmark einverleib- 
ten Luckenwaldeschen Kreise noch bestehende Geschlechtsvormundschaft ebenfalls aufgehoben sein soll“ 
(Kamptz, Sammlung der Provinzial- und statutarischen Gesetze in der Mark, Bd. 3, Berlin 1833, S. 396). 
Der Wirkl. Geh. Rat und Direktor im Justizministerium, der spätere Minister der Justiz Karl A.H.C. 
v. Kamptz hatte 1826 begonnen, die Provinzialgesetze im Druck erscheinen zu erlassen, denn „kein Jurist 
kann die Kenntnis der Gesetze und Observanzen, welche für einzelne Provinzen und Ortschaften gültig 
sind . entbehren, “. 

11 Vgl. R Dietrich, Die Eingliederung der ehemals sächsischen Gebiete in den preußischen Staat nach 1815, 
in: Expansion und Integration, hrsg. von P. Baumgart, Köln/Wien 1984, S. 262ff. 
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stärkte sich noch durch die im August 1825 erlassene Kreisordnung. Auf den Kreistagen 
verfügte die Ritterschaft über eine erdrückende Mehrheit, außerdem besaß sie das Vor- 
schlagsrecht für den Landrat. In dessen Hand konzentrierte sich fortan die Masse aller 
Verwaltungsaufgaben. Dazu gehörte nunmehr im Gegensatz zur absolutistischen Zeit 
auch die Aufsicht über die Städte.” 

Betrachtet man diesen bürokratischen Umschichtungsprozeß aus der Perspektive 
einer Bevölkerung, deren Zahl von etwa 1 Million um 1816 auf circa 1,5 Millionen um 
1840 anstieg, dann gewinnen wir eine andere Sicht auf die Dinge des Lebens als der an 
Organisationsstrukturen interessierte Historiker. Was vermochten die nach einer Erhe- 
bung von 1828 auf 138 Städte, 15 Flecken, 2.783 Dörfer und 3.650 Vorwerke und Einzel- 
gehöfte verteilten Landeskinder von diesen Vorgängen zu registrieren? Wo griff das Ver- 
waltungsgeschehen in den Alltag dergestalt ein, daß die Menschen eine konkrete 
Vorstellung von dem gewannen, was von staatlicher Seite beabsichtigt war? Welche Maß- 
nahmen wurden in einer agrarisch-klein-gewerblich ausgerichteten Sozial- und Wirt- 
schaftsordnung als verändernd empfunden?” Das obrigkeitliche Handeln war schließlich 
nur einer unter mehreren Faktoren, die gleichsam von außen in die kleinen Lebenswelten 
der Dorf- und Stadtgemeinschaften hineinwirkten. Noch griffen z.B. mit einer gewissen 
Regelmäßigkeit naturbedingte Mißernten wie etwa 1816/17, 1830/31 und 1846/47 tief in 
das Gesellschaftsgefüge ein, gruben sich in die Erinnerungen der unter der großen Not 
leidenden Menschen fest ein. 

Gewiß, die Angehörigen der staatlichen Verwaltung und der Magistrate, die Ritter- 
gutsbesitzer sowie die staatsunmittelbaren Lehrer und Geistlichen wußten um den politi- 
schen Hintergrund obrigkeitlicher Maßnahmen. Darüber hinaus werden die Angehörigen 
der Intelligenz, die Kaufleute und Fabrikanten sowie die Inspektoren der Güter und viel- 
leicht die Angehörigen der Stadtverordnetenversammlungen auf Grund ihrer Tätigkeit 
oder durch regelmäßige Zeitungslektüre Einblick in das staatliche Geschehen und die 
daraus resultierenden Veränderungen gewonnen haben. In den größeren Städten nahm 
die Zahl der Lesekabinette, Zeitungsklubs und der Vereine zu. Deren Bedeutung für das 
gesellschaftspolitische Klima wuchs gegen dem Ende der hier zu behandelnden Epoche 
durch die Ausbreitung einer verkehrstechnischen Revolution noch erheblich. Mit dem 
vom Wetter unabhängigen eisernen Roß rückte das Alte Europa zusammen, intensivierte 
sich der Austausch von Nachrichten ungemein. Davon blieb jedoch der ländliche, stadt- 
ferne Raum noch unberührt. Nur die gelegentlich besuchten Jahrmärkte mochten mit 
deutlicher Verzögerung als Nachrichtenbörse des jüngst Geschehenen fungieren. Auf 
dem Lande vollzogen sich nach wie vor staatliches Handeln und behördliche Umorgani- 
sation weitgehend unsichtbar und unverständlich für den Untertanen. Ein Wechsel im 
Politikstil, wie er sich in der Reformgesetzgebung ankündigte, konnte dort erst allmäh- 
lich wahrgenommen werden. 


12 Mit Blick auf Gesamtpreußen beschreibt dies R. Koselleck, Preußen zwischen Reform und Revolution, 
2. Aufl., Stuttgart 1975, S. 310ff., 448ff. Im besonderen vgl. K Vetter, Kurmärkischer Adel und preußische 
Reformen, Weimar 1979. 

13 Th. Freiherr v.d. Goltz, der aus eigenem Erleben dieser Welt nicht völlig fern stand, bezweifelte in seiner 
Geschichte der deutschen Landwirtschaft, Bd. 2, Berlin 1903, daß der ländlichen Bevölkerung bewußt ge- 
worden war, daß sie durch die Agrarreformen in zwei Klassen zerfallen war. 
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Noch fehlte es an dauerhaft und zeichenhaft etablierten Einrichtungen des Staates 
im Lande, aber auch im Verhältnis zu den Aufgaben mangelte es an Personal. In 28 der 
138 Städte lag eine Garnison, aber an Verwaltungsgebäuden, abgesehen von den Rathäu- 
sern, hatte der preußische Staat seit Jahrhunderten gespart. In Küstrin war die Regierung 
im alten Schloß des 16. Jahrhunderts untergebracht gewesen. In Frankfurt konnte auf 
Bauten mit einer vergleichbaren herrschaftlichen Tradition nicht zurückgegriffen werden, 
stattdessen nutzte man die Gebäude der einige Jahre zuvor geschlossenen Viadrina. Die 
Landräte agierten von ihren Gütern aus. Die neu eingerichteten Stadt- und Landgerichte 
wurden vorerst zumeist aus Mangel an geeigneten Baulichkeiten ebenso wie schon zuvor 
die Justizämter auf den Rathäusern provisorisch einquartiert. Dagegen befanden sich die 
Patrimonialgerichte weiterhin in den Verwalter- oder Inspektorenhäusern der Güter. 

Verglichen mit dem personalen Apparat des modernen Verwaltungsstaates war die 
Zahl der Exekutivorgane Preußens in den Dörfern und Städten verschwindend gering. 
Auch dies mußte dazu beitragen, daß Veränderungen im Aufbau des Landes nur langsam 
der Bevölkerung zu Bewußtsein gelangten. Es herrschte allenthalben ein Mangel an zei- 
chenhafter Staatssymbolik, welche gewöhnlich für jederman sichtbar den Prozeß der 
Umgestaltung der alten Territorien zu einer preußischen Provinz begleitete. So standen 
dem Landrat nur ein Sekretär und Kassenrendant, ein Schreiber sowie ein Bote zur Verfü- 
gung. Nach der Neuordnung des Gendarmeriewesens 1820 war die Zahl dieser Amtsträ- 
ger auf ein Sechstel der ursprünglich beabsichtigten Zahl zurückgeführt worden, so daß 
im Kreis nur mehr eine Handvoll Gendarmen die Autorität des Staates und seiner 
Gerichte repräsentierten.“ 

Andere Behörden wie die Steuer- und Zollverwaltungen, die nur in wenigen größeren 
Kommunen ihren Sitz hatten, waren als reine Kontrollorgane der lokalen Bedienten der 
Gemeinden und Kommunen, welche die Einnahme der Gelder wie bisher übernommen 
hatten, dem Blick der Bevölkerung entrückt. Die steigende Zahl der Wasserbaubeamten, 
der Bau- und Chausseebauinspektoren in den Regierungsbezirken sowie die Kommissare 
für das Wegewesen, die ebenfalls von den Städten aus agierten, steigerten die Leistungs- 
fähigkeit der Administration. Aber der Erfolg ihrer Arbeit mußte erst ıns öffentliche 
Bewußtsein breiter Schichten vordringen. Daher mußte der Staat auf dem platten Lande 
weiterhin seine Autorität mit den Gutsherrn teilen, die als Inhaber der Polizeigewalt, 
einer beschränkten Gerichtsbarkeit und des Kirchenpatronats für das Gemeinleben unver- 
zichtbare hoheitliche Funktionen erfüllten. 

In den Städten gestaltete sich der Aufbau eines handlungsfähigen Selbstverwaltungs- 
organes ebenfalls schwierig. Es fehlte vor allem an den Finanzen, um einen effektiven 
Behördenapparat ins Leben zu rufen. Statt dessen waren Bürgersinn und Dienst an der 
Gemeinschaft gefordert und erwartet worden. Die Führungsschichten der überwiegend 
Klein- und Mittelstädte standen den Reformen voll Mißtrauen gegenüber, weil sie sich 
durch die Beseitigung der Zünfte in ihrer sozialen Existenz gefährdet sahen. Unter den 
vermögenden, allein berechtigten Grund- und Hausbesitzern bestand deshalb nur eine 


14 Nach den Hardenbergschen Plänen hätte jeder Kreis auf etwa 50 Gendarmen zurückgreifen können, um die 
gesamte Tätigkeit seiner Behörden, nicht nur der Justiz, zu unterstützen. Nach der Reduktion beschränkte 
sich die Gendarmerie auf die Wahrung der öffentlichen Ordnung. 
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geringe Neigung, sich als Stadtverordnete am kommunalen Leben aktiv zu beteiligen. 
Andererseits waren zentrale Aufgaben wie das Armenwesen ohne die Mitwirkung ehren- 
amtlicher Deputierter nicht zu bewältigen. Überdies waren mangels Besitz erhebliche 
Teile der Intelligenz an der Ausübung bürgerlicher Rechte gehindert. Außerdem hatten 
die Magistrate eine wichtige Grundlage ihrer Autorität, die Gerichtsgewalt, eingebüßt. 

Mit anderen Maßnahmen griff der Staat jedoch erfolgreich bis zu den Untertanen 
durch. Zu nennen in dem Zusammenhang ist vor allem die Einführung der allgemeinen 
Wehrpflicht, allerdings dürfte deren Akzeptanz in den einzelnen sozialen Gruppen 
unterschiedlich ausgefallen sein. Zudem stieß die preußische Verwaltung bei ihrem Vorge- 
hen in den ehemals sächsischen Gebeiten noch über Jahre auf Ablehnung.” Auch die 
Regulierung der bäuerlich-adligen Lebensverhältnisse, die etwa 20 Prozent des Bauernlan- 
des berührten, durch die Generalkommissionen nahm innerhalb der Provinz keinen ein- 
heitlichen Verlauf.“ 

In der Niederlausitz wehrten sich die Grundbesitzer bis zum Beginn der zwanziger 
Jahre gegen die diesbezüglichen Pläne der Regierung. In der Prignitz konnte die Bauern- 
schaft den Adel rasch durch Geldzahlungen entschädigen. Auch im Berliner Umland war 
dieser Prozeß zügig zu Ende geführt worden. In der Neumark wurde dagegen oft erst 
über die alte Rechtsqualität des Bauernlandes vor Gericht gestritten, weil davon die 
Höhe der Entschädigung des Adels abhing. Bis 1838 hatte man in der Provinz 14.570 
Regulierungsverfahren abgeschlossen. Im Durchschnitt trat der Bauer 5,7 Hektar Acker- 
fläche an den Grundherrn als Entschädigung ab. 

Zu Beginn der vierziger Jahre hatte sich unter dem Eindruck steigender Preise für 
Agrarprodukte in den Dörfern ein breites wohlhabendes Bauerntum mit einem durch- 
schnittlichen Besitz von 27,8 Hektar neben dem Großgrundbesitz etabliert. Die Land- 
wirtschaft begann zunehmend vom agrartechnischen Fortschritt zu profitieren. Dieser 
strahlte von einigen im Land befindlichen Mustergütern wie Wollup und den Landwirt- 
schaftsschulen aus. Allerdings vermochten zwei Drittel der Bauernfamilien, die auf 
Höfen mit weniger als 30 Morgen saßen, sowie die Dorfhandwerker von dieser Entwick- 
lung nicht zu profitieren. Aus diesen Schichten rekrutierte sich in den folgenden Jahr- 
zehnten das gewaltige Potential der Auswanderer und der städtischen Armen. 

Über die wirtschaftlichen Impulse, welche in der Entstehungszeit der Provinz vom 
Staat auf dem Wege der Gesetzgebung und über Investionen ausgingen, läßt sich kein ein- 
heitliches und gesichertes Urteil fällen. Auf Handwerk und Textilindustrie kamen schwie- 
rige Zeiten zu. Übermächtige Konkurrenz und eine schlechte Agrarkonjunktur in den 
zwanziger und dreißiger Jahren belasteten diese Gewerbezweige stark, ohne daß ihnen 
Hilfe zuteil wurde.” Wachsende Armut ließen ihre Absatzmärkte schrumpfen. Jede Hun- 
gerkrise traf das Handwerk mit voller Wucht. Auf dem Lande begegnete man dieser Ent- 
wicklung teilweise durch eine Ausdehnung der Viehwirtschaft und des Nebengewerbes. 


15 Vgl. R Lehmann, Geschichte der Niederlausitz, Berlin 1963, S. 546f. 

16 Sehr ausführlich behandelt dies H. Harnisch, Kapitalistische Agrareformen und industrielle Revolution, 
Weimar 1984, S. 268ff. 

17 So schon W. Treue, Wirtschaftszustände und Wirtschaftspolitik in Preußen 1815-1825, Stuttgart / Berlin 
1937, S. 60ff, 204ff. 
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Der einsetzende Chausseebau förderte die Landwirtschaft entlang dieser Trassen, 
deren Umfang immerhin von 27,8 Meilen im Jahre 1816 auf 180,1 Meilen im Jahre 1848 
anstieg, weil von dort kostengünstig und schnell städtische Märkte, vor allem Berlin, 
beliefert werden konnten. Außerdem bot dieses vom Staat und den Gemeinden getra- 
gene Großprojekt zumindest punktuell unterbäuerlichen Schichten vorübergehend 
Arbeit. Seit den vierziger Jahren kam noch der Eisenbahnbau hinzu, der einerseits den 
Arbeitsmarkt entlastete und andererseits mit fortschreitendem Ausbau des Streckennetzes 
in den Ballungsräumen für stabile Nahrungsmittelpreise sorgte.” Allerdings setzte sich 
der wirtschaftliche Aufschwung des Berliner Raumes in der Provinz nicht fort. 

Schließlich wird man sich noch eines grundlegenden Wandels erinnern müssen, der 
in die Anfangszeit der Provinz Brandenburg fiel, der Einrichtung der preußischen Union. 
Dieser damals seit über 100 Jahren angestrebte Eingriff in das Kirchenleben betraf nicht 
allein die Geistlichen. Keinem Gläubigen blieb die Tragweite der Entscheidung verbor- 
gen. Durch die Einführung einer allgemeinen Landesagende wurde die Gottesdienstfeier 
nämlich auf ein gemeinsames evangelisches Grundmuster zurückgeführt. In einem Erlaß 
vom 27. September 1817 anläßlich der bevorstehenden Säkularfeier der Reformation 
brachte der König seinen Wunsch nach Vereinigung der protestantischen Kirchen zum 
Ausdruck. 

Nach umfangreichen Vorbereitungen kamen 1819 in Berlin und Frankfurt die Provin- 
zialsynoden der beiden Regierungsbezirke zusammen, um über eine Verbesserung des 
Kirchenwesens zu beraten. Die dazu eingeladenen reformierten Kirchengemeinden lehn- 
ten allerdings eine Teilnahme ab, weil aus ihrer Sicht Geistliche und Laien an den Bera- 
tungen gleichermaßen zu beteiligen seien. Dies bedeutete aber nur einen ersten Vorge- 
schmack auf kommende Schwierigkeiten bei der Neugestaltung der Landeskirche.” 
Nachdem sich die erste Begeisterung für die Union gelegt hatte, wurden allenthalben 
Bedenken über die theologisch-kirchenrechtlichen Folgen dieser Entscheidung laut. 

Im April 1830 wies der König nochmals daraufhin, daß die Annahme des Unions- 
ritus keinen Wechsel des Bekenntnisses zur Konsequenz habe. Ferner sei davon der recht- 
liche Status der lutherischen und reformierten Gemeinden völlig unberührt. Obwohl die 
Dreihundertjahrfeier zur Übergabe des Augsburger Bekenntnisses von staatlicher Seite 
erneut genutzt wurde, für die Union zu werben, begann sich eine stattliche Zahl lutheri- 
scher Pfarrer und ihre Gemeinden aus der Landeskirche zurückzuziehen. Trotz verschie- 
dener Strafandrohungen konnte diese Bewegung nicht aufgehalten werden. Nach dem 
Thronwechsel 1840 schlug die Verwaltungsspitze gegenüber diesen Kräften aber einen 
versöhnlicheren Ton an. 

Es bedarf wohl keiner weiteren Belege, um deutlich zu machen, daß die Entstehungs- 
geschichte der Provinz Brandenburg mit einer Vielzahl von Veränderungen im gesell- 
schaftlichen Leben verbunden war. Dieses Schicksal teilten die Bewohner der Provinz 


18 Zum Ausbau der Verkehrswege vgl. Brandenburgische Geschichte, wie Anm. 5, S. 445ff. 

19 Die Spannungen innerhalb der Amtskirche werden bereits bei H. v. Mühler, Geschichte der evangelischen 
Kirchenverfassung in der Mark Brandenburg, Weimar 1846, S. 327ff., sichtbar. Ergänzend vgl. H.-J. Gabriel, 
Im Namen des Evangeliums gegen den Fortschritt. Zur Rolle der „Evangelischen Kirchenzeitung“ unter 
E.W. Hengstenberg von 1830 bis 1849, in: Beiträge zur Berliner Kirchengeschichte, hrsg. von G. Wirth, Ber- 
lin 1987, S. 154ff. 
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aber mit den übrigen Landesteilen Preußens. Die Spezifik dieser Vorgänge rührte rück- 
blickend betrachtet in erster Linie aus den sozialen Rahmenbedingungen eines von der 
Staatsspitze und ihren bürokratischen Eliten im Angesicht der Niederlage gegen das 
napoleonische Frankreich verordneten Wandels her. 

Dazu gehörten vor allem ein vergleichsweise armer Landadel mit starker politischer 
Stellung, die sich vor allem auf seinen Einfluß bei Hofe und im Militär gründete, eine 
durch die Gesetzgebung benachteiligte Bauernschaft, der in einer wirtschaftlich schwieri- 
gen Umbruchsituation von staatlicher Seite keinerlei finanzielle Hilfe wie etwa in Sach- 
sen gewährt wurde, sowie ein überwiegend im ackerbürgerlichen Milieu verhaftetes Bür- 
gertum. Unter diesen Umständen darf man nicht erwarten, daß die Masse der in Klein- 
und Mittelstädten, in Flecken und Dörfern beheimateten Landeskinder den Prozeß der 
Umgestaltung jenseits der eigenen Lebenssphäre aufmerksam verfolgte. Vieles zog sich 
über Jahre und Jahrzehnte hin und blieb daher dem Auge des Zeitgenossen überwiegend 
verborgen, zumal staatliche Informationsquellen nicht sprudelten und räumliche Mobi- 
lität vielerorts an Schusters Rappen gebunden war. 


2. Zeitgenössische Stimmen und Meinungen 


Unter den zeitgenössische Stimmen und Meinungen ragt eine besonders hervor, weil sich 
in ihr Urteilsfähigkeit, Sachkenntnis und Blickweite auf eine für die Zeit ungewöhnliche 
Weise vereinten, die Stimme des Generals Friedrich August Ludwig v.d. Marwitz, der als 
brandenburgischer Militär und Repräsentant des konservativen Ständetums mit großer 
Skepsis den Reformeifer einer überwiegend aus Landfremden gebildeten Bürokratie ver- 
folgte. Mit seinen Beurteilungen traf er aus späterer Sicht gewiß nicht immer ins Ziel, 
aber die sozialen Kosten der Umgestaltung des ländlichen Raumes und der Vorherrschaft 
einer bürokratischen Elite standen ihm für einen Zeitgenossen selten klar vor Augen. 

Heftige Kritik übte er an der Neugestaltung der Verwaltungseinheiten, weil sie histo- 
risch gewachsene Bindungen ohne Not und Recht zerstörte. Diese habe ferner einerseits 
die Kosten der Zivilbehörden drastisch erhöht und zum anderen vor allem innerhalb der 
Justiz große Verwirrung gestiftet, weil diese Maßnahme allenthalben mit Umzügen und 
der Beschaffung neuer Räumlichkeiten verbunden gewesen war.” In der Tat, nicht selten 
mußten die stets von Mäusefraß und Feuchtigkeit bedrohten Akten über viele Kilometer 
auf schlechten Straßen mit Bauernwagen transportiert werden, so daß sich einzelne Regi- 
straturen danach in einem noch desolateren Zustand als zuvor befanden. 

Auch gegen die Durchführung der Agrarreformen meldete Marwitz grundsätzliche 
Bedenken an. Bemerkenswert war daran insbesondere, daß er, wie spätere Untersuchun- 
gen bestätigen sollten, die bitteren wirtschaftlichen Konsequenzen der Regulierungen 
frühzeitig erkannte. Sie nutzten in erster Linie dem vermögenden Rittergutsbesitzer und 


20 Vgl. Friedrich August v.d. Marwitz. Fin märkischer Edelmann im Zeitalter der Befreiungskriege, Bd. 1, Le- 
bensbeschreibung, hrsg. von F. Meusel, Berlin 1908, S. 589£. 
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dem wohlhabenden Bauern, weil nur dieser Personenkreis kapitalstark genug war, um 
mittels erhöhter Investitionen auf den vergrößerten Flächen bessere Erträge zu erzielen. 
Richtig sah er deshalb voraus, daß die Kleinbauern in wirtschaftliche Not gerieten. 

In dem Zusammenhang verdienen seine Zweifel am wirtschaftlichen Nutzen des 
Chausseebaues ebenfalls unsere Aufmerksamkeit. Vorübergehnd zog dieser nach seiner 
Auffassung zwar die Arbeitskräfte aus den Dörfern an und sorgte für gute Bezahlung, 
aber sobald dieser beendet war und sie in ihre Dörfer zurückkehrten, stünden sie vor 
dem nichts. Verschärft wurde diese Situation durch fiskalische Entscheidungen. So wurde 
1824 die Branntweinsteuer deutlich erhöht. Im folgenden Jahr wurden die Chausseegel- 
der und die Portogebühren kräftig angehoben. Außerdem wurde in diesem Jahr der 
Münzfuß umgestellt. Auf den Taler wurden nunmehr statt 24 guter Groschen 30 Silber- 
groschen gerechnet. Wegen der ungleich schlechteren Teilbarkeit der Münzeinheit führte 
dies, so v.d. Marwitz, bei kleineren Ausgaben, die im dörflichen Alltag die Regel waren, 
zu erheblichen Preissteigerungen.” 

Seine schweren Sorgen über die ökonomische Lage der Provinz brachte der Branden- 
burger v.d. Marwitz wohl in folgenden, für die Residenz wenig schmeichelhaften Überle- 
gungen zum Ausdruck: „So entstand denn der ärgerliche Kontrast, daß, während das 
Land arm wurde und zugrunde ging, in der Hauptstadt die größte Opulenz zur Schau 
getragen wurde, mit welcher nur der Luxus und die Verschwendung der Beamten, Juden, 
Wucherer und Spekulanten gleichen Schritt hielt“. Verschiedene Veränderungen im Herr- 
schaftsstil des preußischen Königshauses registrierte der Landjunker und Militär mit 
großer Zurückhaltung, geradezu Unverständnis. So vermochte er nicht nachzuvollziehen, 
warum der König, nachdem er längere Zeit im Ausland verweilt hatte, in seiner Haupt- 
stadt so hohe Summen für repräsentative Bauten, den Ankauf von Kunstgut und die 
Abhaltung großer Paraden und Hoffeierlichkeiten aufzuwenden bereit war. 

Und schließlich glaubte er zu wissen, daß der König für den Unterhalt der neuen 
Bürokratie immense Gelder verschleuderte, welches in den Taschen Hardenbergs und sei- 
ner Günstlinge verschwand. Bis in die untersten Ränge der Verwaltung hätte sich eine 
Mentalität verbreitet, aus der heraus keiner Bedenken trug, sich persönlich zu bereichern. 
So ließen sich die in großen Scharen mit der Regulierung beschäftigten Landvermesser 
und Gehilfen jeden Handschlag von der verarmten Landbevölkerung teuer bezahlen.” 
Denn die mit wenigen Amtsträgern besetzten Generalkommissionen konnten sich der 
umfangreichen Arbeiten vor Ort nicht annehmen. 

Manches von der Kritik eines v.d. Marwitz hatte unter den Vertretern des politischen 
Ständetums bereits eine lange Tradition, wie das tief verwurzelte Mißtrauen gegenüber 
landfremden Amtsträgern. Darüber hinaus zeigen seine Wertungen aber in eindrucksvol- 
ler Form, daß Zeitgenosse und Historiker mit jeweils plausiblen Argumenten in ein und 
derselben Angelegenheit zu sehr unterschiedlichen Urteilen gelangen konnten. So lag es 
v.d. Marwitz auch fern, sich voll des Lobes über die ungewöhnlichen Architekturen eines 
Karl Friedrich Schinkel zu äußern. Diese Zurückhaltung beruhte aber nicht auf stilkriti- 


21 Vgl. ebda., S. 673ff. 
22 Vgl. ebda., S. 590ff., 596, 608, 672f., 674f. 
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schen Bedenken. Er hätte sich vielmehr die erforderlichen Gelder besser angelegt 
gewünscht, nämlich für den Wiederaufbau des Landes nach den Leiden der Franzosen- 
zeit. Am Rande sei außerdem vermerkt, daß v.d. Marwitz den großen Baumeister wohl 
schätzte, denn er betraute ihn späterhin mit dem Umbau seines Herrenhauses in Frie- 
dersdorf. 

Bei den übrigen von uns herangezogenen Autoren vermißt man unter tagespoliti- 
schen Gesichtspunkten betrachtet eine so breite Perspektive schmerzlich. Dennoch ver- 
mögen sie einzelne Aspekte unseres Themas durch lichtvolle Einblicke zu erhellen und 
damit zu einem Gesamtbild der Provinz im Vormärz beizutragen. So äußerten sich der 
sächsische Gesandte Graf Vitzthum von Eckstädt, der spätere Generalstabschef Graf 
Moltke und der bekannte Berliner Arzt Heim gelegentlich zu spektakulären Ereignissen 
im Hofleben und den Militärparaden, welche gewiß bei dem kleinstädtischen Bürgertum 
und dem Landvolk der Mark einen stärkeren und anhaltenderen Eindruck als alle admı- 
nistrativen Winkelzüge hinterließen. 

Ernst Ludwig Heim erwähnt, daß bei dem feierlichen Einzug der bayrischen Prinzes- 
sın in Berlin am 28. Novemver 1828 die Stadt den ganzen Tag voller Menschen war, wel- 
che die Festlichkeiten bewunderten. Auf der hölzernen Brücke am Zeughaus kamen in 
dichtem Gedränge etliche Personen zu Tode” Man vermag kaum den Aufwand und 
Glanz solcher Veranstaltungen im Verhältnis zur weit verbreiteten Armut der Mittel- und 
Unterschichten zu ermessen. Von einem Blumenkorso der Hofgesellschaft im Juni 1846 
erzählt der sächsische Gesandte, an dem etwa 2.000 Kutschen teilgenommen hätten. 
Während des Umzuges bewarfen sich die Fahrgastgemeinschaften mit Blumen und mit 
Mehl gefüllten Eierschalen. Die sächsische Mannschaft hatte zu diesem Zweck einen mit 
acht Pferden bespannten und geschmückten Möbelwagen mit sich geführt, auf dem 
6.000 Blumenbouquets, 500 Kränze, 50 Tauben und Konfetti als Wehr gelagert waren. 
An kostspieligen Lustbarkeiten herrschte in Berlin und Potsdam kein Mangel, wenngleich 
der Gesandte dazu lapidar anmerkte: „Die immense Hofloge, der Alles geopfert ist, ist 
prachtvoll, aber nicht vornehm“. 

Nur schwerlich nachzuempfinden war auch der Eindruck, der von den im Frühjahr 
und Herbst mit großer Regelmäßigkeit über Wochen stattfinden Manövern im Berliner 
und Frankfurter Raum auf die Bevölkerung ausging. Dazu mußten aus der gesamten Pro- 
vinz Infanterie- und Kavallerieverbände zusammengezogen werden. Über Tage und 
Wochen marschierten die Truppenkolonnen durch de stillen Dörfer und einsamen 
Städte der Mark. So zog v.d. Marwitz ım Herbst 1821 mit 12 Reiterregimentern ins 
Manöver. Moltke berichtet, daß im Jahre 1823 gar 30.000 Mann zu den abschließenden 
Übungen zusammengezogen wurden. 

Über die unmittelbaren Erfolge und Wirkungen solcher Ereignisse auf die arme 
Zivilbevölkerung teilt er seiner Mutter im Mai 1830 mit, daß hier „Elegants mit Regen- 
schirmen und Strohhüten und Bauernbengel in blaue Jacken gesteckt und binnen vier 
Wochen so zugestutzt, daß sie aussehen wie Soldaten ...“. Die Exerzierwut sei so groß, 


23 Vgl. Ernst Ludwig Heim, Tagebücher und Erinnerungen, hrsg. von W. Körner, Leipzig 1989, S. 214f. 
24 Vgl. C.F. Graf Vitzthum von Eckstädt, Berlin und Wien in den Jahren 1845-1852, 2. Aufl., Stuttgart 1886, 
S. 3, 17. 
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daß nach Abschluß dieser Zeit der entlassene Landwehrmann sich Tage auf seine Ofen- 
bank legen müsse, damit sich die strapazierten und verbogenen Gliedmaßen erholten“. 
Im Herbst 1829 ließ der König aber alle militärischen Demonstrationen ausfallen, weil 
er, wie Prinz Wilhelm zu berichten wußte, die ersparten Gelder den vom Hochwasser 
geschädigten Provinzen Preußen und Schlesien zur Verfügung stellen wollte” 

In den kleinen Städten längs der wichtigen Verkehradern stellte schon der Durchzug 
eines hochgestellten Würdenträgers eine Sensation dar, die durch nichts zu überbieten 
war. So empfingen Rat und Bürgerschaft von Friedeberg ın der Neumark den Herzog 
von Wellington auf seiner Reise nach Petersburg, als dieser am 20. Februar 1826 im 
dortigen Gasthof sein kurzes Nachtlager aufschlug. Ein Durchzug des Königs auf dem 
Weg nach Marienburg, Danzig oder Königsberg löste in Friedeberg eine Woge der Begei- 
sterung aus. Die Stadt wurde geschmückt. Die Schützengilde marschierte auf, die Garni- 
son paradierte und der Magistrat versammelte sich unter Musik mit den bürgerlichen 
Vereinen und den Schulkindern.” 

Dies änderte sich erst, als, wie Prinz Johann von Sachsen im März 1842 verwundert 
feststellte, die bis dato in einer einwöchigen Kutschenfahrt mit stattlicher Begleitung 
zum Ausdruck kommende Entfernung Berlin-Dresden auf eine eintägige Bahnreise 
zusammenschrumpfte“ Mit der Eisenbahn wandelten sich nicht nur das Zeit- und 
Raumgefühl ihrer vorerst überwiegend wohlhabenden Nutzer, sondern für die ländliche 
Bevölkerung längs der großen Straßen rückte die große Welt in weite Ferne, die aller- 
dings durch billige Druckerzeugnisse wie Romane und Bildfolgen alsbald wieder in die 
Stuben zurückkehrte. 

Bis dato war das Überbrücken größerer Entfernungen für die Menschen ein Kosten- 
faktor und Abenteuer gleichermaßen gewesen. Nach Aussage Per Daniel Atterboms war 
das Reisen im Nordosten Deutschlands vergleichsweise teuer, weil zwischen den Orten 
kein reger Verkehr herrschte“ Daher kann es nicht verwundern, daß in zeitgenössischen 
Briefen und Reisebeschreibungen Brandenburg nicht in den heiteren Farben eines Fon- 
tane beschrieben wurde. Die Landschaft wird selten eines Blickes bzw. mit einem Wort 
oder Satz gewürdigt. In aller Regel reisten die gelehrten Briefschreiber von einem städti- 
schen Kulturzentrum zum nächsten. 

Das zwischen den größeren Städten liegende platte Land weckte nur dann Interesse, 
wenn es auf den Reisenden schön und anmutig oder merkwürdig im Wortsinne wirkte. 
So verweilte Gustav Freytag 1836 längere Zeit in Berlin und Brandenburg. In Erinnerung 
blieben ihm aber nur die Fahrten bzw. Fußwanderungen zu dem Pächter von Dreetz und 
Wollup in der Neumark, der für seine Neuerungen in der landwirtschaftlichen Produk- 


25 Vgl. Moltke. Leben und Werk in Selbstzeugnissen, hrsg. von M. Horst, 2. Aufl., Basel ol, S. 2, 19f. 

26 Vgl. Briefwechsel zwischen König Johann von Sachsen und den Königen Friedrich Wilhelm IV. und Wil- 
helm I. von Preußen, hrsg. von Johann Georg Herzog zu Sachsen, Leipzig 1911, S. 55. 

27 Vgl. C. Treu, Geschichte der Stadt Friedeberg in der Neumark und des Landes Friedeberg, Friedeberg 1865, 
S. 478, 498, 504. 

28 Vgl. Briefwechsel, wie Anm. 26, S. 179, 185. 

29 Vgl. Per Daniel Atterbom, Ein Schwede reist nach Deutschland und Italien, hrsg. von E. Jansen, Weimar 
ol, S. 94. 
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tion bekannt war! Für Heinrich Laube, einen bekannten Verfasser von Reisenovellen aus 
den Dreißiger Jahren, lag Berlin in „einem höchst mageren Binnenlande“. Die Oder war 
ihm „ein armer Tagelöhnerfluß, der es nie zu einer glänzenden Umgebung bringt.“ Die 
märkischen Gewässer nannte er „traurige Binnenseen“. Voll des Lobes zeigte er sich dage- 
gen für die Potsdamer Umgebung.” Das zeitgenössische Empfinden über Anmut und 
Reiz einer Landschaft kam wohl auch bei der Streckenauswahl Moltkes zum Ausdruck, 
als er 1845 von Berlin nach Rom reisen sollte, um dort die Stelle eines Adjutanten des 
Prinzen Heinrich zu übernehmen. Pferde und Kutsche sollten per Bahn bis Dresden 
transportiert werden, „wo die Gegend schön wird“. 

Stattdessen begegnen uns immer wieder heftige Klagen über den Zustand der märki- 
schen Straßen. So beschreibt Atterbom 1818 die märkischen Wege wie folgt: „Die Pferde 
waten Schritt für Schritt durch schwellenden Sand, während die Munterkeit der Fahren- 
den, ehe sie sich dessen versehen, durch einen tüchtigen Rippenstoß aufgefrischt wird, 
indem der Wagen über einen mitten auf der Landstraße liegenden Steinhaufen oder über 
einen tüchtigen grundfesten Feldstein fährt, den aus dem Wege zu räumen niemand sich 
die Mühe gibt“ 

Im Winter und bei Nacht nahmen die Strapazen der Reisenden weiter zu. So benö- 
tigte Heim über 11Stunden, um am 4. Januar 1818 von Berlin nach Zehdenick mit der 
Kutsche und einem Wagen zu reisen. Durchfroren kam die kleine Reisegesellschaft in 
dem Städtlein an, weil der Postillon in der Dunkelheit die Orientierung verloren hatte.” 
Noch ärgeres widerfuhr Heinrich Ranke des öfteren bei seinen Wanderungen von Frank- 
furt/Oder aus, wo er als junger, minderbemittelter Lehrer tätig war. So setzten ihn auf 
einer Reise nach Küstrin einmal Oderschiffer auf einer Flußinsel in der Dunkelheit ab, so 
daß er ohne Orientierung die Nacht bei Kälte im Freien verbringen mußte. Fine andere 
Fahrt von Stettin nach Frankfurt nächtens bei klirrendem Frost verbrachte er auf einem 
offenen Fuhrwerk.” Diese, wenn überhaupt, mit rohen Holzbänken bestückten Wagen 
hatten für die Gäste regelmäßig eine besondere Tortur parat, sobald man die schlecht 
geplasterten Straßen der Klein- und Mittelstädte erreichte und jeder der grob behauenen 
Feldsteine das primitive Gefährt erzittern ließ. 

Von der Kulturlandschaft, den Dörfern und Städtlein, ihrer Geschichte nahmen die 
Reisenden oftmals wenig Notiz. Ihnen fiel gewiß nicht ins Auge, was 1842 ein Domänen- 
pächter beim Besuch der Prignitz erfreut registrierte, den durch die Regulierungen und 
Separierungen hervorgerufenen Verhaltenswandel der Bauern bei der Bearbeitung ihrer 
Feldmarken. „Man kann nicht genug bewundern, wie sehr die Cultur sich seit dieser Zeit 


30 Vgl. Gustav Freytag, Erinnerungen aus meinem Leben, Leipzig ol, S. 549ff. 

31 Vgl. Heinrich Laube, Reise durch das Biedermeier, hrsg. von F.H. Körber, Hamburg 1965, S. 307, 341ff., 
351, 354. 

32 Vgl. Moltke, wie Anm. 25, S. 137. 

33 Vgl. Atterbom, wie Anm. 29, S. 29f. 

34 Vgl. Heim, wie Anm. 23, S. 185. 

35 Vgl. Friedrich Heinrich Ranke, Jugenderinnerungen mit Blicken auf das spätere Leben, Stuttgart 1877, 
S. 107f., 109f., 135f., 143. 
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gehoben hat, denn wo vor 20 Jahren Wasserpfützen und Steinhügel mit Dorn bewachsen 
sichtbar waren, sieht man jetzt das schönste Korn allerorten und die schönsten Wiesen“ 

Atterbom notierte sich über seine Reise nach Berlin, daß bis Oranienburg immer 
wieder ein Garten oder ein Herrnhaus das Einerlei der Landschaft durchbrach und seine 
Aufmerksamkeit weckte. Namentlich war ihm aber nur das Gut Liebenberg im Gedäch- 
nis verhaftet geblieben. Von dort bis Berlin aber erstreckte sich seiner Meinung nach 
eine öde Landschaft.” Noch abwertender fiel aber sein Urteil über die Bewohnerschaft 
aus. „Die Gemütsart, welche die Natur hier ihren menschlichen Individuationen ein- 
haucht, ist trocken, mürrisch, hochnasig, grob, unsauber und trotzig“. In den dreißiger 
Jahren urteilte Willibald Alexis keinesfalls besser über die Mark und ihre landschaftliche 
Beschaffenheit. Für ihn pilgerte man ebenfalls von Berlin „durch öde Sandsteppen“ nach 
dem „anmutigen Punkte Rügen“ 

Den Ranke Brüdern gefiel der Oderraum dagegen sehr. Heinrich zeigte sich durch 
die Metallwarenindustrie um Neustadt-Eberswalde beeindruckt. Sein Bruder Leopold, der 
später berühmte Berliner Historiker, berichtete ihm in einem Brief überschwenglich über 
einen Ritt längs des Oder-Spreekanals, allerdings verirrte er sich, als er den einsamen Weg 
durch Wälder bei Müllrose zu nehmen versuchte. Die Dörfer der Region machten auf 
ihn gleichwohl einen hübschen Eindruck”. Aber auch er folgte dem Geschmack der Zeit, 
wenn er sich in erster Linie von den gebirgigen Landschaften seiner thüringischen Hei- 
mat angezogen fühlte. 

Diese doch sehr unterschiedliche Aussagen über den ländlichen Raum der Provinz 
werden vielleicht ein wenig verständlicher, wenn wir uns den baulichen Gesamtzustand 
der Dörfer und Landstädte vor Augen führen, weil dieser wohl schon von den Zeitgenos- 
sen als ein Indikator für das kulturelle und wirtschaftliche Niveau des Landes betrachtet 
wurde. Noch immer dominierten dort die Lehmbauten, d.h. überwiegend eingeschos- 
siges Fachwerk mit einem Stroh- oder Ziegeldach, das Siedlungsbild. Die mächtigen alter- 
tümlichen Kirchbauten des Landes fanden kein Interesse bei den Reisenden einer Epo- 
che, die voll Bewunderung auf die gotischen Dome und Münster im Westen des Alten 
Reiches blickten. Auch in den brandenburgischen Kommunen schob sich selten ein 
Steinhaus über die Fachwerkbauten hinaus, und wenn, dann war zumeist seine gotische 
Formgebung nicht zu übersehen. Selbst die oft oftmals von ausgedehnten Wirtschaftshö- 
fen, Brennereien und Gärten umgebenen Rittersitze fielen durch ihre baulichen Beschaf- 
fenheit dem Reisenden nicht auf. Sie verfügten zwar häufiger als die bäuerlichen Gehöfte 
über zwei Geschosse, aber ein erheblicher Teil der Gutsherrn wohnte ebenfalls nicht in 
Massivbauten. Nur durch das Bauvolumen hoben sich viele Adelssitze vor 1840 aus dem 
Dorfbild heraus. Äußerst selten verdiente ein solches herrschaftliches Haus auf Grund 
seiner architektonischen Beschaffenheit die Bezeichnung Schloß. 

Abschließend soll noch an einige außergewöhnliche Ereignisse erinnert werden. Sie 
runden unser Bild dieser Zeit insofern ab, weil sie andere, als die von uns erwarteten 
Prioritäten im Alltag der Menschen demonstrieren und die Präsens des Staates in der 


36 Zitiert nach Harnisch, wie Anm. 16, S. 151. 

37 Vgl. Atterbom, wie Anm. 29, S. 40. 

38 Vgl. W. Alexis, Reise durch Österreich, Süddeutschland und die Schweiz, Berlin 1992, S. 288. 
39 Vgl. Leopold von Ranke, Das Briefwerk, hrsg. von W.P. Fuchs, Hamburg 1949, S. 42-44. 
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bürgerlichen Öffentlichkeit auf eine eigentümliche, der Epoche angemessene Weise 
beleuchten. Mit großem Gepränge begingen die städtischen Obrigkeiten und die Bürger- 
schaften eine Vielzahl von Gedenktagen. Insbesondere die Erinnerung an die jüngste Ver- 
gangenheit, die Reformation und Festtage im Herrscherhaus boten den Anlaß hierzu. So 
errichtete man im Juni 1819 in Friedeberg bereits ein erstes Denkmal für den Feldmar- 
schall Blücher“ Im Juni 1818 feierte man bei großer Hitze in der Residenzstadt den Sieg 
bei Belle Alliance mit einer gewaltigen Militärparade. Auch anläßlich des Sieges bei Groß 
Beeren veranstaltete man am 23. August 1833 am Fuße des Kreuzberges im Tivoli ein 
Volksfest, welches Zehntausende von Besuchern anlockte.“ 

In der ländlichen Abgeschiedenheit Friedebergs verknüpfte der Rat die Dreihundert- 
jahrfeier des Augsburger Bekenntnisses, die Einführung der Union und die Einweihung 
eines neuen Schulgebäudes zu einem aufwendigen Festakt. Nach dem Nachmittagsgottes- 
dienst zogen der Rat, die Stadtverordnetenversammlung, die Bezirksvorsteher, die 
Ehrengäste sowie die gesamte Bürgerschaft unter Musik und geistlichem Gesang zum 
Schulgebäude, der Prozession voran gingen sämtliche Lehrer und die Schüler aller Kna- 
benklassen.” 

Andere Geschehnisse waren dagegen mit Krankheit, Tod und wirtschaftlicher Not 
verbunden, ohne daß den Menschen von staatlicher Seite in ihrem schweren Unglück 
auch nur geringe Hilfe zuteil wurde. So wurden die Fachwerkstädte regelmäßig von 
schweren Brandkatastrophen heimgesucht. Die Bewohner der östlichen Provinzen wur- 
den durch den Einbruch der Cholera im Herbst 1831 in Angst und Schrecken versetzt. 
Vergeblich hatte der preußische Staat durch einen Militärkordon längs der polnischen 
Grenze sich der Verbreitung der Seuche nach Westen in den Weg zu stellen versucht. Als 
sie die Hauptstadt dennoch erreichte, konnten sich Kommune und Staat lange Zeit dar- 
über nicht verständigen, wer die Kosten für ein bescheidenes Krankenhaus zu tragen hat- 
te. Es wurde mit 13 Betten bei einer Bevölkerung von über 200.000 Bewohnern aus- 
gerüstet.” 

Auf Monate litten Verkehr und öffentliches Leben heftig unter der unsichtbaren 
Bedrohung. Die Post stellte zeitweise ihren Dienst ein. Die Studenten der Berliner Uni- 
versität blieben aus Furcht vor der Seuche aus.” Jeder Reisende mußte sich höchst 
umständlich um „Gesundheitspapiere“ bemühen. Eine große Stadt ließ sich aber von 
ihrem Umland nicht abkapseln. Die trübsinnige Stimmung in der Bevölkerung beschrieb 
Ernst Heim wohl nicht unzutreffend, wenn er in seinem Tagebuch notierte: „Die Cho- 
lera lag uns allen in den Gliedern. Es sind izt doch ganz erbärmliche Zeiten““ 


40 Vgl. Treu, wie Anm. 27, S. 467. 

41 Vgl. Heim, wie Anm. 23, S. 188, 234. 

42 Vgl. Treu, wie Anm. 27, S. 486. Die Tausendjahrfeier des Deutschen Reiches wurde am 6. August 1843 auch 
von den Friedeberger Bürgern begangen. 

43 Vgl. P. Weiglin, Berliner Biedermeier, Bielefeld und Leipzig 1942, S. 15f. 

44 Vgl. Banke, wie Anm. 39, S. 242, 246 und Leopold von Ranke, Neue Briefe, bearb. von B. Hoeft und hrsg. 
von H. Herzfeld, Hamburg 1949, S. 159, 167, 171, 245. 

45 Vgl. Heim, wie Anm. 23, S. 231. 
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In kleineren Kommunen suchte man seine Zuflucht in rigideren Maßnahmen. So 
schloß sich Friedeberg gegen seine Nachbarn ab. Die alten Stadttore wurden verschlos- 
sen und mit Bürgerwachen besetzt. Jeder Reisende mußte aufwendige Kontrollen über 
sich ergehen lassen. Als in Driesen Cholerafälle bekannt wurden, sagte der Rat alle 
Wochenmärkte ab. Handel und Gewerbe schliefen ein. Über drei Monate währten diese 
Maßnahmen.” In Fürstenwalde ergriff der Rat noch drastischere Schritte, um sich gegen 
die ın Frankfurt/Oder grassierende Cholera zu schützen. Die ins Umland führenden 
Straßen wurden verbarrikadiert und bewacht. So gewappnet wartete man bis in das fol- 
gende Jahr ab. Aber es sollten dennoch bis Januar 1832 etliche Personen an der Seuche” 
sterben. 

Bei anderen Gelegenheiten zeigte sich der Obrigkeitsstaat dagegen als sehr hand- 
lungsfähig, wenn nämlich die öffentliche Ordnung durch das Verhalten einzelner sozialer 
Gruppen gestört wurde. So griff man bei einer Massenschlägerei der Schuster- und 
Schneidergesellen im August 1823 hart durch. Es wurden ihrer etwa 150 inhaftiert. 
Einige von ihnen wurden öffentlich mit Kantschuhhieben grausam bestraft, wie Heim 
seinem Tagebuch anvertraute. Im folgenden Jahr beobachtete er, daß im Schloß Köpe- 
nick ca. 30 junge Burschen wegen „demagogischer Grundsäzze“ festgesetzt wurden. Dazu 
hatte die Regierung 100 Soldaten abkommandiert. Im September 1830 schwappte die 
Woge der westeuropäischen Unruhen bekanntlich bis nach Berlin über. Zwischen dem 
15. und 21. September stand deshalb die Berliner Garnison, so wußte Heim zu erzählen, 
unter Waffen. Am 16., 17. und 18. kam es dennoch in der Stadt zu Zusammenrottungen, 
welche von der Kavallerie aber auseinandergetrieben wurden. Mit Erleichterung stellte 
Heim am 22. daher fest: „Die Unruhen des Pöbels und der Neugierigen haben ein Ende. 
Vom ersten sind viele tüchtig abgeprügelt worden, .“ 

Versucht man nun zwischen den Aussagen derjenigen, welche in der Regel unter 
Mühen das Land zu Fuß oder auf unbequemen Fuhrwerken durchquerten, und unseren 
eingangs formulierten Anmerkungen zu den administrativen Strukturen dieser Epoche in 
der Provinz eine Brücke zu schlagen, dann kommt man wohl nicht umhin, Chiffren wie 
„öde“ oder einem Straßenzustandsbericht eine andere Bedeutung beizumessen, als es der 
reine heutige Wortsinn nahe legen könnte. Sie waren letztlich auch Ausdruck eines tief 
empfundenen Wohlstandsgefälles, welches Autoren wie Willibald Alexis bei ihrem 
Besuch südlicher Gefilde stets aufs neue im Angesicht der Dörfer, Städte und Gasthöfe 
lebhaft notierten. Dieses summierte sich in einer Vielzahl von Merkmalen und Besonder- 
heiten auf. Dazu gehörten die Weite der naturbelassenen Landschaft ebenso wie die 
geringe Größe der Siedlungen mit ihren unscheinbaren Bauten sowie die alltäglichen 
Lebensumstände vieler Bewohner und der verschwindend geringe Gewerbeanteil. 

Im dünnbesiedelten Brandenburg mit seinem weitmaschigen Netz von kleinstädti- 
schen Siedlungen und seinen dürftigen Straßenverbindungen stellte die Überbrückung 
des Raumes noch eine Aufgabe dar, die Zeit und Kraft erforderte, auch wenn ein geübter 


46 Vgl. Treu, wie Anm. 27, S. 488f. 

47 Vgl. G.F.G. Goltz, Diplomatische Chronik der ehemaligen Residenzstadt der Lebusischen Bischöfe Fürsten- 
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Reiter wie Marwitz voll Stolz berichtete, daß er in eineinhalb Stunden von Friedersdorf 
nach Frankfurt/Oder ritt. Eingebettet in den unbegrenzten Naturraum bildeten die 
zumeist agrarisch geprägten Gemeinden noch wie eh und je abgeschiedene und kleinräu- 
mige Lebenswelten, die auf den Städter, zumal wenn er aus damaligen Ballungsräumen 
stammte, sehr fremdartig wirkten. Versteckt hinter dichten Hecken, altertümlichen Stadt- 
mauern und überragt von klobigen Kirchbauten boten diese Gemeinwesen als die letzten 
Erben eines lang andauernden Nachmittelalters den noch aus der Ferne drohenden 
Veränderungen in Verwaltung und Wirtschaft trotzig die Stirn. 

In der scheinbar beschaulichen Welt des Biedermeier vollzog sich verwaltungsmäßi- 
ges Handeln ebenso wie das Reisen weiterhin nach den Maßstäben einer vorindustriellen 
Welt. Eine fehlende Infrastruktur, unterentwickelte Kommunikationstechniken sowie eine 
geringe Reisegeschwindigkeit prägten das Agieren der Menschen in der Offenheit des 
Raumes. Dem Auge des rückblickenden Betrachters bleiben allerdings diese Realien oft- 
mals verborgen, weil sie ob ihrer Selbstverständlichkeit keinen unmittelbaren Eingang in 
die Akten oder die Erlebnisberichte finden mußten. 

Die Bausteine der provinzialen Ordnung Brandenburgs, die Rittergüter, Dörfer und 
Kommunen standen aufgrund dieser alltäglichen Distanzen stärker als andernorts, wo 
ein dichtes Straßen- und Kommunikationsnetz bereits das öffentliche Leben auf vielfäl- 
tige Weise zu verändern begann, für sich. Die Bewohner waren noch überwiegend auf ihr 
Dorf oder ihre Kommune verwiesen. Erst gegen Ende der hier zu betrachtenden Epoche 
zeigten die in der Sozial- und Wirtschaftsordnung angestoßenen Veränderungen vor 
allem im städtischen Milieu Wirkung. Dagegen sollte nur ein kleiner Teil der ländlich- 
kleinstädtischen Gesellschaft von den in die Zukunft gerichteten Tendenzen profitieren. 
Mit Blick auf die Ereignisse der Jahre 1848/49 stellt sich deshalb vorrangig die Frage, in 
welchen sozialen Räumen der Provinz konnte sich unter diesen Umständen vorrangig ein 
Protestpotential entwickeln. 


Vielfältig und doch ein gemeinsames Grundmuster - 
die europäische Revolution von 1848/49 


Von Rüdiger Hachtmann 


Die revolutionären Erschütterungen, die 1848 und 1849 ganz Europa durchliefen, waren 
voller Widersprüche und Gegensätze. Drei Szenen aus den europäischen Revolutionsme- 
tropolen Paris, Berlin und Wien, die zeitlich am Beginn des revolutionär aufgewühlten 
Jahres standen, sollen dies veranschaulichen. 

Am 19. März 1848 hatte das Berliner ‚Volk‘ zwischen 13 und 14 Uhr mehr als 150 
Leichen der zum Teil bös entstellten Barrikadenkämpfer, die am Vortage und in der 
Nacht während der Barrikadenkämpfe gefallen waren, zum Schloßplatz gebracht. Kurz 
nach 14 Uhr erscheint der König auf einem Balkon seines Schlosses. Nachdem die viel- 
köpfige Menge vehement und lautstark den König auffordert, seine Kopfbedeckung 
abzunehmen, entblößt Friedrich Wilhelm IV. tatsächlich sein Haupt vor den zahlreichen, 
direkt unter dem Balkon des Schlosses plazierten Leichen - und erweist so den toten Bar- 
rikadenkämpfern seine Reverenz. 

Nicht diese bekannte Geste und die Gemütsbewegungen des Königs sollen hier inter- 
essieren. Es soll vielmehr das Schlaglicht auf den Gefühlszustand , der da unten‘, also der 
zahllosen Demonstranten zu Füßen des Königs gerichtet werden. Ein anonymer Augen- 
zeuge formulierte gegenüber dem Chronisten der Berliner Revolution Adolf Wolff Emp- 
findungen, wie sie ähnlich auch ein großer Teil zumindest des bürgerlichen Teils des 
atemlos harrenden Publikums gehabt haben dürfte: 

Die Geste des Königs, seine Feldmütze vor den gefallenen Barrıkadenkämpfern zu 
ziehen, sei eine Szene gewesen, „welche an tragischem Pathos alles überbietet, was jemals 
in Trauerspielen der antiken und romantischen Kunst an den erschütterten Gemüthern 
vorüber gezogen ist.“ Der Maßstab, das am 19. März Erlebte einzuordnen, waren die 
Ereignisse in Paris keine drei Wochen zuvor. „Man hat Ludwig XVI., als er das Schaffot 
bestieg, ‚le roi martyr‘ genannt; wie gering erscheint die Sühne, welche ihm das Pariser 
Volk [...] auferlegte im Vergleich zu der Buße, welche das Berliner Volk seinem König 
bereitete“, als es ihn (so wäre zu ergänzen) zwang, die Mütze vor den toten Barrikaden- 
kämpfern abzunehmen. „Von dieser Stunde an war“, man höre und staune, „die 
Umwandlung in dem Herzen des Königs, wie in dem des Volkes geschehen; das 
preußische Königthum war unwiderruflich von dem absoluten Throne gestiegen, die Stu- 
fen welche zu dem constitutionellen führen, waren gelegt. Größer und würdiger als das 
Pariser Volk hat das Berliner Volk seine Revolution vollzogen; dort haben sie den Thron 
des Königs [...] zerbrochen und den Flammen übergeben; hier [in Berlin] wurde ein 
größerer Sieg gefeiert, hier wurde das Herz des Königs gebrochen und einem Läuterungs- 
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feuer übergeben, aus welchem das selbe zu seinem und des Königs Heil wiedergeboren 
hervorgegangen ist.“' 

Nicht die Illusion, die aus diesen Worten spricht, jetzt endlich sei Preußen ein für 
allemal zu einer parlamentarischen Monarchie geworden, soll hier interessieren. Tatsäch- 
lich blieb Preußen seit 1849 bis 1918 eine pseudokonstitutionelle Monarchie mit ausge- 
prägt autoritär-repressiven Zügen. Wichtig ist vor allem, daß unser Augenzeuge und mit 
ihm vermutlich die große Mehrheit der Berliner Bevölkerung am 19. März 1848 die 
Monarchie nicht nur nicht in Frage stellte. Sie glaubte die Bindung zwischen Volk und 
König sogar zusätzlich massiv gestärkt.’ Friedrich Wilhelm IV. saß nach der Märzrevolu- 
tion zunächst fester im Sattel als zuvor. Die geschilderte Szene besaß Symbolcharakter. 
Der König hatte zwar seine Mütze gezogen und den gefallenen Barrikadenkämpfern 
seine Reverenz erwiesen. Aber er stand weiter hoch über seinen Untertanen. Die Men- 
schen unter ihm blickten, jedenfalls in den ersten Revolutionsmonaten, erwartungsvoll 
zu ihm auf - zum Monarchen als dem (wie sie es empfanden) königlichen Vater der gan- 
zen preußischen Nation. 

Ganz anders hatte das Pariser ‚Volk‘ drei Wochen zuvor gefühlt und gehandelt. Der 
Kontrast könnte kaum stärker sein: 

Nachdem am 23. Februar 1848 der Bürgerkönig Louis Philippe geflohen und die 
königliche Schloßwache kapituliert hatte, strömte das ‚Volk‘ in die Tuilerien. Zunächst 
sichtete man die Kleiderkammern der königlichen Familie und gab eine Art spontanen 
Maskenball. Hausfrauen defilierten in Salonroben, Arbeiter im Frack. Ein schon etwas 
betagter Pariser hatte sich den Morgenrock des Königs übergezogen. „Der Mob putzte 
sich höhnisch mit Spitzen und Kaschmir heraus, goldene Fransen wurden um Blusenär- 
mel gewickelt, Hüte mit Straußenfedern schmückten die Köpfe von Schmieden, und 
Bänder der Ehrenlegion mußten Gürtel für Prostituierte abgeben“, schildert Gustave 
Flaubert die Szene erregt, schockiert und zugleich amüsiert. „Im Vorzimmer stand auf 
einem Haufen von Kleidungsstücken eine Straßendirne in der Haltung der Freiheitssta- 
tue, mit weit offenen Augen, schreckenerregend.“ 

Man parodierte das Hofleben Louis Philippes, gab, in Originalkostümen, ein wüstes 
‚Hofkonzert‘ oder tat sich an den noch warmen Speiseresten der königlichen Hoftafel 
gütlich, die die überhastet geflohenen Minister zurückgelassen hatten. Im Zentrum der 


1 Nach: A. Wolff, Berliner Revolutionschronik. Darstellung der Berliner Bewegungen im Jahre 1848 nach po- 
litischen, socialen und literarischen Beziehungen, Bd. 1, Berlin 1851 (ND Leipzig 1979), S. 249f. 

2 Nur einzelne Zeitzeugen wie Rudolf Virchow, als Radikaldemokrat und u.a. Mitbegründer des ‚Republikani- 
schen Klubs‘ damals ein ‚Linksaußen‘ in der revolutionären Bewegung Berlins, waren kritischer und hell- 
sichtiger. Er bezeichnete die geschilderte Geste des Königs wie seinen Umritt durch Berlins Straßen am 
21. März 1848, mit dem er sich demonstrativ „an die Spitze Deutschlands“ zu stellen schien, als „ein[en] 
großen politischen Streich. Aber noch kann niemand sagen, wie das auslaufen wird. Für den Augenblick 
haben wir Ruhe, aber die Ruhe eines Vulkans u[nd] zwar eines noch nicht ausgebrannten.“ (Brief an den 
Vater vom 24. März 1848, in: R. Virchow. Briefe an seine Eltern 1839 bis 1864, hrsg. von M. Rabl, geb. Vir- 
chow, Leipzig 1906, S. 139.) 

3 Die symbolträchtige Szene wiederholte sich dann drei Tage später noch einmal, als der Trauerzug mit den 
Leichen der Barrikadenkämpfer am Stadtschloß vorbei zum Friedrichshain zog, der König erneut auf dem 
Balkon stand und jedesmal, wenn ein Wagen mit Leichen gefallener Berliner vorbeifuhr, seinen Helm ab- 
nahm. Ausführlich: R. Hachtmann, Berlin 1848. Eine Politik- und Gesellschaftsgeschichte der Revolution, 
Bonn 1997, S. 204-208 bzw. S. 216. 
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Ereignisse stand der Thronsaal. Jeder wollte sich einmal auf dem Symbol der vergange- 
nen Monarchie niederlassen. In einer langen Reihe warteten Männer, Frauen und Kinder 
darauf, endlich dranzukommen und einen Augenblick auf dem großen, mit rotem Samt 
bezogenen Stuhl Platz zu nehmen. Viele imitierten das Gehabe Louis Philippes. Einzelne 
Jugendliche sprangen auf dem Thron herum wie auf einem Trampolin. Am Nachmittag 
des 24. Februar wurde dann der Thronsessel aus dem Fenster geworfen. Vier ‚Arbeiter‘ 
hoben das lädierte Stück auf ihre Schultern und trugen es, an der Spitze einer größeren 
Menschenmenge, wie einen Sarg zur Place de la Bastille. Dort wurde das Symbol der ver- 
gangenen Monarchie zertrümmert und schließlich verbrannt! 

In Paris wurden die Symbole der Monarchie demonstrativ entweiht, zerstört und 
zum Gegenstand von Hohn und Spott des ‚Pöbels‘. Bereits Anfang März glaubte Hein- 
rich Heine und wie er wohl die meisten Menschen in Paris die monarchische Vergangen- 
heit ganz weit weg, Sie „liegt hinter uns wie ein Ammenmärchen“, das mit den Worten 
beginnt: „es war einmal ein König“. 

In Wien dagegen machte die Revolution buchstäblich vor den Thronen halt. In der 
österreichischen Hauptstadt war die politische Grundhaltung der großen Bevölkerungs- 
mehrheit im März 1848 also ähnlich wie in Berlin; den Kaiser zu verjagen war undenk- 
bar. Ein ‚Problem‘ war freilich, daß der schwachsinnige, Anfang Dezember 1848 zur 
Abdankung gezwungene Kaiser Ferdinand nicht wie der Hohenzollernmonarch als Iden- 
tifikationsfigur, als ‚Volkskönig‘ taugte. Statt am lebenden Monarchen orientierte man 
sich in Wien am historischen Mythos. In Wien mußte das ‚Volk‘ seinen Wunsch nach 
einer reformoffenen Monarchie zum Ausdruck bringen, indem es einem Mythos applau- 
dierte: Einen Tag nach der Wiener Märzrevolution, am 14. März, brachte eine größere 
Menschenmenge dem ehernen Standbild des Reformkaisers Joseph II. spontane Ovatio- 
nen, nachdem man ihm eine schwarz-rot-goldene Fahne in die Hand gedrückt und den 
Sockel des Denkmals mit Blumen geschmückt hatte. 

Spätestens in der zweiten Oktoberhälfte verloren freilich auch die Wiener Revoluti- 
onäre das Vertrauen in den Kaiser. Die Mehrzahl der Mitglieder der Ende Oktober 1848 
in der österreichischen Hauptstadt gegründeten Mobilgarde verweigerte den Eid auf den 
Schutz des konstitutionellen Throns. „Republik“ wurde zum Schlagwort, die Farbe Rot 
zum Symbol für eine soziale Republik - in Wien im Frühherbst, in Berlin oder auch z.B. 
in Leipzig oder Köln bereits im Sommer. Vorbild war Paris, wo schon im Februar 1848 
Bot neben der Trikolore vorübergehend zur Nationalfarbe geworden war. In Berlin 
stand seit dem Mai 1848 in den Unterschichten überdies nıcht mehr allein die Person 
des ausgesprochen verhaßten Prinzen von Preußen, also des designierten Thronfolgers 
und späteren Königs und Kaisers Wilhelm I., im Zentrum der Kritik. Darüber hinaus 
wurde zunehmend auch Friedrich Wilhelm IV., also der König selbst, zur Zielscheibe 
von Spott und Ablehnung. 

Die geschilderten Begebenheiten zeigen exemplarisch: Die Revolution von 1848 war 
höchst vielfältig und eine Zeit raschen Wandels - gleichgültig, ob man sie in europäi- 


4 Zitate: G. Flaubert, L'éducation sentimentale. Histoire d'un jeune (1869), hier in der Übersetzung von 
E.A. Reinhardt: Die Erziehung des Herzens (1926), München 1979, S. 391ff. 
5 H. Heine, Die Februarrevolution 1848, in: Insel-Heine, Bd. 3, S. 602f. 
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scher, in deutscher oder in preußischer Perspektive betrachtet. Im Zentrum dieses Auf- 
satzes steht die europäische Dimension der Revolution. Sie läßt sich auf knappem Raum 
freilich nicht gleichmäßig ausleuchten. Ich werde mich auf die städtische Revolution 
konzentrieren - den für den gesamten Revolutionsprozeß eminent wichtigen Agrarbe- 
reich also ausklammern - und hier wiederum vor allem die Entwicklungen und Ereig- 
nisse in den drei europäischen Revolutionsmetropolen Paris, Wien und Berlin in den 
Blick nehmen. Der preußischen Metropole gilt darüber hinaus besondere Aufmerksam- 
keit, weil sie sich im Revolutionsjahr zur informellen Hauptstadt des 1848/49 staatlich ja 
nur vorübergehend geeinten Deutschlands mauserte. Die folgenden Ausführungen glie- 
dern sich in acht Abschnitte. Sie beginnen jeweils mit einer These, die dann in mehr 
oder weniger groben Strichen ausgemalt wird. 


I. 


Die Revolution von 1848/49 ist die einzige Revolution der Neuzeit geblieben, die quasi 
gesamteuropäischen Charakter besaß. Weder die Revolution von 1830 noch die von 1917 
oder 1918 oder die Umwälzungen Ende der achtziger Jahre dieses Jahrhunderts strahlten 
so stark auf das gesamte kontinentale Europa aus wie die Revolutionen von 1848. Die 
These vom europäischen Charakter der Revolution von 1848 gilt, obwohl wichtige 
europäische Staaten nur am Rande von revolutionären Erschütterungen betroffen 
wurden. Zu nennen sind hier vor allem Großbritannien, Belgien und Rußland, ferner Spa- 
nien und Griechenland. In den Niederlanden und in den skandinavischen Ländern kam 
es eher zu Reformschüben als zu Revolutionen im engeren Sinne des Wortes. 

Aber ansonsten wurden alle größeren Staaten von der Revolution erfaßt. Die 
gesamte österreichische Vielvölker- Monarchie wurde fundamental erschüttert - selbst der 
‚ferne Osten‘ Europas, etwa die Walachei, Moldawien, Siebenbürgen, außerdem Böhmen, 
die Slowakei, das unter drei Großmächte aufgeteilte Polen, und zwar hier vor allem das 
von Preußen okkupierte Großherzogtum Posen. Im Zentrum der Revolution in der 
österreichischen Monarchie stand neben dem deutschsprachigen Österreich namentlich 
Ungarn, wo die Revolution erst im August 1849 ihr blutiges Ende fand. Neben Preußen 
und den übrigen deutschen Staaten sowie Frankreich wurden darüber hinaus sämtliche 
italienischen Staaten einschließlich des von der Habsburger-Monarchie besetzten Nord- 
italien seit März 1848 von der Revolution erfaßt. 

Und selbst die Staaten, die von der Revolution nicht unmittelbar tangiert waren, 
wurden von ihr doch wesentlich beeinflußt. Der in jüngster Zeit üblich gewordene 
Begriff „Reformschub“ für die Entwicklungen in den skandinavischen Ländern und die 
Niederlande bringt zum Ausdruck, wie stark der politische Druck, der in anderen Staa- 
ten zur Revolution eskalierte, auch in diesen Ländern wirkte. Das erst 1830 gegründete 
Belgien war infolge seiner seit 1831 gültigen, für damalige Verhältnisse ‚ultra-liberalen‘ 
Verfassung gegen revolutionäre Anfechtungen gefeit. In Großbritannien schlossen sich 
Regierung und größere Teile der, middle class‘ zusammen, um energisch den (vermeintli- 
chen) Gefahren zu trotzen, die vom Chartismus und von den Iren drohten. Rußland 
wiederum wurde zwar von revolutionären Bewegungen nicht erschüttert, obwohl die 
Zahl der Bauernunruhen das übliche Maß überschritt. Aber gerade weil es im Zarenreich 
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ruhig blieb, wurde der Zarismus zum zentralen Akteur im Europa der Jahre 1848 und 
1849 - für die Gegenrevolution als „Retter Europas“, also Drohpotential und entschei- 
dender Bündnisgenosse, für die Revolutions- und Reformbewegungen dagegen als „Gen- 
darm Europas“, nämlich als Feindbild und Quelle der Furcht (und damit ähnlich pau- 
schalisierend national konnotiert wie unter umgekehrtem Vorzeichen Frankreich)! 


II. 


Die Revolution erfaßte mittelbar oder unmittelbar also alle europäischen Staaten. Der 
europäische „Völkerfrühling“ des Jahres 1848 währte freilich nur kurz. Die Nationen 
standen sich selbst im Weg. Es kam zu keinem die nationalstaatlichen Grenzen sprengen- 
den, geschlossenen Bündnis der europäischen Reform- und Revolutionsbewegungen. Die 
Solidarität, der man sich zu Anfang gegenseitig verbal versicherte, hielt nicht. Sie machte 
sehr bald nationaler Rivalität und nationalistischer Überheblichkeit Platz - wenn man 
von der organisierten Arbeiterbewegung, deren Geburt gleichfalls auf das Jahr 1848 
datiert, und Teilen der demokratischen Bewegung absicht. Der Wunsch nach nationaler 
Einheit und die nationalen Bewegungen waren zugleich eine ganz wesentliche Wurzel der 
Revolution und zugleich ihr Spaltpilz. 

Wie schwierig sich der Umgang mit kleinen Nationen bzw. mit nationalen Minder- 
heiten gestaltete, wie rasch nationale Überheblichkeit Fuß faßte, ist an einer Rede des 
Schriftstellers Wilhelm Jordan abzulesen, die dieser während der sog. Polendebatte in der 
Frankfurter Paulskirche hielt. Jordan, Anfang Mai in Freienwalde für den Wahlkreis 11 
der Provinz Brandenburg als Abgeordneter in die Deutsche Nationalversammlung 
gewählt, suchte in seinem berühmt-berüchtigt gewordenen Debattenbeitrag alle diejeni- 
gen zu diskreditieren, die für eine Rücksichtnahme auf die Rechte nationaler Minder- 
heiten plädierten. 


6 Vgl. L. Thomas, Russische Reaktionen auf die Revolution von 1848 in Europa, in: W. Hardtwig (Hg.), Re- 
volution in Deutschland und Europa 1848/49, Göttingen 1998, S. 240-259, D. Geyer, Der Gendarm Euro- 
pas. Rußland, in: Freiheit, schöner Götterfunken! Europa und die Revolution 1848/49. ZEIT-Punkte 1/98, 
Hamburg 1998, S. 82-87. Zur Berliner Perspektive auf Rußland vgl. Hachtmann, Berlin 1848, S. 657-662. Ich 
verzichte hier und im folgenden auf detaillierte Hinweise zur neueren Revolutionsforschung. Den wohl be- 
sten gesamteuropäischen Überblick gibt nach wie vor J. Sperber, European Revolutions, 1848-1851, Cam- 
bridge 1994. Ein Standardwerk außerdem, mit längeren Aufsätzen zu den jedenfalls im deutschen For- 
schungsraum sonst häufig vernachlässigten Revolutionen in den verschiedenen Einzelstaaten - u.a. Moldau 
und Walachei - bzw. zu den Reformschüben in Dänemark, Schweden, Norwegen, Niederlande und Belgien: 
D. Dowe, H.-G. Haupt, D. Langewiesche (Hg.), Europa 1848. Revolution und Reform, Bonn 1998, bes. 
S. 85-452. Zu Spanien 1848 vgl. H. Bieber, Bollwerk gegen die Freiheit. Spanien, in: ZEIT-Punkt 1/98, 
S. 88-91. Zu den Ereignissen und Entwicklungen in den ost- und südosteuropäischen Staaten vgl. R Ja- 
worski, Robert Luft (Hg.), 1848/49. Revolution in Ostmitteleuropa, München 1996. Weiterhin den besten 
Gesamtüberblick über die deutsche Revolution bietet weiterhin W. Siemann, Die deutsche Revolution von 
1848/49, Frankfurt a. M. 1985; vgl. außerdem W. Mommsen, 1848. Die ungewollte Revolution, Frankfurt 
a. M. 1998, sowie D. Hein, Die Revolution von 1848/49, München 1998. 

7 Zur ‚internationalistischen‘ Haltung der frühen Arbeiterbewegung am Beispiel Berlin ausführlich: Hacht- 
mann, Berlin 1848, S. 652-655. 
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Eine solche Haltung sei, so Jordan am 24. Juli 1848 wörtlich, „kosmopolitischer 
Liberalismus“. An dessen Stelle müsse man einen modernen „gesunden Nationalegois- 
mus“ setzen, der „Polenrausch“, „weltbürgerlichen Idealismus“ und „schwachsinnige Men- 
talität“ überwunden habe. „Die Übermacht des deutschen Stammes gegen die meisten 
slawischen Stimmen“, so Jordan wörtlich weiter, gehöre zu den „naturhistorischen Tatsa- 
chen.“ Diejenigen, die für das nationale Selbstbestimmungsrecht der Polen einträten und 
dadurch die fünfhunderttausend in Posen lebenden Deutschen „hinausstoßen“ würden, 
halte er „mindestens [...] für unbewußte Volksverräter“. 

Diese Position war keine isolierte Privatmeinung des Herrn Jordan. Er sprach offen- 
bar vielen Abgeordneten aus der Seele. Das läßt sich einmal an dem „andauernden stür- 
mischen Beifall“, den er von den Abgeordneten erhielt, und an einem Beschluß der 
Paulskirche festmachen. Einige Tage später, am 27. Juli, verwarfen de Abgeordneten der 
Deutschen Nationalversammlung (deren hohe Bedeutung, insbesondere die imponierende 
Leistung der Reichsverfassung, nicht in Frage gestellt wird, wenn auf ihre nationalchauvi- 
nistischen Ausrutscher" hingewiesen wird) mit einer deutlichen Mehrheit von 331 zu 101 
einen Beschluß des Vorparlaments von Ende März, in dem es geheißen hatte: „Die Ver- 
sammlung erklärt die Teilung Polens für ein schmachvolles Unrecht. Sie erkennt die hei- 
lige Pflicht des deutschen Volkes an, an der Wiederherstellung Polens mitzuwirken.“ 

Mit ihrer Ablehnung, die Polen bei der Herstellung staatlicher Souveränität unter- 
stützen zu wollen, stand die Paulskirche wiederum keineswegs allein. Welch breite Reso- 
nanz ein zwar noch nicht rassistischer, aber doch kulturchauvinistischer Nationalismus 
fand, zeigt etwa der Blick in den Berliner Blätterwald: 

Die liberale Spenersche Zeitung behauptete am 15. April, also lange vor der Rede 
Jordans in der Paulskirche, daß „die Thatsache über alle Zweifel erhaben sei, daß die 
deutsche Volksthümlichkeit von jeher zu tieferer Durchbildung und reiferer Lebensentfal- 
tung berufen gewesen ist, als die slavische“. In der preußischen Provinz Posen den dort 
wohnenden Polen staatliche Autonomie zuzugestehen, hieße „also nichts anderes, als das 
höhere Lebens-Element, die gereiftere, durchgebildetere Volkstümlichkeit auf eine unter- 
geordnete Stufe zu versetzen, sie einer unreiferen Nationalität aufzuopfern.“ 

Auch die moderat-konvervative Vossische Zeitung sprach von grundsätzlich verschie- 
denen „Volkscharakteren“. Selbst die linksliberale Berliner National-Zeitung behauptete, 
daß die Slawen und besonders die Polen „auf allen Punkten in ihrer Entwickelung hinter 


8 Verhandlungen der deutschen constituierenden Nationalversammlung zu Frankfurt a. M., Frankfurt a. M. 
1848/49, Bd. 2, S. 1143, 1145f. Vgl. auch G. Wollstein, Das „Großdeutschland“ der Paulskirche. Nationale 
Ziele in der bürgerlichen Revolution 1848/49, Düsseldorf 1977, S. 146-149. Jordan (1819-1904) machte 1848 
übrigens eine eigenartige Karriere: in Berlin gehörte er zunächst kurzzeitig dem demokratischen Politischen 
Klub an, wechselte dann nach kurzer Zeit in den liberalen Konstitutionellen Klub, ehe er in die Frankfurter 
Nationalversammlung gewählt wurde, dort gehörte er zunächst zur Linken (‚Deutschen Hof‘), um schon 
bald zum rechten Zentrum (‚Cafe Landsberg‘) zu wechseln. Belohnt für diesen politischen Frontenwechsel 
wurde er im November 1848 mit der Ernennung zum Rat 2. Klasse in der Marineabteilung des Reichshan- 
delsministers, Ende des folgenden Jahres war er dann Hilfsreferent und Dezernent der Marineabteilung der 
Bundeszentralkommission in Frankfurt a. M., von 1851 dann Hilfsreferent bei der Marineabteilung der 
Bundesversammlung in Frankfurt a. M. Nach der Versteigerung der deutschen Flotte 1854 pensioniert, fir- 
mierte er als ‚Schriftsteller‘ und tingelte in den siebziger Jahren als wandelnder Rezitator über die Bühnen 
aller größeren deutschen Städte. 
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den Germanen zurückgeblieben“ seien. Lediglich die radikaldemokratische ‚Berliner Zei- 
tungshalle‘, in der u.a. Karl Gutzkow und der junge Theodor Fontane politische Kom- 
mentare veröffentlichten, setzte sich in der preußischen Hauptstadt für die polnischen 
Autonomieforderungen ein. 

Was man in Schleswig-Holstein gegenüber den Dänen mit großer Selbstverständlich- 
keit einforderte, verweigerte man ebenso selbstverständlich nationalen Minderheiten in 
den eigenen Grenzen - nicht nur gegenüber den Polen, sondern auch z.B. gegenüber den 
Tschechen in Böhmen oder gegenüber den Italienern in Südtirol. 

Der diffus-ideologische Hintergrund einer solchen Politik wird schlaglichtartig 
beleuchtet durch eine Bemerkung, zu der sich der österreichische Paulskirchen-Abgeord- 
nete Karl Moering nicht während einer Debatte, sondern in einer Broschüre aus dem 
Jahre 1848 verstieg. „Das germanische Element“, heißt es dort wörtlich, sei „das zahl- 
reichste, körperlich schönste, moralisch veredeltste, intelligent gediegenste, das am mei- 
sten Schönheit und Kraft, Dauer und Güte vereint. Ihm gebührt daher die Herrschaft 
der Welt.“ 

Diese Worte machten deutlich, daß ein demokratischer und liberaler Patriotismus 
leicht in einen aggressiven Nationalismus umschlagen konnte (wie dies einige Jahrzehnte 
später auf breiter Basis ja auch der Fall war). Mörings Ansicht war allerdings - das ist 
wichtig zu betonen - nicht repräsentativ für die Abgeordneten der Paulskirche. 

Außerdem war ein (euphemistisch formuliert) unsensibler Umgang mit den kleinen 
Nationen und nationalen Minderheiten keineswegs nur ein Spezifikum der Deutschen 
oder gar nur der Paulskirche. Auch die ungarische Revolutionsbewegung scheiterte letzt- 
lich an dem Problem eines übersteigerten Nationalismus: Ungarn damals war viel größer 
als das heutige Ungarn. Es umfaßte die östliche Hälfte der Habsburger-Monarchie und 
schloß z.B. Slowenien, Kroatien und Siebenbürgen mit ein. Die an sich starke ungarische 
Nationalbewegung, die ja selbst nach staatlicher Souveränität strebte, beging die (freund- 
lich formuliert) ‚Ungeschicklichkeit‘, den anderen Nationen innerhalb des von ihr bean- 
spruchten Gebietes Autonomie abzusprechen und sie damit zu verprellen. Ungarisch 
wurde zur Landessprache erhoben und zur Voraussetzung, um in der ungarischen Reichs- 
hälfte überhaupt an den Wahlen zum österreichischen Reichstag teilnehmen zu können. 
Damit erleichterte die ungarische Revolutionsbewegung der alten Obrigkeit in der Habs- 
burger Monarchie das ‚Geschäft‘. Indem die alten Gewalten Österreichs den Kroaten und 
anderen Volksgruppen größere Autonomie versprachen, gelang es, letztere gegen die 
Ungarn zu instrumentalisieren - und den alten Vielvölkerstaat nach klassischem Muster 
weitgehend wieder zu restaurieren. 

Während die europäische Revolutions- und Reformbewegung allein infolge der ‚na- 
tionalen Fragen‘ vielfältig zersplittert war und kein Mittel fand, diese Spaltung zu über- 
winden, kooperierte die Gegenrevolution übernational. Der anfangs pathetisch-verbalen, 
praktisch jedoch folgenlosen Solidarität der revolutionär-reformerischen Bewegungen, 


9 Ausführlich: Hachtmann, Berlin 1848, S. 663-667. 
10 Nach: Wollstein, „Großdeutschland“ der Paulskirche, S. 270, Anm. 18. Zur relativ großen Resonanz der 
Ideen Mörings unter den Abgeordneten der Deutschen Nationalversammlung vgl. ebda., S. 268-271. 
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von Teilen schon bald wieder zurückgenommen oder durch die konkrete Politik desa- 
vouiert, setzten die alten Gewalten eine stillschweigende, nichtsdestotrotz (oder gerade 
deshalb) höchst wirkungsvolle Solidarität entgegen. Die gegenseitige Unterstützung der 
alten Gewalten beschränkte sich nicht auf eine enge Kommunikation und politisch-mora- 
lische Ermutigung; sie schloß auch militärische Mittel ein: Der Einsatz preußischer Trup- 
pen in Sachsen, der Pfalz und in Baden, die Intervention zaristischer Truppen, um die 
ungarische Revolution endgültig niederzuschlagen, und die Eroberung des republikani- 
schen Rom durch französische Truppen, die die Rückkehr des Papstes als Oberhaupt der 
Kirchenstaates erst möglich machte, sind die wichtigsten Beispiele für dieses stille, aber 
effektvolle Zusammenwirken der wiedererstarkten europäischen Gegenrevolution." 


III. 


Den Zeitgenossen stellte sich die Revolution von 1848 in erster Linie als Revolution in 
den Hauptstädten dar. 

Diese Feststellung ist mit Bedacht zurückhaltend formuliert. Denn den Ereignissen 
auf den städtischen Revolutionsschauplätzen liefen im Frühjahr 1848 Agrarrevolten par- 
allel. Bauern und unterbäuerliche Schichten wollten vor allem die Beseitigung noch vor- 
handener feudaler Fesseln auf dem Lande, die besonders im Osten der österreichischen 
Monarchie sowie im südlichen Italien, im Königreich der beiden Sizilien, noch in ganz 
starkem Maße vor allem die ärmere ländliche Bevölkerung bedrückten. Das Interesse der 
rebellierenden Landbevölkerung an den in ihren Augen abstrakt politischen Forderungen 
der städtisch-bürgerlichen Revolutionsbewegung - nach Meinungs-, Versammlungs- und 
Vereinigungsfreiheit, nach Verfassung und einem Parlament - war freilich von Anbeginn 
eher gering ausgeprägt. Zu einem dauerhaften Bündnis der agrarischen und städtischen 
Revolutionsbewegung kam es außerdem deshalb nicht, weil jedenfalls in Mitteleuropa - 
also in Österreich, in Preußen und in den übrigen deutschen Staaten - die traditionelle 
Obrigkeit relativ frühzeitig ziemlich weitgehende Zugeständnisse an die bäuerlichen 
Schichten machte, die in Aufruhr geraten waren. Zumindest in Preußen, Deutschland 
und Mitteleuropa wurde die Mehrheit der Agrarbevölkerung seitdem zu einer wichtigen 
Stütze der traditionellen Obrigkeit und des politischen Konservatismus.” 

Die Bedeutung der erfolgreichen Pazifizierung der Agrarbewegung durch eine elasti- 
sche Politik der traditionellen Obrigkeiten für den Gesamtverlauf der europäischen Revo- 
lution von 1848 wiederum ist sehr hoch anzusetzen, denn in allen europäischen Staaten 


11 Zum konzertierten Wirken der europäischen Gegenrevolution vgl. R. Price, „Der heilige Kampf gegen die 
Anarchie“. Die Entwicklung der Gegenrevolution, in: Dowe/Haupt/Langewische (Hg.), Europa 1848, 
S. 43-81. 

12 An dem Faktum einer relativ raschen und weitgehenden politischen Befriedung der Agrarbevö.kerung än- 
dert auch der Tatbestand grundsätzlich nichts, daß sich in manchen Regionen demokratische Bewegungen 
bis in den Herbst 1848 oder sogar den Sommer 1849 hinein erhielten - z.B. in der preußischen Provinz 
Schlesien, wo im Herbst 1848 zahlreiche sog. Rustikalvereine bestanden, die 200.000 Mitglieder zählten. 
Vgl. als Überblick C. Dipper, Revolutionäre Bewegungen auf dem Lande: Deutschland, Frankreich, Italien, 
in: ebda., S. 555-586, zu Schlesien: S. 561 bzw. S. 565. 
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mit Ausnahme Belgiens machte die Agrarbevölkerung mindestens 75 Prozent der Gesamt- 
bevölkerung aus. Die Revolution von 1848 war letztlich zum Scheitern verdammt, weil es 
den städtischen Revolutionsbewegungen nicht gelang, sich mit der rebellierenden Agrar- 
bevölkerung politisch zu verbinden.” 

Obgleich also auch der ländliche Raum keineswegs vom europäischen Revolutionsge- 
schehen unberührt blieb, überdies zahllose kleinere Städte in das Geschehen der Jahre 
1848/49 einbezogen waren, richtete sich das Augenmerk der Zeitgenossen wie der nach- 
geborenen Historiker nicht ohne Grund vor allem auf die Ereignisse in den Hauptstädten. 

Die europäischen Hauptstädte waren die Zentren der Revolution und seit Sommer 
1848 auch die Zentren der Gegenrevolution. Das hatte viele Gründe. Hauptstädte waren 
zumeist Residenzen. Sie waren Sitz der Zentralbehörden eines Landes. Sie beherbergten 
häufig die größten Garnisonen. Die Wahrscheinlichkeit, daß es zu Konflikten zwischen 
Volk und Soldaten kommen würde, war also besonders groß. Die Hauptstädte waren 
darüber hinaus Sitz des jeweiligen Landesparlaments - sofern solche modernen Einrich- 
tungen vor 1848 überhaupt schon existierten. Außerdem waren sie zumeist die größten 
Städte des Landes, industrielle Ballungsgebiete sowie kulturelle und Bildungszentren. 

Hauptstädte zogen die Armut an wie ein Magnet, war Ende 1847 in der Berliner Vos- 
sischen Zeitung zu lesen. Das galt besonders für die Hauptstadt Preußens. Berlin zählte 
1848 gut vierhunderttausend Einwohner; 1810 waren es noch 160.000 gewesen. Die 
preußische Hauptstadt wies damit ein Bevölkerungswachstum auf, das bis zur Revolu- 
tion im europäischen Kontext lediglich von den britischen Industriestädten übertroffen 
wurde und auch in der Folgezeit ziemlich einzigartig blieb. Ein Grund für die Bevölke- 
rungsexplosion, die Berlin erlebte, war - das vergißt man heute (im Jahre 1998) leicht -, 
daß sich die preußische Hauptstadt seit Ende der dreißiger Jahre des 19. Jahrhunderts zu 
einem der wichtigsten, wenn nicht dem wichtigsten industriellen Zentrum Preußen- 
Deutschlands entwickelt hatte. Mehr als 95 Prozent der Zuwanderer gehörten den ärm- 
sten Bevölkerungsschichten an. Sie hofften, in der expandierenden frühen Industrie 
einen Arbeitsplatz zu finden - häufig freilich vergeblich. Denn Berlin blieb - wenn auch 
nicht so stark wie Paris und Wien - bis zur Jahrhundertmitte kleingewerblich, handwerk- 
lich geprägt, trotz der für damalige Verhältnisse riesigen Maschinenbauunternehmen von 
Borsig, Egells und Wählert. 

An Bedeutung übertraf Berlin - und ähnlich auch Wien und Paris - die übrigen kon- 
taleuropäischen Hauptstädte (von Brüssel abgesehen) außerdem schließlich deshalb, weil 
es bereits 1848 ein entscheidender Knotenpunkt des entstehenden Eisenbahnnetzes war. 
Die drei Revolutionsmetropolen saßen gleichsam wie fette Spinnen in den Zentren stetig 
wachsender Eisenbahnnetze - inmitten von drei Spinnennetzen, die zudem immer stärker 
zusammenwuchsen. 

Die Bedeutung der Eisenbahn damals kann man kaum überschätzen. Vergleichbar 
sind ıhre Folgewirkungen am ehesten mit den aktuellen Entwicklungen in der Mikroelek- 
tronik und den Kommunikationstechniken. Die Eisenbahn stimulierte nämlich nicht nur 


13 Was H.-U. Wehler (Deutsche Gesellschaftsgeschichte, Bd. 2: 1815-1845/49, München 1987, bes. S. 707£.) für 
die deutschen Staaten festgestellt hat, wird man zumindest auf den gesamten mitteleuropäischen Raum 
verallgemeinern können. 
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die frühe Industrie in ganz starkem Maße. Sie prägte darüber hinaus auch das Denken 
und Fühlen der Zeitgenossen entscheidend. Vor allem revolutionierte sie aufgrund ıhrer 
kontinuierlichen und (wie manche Zeitgenossen bei der Eröffnung der ersten deutschen 
Eisenbahnstrecke Nürnberg-Fürth empfanden) „platarischen Geschwindigkeit“ das 
Raum-Zeit-Gefühl. Nur die Berliner waren enttäuscht. Sie hatten sich, schon damals an 
großstädtische Hektik gewöhnt, „die Schnelligkeit des Fahrens noch viel größer gedacht“, 
als wenige Jahre nach der Nürnberg-Fürther Linie die Berliner-Potsdamer Eisenbahn in 
Betrieb genommen wurde. Nach Eröffnung dieser ersten Berliner Eisenbahnlinie wandte 
ach ein anonymer Schreiber in einem boshaften ‚Eingesandt‘ an die Behörden, „man 
möge doch Sorge tragen, daß die Passagiere nicht zu sehr durch das Betteln belästigt 
würden, besonders daß nicht Invaliden mit Stelzfüßen neben dem Zug einher liefen, um 
eine milde Gabe einzufordern.“ 

Trotz solcher Einwände, der buchstäblich ‚großen Klappe‘ der Berliner, war die men- 
talitätsprägende Wirkung des neuen Verkehrsmittel ungeheuer: Als Eisenbahnreisender 
begann man immer weiter über den eigenen Tellerrand hinauszugucken. ‚Nation‘ und 
‚Europa* wurden durch die Eisenbahn im wörtlichen wie im übertragenen Sinne erfahr- 
bar. Mit dem gänzlich veränderten Verhältnis zu Zeit und Raum weitete sich außerdem 
politisch und mental der Horizont - und zwar nicht nur bei Bürgern, sondern auch bei 
vielen Gesellen und Arbeitern. In Paris, Wien und Berlin wurden nicht nur Bürger, son- 
dern auch Teile der Unterschichten von einer ausgeprägten Reiselust erfaßt. 

Darüber hinaus transportierte die Eisenbahn aktuelle Informationen. Sie war neben 
der gleichfalls noch jungen Telegraphie der Hauptgrund, warum neue Ideen und Nach- 
richten in den vierziger Jahren eine viel schnellere Verbreitung fanden als in den 
Jahrzehnten zuvor. Ohne Eisenbahnen wäre die Revolution von 1848 nicht zu einer 
europäischen ausgewachsen. Dieses moderne Verkehrsmittel ermöglichte zunächst die 
Kommunikation zwischen den Hauptstädten. Erst von dort sickerten Informationen all- 
mählich ‚in die Provinz‘, also in die noch nicht in das Eisenbahnnetz einbezogenen klei- 
nen Ortschaften und das flache Land. Die These von der zentralen Bedeutung der Eisen- 
bahn auch als Kommunikationsmittel könnte man noch zuspitzen: 1830 kam es zu einer 
(nach der Revolution von 1789 bis 1794: zweiten) Revolution in Paris. Diese Revolution, 
die sog. Julirevolution, erfaßte auch die benachbarten Länder. Die Gründung des Staates 
Belgien etwa datiert auf die Jahre 1830/31. In Polen und in zahlreichen deutschen Staa- 
ten, vor allem im Herzogtum Braunschweig-Lüneburg-Wolfenbüttel, in den Königreichen 
Sachsen und Hannover, in Kurhessen und im September 1830 als schwacher Nachhall 
sogar in Berlin (‚Schneiderrevolution‘) kam es zu revolutionsähnlichen Aufständen. Die 
Julirevolution weitete sich jedoch noch nicht - wie die nächste Revolution 18 Jahre 
später - zu einer quasi gesamteuropäischen Revolution aus. Die Eisenbahn als zentrales 
Verkehrs- und Kommunikationsmittel markiert hier die entscheidende Differenz: Hätte 
sich die Eisenbahn als modernes Verkehrsmittel bereits ein, zwei Jahrzehnte früher auf 
dem europäischen Kontinent etabliert, hätte sich wahrscheinlich bereits die Revolution 
von 1830 zu einer gesamteuropäischen ausgeweitet. 


14 A. Streckfuß, 500 Jahre Berliner Geschichte. Vom Fischerdorf zur Weltstadt, 2. Aufl., Berlin 1879, S. 814. 
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Mit der Behauptung, daß die Revolution von 1848 vor allem eine Revolution in den 
Hauptstädten war, eng verknüpft ist die vierte These, daß die europäische Revolution 
von 1848 nach dem Muster einer Kettenreaktion ablief und zwar als eine Kette haupt- 
städtischer Revolutionen. 

Der Aufstand in der sizilianischen (Provinz.) Hauptstadt Palermo Mitte Januar und 
Massenaktionen in Neapel, der Hauptstadt des Königreichs, Ende Januar 1848 waren das 
Vorspiel. Sie zwangen den König beider Sizilien, eine Verfassung zu gewähren - und 
damit vorübergehend den Übergang zu einer konstitutionellen Monarchie zu vollziehen. 
Während die italienischen Ereignisse am südlichen Rande des damaligen Europas von 
den mitteleuropäischen Zeitgenossen nicht sonderlich ernst genommen und zum „Revo- 
lutiönchen“ degradiert wurden, wirkte die Februarrevolution in der Hauptstadt Frank- 
reichs wie ein „Donnerschlag“. Mit den Ereignissen in Paris vom 22. bis 24. Februar und 
der Flucht des Bürgerkönigs Louis Philippe wurde Frankreich zur Republik. Darüber 
hinaus brachte die Februarrevolution den Zeitgenossen zu Bewußtsein, daß der sich zuvor 
in Italien ankündigende politische Umbruch europäische Dimensionen annehmen würde. 
Die Pariser Februarrevolution gab den entscheidenden Anstoß für die Märzrevolutionen 
in Wien und Berlin, auch wenn der Berliner Märzbewegung Versammlungen in den 
Hauptorten der Provinzen (vor allem in Breslau und Köln) parallel liefen und der Wiener 
Märzrevolution Bewegungen in der ungarischen Reichshälfte vorausgingen. Die Ereig- 
nisse in Wien am 13. und 14. März und die Barrikadenkämpfe vom 18. März in Berlin 
machten aus den beiden europäischen Großmächten und deutschen Hegemonialstaaten 
Preußen und Österreich konstitutionelle Monarchien. Erst mit den blutigen Ereignissen 
in Paris und drei Wochen später an den eigentlich „stillen Ufern der Donau und der 
Spree“ (Heinrich Heine) gewann die Revolution von 1848 europäische Dimension. 

Der Sturz Metternichs wiederum löste die Venezianische und die Mailänder Märzre- 
volution aus. Der Mailänder Aufstand vom 18. bis 22. März und die Revolution in Vene- 
dig am 22. März hatten zur Folge, daß ganz Norditalien vorübergehend die Herrschaft 
der Habsburger abschütteln konnte.” 

Relativ unabhängig von Wien verlief die Entwicklung lediglich in Pest und Ofen. 
Am 15. März begann mit großen Demonstrationen und der Konstituierung eines ‚Ko- 


15 Auch in weiteren europäischen Groß- und Hauptstädten hallten die Märzrevolutionen in der Österreichi- 
schen und preußischen Hauptstadt nach: In Amsterdam kam es am 24. März 1848 zu Unruhen, die die 
Monarchie freilich nicht gefährdeten, weil der niederländische König - durch die Erfahrungen in den 
großen Nachbarstaaten klug geworden - eine Verfassungskommission einsetzte, die bereits am 11. April 
einen Entwurf vorlegte. In Kopenhagen verfaßten liberale Bürger am Abend des 20. März 1848 eine 
Adresse an den König, in der sie eine Verfassung und die Schaffung eines dänischen Nationalstaats forder- 
ten. Am Vormittag des 21. März sah Kopenhagen dann eine große Demonstration, während der die am 
Vorabend beschlossene Petition Friedrich VII. überreicht wurde. Auch hier reagierte der Monarch elastisch: 
Er erklärte, die alte Regierung sei entlassen. Damit war die Sehwelle von der absoluten zur konstitutionellen 
Monarchie in Dänemark überschritten. Vgl. H. Lademacher, Niederlande und Belgien. Bemerkungen zu 
den Ursachen revolutionärer Abstinenz, in: Dowe/Haupt/Langewische (Hrsg.), Europa 1848, S. 351-387, 
bes. S. 367£.; St. B. Frandsen, 1848 in Dänemark. Die Durchsetzung der Demokratie und das Zerbrechen des 
Gesamtstaates, in: ebda., S. 389-419, bes. S. 389f., 403ff. 
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mites der öffentlichen Sicherheit‘ in Pest-Buda, friedlich, die erste Phase der ungarischen 
Revolution. Neben Budapest (wie die Stadt seit 1878 offiziell hieß) stellte unter den 
größeren Hauptstädten ansonsten lediglich das damals ziemlich kleine, etwa 150.000 Ein- 
wohner zählende Rom einen Sonderfall dar. Hier begann die revolutionäre Phase in 
gewisser Weise bereits im Juni 1846, mit dem Pontifikat Pius‘ IX. und den von diesem 
Papst eingeleiteten Reformen. Zu einem massiven revolutionären Schub kam es in Rom 
dann erst Ende 1848, und zwar erneut unabhängig von der Entwicklung in den drei 
Revolutionsmetropolen Paris, Berlin und Wien. In der Hauptstadt des Kirchenstaates 
begann die Revolution als Reformschub bereits knapp zwei Jahre vorher, mit der Wahl 
des Kardinals von Imola zum Papst Pius IX. Mitte Juni 1846 und der anschließenden 
Amnestie für politische Gefangene und Exilanten, der Lockerung der Zensur, einem Koa- 
litionsrecht, das die Ausbildung eines politischen Vereinswesens erlaubte, der Einberu- 
fung eines (allerdings mit wenig Rechten ausgestatteten, konsultativen) Ständeparlamentes 
sowie dem Aufbau einer für alle Sozialschichten offenen Zivilgarde. Die nach dem 
Abflauen der ersten europäischen Revolutionswelle vom Papst mit der Ernennung des 
Grafen Pellegrino Rossi im August 1848 zum Ministerpräsidenten eingeleitete konserva- 
tive Wende blieb, im Unterschied zu den Entwicklungen in anderen europäischen 
Hauptstädten, namentlich der Pariser Junischlacht, den Wiener Oktober- und den Berli- 
ner Novemberereignissen, zunächst Episode. Die Ermordung Rossis Mitte November 
1848 und die Flucht des Papstes markieren vielmehr den Beginn einer zweiten revoluti- 
onären Welle in Rom, die erst im Sommer 1849 ihr Ende fand. 


V. 


Die Ereignisse in den Hauptstädten ‚eröffneten‘ die Revolution von 1848 und sie (das ist 
ein zeitgenössischer Terminus:) ‚schlossen‘ auch die Ereignisse jedenfalls des Revolutions- 
jahres 1848. Die Gegenrevolution glich in ihrem Ablauf freilich nur sehr bedingt einer 
hauptstädtischen Kettenreaktion. Sie lief in den Zentren und in der Peripherie zeitlich 
bis Herbst eher parallel ab. Von fundamentaler Bedeutung war die vollständige Nieder- 
lage der Aufständischen in der Pariser ‚Junischlacht‘, von vielen Zeitgenossen als Anlauf 
zu einer zweiten, sozialen Revolution, als ‚Klassenkrieg‘ interpretiert. Sie ermunterte die 
gegenrevolutionären Kräfte in der Habsburger- und der Hohenzollern-Monarchie, mit 
dem ‚revolutionären Spuk‘ in ihren Hauptstädten gleichfalls ‚aufzuräumen‘. 

Von zentraler Bedeutung für den gesamteuropäischen Revolutionsverlauf war außer- 
dem das geschickte Agieren der britischen Regierung zweieinhalb Monate zuvor. 
Namentlich der kluge Einsatz der sog. Konstabler als einer damals sehr modernen, 
knapp fünftausend Mann starken Bereitschaftspolizei im Vorfeld und dann während 
einer Großdemonstration der Chartisten am 10. April 1848 in London setzte dem Auf- 
schwung dieser radikalreformistischen Bewegung in England ein abruptes Ende. Das soll 
kurz erläutert werden: Die britische Hauptstadt besaß schon seit 1829 eine moderne 
Polizei. Anfang des Jahres 1848, unter dem Eindruck der Bewegungen auf dem Konti- 
nent und eines erneuten Aufschwunges der Chartistenbewegung, war die Zahl der Kon- 
stabler auf knapp 5.000 Mann aufgestockt worden. Die Chartisten planten für den 
10. April eine Demonstration zum Parlament, um den Abgeordneten nach 1838 und 
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1842 die dritte „People's Charter‘ mit mehreren Millionen Unterschriften zu übergeben. 
Die Demonstration wurde verboten, Versammlungen der Chartisten dagegen erlaubt, 
soweit sie in gebührendem Abstand vom Parlamentsgebäude und auf der anderen Seite 
der Themse stattfanden. Erfolgreich war die antichartistische Politik, weil mehrere tau- 
send, teilweise bewaffnete Konstabler demonstrativ Präsenz zeigten (und die Führer der 
Chartisten es auf einen bewaffneten Konflikt nicht ankommen lassen wollten). Militär, 
in unmittelbarer Umgebung des Parlaments etwa siebentausend Soldaten, wurde zwar in 
Bereitschaft gehalten, war jedoch nach außen hin nicht sichtbar. „Nicht einen Soldaten 
und nicht eine Kanone werden sie sehen, wenn es nicht wirklich nöthig wird“, erklärte 
der Herzog von Wellington, der Oberbefehlshaber der britischen Streitkräfte, dem 
preußischen Gesandten Bunsen zwei Tage vor der Demonstration die Taktik. Erst wenn 
die Konstabler als „Macht des Gesetzes“ überwältigt zu werden drohten, „dann sollen 
Truppen vorrücken, dann ist ihre Zeit. Aber es ist nach keiner Seite hin gut, sie anstatt 
der Polizei zu benutzen - das Militär darf nicht mit der Polizei verwechselt werden, noch 
in Polizei verwandelt werden.“ 

Auf dem Kontinent war die ‚polizeiliche Ordnungsmacht‘ dagegen ganz anders orga- 
nisiert. In der preußischen Hauptstadt, und ähnlich in den meisten anderen europäi- 
schen Städten, hatten reguläre Truppen einzugreifen, wenn (im Polizeideutsch:) bei ‚inne- 
ren Unruhen‘ die in Berlin zweihundert Gendarmen nicht mehr weiter wußten. Die 
Folgen der zum Glück der Revolutionsbewegung antiquierten Polizeitaktik sind für Ber- 
lin bekannt: Erst die vielfach maßlosen Brutalitäten der Soldaten haben in der ersten 
Märzhälfte 1848 die Revolution überhaupt erst provoziert. Es verwundert deshalb nicht, 
daß Polizeifachleute und bürgerliche Öffentlichkeit in den mitteleuropäischen Haupt- 
städten vom erfolgreichen polizeitaktischen Agieren der britischen Obrigkeit in hohem 
Maße beeindruckt waren. Denn mit dem Mißerfolg der Londoner Chartistration blieb 
Großbritannien vor einem revolutionären Umsturz gefeit. (Das ist natürlich nur ein 
Aspekt; hinzu treten andere Faktoren, namentlich die langen parlamentarischen Traditio- 
nen Englands und ihre Verwurzelung in breiten Bevölkerungsschichten.) Im Sommer 
1848 wurde dann auch in Berlin die Polizei modernisiert - und zwar, das überrascht 
nicht, nach dem Vorbild der Londoner Konstabler. 

Weitere Ereignisse in den Hauptstädten, die im europäischen Maßstab die Wende 
der Revolution einleiteten: Am 25. April 1848 wurde in Krakau, dem alten Zentrum 
Polens (bis 1611 Hauptstadt Polens und bis in die erste Hälfte des 18. Jahrhunderts Ort 
der Krönung der polnischen Könige), ein Aufstandsversuch im Keim erstickt.“ 


16 Zitat: Chr. KJ. Freiherr von Bunsen, Aus seinen Briefen und nach eigener Erinnerung geschildert von seiner 
Witwe, Bd. 2, Leipzig 1869, S. 415. Zu England 1848 vgl. J. Belchem, Das Waterloo von Frieden und Ord- 
nung. Das Vereinigte Königreich und die Revolutionen von 1848, in: Dowe/Haupt/Langewische (Hrsg.), 
Europa 1848, S. 327-349, bes. S. 335-342. 

17 Vgl. H.H. Hahn, Die polnische Nation in den Revolutionen von 184649, in: ebda., S. 231-252, bes. S. 245. 
Zu Prag und Böhmen vgl. J. Koralka, Revolutionen in der Habsburgermonarchie, in: ebda., S. 197-230, bes. 
S. 224, 227. Zur Vorgeschichte des Prager Aufstandes vom Juni 1848: J. Kolejka, Der Slawenkongreß in Prag 
im Juni 1848. Die slawische Variante einer österreichischen Föderation, in: R Jaworski/R. Luft (Hg.), 
1848/49 - Revolution in Ostmitteleuropa, München 1996, S. 129-147. 
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Am 12. Juni 1848 weiteten sich in Prag blutige Zusammenstöße zwischen Grenadie- 
ren und Demonstranten rasch zu einem die ganze Stadt erfassenden Aufstand aus. In 
den folgenden Tagen wurden in der Hauptstadt Böhmens vierhundert Barrikaden errich- 
tet. Dennoch gelang es österreichischen Truppen unter Windischgrätz, die Erhebung bis 
zum 18. Juni niederzuschlagen und damit auch die Autonomiehoffnungen der Tsche- 
chen sowie anderer slawischer Nationen zu dämpfen. Die Besetzung Mailands am 6. Au- 
gust 1848 durch österreichische Truppen besiegelte die Niederlage der schlecht funktio- 
nierenden italienischen Nationalarmee und damit jedenfalls vorübergehend der 
italienischen Finigungsbestrebungen. Die vollständige Niederlage der Wiener Revoluti- 
onsbewegung Ende Oktober/Anfang November 1848 und die kampflose Einnahme Ber- 
lins durch die Truppen des General Wrangel in der zweiten Novemberwoche hatten zur 
Folge, daß die deutschsprachigen Teile Österreichs und Preußen aus der europäischen 
Revolutionsbewegung ausscherten. Mit der blutigen Unterdrückung des revolutionären 
Aufstandes in Dresden im Mai 1849 durch preußische Truppen war auch Sachsen , be- 
friedet‘. Die Eroberung Roms vom 30. Juni bis 2. Juli 1849 durch französische Truppen 
beendete die italienische Revolution. Die Kapitulation Venedigs am 22. August 1849 
schließlich stellt lediglich einen Nachhall dar und ist auch insofern untypisch, als das 
Festland Veneziens bereits im Sommer 1848 von Österreichischen Truppen wieder unter- 
worfen worden war, die Kapitulation der Hauptstadt hier also nicht das ‚Schicksal‘ der 
nationalen oder regionalen Revolution entschied. Bereits einen Monat zuvor, am 13. Juli 
1849, fiel Buda-Pest. Mit der Kapitulation der letzten ungarischen Truppen, die bis dahin 
die Festung Komäron gehalten hatten, am 5. Oktober 1849 wurde dann der Schlußpunkt 
unter die revolutionären Erhebungen des Jahres 1849 gesetzt. 

Seit Ende 1848 verlagerte sich (verkürzt formuliert) die Revolution von den Metro- 
polen in die Peripherie. Die revolutionären Zentren des Jahres 1849 (Sachsen, Pfalz, 
Baden, Ungarn, Italien) blieben zudem voneinander isoliert und konnten sich nicht 
erneut zu einer gesamteuropäischen Revolution verbinden. Anders formuliert: Nachdem 
in den drei Revolutionsmetropolen die Gegenrevolution gesiegt hatte und die drei 
Großmächte Frankreich, Preußen und das deutschsprachige Österreich zu Zentren der 
Gegenrevolution geworden waren, bestanden für einen zweiten revolutionären Anlauf, 
wie er im Frühjahr und Sommer 1849 gewagt wurde, kaum noch Aussichten auf Erfolg. 


VI. 


Hauptstadt war nicht gleich Hauptstadt. Es gab große und kleine Hauptstädte. 1848 
konnten mehr als sechzig Städte in Europa mit gutem Recht für sich in Anspruch neh- 
men, Hauptstädte zu sein. Zu ihnen gehörten die beiden Millionenmetropolen London 
und Paris - und ebenso Kleinstädte wie beispielsweise die Residenzen der drei anhalti- 
schen Herzogtümer, nämlich Bernburg, Köthen und Dessau.” 


18 Dessau als die größte der drei Städte zählte 1848 knapp 13.000 Einwohner. Zur Revolution in den drei an- 
haltischen Herzogtümern vgl. R Hachtmann, „... die Autoritäten haben einen Knacks erhalten“ - Anhalt in 
der Revolution von 1848, in: ders./G. Ziegler, Parlamentarismus in Anhalt I. Die anhaltischen Landtagsab- 
geordneten und die Abgeordneten zur Deutschen Nationalversammlung, Dessau 1996, S. 2-23; bzw. Hacht- 
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Die bedeutsamste Hauptstadt des europäischen Kontinents, das „ewig klopfende 
Herz Europas“ (Fanny Lewald), war Paris. 1848 überstrahlten die Ereignisse und Entwick- 
lungen in der Metropole Frankreichs das Geschehen auf allen anderen Schauplätzen der 
Revolution und beeinflußten immer auch die politischen Konstellationen im übrigen 
Europa. Wie sehr Augen und Ohren der Zeitgenossen auf die Ereignisse in Paris und 
Frankreich gerichtet waren und wie unbedeutend sich daneben andere europäische Revo- 
lutionsereignisse ausnahmen, zeigte 1848 das, wie bereits Zeitgenossen empfanden, „zu- 
verlässigste Barometer für politisches Wetter“ - nämlich die Börse. 

Mit der Pariser Februarrevolution kamen auf allen europäischen Börsenplätzen die 
Kurse ins Rutschen. Der proklamierte Sturz des Ministeriums Lamartine und die 
vorübergehende Besetzung der Assemblée Constituante am 15. Mai 1848 brachten, so 
ein Bericht der Vossischen Zeitung über die Stimmung in der preußischen Hauptstadt, 
zunächst „einen panischen Schrecken unter den Spekulanten hervor, [...] die Course 
sämmtlicher Fonds und Eisenbahnlinien [wurden] gewaltig gedrückt“. Nachdem die tele- 
graphische Nachricht eingetroffen war, „Paris ist wieder ruhig, die Nationalgarde ist treu 
geblieben, deren Commandant und viele andere Personen, meist Communisten, verhaf- 
tet“, atmeten die Börsianer sichtlich auf. Die „Heerschau der 200.000 Bajonette“ in Dans 
am 21. Mai, eine Großdemonstration der gemäßigten und konservativen Republikaner, 
stabilisierte die Börsenkurse auf niedrigem Niveau. Der Sieg der ‚Kräfte der Ordnung‘ in 
der Junischlacht, die Nachricht, „daß in Paris [.-] nach hartem Kampf der Arbeiterauf- 
stand beseitigt und die Ruhe wieder hergestellt sei“, brachte die Börsianer in „bessere 
Stimmung“ und die Kurse aus dem Keller. Zehn Tage später, als feststand, daß sich die 
Kräfte der Ordnung dauerhaft etablieren würden, konstatierte die Berliner Presse in ihren 
Börsenberichten „einen fortwährenden Aufschwung“ und „ein sehr lebhaftes Steigen“ 
der Kurse der Eisenbahnaktien, Bank- und Staatspapiere. Seit Juli 1848 ließ sich an der 
Börse niemand mehr aus der Ruhe bringen. „Selbst weltgeschichtliche Kataphen“, stellte 
die Vossische Zeitung Ende Oktober lakonisch fest, „wie sie sich in diesem Augenblick 
unter den Mauern Wiens vorbereiten, [seien] nicht mehr im Stande, den Gleichmut der 
Börsianer zu erschüttern.“ 

Nach Paris bestimmten die Ereignisse in den Hauptstädten der beiden anderen 
europäischen Großmächte, die von der Revolution erschüttert wurden, das (wenn man 
so will:) ‚Schicksal‘ der Revolution - also Berlin und Wien. Alle drei zusammen - Paris, 
Wien und Berlin - waren die europäischen Revolutionsmetropolen. Alle anderen Haupt- 
und Großstädte standen im zweiten bzw. dritten Glied. Was in Berlin passierte, war aber 
nicht nur für Europa wichtig. 


mann, Im Schatten des Übermächtigen Nachbarn Preußen: die Revolution von 1848 bis 1850 in den anhal- 
tischen Herzogtümern, in: Forschungen zur Brandenburgischen und Preußischen Geschichte NF 8. Jg., 
1/1998, S. 53. 

19 Zitate: National-Zeitung vom 19. April; ‚Königlich privilegierte Berlinische Zeitung von Staats- und gelehr- 
ten Sachen‘, besser bekannt als: Vossische Zeitung, vom 28. Juni, 7. Juli und 22. Oktober 1848. 
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Berlin wurde 1848 auch zu der informellen Hauptstadt Deutschlands. Anfang 1848 gab 
es keinen deutschen Nationalstaat, sondern lediglich einen locker gefügten Staatenbund 
- den Deutschen Bund, der 1815 unter Metternichs Federführung entstanden, mit wenig 
eigenen Kompetenzen ausgestattet war, in den Jahren 1848 bis 1850 vorübergehend seine 
Tätigkeit einstellte und danach bis 1866, also bis zum Sieg Preußens über Österreich, 
erneut mehr schlecht als recht funktionierte. Da Frankfurt a. M. nicht nur Sitz dieses 
Deutschen Bundes war, sondern sich dort auch die Abgeordneten der Deutschen Natio- 
nalversammlung zusammenfanden, sollte man annehmen, die damals keine hunderttau- 
send Einwohner zählende Mainmetropole sei die deutsche Hauptstadt gewesen” Tat- 
sächlich jedoch sahen das bereits die politisierten Zeitgenossen ganz anders. Dazu wenige 
Stichworte: 

Drei Tage nach den Barrikadenkämpfen, am 21. März 1848, ritt Friedrich Wilhelm 
IV. durch die Straßen seiner Hauptstadt und erklärte, er habe sich „für die Tage der 
Gefahr“ an die „Spitze des deutschen Volkes gestellt“. Er schien damit signalisieren zu 
wollen, daß die nationale Einigung von Preußen ausgehen solle - und mithin die preußi- 
sche Hauptstadt auch zur deutschen Hauptstadt werden würde. Wichtiger als das (wie 
der zeitweilige preußische Außenminister v. Canitz und Dallwitz abwertend formulierten) 
„Nationalitätshallo“ vom 21. März, das vor allem veranstaltet wurde, um der einheimi- 
schen Revolutionsbewegung den Wind aus den Segeln zu nehmen, war die zunehmende 
Orientierung aller wichtigen politischen Strömungen Deutschlands auf Berlin - vor allem 
der Demokraten. Berlin sei „die Hauptstadt des größten deutschen Landes“. „Das deut- 
sche Volk [müsse] nach Berlin als Quelle seiner Zukunft sehen“ 

Mit diesem Satz begründeten die Delegierten des Zweiten Kongresses der Demokra- 
ten Deutschlands ihren Beschluß, daß das künftige Nationalparlament von Frankfurt 
a.M. nach Berlin verlegt werden müsse. Bereits auf ihrem ersten nationalen Kongreß, der 
noch in Frankfurt stattfand, hatten die Demokraten beschlossen, daß der im Juni 1848 
gewählte ‚Central-Ausschuß der Demokraten Deutschlands‘ wegen der entscheidenden 
künftigen Bedeutung der preußischen Hauptstadt seinen Sitz in Berlin nehmen müsse. 
Nicht nur die Demokraten hielten ihren zweiten Kongreß dann in der preußischen 
Hauptstadt ab. Auch die Liberalen kamen zu ihrem nationalen Kongreß in Berlin zusam- 
men; ein von ihnen gewählter Central-Ausschuß nahm seinen Sitz gleichfalls in der 
Preußenmetropole. Und auch die - national freilich schlechter koordinierten - Konserva- 
tiven sahen in Berlin das politische Zentrum Deutschlands. 

Mit dem Beschluß der Paulskirche, Friedrich Wilhelm IV. die deutsche Kaiserwürde 
anzubieten, geriet Berlin weiter in das Zentrum des politischen Geschehens in Deutsch- 
land. Auch nach dem 28. April 1849, nach der unzweideutigen Ablehnung der deutschen 


20 Zu Frankfurt a. M., das 1848 gut 58.000 Einwohner zählte, vgl. jetzt R. Roth, Stadt und Bürgertum in 
Frankfurt a. M. Ein besonderer Weg von der ständischen zur modernen Bürgergesellschaft 1760-1914, Mün- 
chen 1996. Zu den lokalen Dimensionen der Revolution von 1848 dort: S. 418-439. 

21 Nach: Verhandlungen des 2. Demokraten- Kongresses in Berlin, Beilage zu den ‚Volksblättern‘, S. 32. Vgl. all- 
gemein W. Hardtwig, Nationsbildung und Hauptstadtfrage. Berlin in der deutschen Revolution 1848/49, in: 
ders., Nationalismus und Bürgerkultur in Deutschland 1500-1914, Göttingen 1994, S. 163f. 
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Krone, dem (wie er höhnte) „imaginären Reif aus Dreck und Letten“, durch den 
Preußenkönig und der zeitgleichen Auflösung der Zweiten Kammer des preußischen Par- 
laments, dem endgültigen Ausscheren Preußens aus der Revolutionsbewegung, blieb die 
preußische Hauptstadt der Angelpunkt der deutschen Einigungsbestrebungen. Sie blieb 
es bis zur sog. Punktation von Olmütz am 29. November 1850, also bis zum definitiven 
Scheitern der von der preußischen Krone initiierten Einigung von oben (ein Einigungs- 
versuch, der unter dem Begriff Unionspolitik in die Geschichte eingegangen ist). Und 
selbst das war kein Schlußpunkt. Denn Berlin blieb - in den Augen vieler Zeitgenossen - 
auch nach 1850 informelle Hauptstadt Deutschlands und schlüpfte in diese Rolle nicht 
erst 1866 bzw. 1871. 

Bereits 1848 also verdrängte Berlin Frankfurt a.M. aus der Rolle des politischen Zen- 
trums Deutschlands, und ebenso Erfurt, eine Stadt, die wegen ihrer geographischen Lage 
in der Mitte Deutschlands in der publizistischen Debatte während der Revolutionszeit 
von manchen als künftige deutsche Hauptstadt auserkoren war. Das Scheitern der Deut- 
schen Nationalversammlung und der provisorischen Reichszentralgewalt 1849 besiegelte 
diese Entwicklung, auch wenn Frankfurt bis 1866 erneut Sitz des Deutschen Bundes wur- 
de. Auch Wien war keine Konkurrenz: Obgleich die Hauptstadt der Habsburger-Monar- 
chie nach Paris als „geistige Hauptstadt Europas“ galt, findet sich der Name der Österrei- 
chischen Metropole in den Diskussionen darüber, welche Stadt die künftige deutsche 
Hauptstadt werden solle, nur selten. Dies ist kein Zufall: Die zahlreichen Nationen inner- 
halb der Monarchie, denen gegenüber die deutschsprachigen Österreicher eine Minder- 
heit bildeten, und die seit 1849 beobachtbare Rückbesinnung der Habsburger auf ihre 
Rolle als traditionelle, multinationale europäische Großmacht ließ es in den Augen der 
meisten Zeitgenossen von vornherein abwegig erscheinen, daß Wien in die Rolle der 
Hauptstadt eines homogen deutschsprachigen Nationalstaates schlüpfen konnte.” 

Kurzum: Das Revolutionsjahr 1848 war die wohl wichtigste Stufe für den Aufstieg 
Berlins zur Hauptstadt Deutschlands, eines künftigen Deutschlands, wie man aus der 
Perspektive von 1848 ergänzen muß. 


VIII. 


Erst mit der Revolution von 1848 gelangte die vormalige und im Vergleich zu Wien, 
Paris oder London ziemlich verstaubte Residenzstadt Berlin zu wahrhaft europäischer 
und schließlich weltstädtischer Bedeutung. Verantwortlich dafür waren natürlich nicht 
allein die Revolutionsereignisse, sondern außerdem eine Reihe struktureller Faktoren - 
wie das enorme Bevölkerungswachstum und die Industrialisierung Berlins. Aber erst die 
Revolution machte den Sprung Berlins vom Provinznest zur europäischen Metropole 
richtig sichtbar. Erst mit dem März 1848 und den Märzerrungenschaften, so erklärte der 
radikaldemokratische Publizist Robert Springer in seinem 1849 veröffentlichten Büchlein 


22 Zu den Debatten über die deutsche Hauptstadt 1848/49 vgl. zusammenfassend W. Siemann, Die deutsche 
Hauptstadtproblematik im 19. Jahrhundert, in: H.-M. Körner, Katharina Wiegand (Hg.), Hauptstadt. Histo- 
rische Perspektiven eines deutschen Themas, München 1995, bes. $. 252-256. 
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über ‚Berlins Straßen, Kneipen und Klubs im Jahre 1848‘, „wurde durch die ungehin- 
derte Bewegung des Volkes eine Annäherung zu wahrhaft großstädtischem Leben hervor- 
gebracht.“ Die Revolution von 1848 war für Berlin insofern auch von enormer stadtge- 
schichtlicher Bedeutung. 


IX. 


Abschließend sei erneut der Bogen zu ‚Europa‘ geschlagen. Es stellt sich die Frage: Singu- 
lar oder Plural? Muß im Plural von den europäischen Revolutionen 1848/49 gesprochen 
werden, oder darf im Singular von der europäischen Revolution gesprochen werden? 

Gegen den Singular ‚die europäische Revolution‘ läßt sich die in der Tat kaum über- 
schaubare Vielfalt der Revolutionen in den verschiedenen europäischen Ländern ins Feld 
führen. Entsprechend den je spezifischen und eben sehr unterschiedlichen sozialökono- 
mischen und politischen Ausgangslagen habe jedes Land, so eine häufige Argumentati- 
on, seine eigene Revolution durchgemacht. Daß die Rahmenbedingungen in den ver- 
schiedenen europäischen Regionen sich 1848 in einem heute kaum vorstellbarem Maß 
unterschieden, ist nicht zu bestreiten. 

Dennoch gibt es m.E. eine Reihe gewichtiger Argumente, die es erlauben, von einem 
quası gesamteuropäischen Revolutionsprozeß, von einer europäischen Revolution zu 
sprechen. 

Erstens bestand eine kaum überschaubare Vielfalt an Ausgangslagen und sozialen wie 
politischen Interessen auch innerhalb der einzelnen Staaten. Man braucht dazu gar nicht 
auf den höchst heterogenen, gleichsam multikulturellen Vielvölkerstaat der Habsburger 
schauen. Auch Preußen war äußerst buntscheckig. Stärkere Gegensätze wie zwischen dem 
agrarisch geprägten preußischen ‚Großherzogtum‘ Posen mit seinem starken polnischen 
Bevölkerungsanteil einerseits und der wirtschaftlich vergleichsweise modernen, franzö- 
sisch geprägten Rheinprovinz andererseits lassen sich kaum denken. Scharf war in 
Preußen außerdem der Stadt-Land-Gegensatz.” 

Überhaupt braucht man gar nicht so weit in die Ferne schweifen, um der Vielfalt 
der sozialökonomischen Lagen und politischen Mentalitäten nachzuspüren: Eine so tiefe 
Kluft wie zwischen der Hauptstadt Berlin, einer Hochburg der Demokraten, und der 
dritten Hohenzollernresidenz, Charlottenburg - damals noch eine recht verschlafenene 
Kleinstadt von gut achttausend Einwohnern - gab es andernorts kaum. Die pogromarti- 
gen Übergriffe größerer, hochkonservativ und zugleich strikt borussisch gestimmter 
Bevölkerungsgruppen Charlottenburgs auf die kleine, politisch zudem isolierte Gruppe 
des demokratischen Vereins der Kleinstadt am 20. August 1848 brachte nur sichtbar an 
die Oberfläche, was an sozialen und politischen Gegensätzen längst virulent war.” 


23 R Springer, Berlins Straßen, Kneipen und Clubs im Jahre 1848, Berlin 1850 (ND Leipzig 1985), S. 131. 

24 Vgl. die Beiträge von P.-M. Hahn, K Neitmann und V. Klemm in diesem Band. 

25 Vgl. hierzu ausführlich: R Hachtmann, „Rote Hauptstadt“ und „schwarze Provinz“: zum spannungs- 
geladenen Verhältnis zwischen dem demokratischen Berlin und seinen „Vororten“ Charlottenburg, Spandau 
und Potsdam im Revolutionsjahr, in: W. Schmidt (Hrsg.), Demokratie, Liberalismus und Konterrevolution. 
Studien zur deutschen Geschichte von 1848/49, Berlin 1998, S. 158-196. 
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Vielfalt im europäischen wie einzelstaatlichen Maßstab war indes keineswegs die ein- 
zige Gemeinsamkeit, die die nationalen und regionalen Revolutionen auf dem Kontinent 
verbanden. Darüber hinaus läßt sich überall in Europa im Hinblick auf die Charakteri- 
stika und die Entwicklungslinien des Revolutionsverlaufs ein ähnliches Grundmuster 
beobachten: 

Eine zentrale Rolle spielte, wenn man von der Schweiz, Frankreich und den nicht 
oder nur am Rande von der Revolution berührten Staaten absieht, der Wunsch nach 
nationaler Einheit und Selbständigkeit. Brennpunkte nationaler Einigungsbestrebungen 
waren Deutschland, Polen, Italien und Ungarn, aber auch die kleineren Ethnien inner- 
halb der Habsburger Monarchie (die sich damals als ‚Nation‘ überhaupt erst entdeckten). 
Die ‚nationalen Fragen‘ bzw. die konkurrierenden Nationalismen wiederum waren - 
darauf ist oben hingewiesen worden ein entscheidender Grund, warum (abgesehen von 
der Schweiz)” die Revolution von 1848 überall in Europa schließlich gescheitert ist. 

Die Revolution von 1848 war außerdem ganz wesentlich ein gesamteuropäisches 
Kommunikationsereignis. Um dazu zu werden, waren Kommunikationsmittel vonnöten. 
Die überragende Bedeutung der Eisenbahn ist bereits angesprochen worden. Ein anderes 
Kommunikationsmittel waren die Medien - damals vor allem Bücher, Broschüren, Flug- 
schriften und Zeitungen. Die Pressefreiheit, und darüber hinaus die Erfindung der 
Schnellpresse wenige Jahre zuvor, erlaubte eine Blüte des Zeitungswesens, die Entfaltung 
eines Meinungsmarktes, wie sie vorher undenkbar schien. 1848 wurden in ganz Europa 
so viele neue Presseorgane gegründet, wie bis dahin überhaupt jemals existiert hatten. 
Ein dritter wichtiger Kommunikationsraum war die Straße. Meinungs- und Versamm- 
lungsfreiheit machten (das kann hier nicht weiter ausgeführt werden) „die Straße“ zum 
zentralen Politikraum insbesondere der unterbürgerlichen Schichten.” 

Schließlich war die Revolution ein Partizipationserlebnis - allerdings, so muß man 
sogleich einschränken: nur für die männliche Bevölkerung, nicht bzw. kaum für die weib- 
liche Hälfte der europäischen Menschheit.” 


26 Ausgeleuchtet wird die (erst in jüngster Zeit so richtig ins Blickfeld der Forschung geratene) europäische Di- 
mension der Revolution von H.-G. Haupt/D. Langewiesche, Die Revolution in Europa 1848. Reform der 
Herrschafts- und Gesellschaftsordnung - Nationalrevolution - Wirkungen, in: Dowe/Haupt/Langewiesche 
(Hg.), Europa 1848, S. 11-41, sowie von Hartmut Kaelble, 1848: Viele nationale Revolutionen oder eine 
europäische Revolution?, in: Hardtwig (Hg.), Revolution, S. 260-278. 

27 Zur Schweiz und zum Sonderbundkrieg 1847 vgl. jetzt T.Chr. Müller, Die Schweiz 1847-49. Das vorläufige, 
erfolgreiche Ende der „demokratischen Revolution“? in: Dowe/Haupt/Langewische (Hrsg.), Europa 1848, 
S. 283-326; die Aufsätze von M. Jorio und C. Moos, in: Thomas Hildebrand, Albert Tanner (Hg.), Im Zei- 
chen der Revolution. Der Weg zum Schweizer Bundesstaat 1798-1848, Zürich 1997; Joachim Remak, Bru- 
derzwist nicht Brudermord. Der Schweizer Sonderbundkrieg von 1847, Zürich 1997. 

28 Vgl. M. Gailus, Die Revolution von 1848 als „Politik der Straße“, in: Dowe/Haupt/Langewische (Hrsg.), 
Europa 1848, S. 1021-1043 (und die älteren Arbeiten von Gailus); für Berlin: Hachtmann, Berlin 1848, bes. 
S. 482ff., 631-634. 

29 Vgl. zusammenfassend jetzt G. Hauch, Frauen-Räume in der Männer-Revolution 1848, in: Dowe/Haupt/ 
Langewische (Hrsg.), Europa 1848, S. 841-900; wichtig immer noch die ‚klassischen‘ Aufsätze von C. Lipp, 
in: dies. (Hg.), Schimpfende Weiber und patriotische Jungfrauen. Frauen im Vormärz und in der Revolu- 
tion 1848/49, Bühl-Moos 1986. 
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Die Erfahrung gleichberechtigter politischer Teilhabe war ein tendenziell allen 
männlichen Europäern gemeinsames fundamentales Erlebnis und damit ein wichtiger 
Schritt hin zu einer modernen Gesellschaft. Partizipation fand auf vielen Ebenen statt. 
Die drei wichtigsten Partizipationsebenen und - neben ‚der Barrikade‘ und den mitunter 
riesigen Volksversammlungen unter freiem Himmel - zugleich die zentralen Revolutions- 
bahnen waren (a.) die Straßen und öffentlichen Plätze, nicht selten Ausgangspunkt von 
Demonstrationen und sonstigen Massenaktionen, (b.) die Parlamente und (c.) die politi- 
schen Vereine als die Keimformen des modernen Parteiwesens. Überall, und in einer 
auch heute noch erstaunlichen Buntheit, entstanden politische Klubs, in denen offen 
über alles gestritten werden konnte und quasi Parlamentarisieren im Kleinen praktiziert 
wurde.” 

Berlin mit seinen 1848 etwa 150 Vereinen war freilich auch im europäischen Maß- 
stab ein Ausnahmefall, in den Schatten gestellt lediglich von Paris, das mit seiner mehr 
als doppelt so großen Einwohnerschaft im Revolutionsjahr etwa 200 politische Klubs 
zählte, 

Das Erlebnis politischer Partizipation blieb haften, auch wenn es in der Folgezeit in 
fast allen Staaten für mitunter mehrere Jahrzehnte rückgängig gemacht wurde. Nicht nur 
in Berlin wurde mit der Ausrufung des Belagerungszustandes am 12. November 1848 bis 
Ende der fünfziger Jahre politische Friedhofsruhe geschaffen; auch anderswo, in weiten 
Teilen Europas, wurde die Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit aufgehoben oder 
wesentlich eingeschränkt. Zwar blieben in den meisten Staaten Parlamente bestehen. 
Aber sie besaßen in aller Regel nur geringe Kompetenzen und wurden überdies nicht 
mehr nach einem allgemeinen und gleichen Wahlrecht gewählt. Es sollte Jahrzehnte dau- 
ern, bis sich das allgemeine und gleiche Wahlrecht erneut durchgesetzt hatte, und noch 
länger, bis auch das Frauenwahlrecht Wirklichkeit wurde. 

Dennoch: Das Jahr 1848 brachte den meisten europäischen Nationen so etwas wie 
ein demokratisches Urerlebnis. Es entwickelte sich - allen Unterschieden zum Trotz - ein 
gesamteuropäischer Revolutionsprozeß. Das erste Mal bildeten sich die Konturen eines 
modernen bürgerlichen Europas ab. Die Revolution von 1848 gehört deshalb zum Fun- 
dus gemeinsamer, freiheitlicher gesamteuropäischer Traditionen. Das zu betonen, ist 
gerade für uns heute wichtig, in einer Zeit, wo die Ausbildung eines demokratischen 
Europas unmittelbar auf der Tagesordnung steht. 


30 Zum Vereinswesen im preußisch-deutschen Raum vgl. vor allem W. Schwentker, Konservative Vereine und 
Revolution in Preußen 1848/49. Die Konstituierung des Konservativismus als Partei, Düsseldorf 1988; J. Pa- 
schen, Demokratische Vereine und preußischer Staat. Entwicklung und Unterdrückung der demokratischen 
Bewegung während der Revolution von 1848/49, München 1977; H. Gebhardt, Revolution und liberale Be- 
wegung. Die nationale Organisation der konstitutionellen Partei in Deutschland 1848/49, Bremen 1974; so- 
wie als neuerer Überblick M. Wettengel, Parteibildung in Deutschland. Das politische Vereinswesen in der 
Revolution von 1848, in: Dowe/Haupt/Langewische (Hrsg.), Europa 1848, S. 701-737. Zum Vereins- und 
Parteiensprektrum in den europäischen Hauptstädten vgl. R. Hachtmann, Die Hauptstädte in der europäi- 
schen Revolution, in: ebda., bes. S. 475-479. 
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Von Jürgen Angelow 


„Die großen Fragen der Zeit“, so erklärte der neuernannte preußische Ministerpräsident 
Otto von Bismarck im September 1862 vor der erstarrten Budgetkommission des preußi- 
schen Abgeordnetenhauses, würden nicht durch Reden und Majoritätsbeschlüsse ent- 
schieden, „sondern durch Eisen und Blut“. Bismarcks Bemerkung bezog sich ausdrück- 
lich auf die Fehler der Revolution von 1848/49 und steht zugleich leitmotivisch für die 
an dieser Stelle zu behandelnde Problematik: Gemessen an der bis heute beinahe unüber- 
sehbar angeschwollenen Forschungsliteratur zur Revolution haben Funktion und Folgen 
militärischer Einsätze in ihr sowie die Veränderung des militärischen Mittels in ihrem 
Gefolge bisher noch keine große Beachtung gefunden. So kann die Militärgeschichte die- 
ser Revolution durchaus als ungeschrieben angesehen werden.’ 

Aus dem Spektrum möglicher Fragestellungen zu dieser sehr globalen Thematik wird 
an dieser Stelle die Bedeutung und Intensität des inneren Einsatzes der Armee als politi- 
sches Instrument der Gegenrevolution zur Verteidigung der alten Ordnung untersucht. 
Sofern sie damit im Zusammenhang stehen, sollen auch Funktion, Ausmaß und Effekte 
des Einsatzes der bewaffneten Macht nach außen hinterfragt werden. Immerhin stellten 
sich mit der Revolution und der in ihrem Gefolge machtvoll aufbrechenden nationalen 
Euphorie viele territoriale Fragen vollkommen neu, ganz abgesehen davon, daß sich 
lokale Konflikte auch innenpolitisch instrumentalisieren ließen. Schließlich sollen die 
Optionen zu einer Veränderung des staatlichen Gewaltmonopols thematisiert werden: 
durch den Versuch der liberalen Kräfte, die alleinige monarchische Verfügungsgewalt 
über die Armee abzuschaffen und ihre parlamentarische Kontrolle einzuführen, wie es ın 
den Debatten der Nationalversammlung in der Frankfurter Paulskirche deutlich wurde. 


1 Zit. nach: „Eisen und Blut“, 30. September 1862, Bismarck. Die großen Reden, hrsg. v. L. Gall, Berlin 1981, 
S. 58-64, hier S. 63. 

2 Überblick über Forschungsschwerpunkte und -literatur zur Revolution von 1848: D. Langewiesche, Europa 
zwischen Restauration und Revolution 1815-1849, München 1985; Ders. (Hrsg.), Die deutsche Revolution 
von 1848/49, Darmstadt 1983; W. Siemann, Die deutsche Revolution 1848/1849, Frankfurt a. M. 1984. 
Sehr ergiebig und ereignisgeschichtlich besonders gehaltvoll: V. Valentin, Die Geschichte der Deutschen Re- 
volution von 1848 bis 1849 (1930), 2 Bde., Köln 1970. Vgl. auch: R Stadelmann, Soziale und politische Ge- 
schichte der Revolution von 1848, München 1948. Aktuell und Berlin in den Blick nehmend: R Hacht- 
mann, Berlin 1848. Eine Politik- und Gesellschaftsgeschichte der Revolution, Bonn 1997. Zu Einzelaspekten 
der deutschen Militärgeschichte unter besönderer Berücksichtigung der Heeresgeschichte: E. Graf v. Ma- 
tuschka/W. Petter, Organisationsgeschichte der Streitkräfte, in: Handbuch zur deutschen Militärgeschichte 
1648-1939, Bd. 2, Abschnitt IV: Militärgeschichte im 19. Jahrhundert 1814-1890, 2. Teil: Strukturen und 
Organisation, München 1979, S. 302-358. 
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Bei der Beantwortung dieser Problemkreise wird eine Fokussierung auf die Mitte Euro- 
pas erfolgen, auf jene Territorien, die vor und nach der Revolution zum Deutschen 
Bund gehört haben, insbesondere aber auf seine beiden deutschen Vormächte, Öster- 
reich und Preußen, noch genauer: auf deren Hauptstädte Wien und Berlin. 

Denn die Revolution von 1848 war vor allem eine Kettenreaktion metropolitaner 
Revolutionen, die in den industrialisierten Kernen Europas ablief, die ihrerseits durch 
moderne Kommunikationsmittel, Telegraphie und Eisenbahn, miteinander verbunden 
waren. Ländliche Abgelegenheit oder ländlich-paternalistische Milieus bewirkten dagegen 
vielfach Revolutionsabstinenz oder gar handfeste gegenrevolutionäre Aktivitäten. Unter 
diesen Voraussetzungen läßt der Vergleich der beiden großen deutschen Revolutionsme- 
tropolen Wien und Berlin in Bezug auf das Vorgehen der militärischen Gegenrevolution 
neben Besonderheiten geradezu idealtypisch neue Tendenzen erkennen. Diese haben im 
Verlauf der Revolution den Erfahrungshorizont der Akteure mehr und mehr bestimmt. 

Zweifellos barg die 48er Revolution, wie jede andere auch, ein enormes Gewaltpoten- 
tial in sich, sowohl auf Seiten der revolutionären als auch der gegenrevolutionären Kräf- 
te. Führende Vertreter der alten hochkonservativen Elite, unter ihnen preußische Politiker 
wie Heinrich von Arnim-Suckow und Karl von Bunsen sowie Militärs wie Joseph Maria 
von Radowitz hatten die „reinigende Kraft“ eines allgemeinen europäischen Krieges deut- 
lich betont.” Auch in Österreich war von hochkonservativ-aristokratischer und militäri- 
scher Seite noch am Vorabend der Revolution der Wunsch geäußert worden, „die Krank- 
heiten der Zeit“ mit dem Schwert zu heilen: „Nur ein Krieg könne Österreich aus dem 
Marasmus retten und Deutschland gesunden lassen, Krieg müsse an die Stelle der halben 
Maßregeln von dreiunddreißig Jahren treten“, womit die Jahre der Ära Metternich seit 
dem Wiener Kongreß gemeint waren. Im Lager der Revolution war Gewalt ebenfalls 
befürwortet worden, sofern sie zum Sturz der bestehenden Verhältnisse beitragen würde. 
In diesem Sinne hatte der Wiener Revolutionär Johann Nepomuk Berger, ein späterer 
Minister, postuliert: „Wenn wir den Absolutismus für immer los werden wollen, dann 
muß geschossen werden, sonst bleibt alles beim alten“ In dem Maße aber, in dem die 
Führer der Revolution ihre Ziele erreicht sahen, unter Verwendung eigener bewaffneter 
Formationen, rückte das Mittel der Gewalt in den Hintergrund. Von nun an wurde es 
vorrangig zur Abweisung sozialer Forderungen der Unterschichten und schließlich - 
halbherzig und in doppelter Frontstellung - zur Verteidigung vor dem Ansturm der 
bewaffneten Gegenrevolution benutzt. 

Revolution und Gewalt bildeten eine Einheit. Zwischen 1848 und 1850 mußte sogar 
mit einem „großen“ europäischen Krieg gerechnet werden, gab es doch schwerwiegende 


3 Arnim hatte als preußischer Außenminister (21.3.-20.6.1848) zeitweilig mit dem Gedanken eines Krieges ge- 
gen Rußland wegen Polen gespielt und deshalb Verhandlungen mit Frankreich angeknüpft. W. Bußmann, 
Zwischen Preußen und Deutschland. Friedrich Wilhelm IV. Eine Biographie, Berlin 1990, S. 298-301. Auch 
Radowitz und Bunsen befürworteten eine großen Krieg, fanden aber bei König Friedrich Wilhelm IV. kein 
Gehör. Ebda., S. 324-326. Sogar mit einigem zeitlichen Abstand hat Radowitz einen solchen Krieg „als das 
große Reinigungsfeuer, dessen Europa bedurfte“, bezeichnet. J.M. v. Radowitz, Gesammelte Schriften, 
5 Bde., Berlin 1852-53, Bd. 2, S. 322. 

4 Zit. nach: H. v. Srbik, Metternich, der Staatsmann und der Mensch, Bd. 2, München 1954, S. 266. 

5 Zit. nach: R Kiszling, Die Revolution im Kaisertum Österreich 1848-1849, 2 Bde., Bd. 1, Wien 1948, S. 41. 
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ideologische Kontroversen, namentlich zwischen den drei konservativen Ostmächten und 
Frankreich, dessen Außenminister nach dem Sturz der Julimonarchie, Alphonse de 
Lamartine, in seinem Manifest vom 4. März 1848 Frankreichs Teilnahme am Wiener Ver- 
tragssystem von 1815 aufgekündigt hatte. Daneben hätte eine ganze Reihe militärischer 
Verwicklungen leicht in einen ”großen Konflikt” umschlagen können. Vielleicht ist die- 
ser auch deshalb nicht ausgebrochen, weil die Revolution schlechter bewaffnet und orga- 
nisiert war als ihre Gegner, konnte man doch staatlich-organisierte militärische Gewalt 
vor allem auf Seiten letzterer antreffen. Obwohl gewaltsames Handeln in der Regel zwei- 
oder mehrseitig ist, soll an dieser Stelle eine thematische Eingrenzung auf die Rolle der 
bewaffneten Macht als Instrument der Gegenrevolution erfolgen, also auf jene zentrale 
Funktion, in der sich das staatliche Gewaltmonopol und das politische Interesse der 
herrschenden Elite in besonderer Weise verknüpfte. 

Der Ausbruch der französischen Februarrevolution von 1848 war in Wien und Berlin 
als elementares Ereignis angesehen und mit aggressivem Mißtrauen betrachtet worden. 
Mit den Barrikadenkämpfen von Paris, die am 24. Februar zur Abschaffung der Monar- 
chie geführt hatten, war die Befürchtung wach geworden, daß durch ein Wiederaufleben 
der militanten Befreiungsideologie in Frankreich der europäische Kontinent erneut - wie 
nach 1789 - in eine langandauernde Konfrontation gestürzt werden konnte. Friedrich 
Wilhelm IV. schloß einen Präventivkrieg nicht aus, um den Krater der Revolution ein für 
allemal zu verschließen, er würde, „wenn es Ehre und Pflicht gebieten, selbst die Gefahr 
eines Krieges einem schmählichen Frieden vorziehen“. In derselben Absicht und um der 
Gefährdung Österreichs, seiner italienischen Besitzungen sowie der Staaten des Deut- 
schen Bundes „einen Damm entgegenzustellen“”, hatte auch Metternich sofort einen 
Krieg gegen das revolutionäre Frankreich ins Auge gefaßt und darüber am 4. März Ver- 
handlungen mit dem preußischen Unterhändler, dem einflußreichen Vertrauten König 
Friedrich Wilhelms IV. und Mitglied der Bundesmilitärkommission Joseph Maria von 
Radowitz, begonnen. Der hatte zwar seine Bereitschaft erklärt, gemeinsam zu untersu- 
chen, „ob es noch möglich sei, einen Damm gegen die revolutionären Fluten aufzurich- 
ten“, die im Begriff waren, sich über Europa zu ergießen, ansonsten aber die Ansicht 
vertreten, daſs nicht „Zuschlagen“, sondern eine Bundesreform Entlastung versprechen 
würde, falls sie nationalen Bedürfnisse entgegenkomme. Zwar hatte Metternich die 
Ansichten des preußischen Unterhändlers nicht geteilt, aber dennoch eingelenkt, da ihm 
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auch in St. Petersburg und London abgewinkt worden war und er die preußische Bun- 
desgenossenschaft nicht verlieren wollte. Gleichzeitig war Anfang März auch General 
Windisch-Graetz nach Wien beordert worden, um sich als designierter Oberbefehlshaber 
einer aufzustellenden deutschen Interventionsarmee zur Verfügung zu halten.” 

Unterdessen hatte die deutsche Bundesversammlung in Frankfurt a. M. dem Druck 
der revolutionären Massenaktionen durch eine flexible Doppelstrategie zu begegnen ver- 
sucht: Einerseits offerierte sie Zugeständnisse - so hob sie die Karlsbader Beschlüsse auf, 
einschließlich der Bestimmungen über die Zensur, führte Wappen und Farben des Deut- 
schen Bundes ein und berief Männer des allgemeinen Vertrauens für eine verfassungsge- 
bende Versammlung.” Andererseits suchte sie der Revolution durch militärische Präsenz 
bereits präventiv entgegenzuwirken. Allerdings verlagerte sich im Verlauf der Revolution 
das Gewicht der politischen Verantwortlichkeit vom Bund auf die provisorische Zentral- 
gewalt und den Reichsverweser, nachdem die Bundesversammlung am 12. Juni 1848 ihre 
bisherige Tätigkeit für beendet erklärt hatte.” Namentlich aber blieb sie bei den deut- 
schen Einzelstaaten, von denen allein Österreich und Preußen europäisches Gewicht 
besaßen, weshalb ihnen eine mafßgebende Bedeutung zukam. Gegen ihren Widerstand 
lief nach wie vor nichts, so daß der Nationalversammlung eine Steuerung der bewaffne- 
ten Macht nach innen oder nach außen zu keinem Zeitpunkt gelang. Derartig weitrei- 
chende Entscheidungen über ihren Einsatz blieben vollends einzelstaatlicher Kompetenz 
vorbehalten. Damit befand sie sich im Spannungsfeld von revolutionären Einflüssen und 
fürstlicher Verfügungsgewalt, gleichsam als ein Indikator für die Tiefe des revolutionären 
Umbruchs. 

Gegen revolutionäre Freischaren in Süddeutschland hatten bereits Anfang März 
militärische Bereitschafts- und Mobilmachungsmaßnahmen eingesetzt.” Doch während 
alle Blicke auf die Außengrenzen des Deutschen Bundes gerichtet waren, wurde dessen 
innere Staatenwelt bereits von den revolutionären Ereignissen überspült, als sich die län- 
gerfristigen Reformprogramme des deutschen Liberalismus mit der Stoßkraft der radikali- 
sierten Massen verbanden. Besonders in Süd- und Westdeutschland - so in Hessen-Darm- 
stadt, Baden, Württemberg, Hannover, Sachsen und Bayern - führten Massenpetitionen, 
Tumulte und Straßenkämpfe - also blutige und unblutige Formen politischer Gewalt - 
seit Anfang März zu einem raschen Sieg der bürgerlich-liberalen Kräfte auf der Ebene der 
Regierungsbildung und der öffentlichen Meinung, freilich unter Freisetzung auch der 
radikal demokratischen Bewegungskräfte. Der Beginn der Revolution in den maßgeben- 
den deutschen Staaten, in Österreich und Preußen sowie ihren Metropolen, war Anfang 
März nur mehr eine Frage der Zeit. Folgt man den zeitgenössischen Schilderungen, hat- 
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ten in Wien und Berlin Leichtfertigkeit und Unentschlossenheit auf Seiten der Regieren- 
den dazu geführt, das militärische Mittel unorganisiert zum Einsatz zu bringen, wodurch 
die Ereignisse eskaliert seien. Andererseits ist auf programmatische Aussagen zur gewalt- 
samen Bekämpfung der Revolution eingangs bereits hingewiesen worden, wodurch die 
These vom leichtfertigen „Hineinschlittern“ doch etwas relativiert wird. 

Zeitlich nachfolgend oder synchron, jedenfalls inspiriert durch die revolutionären Ver- 
änderungen an der Peripherie der Habsburgermonarchie, die sich lange genug vorher 
abgezeichnet hatten, brach die Revolution am 13. März auch in ihrem Zentrum aus: in 
Wien. Bekanntlich finden angesagte Revolutionen nicht statt, vor allem wenn die An- 
sage auf eine Art erfolgt, die an der Ernsthaftigkeit des Vorhabens Zweifel aufkommen 
läßt. In diesem Sinne konnte das vorherrschende Gesprächsthema in Wien vom 11. und 
12. März ‚Morgen bricht die Revolution aus‘, als ob man sagt, morgen ist Pferderennen 
oder Praterfahrt, eigentlich nur das Gegenteil bedeuten.” Dennoch war der kommandie- 
rende General in Wien, Erzherzog Albrecht von Österreich, durch das Zusammenwirken 
von zwei Faktoren verunsichert, die jeder für sich nicht weiter ernst genommen werden 
mußten: die landständische Opposition gegen die Regierung sowie die Gärung unter den 
Studenten der Wiener Universität. Deshalb hatte Albrecht bereits am 11. und 12. März 
die Mannschaften der Wiener Garnison, insgesamt 13.000 Mann, unter allerlei Vorwän- 
den in den Kasernen konzentriert. Auch wurde scharfe Munition ausgegeben und ein 
verstärkter Objektschutz für die Hofburg, das Hofkriegsratsgebäude, die Nationalbank 
und die Staatsschuldenkasse eingeführt. Durch Albrecht war die Weisung ergangen, die 
Mannschaft möge, „ohne Aufsehen zu erregen, in ihren Kasernen beschäftigt“ werden, 
auch sollte die Garnisonsartillerie im Zeughaus jederzeit einsatzbereit gehalten werden.” 
Und obwohl innerhalb des Regierungszirkels Uneinigkeit darüber bestand, wie die Situa- 
tion einzuschätzen und zu meistern sei, fanden Befürworter eines demonstrativen Waf- 
feneinsatzes zur präventiven Bekämpfung der Revolution in Wien keine Mehrheit. Es 
entstand eine gewisse Unsicherheit, weitere Befehle wurden nicht erteilt. 

Angesichts von Tumulten vor und im Landhaus der niederösterreichischen Stände in 
der Herrengasse am Vormittag des 13. März war das Wiener Generalkommando vom nie- 
derösterreichischen Regierungspräsidenten aufgefordert worden, die Straße „mit tunlich- 
ster Schonung von Menschenleben“ zu räumen. Zu diesem Zweck ließ der Erzherzog die 
Garnison auf dem Josefstädter Glacis antreten, dem Bereich zwischen dem heutigen Rat- 
haus und dem Burgtheater, um ein italienisches Grenadierbatallion seines Regiments 
sowie eine Abteilung Pioniere herauszulösen, die in Richtung Minoritenplatz, Äußerer 
Burghof und Freyung in Marsch gesetzt wurden. Da es für ein derartiges Vorgehen keine 
Instruktionen gab, handelte Albrecht nach eigenem Ermessen. Wohl in der Absicht, 
durch persönliche Einflußnahme der Lage Herr zu werden, begab er sich in Begleitung 
einiger Offiziere gegen 15 Uhr, hoch zu Roß, an den Ort der Tumulte, um diese durch 
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Zureden unblutig zu beenden. Die Wirkung allerdings war eine sehr geringe: Einzelne 
Hüte hoben sich grüßend, vereinzelt erschollen Vivat-Rufe, der Erzherzog grüßte matt 
zurück und ließ die in der Herrengasse versammelten Leute, unter ihnen auch Steinewer- 
fer, wissen: „Geh'n Sie ruhig nach Hause! Gehen Sie nach Hause!“ Da traf ihn ein har- 
ter Gegenstand am Hut, so daß seine Brille verrutschte. Auf diese Art sichtbehindert, 
wurde der Oberste Befehlshaber von Wien auf geradezu lächerliche Weise vom Platz 
gefegt. Er wendete sein Pferd ab und verließ den Schauplatz einer Niederlage, die für ıhn 
traumatische Folgen haben sollte. Ohne Kontrolle über seine inzwischen verstärkten 
Truppen, eröffneten diese, von der Freyung in die Herrengasse einrückend, kopflos und 
selbständig das Feuer. Genau das hatte Albrecht mit seinem unglücklichen Alleingang zu 
verhindern gesucht, nun wurde ihm der Feuerbefehl zugeschrieben, den er nicht gege- 
ben, aber auch nicht verhindert hatte. 

Während in Wien erste Barrikaden entstanden, in einigen Fabriken Maschinen zer- 
stört und an der Stadtgrenze Maut- und Zollhäuser niedergebrannt wurden, entschied 
die Hofburg gegen eine Ausweitung des militärischen Mittels. Tatsächlich waren die 
Toten in der Herrengasse und auf dem Michaelerplatz die Bahnbrecher des modernen 
Österreich: Johann Nepomuk Berger sollte mit seiner Äußerung Recht behalten, es wäre 
für die Revolution „ein Unglück“ gewesen, wenn keine Schüsse gefallen wären.” In der 
Totenkammer des Allgemeinen Krankenhauses der Stadt Wien zählte man am 14. März 
60 Opfer, die mit Fichtengrün und ersten Frühlingsblumen geschmückt wurden. Der 
Haß der Menge hatte sich jedoch nicht gegen die Monarchie gerichtet, sondern fast aus- 
schließlich gegen den Staatskanzler Metternich, der sich zurückhielt, als General Win- 
disch-Graetz den Rat gab, sofort und massiert militärisch vorzugehen. Doch Metternich 
war nicht mehr zu halten. Nach erfolgter Demission am 13. März verließ er Wien umge- 
hend unter falschem Namen in Richtung England. Damit waren die Planspiele der 
Gegenrevolution gegen Frankreich bereits obsolet geworden. Mit ihm hatte sich der Hof 
auch anderer Personen entledigt, die in den Augen der bürgerlichen Opposition diskredi- 
tiert waren. So war auch Erzherzog Albrecht vom Hof gedrängt worden, sein Kom- 
mando niederzulegen, was er noch am 14. März umgehend tat. Anfang April verließ er 
Wien in Richtung seiner mährischen Güter bei Seelowitz, allerdings um sich danach 
umgehend im italienischen Hauptquartier des 82jährigen Feldmarschalls Graf Joseph 
Radetzky einzufinden, wo er seine angeschlagenen militärische Reputation wiederherzu- 
stellen hoffte.” 

Zeitlich parallel, in unmittelbaren Zielstellungen, Ergebnissen sowie Folgewirkungen 
jedoch verschieden von Wien vollzog sich die Revolution in Berlin. Auch hier, der 
preußischen Metropole mit ihren ca. 400.000 Einwohnern, hatte die demographische 
Explosion der Industrialisierung zu Massenelend, Pauperismus, geführt. Auch hier spielte 
die bewaffnete Macht gleich zu Beginn der Revolution eine tragende Rolle. Auch hier 
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mußte sie zunächst einen taktischen Rückzug antreten, um nach der politischen Diffe- 
renzierung der revolutionären Kräfte und der eigenen Konsolidierung die Möglichkeiten 
einer strategischen Offensive zu wahren. Sofort nach dem Bekanntwerden der Wiener 
März-Ereignisse hatte der preußische König Friedrich Wilhelm IV. am 16. März den 
Kronrat einberufen, um durch einen schnellen Wechsel des politischen Systems einem 
Ausbruch der Revolution vorzubeugen. Gegen den Widerstand der Militärpartei um sei- 
nen Bruder, Prinz Wilhelm von Preußen, und den General Karl von Prittwitz hatte der 
Monarch durchsetzen können, zum 18. März die Zensur aufzuheben und den Vereinig- 
ten Landtag auf den 2. April einzuberufen, was mit einem Verfassungsversprechen beglei- 
tet wurde. Unterdessen war nach einer Teilmobilisierung die Stärke der Berliner Garnison 
von 12.000 auf 20.000 Mann angewachsen.” Eine drastische Verringerung dieser Trup- 
penmacht durch Abrücken der Potsdamer Garderegimenter in ihre Kasernen hätte keiner- 
lei Gefahr für den König und seine Familie bedeutet, die ausreichende Bewachung des 
Schlosses und der öffentlichen Gebäude wäre weiterhin gesichert gewesen, obwohl dar- 
über hinaus ausreichend starke Polizeikräfte nicht zur Verfügung standen. Allerdings wäre 
damit eine Hauptforderung der oppositionellen Berliner erfüllt worden, nämlich die 
nach Abzug des Militärs. Statt dessen hatte die militärische Umgebung des Königs 
gedrängt, den friedlichen Massenprotest auf dem Berliner Schloßplatz durch Berittene 
zurückzudrängen und unblutig zu beenden, da das Militär nicht kompromittiert werden 
dürfe. Der von Prittwitz, einem ausgesprochenen Scharfmacher, befehligte Einsatz aber 
nahm durch Zufall oder Provokation, dies läßt sich heute nicht mehr genau feststellen, 
einen gewaltsamen Verlauf,“ Gerade von Seiten des eingesetzten Militärs, das sich vor 
allem aus bäuerlichen Schichten rekrutierte und von Offizieren befehligt wurde, die 
darauf brannten der städtischen „Canaille“ eine Lektion zu erteilen”, wurde mit kaum 
gebändigter Rohheit und Härte vorgegangen. Damit war am 18. März der Versuch eines 
kontrollierten politischen Umbaus gescheitert. Dem Monarchen entglitt die Kontrolle”, 
am 19. war er gezwungen, die moralisch überforderten und arg verschlissenen Truppen 
aus Berlin abzuziehen, zum Teil unter demütigenden Umständen, von denen er wußte, 
daß sie, durch die Gefechte „kopfscheu“ gemacht, „nicht mehr recht anbeißen“ wollten 
und sogar abzufallen drohten.” In dieser Lage durfte das Schicksal der Armee nicht wei- 
terhin leichtfertig aufs Spiel gesetzt werden - eine Gefahr, die in den ländlichen Regio- 
nen um Berlin nicht bestand, da hier altpreußisch-konservative, paternalistische und 
königstreue Milieus dominierten. 
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Unterdessen mußte Friedrich Wilhelm IV. die Volksbewaffnung bewilligen und sich 
unter den Schutz einer Volkswache stellen. Auch suchte er die Berliner Bürger mit seiner 
plump-versöhnlich gehaltenen Proklamation „An meine lieben Berliner“ zu gewinnen. 
Weiterhin war er gezwungen, ein neues Kabinett einzusetzen, das einen moderaten 
Reformkurs verfolgte. Als er am 19. März mit entblößtem Haupte, bleich und zitternd 
vor mehr als 150 Särgen der Märzgefallenen stand, insgesamt sollen über 230 gefallen 
sein”, fand seine neben ihm stehende Gattin die Worte: „Nun fehlt bloß noch die Guil- 
lotine“. Tatsächlich hatte die Szene Ähnlichkeit mit jenem denkwürdigen Vorgang am 
20. Juni 1792, als sich Ludwig XVI. die Jakobinermütze aufs Haupt setzte. Damals war 
die Demütigung dem Werk des Henkers nur einige Monate vorausgegangen. Doch anders 
als Ludwig ließ sich der biegsamere und intuitivere Friedrich Wilhelm politisch kaum 
festlegen. 

Sein Standort blieb wenig umrissen, für Freund und Feind schwer auszumachen: 
Wahrscheinlich in der Absicht, zunächst Zeit zu gewinnen und bewaffnete Aktionen der 
Gegenrevolution zu einem verfrühten Zeitpunkt abzuwehren, zügelte er am 25. März 
Potsdamer Gardeoffiziere mit seinem Wunsch, daß auch sie den Geist der Zeit ebenso 
erfassen mögen, wie er ihn bereits erfaßt habe. Bei seinen Worten „Ich bin niemals freier 
und sicherer gewesen, als unter dem Schutze meiner Bürger“, erhob sich nach dem 
Bericht des anwesenden Otto von Bismarck, „ein Murren und Aufstoßen von Säbelschei- 
den, wie es der König von Preußen inmitten seiner Offiziere nie gehört hatte (.).“ Es 
bedurfte keines weiteren Kommentars, die marginalisierte politische Stellung der preußi- 
schen Armee in dieser Phase der Revolution auszudrücken. 

Um die Stimmung in Berlin weiter zu mildern, zwang der König seinen in der 
Öffentlichkeit als Einpeitscher eines harten Kurses diskreditierten Bruder, Prinz Wilhelm, 
zur Flucht nach England. Nach einigen Tagen des gezwungenen Ausharrens entzog er 
sich selbst noch Ende März der Bewachung durch seine „lieben Berliner“ und setzte sich 
nach Potsdam ab, das durch eine altpreußisch-monarchisch gesinnte Elite, bestehend aus 
Beamten und Offizieren, geprägt war. Hier gelang es ihm immer besser, durch Anpas- 
sung an die Forderungen der Revolution und gleichzeitiger Duldung gegenrevolutionärer 
Aktivitäten der Lage Herr zu werden. Parallel zur Einsetzung bürgerlicher Ministerien, 
die sich allmählich verbrauchten, hatte Friedrich Wilhelm noch am 30. März die Bildung 
einer geheimen Gegenregierung geduldet, der hochrangige Vertreter des Militärs, persön- 
liche Freunde und Hofbeamte angehörten. Erklärtes Ziel dieser Kamarilla, die auch das 
Vertrauen des Zaren besaß, bestand in der Rückeroberung der politischen Alleinherr- 
schaft von Adel und Krone, ın der Wiederherstellung des monarchischen Prinzips. Des- 
halb unternahm sie sogleich wirksame Schritte zur Abschirmung der Armee vor revoluti- 
onärer Gärung sowie zur finanziellen, personellen und psychologischen Sicherstellung 
der Gegenrevolution. 
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Auch in Österreich gelang es, die bewaffnete Macht aus Wien, dem Zentrum der 
Revolution, herauszulösen und durch den Einsatz an anderen Schwerpunkten zu reorga- 
nisieren. Gleichzeitig wurden auch hier Teile der Hofgesellschaft und andere Lebensner- 
ven der Gegenrevolution aus der Gefahrenzone entfernt, um ihre Handlungsfähigkeit zu 
erhalten. Dabei bestanden zwischen den Wiener Ereignissen und der Gegenrevolution in 
Italien besonders enge Verbindungen. Die Revolution hatte 1848 in Italien nicht nur 
ihren Anfang genommen, Italien war in ihrem Verlauf zum Schauplatz von militärischen 
Auseinandersetzungen geworden, in denen die Gegenrevolution Triumphe erringen 
konnte, die wie ein Fanal wirkten. Ausgehend von einem Aufstand in Sizilien im Januar 
1848 hatte Italien noch vor den Ereignissen in Paris eine Welle revolutionärer Erschütte- 
rungen erlebt, in allen größeren italienischen Staaten waren in kurzer Folge liberale Ver- 
fassungen durchgesetzt worden, die nun den Wunsch nach nationaler Einigung auf die 
Tagesordnung treten ließen. So wurde der Ruf nach einem nationalen Befreiungskrieg 
gegen Österreich zur Integrationsklammer der italienischen Revolution. Bereits im Januar 
1848 hatte Graf Radetzky, seit 1831 kommandierender General der Österreicher in Oberi- 
talien, in einem Armeebefehl seinen Willen bekräftigt, dem „Getriebe des Fanatismus 
und der treulosen Neuerungssucht“ jederzeit mit der Waffe in der Hand entgegenzutre- 
ten.” Ungeachtet des von ihm eingeführten Standrechtes im österreichischen Machtbe- 
reich Lombardo-Venetien brachen auch hier im März die Dämme, so er mit den intakten 
Truppenverbänden seiner Okkupationsarmee von Mailand in das Festungsviereck nach 
Verona ausweichen mußte. Mit dem Mailänder Aufstand vom 17. März begann der ita- 
lienische Nationalkrieg gegen Österreich unter der Führung König Karl Alberts von Pie- 
mont-Sardinien. Zwar waren dessen Truppen erst nach dem Abzug der Österreicher in 
Mailand eingetroffen, die gemäßigten Revolutionäre indes besaßen nun einen National- 
helden, auf den sich ihre Hoffnungen konzentrierten, zumal dessen militärischer Zuzug 
eine unerwünschte Mobilisierung der städtischen und ländlichen Unterschichten sowie 
ein Eingehen auf Hilfsangebote des republikanischen Frankreich entbehrlich machte. 
Während die Lombardei den Anschluß an das Königreich Sardinen-Piemont beschloß, 
konstituierte sich in Venetien eine selbständige Republik. Der Kaiserhof war in dieser 
Lage zunächst zu Ausgleichsverhandlungen bereit. Auf Anraten Radetzkys erwirkte 
jedoch Fürst Felix Schwarzenberg den Beschluß, die Entscheidung in Italien mit der 
Waffe zu suchen. Damit war der Weg für eine militärisch-dynastische Lösung geebnet. 
Nach der Reorganisation der Italienarmee militärisch gestärkt und der Niederschlagung 
des Prager Juniaufstandes moralisch gefestigt, holten die gegenrevolutionären Kräfte in 
Italien zum Gegenschlag aus und konnten mit dem Sieg Radetzkys bei Custozza bereits 
am 25. Juli 1848 über die Truppen Piemonts einen eindrucksvollen Erfolg verbuchen.” 
der sich im Frühjahr des darauf folgenden Jahres in sensationeller Weise wiederholen soll- 
e” Die italienischen Feldzüge dienten in besonderer Weise der Rehabilitierung der 
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Armee, die im März 1848 aus Wien hatte abgezogen werden müssen, um Monate später 
wiederhergestellt, das blutige Handwerk der Gegenrevolution zu besorgen, im Juni 1848 
in Prag und, dadurch gestärkt, schließlich im Oktober in Wien. 

Der Ablauf der Revolution in Wien nach den Märzereignissen hatte auch mit den 
italienischen Ereignissen insofern zu tun, als diese dazu dienten, das militärische Gewalt- 
mittel einsatzbereit zu halten und in erfolgreichen Kämpfen gegen einen unterlegenen 
Gegner moralisch zu festigen. Den Wiener Märzereignissen waren bereits Mitte Mai wei- 
tere Gewaltausbrüche gefolgt. Dabei standen jedoch keine regulären Armeeverbände, 
sondern bürgerliche Truppen der akademischen Legion, der Nationalgarde und der Bür- 
germiliz gegen aufständische Arbeiter im Kampf.” Die regulären Armeeverbände waren 
bereits im März aus der vordersten Konfrontationslinie zurückgezogen worden, um ihren 
Verschleiß zu verhindern, der im Wiener Großstadtmilieu zweifellos eingetreten wäre. 
Aber unter den in festen Quartieren untergebrachten Truppen der Garnison bestand die 
Gefahr einer Fraternisation mit den Revolutionären fort. Und obwohl das Militär und 
die Wiener Nationalgarde ab dem 16. Mai durch Erlaß des österreichischen Innenmini- 
sters Franz Freiherr von Pillersdorf gemeinsam Stadttore und Hofburg bewachten, ach- 
tete doch Kriegsminister Graf Baillet de Latour darauf, daß beide getrennte Wachlokale 
bezogen. Der schlechte Ruf der Nationalgarde sollte nicht auf die regulären Truppen 
abfärben.” Nach der Polarisierung der Revolutionäre durch die politische Ausgrenzung 
des unterbürgerlichen Spektrums waren im Mai wiederum Barrikaden entstanden, auf 
denen mit dem Wahlrecht auch für die Unterschichten zentrale Ergebnisse der Revolu- 
tion verteidigt werden sollten. Dabei hatten bewaffnete Arbeiter am 15. Mai sogar die 
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inneren Bereiche der Hofburg besetzt, man war bis an die Schwelle der kaiserlichen 
Gemächer vorgedrungen! Dann jedoch trat mit dem Nachgeben der Regierung und der 
Abreise des Kaisers „in aller Stille“ nach Innsbruck am 17. Mai zunächst trügerische 
Ruhe ein. Schließlich zog das Militär nach einem gescheiterten Versuch, die National- 
garde aufzulösen, am 26. Mai aus Wien ab. Die Gewalt ging darauf an einen revolutionä- 
ren Sicherheitsausschuß über.” 

Ganz ähnlich lagen die Dinge in Preußen: Auch der preußischen Armee, insbeson- 
dere den in den Märzkämpfen geschlagenen Garderegimentern, mußte ein neues, an 
nationalen Leitbildern orientiertes Image verschafft werden. Die kollektive Erinnerung an 
den Märzschock und die Bloßstellung durch den Monarchen waren auszulöschen. Nur 
so ließ sich auch hier der militärische Faktor als Mittel zur Bekämpfung der Revolution 
langfristig wieder ins Spiel bringen. Und obwohl eine Petition Berliner Bürger bereits 
Ende März 18.000 Unterschriften hinter der Forderung versammelte, das Militär nach 
Berlin zurückkehren zu lassen, geschah diese Rückführung ab dem 30. März zögerlich, 
etappenweise und unter ständiger Sondierung der Wirkung dieser Maßnahme auf die 
Bevölkerung”. In der Absicht, die Militärgewalt vollends zu rehabilitieren, hatte der Hof 
in Potsdam seine Bedenken gegen ein militärisches Eingreifen Preußens auf seiten Schles- 
wig-Holsteins gegen in dem von der bürgerlichen deutschen Nationalbewegung geforder- 
ten Krieg gegen Dänemark bald fallengelassen und am 20. April General Ernst von 
Wrangel beauftragt, das Oberkommando der für den Einsatz gegen Dänemark bestimm- 
ten preußischen und Bundestruppen zu übernehmen. Der Ausgang dieses militärischen 
Scheinkampfes lag angesichts der klaren Überlegenheit der Deutschen nicht im Ungewis- 
sen. Eine zwischen dem holsteinischen Glückstadt und Berlin bestehende Eisenbahnver- 
bindung sicherte zudem die reibungslose Rückführung der Truppen, wenn in Berlin die 
Stunde ihres Einsatzes gekommen sein würde.” Doch anders als in Oberitalien ging es in 
Schleswig-Holstein nicht um die Rückeroberung widerspenstiger Provinzen, sondern um 
einen Konflikt, der das europäische Vertragssystem und die Interessen anderer 
Großmächte tangierte. Deshalb mußten besondere Rücksichten genommen werden, eine 
militärische Eskalation des Krieges war unerwünscht. Während der preußische König also 
von „eine(r) sehr gloriose(n) kleine(n) Campagne“ sprach, deren innere Notwendigkeit 
auf der Hand lag, übersah der hitzköpfige Wrangel diese Seite seiner Aufgabe nicht ein- 
mal in Ansätzen. Statt dessen war er ständig bemüht, mit einem politisch nicht zu 
verantwortenden entscheidenden Sieg über die Dänen - in der Art Radetzkys - seiner 
militärischen Reputation Genüge zu tun. 

Immerhin konnte der Ansehensverlust der preußischen Armee durch den militäri- 
schen Erfolg gegen Dänemark korrigiert werden. Den Garderegimentern gelang die 
innere Festigung, sie wurden in kürzester Frist auf den inneren Einsatz vorbereitet. Ihre 
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gestärkte Stellung vor Augen und die breite antiliberale Sammlungs- und Vereinsbewe- 
gung, die in den ländlichen Bezirken und kleinen Provinzstädten die Revolutionäre viel- 
fach von den Straßen vertrieben hatte, unter Verwendung altpreußischer Symbolik, wie 
dem Eisernen Kreuz, nahm die preußische Regierung ab Spätsommer im Streit um die 
Ratifizierung des Malmöer Waffenstillstandes vom 26. August eine unnachgiebig-provo- 
zierende Haltung gegenüber der Frankfurter Nationalversammlung ein. Der Waffenstill- 
stand war von Berlin zuvor eigenmächtig mit Dänemark ausgehandelt worden, in Über- 
schreitung der von Frankfurt geliehenen Kompetenzen, um die Weiterführung des nach 
Ansicht des Potsdamer Hofes unnötig gewordenen Konfliktes zu vermeiden. Angesichts 
dieser Zumutungen an die Adresse Frankfurts, das in irrational-nationalistischer Erregung 
aufschrie, sprach der preußische König von „schwülen Tage(n), von denen jedermann 
weiß, daß sie nicht dauern können.““ 

Inzwischen strebten die Ereignisse auch in Österreich einer Entscheidung zu: Wäh- 
rend Innsbruck zu dem Ort geworden war, der dem Monarchen ein ruhiges und gefahr- 
loses Abwarten der Ereignisse im abtrünnigen Wien ermöglichte, hier die Fäden der Gegen- 
revolution zusammenliefen und Armeebefehle ausgefertigt wurden, kam es in Wien zu 
einer Ausdifferenzierung und Abnutzung der Revolution. Nach den Maiunruhen, die 
zum Abzug des Militärs geführt hatten, schlug die dortige Nationalgarde am 21. und 
23. August wiederum Arbeiterproteste nieder”, die durch Lohnkürzungen provoziert wor- 
den waren, wodurch sie weitere Sympathien verlor. Im September wurde die Ruhe durch 
eine Kleinbürgerrevolte um eine gescheiterte Finanzmanipulation unterbrochen, und 
schließlich wieder durch die entscheidenden Oktoberkämpfe des Jahres 1848.” Zuvor, im 
Frühherbst 1848, hatten die Österreicher auch in Ungarn entscheidende Siege errungen, 
wo die Revolution im März zu einer faktischen Trennung von Cisleithanien geführt hatte. 
Obwohl die Ungarn bis zum Sommer 1849 nicht vollständig unter Kontrolle gebracht 
werden konnten und erst am 11. August bei Világos die Waffen streckten“, waren jedoch 
bereits im Oktober 1848 ungarische Versuche, die bedrängten Wiener zu unterstützen, 
von Truppen des Banus von Kroatien, General Josip v. Jellačić, abgewiesen worden. 

Wien war nach der Zurückweisung einer Proklamation, in der General Windisch- 
Graetz den gesetzlosen Zustand ohne Zeitverlust zu beenden versprach”, in Verteidi- 
gungszustand versetzt worden. Zwar bestanden seine militärischen Machtmittel noch 
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immer aus Bürgerwehr, Nationalgarde und akademischer Legion, die ihren Dienst unent- 
geltlich, als freiwilliges Ehrenamt übernommen hatten, inzwischen aber hatten sich die 
besitzbürgerlichen und akademisch gebildeten Kreise aus ihnen zurückgezogen. Durch 
wechselnde Kommandoverhältnisse und innere Zwistigkeiten zusätzlich demoralisiert, 
befand sich die Nationalgarde in einem Zustand latenter Auflösung. Das Bürgerkorps 
war bereits ganz in ihr aufgegangen und unterschied sich von ihr weder nach Zusammen- 
setzung, Geist noch Grad der militärischen Ausbildung. Ähnlich desolat lagen die Ver- 
hältnisse bei der Akademischen Legion, die im Mai mit Fürsprache des Kriegsministers 
eingerichtet worden war, um die unruhige Studentenschaft unter Kontrolle zu bringen.” 
Inzwischen war sie durch das Eindringen zweifelhafter, zum Teil nichtstudentischer Ele- 
mente radikalisiert worden.” Von außen konnte keine Hilfe erwartet werden, auch wenn 
der Ruf „die Ungarn kommen!“ zur Fanfare wurde, mit der die Kleinmütigen und Kriegs- 
müden seit dem Beginn der Kampfhandlungen um die Wiener Vororte am 23. Oktober 
immer wieder angespornt werden konnten. 

Seit dem 28. Oktober wurde in Wien selbst gekämpft, unter Einsatz von Artillerie 
und mit äußerster Härte.” Mit dem Sieg gegenrevolutionärer, regulärer Heeresverbände 
unter Windisch-Graetz und Jellačić am 31. Oktober 1848 - der mit der Beschießung und 
Erstürmung der Wiener Innenbezirke teuer erkauft war” - manifestierten die Kräfte der 
alten Ordnung ihre Entschlossenheit, der Revolution nicht nachzugeben und ihre Ergeb- 
nisse schnellstmöglich auch mit militärischen Mitteln und anderen Orts zu korrigieren, 
was der Öffentlichkeit durch die nun einsetzenden Hetzjagden und Strafgerichte, schließ- 
lich durch die Opfer der Erschießungspeletons im Wiener Stadtgraben nachhaltig vor 
Augen geführt wurde.” Als Voraussetzung für den Sieg der Gegenrevolution hatte sich 
die Tatsache erwiesen, daß das staatliche Gewaltmittel in der Hand der Krone geblieben 
war, die nunmehr - zu einem für sie günstigen Zeitpunkt - von ihm rücksichtslos 
Gebrauch machen konnte. 

Während die Ablösung des den Ereignissen nicht gewachsenen Kaisers Ferdinand 1. 
durch den gerade 18jährıgen Franz Joseph I. am 2. Dezember 1848 den gegenrevoluti- 
onären Kräften eine zusätzliche starke moralische Rückhalteposition verschaffte, kam die 
Verfassung vom 4. März des darauffolgenden Jahres den Wünschen des liberalen Bürger- 
tums teilweise entgegen, schienen doch zentrale Forderungen des Liberalismus durchge- 
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setzt. Doch während der neue Kaiser bis 1916 regierte, also beinahe sieben Jahrzehnte, 
war die März-Verfassung von nur geringer Lebensdauer. Man hatte sie lediglich als Fas- 
sade benötigt, der man sich bereits 1851 entledigte, wodurch Österreich für einige Jahre 
verfassungsrechtlich zum Status quo ante zurückkehrte. Indes lobte Franz Joseph bereits 
in seiner Rede zur Thronbesteigung die altbewährte Tapferkeit, Treue und Ausdauer sei- 
ner Armee, ın der er einen „Pfeiler des Thrones“ sah, den seine Vorfahren hinterlassen 
hatten.” Tatsächlich war die Person des Monarchen auch während der Revolution für die 
bewaffnete Macht, namentlich ihr Offizierskorps, der festeste Orientierungspunkt geblie- 
ben. An ihn hielt man sich, ihm allein gehorchte man, und alles, was im Gegensatz zu 
ihm stand, wurde verworfen oder bekämpft. Selbst unter militärischen Kritikern blieben 
die Person des Kaisers, auf den man vereidigt worden war, und das monarchische Prinzip 
unantastbar. Zweifellos bildete diese mentale Grundprägung der militärischen Gesell- 
schaft Österreichs einen Nachklang mittelalterlicher Lehens- und Gefolgschaftstreue.” 

Auch in Preußen deutete sich ab September 1848 langsam die Möglichkeit an, daß 
das Militär als Ultima ratio in einem Staatsstreich wieder in Erscheinung treten konnte. 
Als Voraussetzung hatte sich das Festhalten an der monarchischen Befehlsgewalt über die 
Armee erwiesen, die noch rechtzeitig aus der direkten innenpolitischen Konfrontation 
herausgezogen und in monarchische Milieus überführt worden war. Bereits im März 
hatte Friedrich Wilhelm IV. die Ansicht geäußert, daß die „Eiterbeule von Berlin“ der- 
einst werde operiert werden müssen. Damals hatte es noch gegolten, den richtigen Zeit- 
punkt abzuwarten und Schritt für Schritt günstigere Bedingungen zu schaffen. Nunmehr 
standen dem preußischen Monarchen bei der Rückeroberung der politischen Macht wie- 
der entscheidende militärische Mittel zur Seite. 

Im September trat das parlamentarische Mehrheitsministerium in Preußen zurück 
und wurde durch eine Regierung unter General Ernst von Pfuel ersetzt. Zwar galt dieser 
als Mann des Ausgleichs, als Zögerer, der König aber sah sich endlich von lästiger konsti- 
tutioneller Mitsprache befreit. Bereits eine Woche zuvor war Wrangel aus Schleswig-Hol- 
stein zurückbeordert und vom König zum „Oberbefehlshaber in den Marken“ ernannt 
worden. Die Ernennung war einmal notwendig geworden, um Krisenerscheinungen auch 
innerhalb des preußischen Heeres zu bekämpfen, so war es in der überfüllten Potsdamer 
Garnison am 12. September zu Soldatenunruhen gekommen” -, zum anderen, um die 
Rückkehr der von Wrangel bisher kommandierten preußischen Kerntruppen von der 
„falschen Front“ und ihren Einsatz an der „richtigen“ zu organisieren und vorzuberei- 
ten. In diesem Sinne hatte Wrangel in seinem ersten Armeebefehl vom 17. September 
seine Aufgabe darin bezeichnet, die öffentliche Ruhe wiederherzustellen, falls die Kräfte 
der „guten Bürger“ hierzu nicht ausreichen sollten. Die Täuschung lag auf der Hand, 
denn Wrangel war nicht als Garant liberaler Errungenschaften, sondern als Degen der 
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Gegenrevolution designiert, als Kommandeur der den Staatsstreich vollziehenden Trup- 
pen.” Drei Tage später hatte er deren Zulagen erhöht, was sich günstig auf ihre Moral 
auswirkte und demokratische Aktivitäten konterkarierte, durch Agitation, durch Reden, 
Einfluß auf die Militärgewalt zu gewinnen.“ 

Während die preußische Nationalversammlung noch auf ihrem Reformkurs beharrte, 
mit ihren Majoritätsbeschlüssen tief in staatliche Kompetenzen und gesellschaftliche 
Zustände einzugreifen glaubte, wartete der Hof nur auf eine passende Gelegenheit, dem 
„revolutionären Spuk“ ein Ende zu bereiten. Durch die Oktoberunruhen in Berlin 
erhielt er einen Vorwand, den der Feigheit und Schlaffheit bezichtigten Ministerpräsiden- 
ten Ernst von Pfuel abzulösen und Anfang November eine Regierung mit eindeutig 
gegenrevolutionärer Programmatik unter dem Grafen Brandenburg einzusetzen, einem 
illegitimen Sohn Friedrich Wilhelms II. Gewiß hatte der militärische Sieg der Gegenrevo- 
lution in Wien einige Tage zuvor für den nötigen politischen Rückenwind gesorgt. So 
kommentierte der österreichische Gesandte in Berlin, Joseph Graf Trauttmansdorff, daß 
der Wiener Kanonendonner Berlin zu neuem Leben erweckt habe.” 

Von Hegel stammt der Ausspruch, daß alle großen weltgeschichtlichen Tatsachen 
und Personen sich sozusagen zweimal ereignen, von Marx der Zusatz, das eine Mal als 
Tragödie, das andere Mal als Farce”. Und tatsächlich folgte auf die Wiener Tragödie vom 
Oktober 1848 die Berliner Farce. Um auch dort die Machtprobe vollständig werden zu 
lassen, hatte der König Befehl gegeben, die preußische Nationalversammlung zum 10. No- 
vember aus Berlin zu entfernen. Zuvor hatte man sich des Entschlusses der Berliner Bür- 
gerwehr versichert, bei einem Einsatz regulärer Truppen diesen nicht entgegenzutreten. 
Die Militärgewalt selbst war zuvor durch eine Reihe sozialer und materieller Verbesserun- 
gen mit sozialdisziplinierenden Effekten zur Loyalität verpflichtet worden.” In dieser Art 
vorbereitet, vollzog sich die militärische Besetzung Berlins ohne Zwischenfälle, wobei die 
Bürgerwehr, das Wiener Gespenst vor Augen, die Errichtung von Barrikaden verhinderte 
und Unterstützungsangebote Berliner Arbeiter zurückwies. Währenddessen hatte General 
Wrangel seine Truppen auf dem Berliner Gendarmenmarkt aufmarschieren und das 
Tagungsgebäude der Abgeordneten, das durch einen Kordon Bürgerwehr geschützt war, 
umstellen lassen. Statt wie erwartet in den Sitzungssaal einzudringen und zuvor die Kette 
der Bürgerwehr zu sprengen, setzte er sich auf einen herbeigeschafften Stuhl inmitten sei- 
ner angetretenen Soldaten und erklärte, den Austritt der Abgeordneten aus der Versamm- 
lung nicht behindern zu wollen, allerdings ıhren Eintritt. Das Haus würde geschlossen, 


55 Ebda., S. 525. 

56 Vgl. Hachtmann, S. 701, 702-709. 

57 Zit. nach: Müller, S. 528. 

58 Unter Anspielung auf eine Textstelle bei Hegel: Georg Wilhelm Friedrich Hegel, Vorlesungen über die Phi- 
losophie der Geschichte, hrsg. von E. Gans, Bd. 9, Berlin 1837. Karl Marx: Der achtzehnte Brumaire des 
Louis Bonaparte, Leipzig (Reclam) 1982, S. 15. 

59 Am 6. Mai 1848 war die Strafe der körperlichen Züchtigung abgeschafft worden. Ab dem 26. Juni hatte je- 
der Soldat das Recht, mit „Sie“ angesprochen zu werden. Der Heiratskonsens war am 2. August gefallen. 
Am 21. Oktober wurde die Einrichtung des bisherigen „Gnadengehaltes“ für langgediente Soldaten und 
Unteroffiziere in eine ordentliche „Invalidenpension“ umgewandelt. Namentlich die Einführung einer Zivil- 
versorgung, die an politische und dienstliche Loyalität geknüpft wurde, erwies sich als erfolgreiches Mittel, 
die unteren Mannschaftsgrade zum Stillhalten zu bewegen. Hachtmann, S. 711. 


56 Jürgen Angelow 


sobald der letzte Abgeordnete sich aus ihm entfernt hätte. Ohne Waffeneinsatz erreichte 
Wrangel damit den Abzug der Abgeordneten und den widerstandslosen Abmarsch der 
Bürgerwehr, die er einen Tag darauf auflösen ließ. Am Abend des 10. November konnte 
er König Friedrich Wilhelm IV. melden, er beherrsche Berlin“ 

Die preußische Nationalversammlung wurde darauf in die Provinz nach Branden- 
burg verlegt und schließlich bis zum 27. November vertagt. Nach einem kurzen Schat- 
tendasein löste man sie am 5. Dezember 1848 kurzerhand auf. Zwar war die Verfassung 
vom selben Tag aufgezwungen, was einem Staatsstreich gleichkam, doch bedeutete sie 
zugleich ein Entgegenkommen an die Adresse des gemäßigten Liberalismus. Dessen revo- 
lutionärer Elan war angesichts einiger Bajonette und dem Zuckerbrot einer quasi-konsti- 
tutionellen Verfassung vollständig versiegt. 

Der makabre Vorfall vom 10. November verdient auch deshalb Beachtung, weil er 
die Wiener Freignisse, die zu einem ähnlichen Resultat geführt hatten, und auch die han- 
delnden Personen, lediglich parodierte. Während von Windisch-Graetz, Jellačić und Fürst 
Felix von Schwarzenberg, dem neuen österreichischen Ministerpräsidenten”, eine latente 
Beunruhigung ausging, eine Aura der Unerbittlichkeit, da man mit ihnen hartes Durch- 
greifen und absolute Entschlossenheit verband, kehrte das Berliner Säbelregiment nun sein 
leutseliges Gesicht heraus. Wrangel gab sich großzügig und jovial, um die ohnehin revo- 
lutionsmüden Berliner Bürger weiter einzuschläfern. Alexander von Sternberg, ein zeit- 
genössischer Beobachter der Vorgänge, schilderte Wrangels Popularitätshascherei: „Er zog 
gelegentlich durch die Straßen und ließ sich als Retter des Vaterlandes von weißgekleide- 
ten Jungfrauen mit Blumen bewerfen.“ Die Farce, die sich hier den Berlinern durch 
den seltsamen Kontrast von berechnendem Alter und unschuldig-jugendlicher Schwärme- 
rei bot, bedurfte wegen ihrer Bildhaftigkeit eigentlich keines weiteren Kommentars, war 
doch das Gesicht des im 65. Lebensjahr stehenden greisen Schimmelreiters, der sich gern 
„Vater Wrangel“ nennen ließ, über und über mit Falten dekoriert. Sternberg beschrieb ihn 
als „eine klappernde Maschine, die ohne Geist und Leben ihr Tagwerk abhaspelte.“ 

Nachdem die Würfel in Wien und Berlin gefallen waren, wurden nun auch auf der 
Ebene der provisorischen Zentralgewalt die Weichen in Richtung Gegenrevolution 
gestellt. So scheiterte der Verfassungsentwurf der deutschen Nationalversammlung vom 
27. März 1849 mit seinem kleindeutsch-preußischen Lösungsmodell der nationalen Frage 
am 2. April an der Ablehnung König Friedrich Wilhelms IV., die ihm dargebotene Kai- 
serkrone anzunehmen. Und auch der Versuch, eine Anerkennung der Verfassung durch 
einen militärischen Vorstoß, die Reichsverfassungskampagne, doch noch zu erzwingen, 
scheiterte bekanntlich an der Intervention preußischer und anderer deutscher Kontin- 
gente nach einer Reihe von Gefechten mit dem Fall der Festung Rastatt am 23. Juli 1849. 

Für den Sieg der Gegenrevolution hatte die Tatsache wesentlich mitverantwortlich 
gezeichnet, daß es ihr insgesamt gelungen war, das staatliche Gewaltmonopol aufrechtzu- 
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erhalten und das militärische Machtmittel, die Armee, zumindest ihre Kerne, vom Ein- 
fluß revolutionärer Stömungen unberührt zu lassen. In diesem Zusammenhang erwuch- 
sen aus den Verfassungsvorstellungen der Frankfurter Nationalversammlung, sofern sie 
die militärische Macht betrafen, allerdings nicht unbedeutende Gefahren für die monar- 
chischen Kräfte. 

Die Militärfrage war in der Paulskirche im Zusammenhang mit der politisch-staats- 
rechtlichen Neuordnung Deutschlands anhaltend debattiert worden“ Dabei hatte man es 
nicht mit einem Heer zu tun, sondern mit den Heereskörpern von 39 Gliedstaaten, die 
nach der Bundeskriegsverfassung in drei österreichische, drei preußische, ein bayerisches 
und drei gemischte Armeekorps kleinerer Staaten unterteilt worden waren“ Diese Debatte 
knüpfte an populäre Forderungen des liberalen Lagers nach einer volkstümlichen Wehr- 
verfassung für Deutschland an, die von Rotteck bereits 1816 und 1847 in Heppenheim 
und Offenburg formuliert worden waren.” Gleichzeitig mit ihnen kam in Frankfurt aber 
auch der Reformwille des konservativen Lagers zum Ausdruck, namentlich dessen aus 
den dreißiger Jahren datierende militärisch-fachliche Kritik an den Bestimmungen der bis 
zur Revolution und danach bis 1866 bestehenden Bundeskriegsverfassung‘” Unter Bezug 
auf den im April 1848 vorgelegten Siebzehner-Entwurf, der den Grundsatz einer allgemei- 
nen Wehrpflicht ohne Stellvertretung postulierte, wurde die Wehrfrage im Wehrausschuß 
und im Plenum der Nationalversammlung seit Anfang Juli kontrovers diskutiert, wobei 
sich drei Grundpositionen artikulierten. Die erste Position einer verbesserten Organisa- 
tion der bestehenden Kontingentsarmee wurde von der konservativ-monarchisch gesinn- 
ten Rechten (Fraktion „Steinernes Haus“, „Milani“) vertreten. Mit Vehemenz und 
militärischem Sachverstand wandte sich diese gegen jede Liberalisierung oder Demokrati- 
sierung der bestehenden Militärverhältnisse, gegen die politisch-verfassungsrechtliche 
oder geistig-moralische Verbürgerlichung der Heere sowie gegen jede Beschneidung der 
ausschließlich monarchischen Verfügungsgewalt über das militärische Instrument. Zwi- 
schen groß- und kleindeutschen sowie partikularistischen Vorstellungen hin- und her- 
schwankend, plädierten die Konservativen mehrheitlich für eine gestärkte Exekutive im 
staatenbündischen Rahmen als Grundlage einer technisch verbesserten Militärverfassung. 

Die zweite Position einer nationalen Kontingentsarmee vertrat die gemäßigte liberale 
Mitte (Fraktion „Casino“), die auch über die Mehrheit im Wehrausschuß verfügte. Ihre 
Vorstellung von einer stärker vereinheitlichten und mehr zentralisierten Militärverfassung 
basierte auf der Grundlage eines deutschen Bundesstaates unter preußischer Erbkaiser- 
schaft, jedoch gezügelt durch wichtige liberale Einschränkungen - wie dem Verfas- 
sungseid. Das Ziel des gemäßigten Liberalismus bestand noch immer in der Vision eines 
„Staatsbürgers in Uniform“, wenngleich die Konturen dieses auf Rotteck zurückgehenden 
Gedankens bereits wesentlich verwischt waren. Immerhin blieb die reale Durchsetzbarkeit 
dieser Vorstellungen fragwürdig genug. 
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Die Vertreter der Linken vertraten die dritte Grundposition einer stark vereinheitlich- 
ten deutschen Nationalarmee: Bei aller Meinungsvielfalt und sofern sie nicht pazifistisch 
eingestellt oder in militärischen Belangen desinteressiert waren, setzten ach ihre Vertreter 
(Fraktion „Donnersberg“ und „Deutscher Hof“) für eine republikanische Wehrverfassung 
ein. Darunter verstanden sie die allgemeine Wehrpflicht ohne Stellvertretung und irgend- 
welche Vorrechte in der Form eines milizartigen Volksheeres. 

Die militärischen Bestimmungen des Verfassungsentwurfs der Paulskirche stellten 
schließlich eine Kompromiß dar, dem man die Urheberschaft der gemäßigten Liberalen 
deutlich anmerkte: Dienstpflicht, Heeresorganisation, Ausbildung und Bewaffnung wur- 
den am preußischen Beispiel orientiert und der dauernden Kontrolle einer Reichsregie- 
rung unterworfen. Zwar war das gedachte Reichsheer wiederum als Kontingentsarmee 
konzipiert, doch nun unter Einschluß der gesamten Kriegsmacht aller deutscher Staaten 
sowie mit klarer Spitze durch den projektierten Erbkaiser als Reichsoberhaupt. Auf des- 
sen Person hätte auch der Eid des Militärs erfolgen müssen, allerdings auch auf die 
Reichsverfassung. Damit waren der Exekutive verfassungsrechtliche Beschränkungen 
auferlegt. Zusätzlich sah der Verfassungsentwurf eine imaginäre „allgemeine Bürgerwehr“ 
vor, mit der dem Recht auf Volksbewaffnung entsprochen werden sollte. Zwar konnten 
die militärischen Bestimmungen der Reichsverfassung kein zentralisiertes Volksheer 
begründen, immerhin aber der Konzipierung einer nationalen Kontingentsarmee dienen. 
Schließlich griff die Heeresorganisation des Norddeutschen Bundes von 1867 auf sie 
zurück. 

Um dem nationalen Gedanken näher zu treten, sollten die einzelnen Bundeskontin- 
gente bereits im Verlauf der Revolution auf den Reichsverweser, der die provisorische 
Zentralgewalt repräsentierte, vereidigt werden. Dazu war vorgesehen, am 6. August 1848 
alle deutschen Bundeskontingente zur Parade ausrücken und ein dreimaliges Lebehoch 
auf den Reichsverweser ausbringen zu lassen. Dabei sollten deutsche Farben, und zwar in 
Kokarden und in Bändern, angelegt werden“ Mit diesem symbolhaften Akt wäre das 
Militär, das neben der staatlichen Verwaltung, der Rechtspflege und der mit der Monar- 
chie eng verbundenen Kirche den ausschlaggebenden Machtfaktor darstellte, der monar- 
chisch-einzelstaatlichen Verfügungsgewalt teilweise entzogen und einem neuen, der Revo- 
lution entsprungenen zentralen Loyalitätsverhältnis zugeordnet worden. Die Frage, ob 
die Stellung der deutschen Monarchen als oberste Kriegsherren gegen die konstitutionel- 
len Strömungen der Zeit verteidigt werden konnte, war eine zentrale Frage der Revoluti- 
on, da sie die politisch-staatsrechtliche Ausgestaltung Deutschlands im Zuge der Revolu- 
tion und zudem die Verfügbarkeit des militärischen Machtmittels berührte. Zwar hatte 
der provisorische Reichskriegsminister, Generalmajor Eduard von Peucker, mit seiner 
Anordnung zur Eidleistung aller deutscher Truppen auf den Reichsverweser vom 16. Juli 
1848 offenbar nur Befehlskompetenzen klarer abstecken wollen, ohne willentlich in die 
monarchische Befehlsgewalt einzugreifen, dennoch führte sein Vorstoß bei den Souverä- 
nen der deutschen Einzelstaaten zu einer geradezu paranoiden Angst, Rechte abtreten zu 
müssen, deren Bedeutung unstrittig war. Friedrich Wilhelm IV. hatte bereits im April 


68 Vgl. Bußmann, S. 311. 


Wien, Berlin und die Militärgewalt in der 48er Revolution 59 


Camphausen geschrieben, er „würde lieber alles über sich ergehen lassen“, als in diesem 
Punkte nachgeben.” In seiner Armee erkannte der König ein Instrument, das seine Vor- 
fahren geschaffen und gepflegt hatten: „Jeder Offizier sieht in seinem König den persön- 
lichen Herren, der ihn befördert, der sich seiner annimmt, ihn vertritt. Diesem innigen 
Verhältnis der Armee zu seinem Kriegsherrn“ - so Friedrich Wilhelm IV. in einem Hand- 
schreiben vom Juli 1849 - „verdankt das Land die Zuverlässigkeit und Hingebung der 
Armee.“ 

Unter diesen Voraussetzungen konnte es nicht verwundern, daß die geforderte Verei- 
digung in der vorgeschriebenen Weise lediglich in den militärisch unbedeutenden Nein- 
staaten stattfand“ In Hannover wurde sie wegen schlechten Wetters in letzter Minute 
abgesagt, in Bayern durch ein Hoch auf den bayerischen König und das deutsche Vater- 
land entschärft. Während Wien wenigstens noch eine Parade der dortigen Garnison ver- 
anstaltete, bei der ein Bataillon des Bundeskontingents deutsche Farben anlegte, behielt 
sich Berlin für jegliche Verwendung preußischer Truppen zu Bundeszwecken den aus- 
drücklichen Befehl des preußischen Königs vor. Dem Huldigungsritual wurde hier in 
einer Weise entsprochen, die deutlich die Absicht verriet, die Selbständigkeit der preußi- 
schen Armee unter dem Oberbefehl und der Kommandogewalt des Königs von Preußen 
zu bewahren. So schilderte der Batteriechef Prinz Kraft zu Hohenlohe-Ingelfingen, der 
im Spätsommer 1848 in einem Dorf in der Nähe Berlins Karten spielend, plaudernd und 
rauchend auf den Einsatzbefehl gegen die Hauptstadt wartete, den ihm unterstellten Sol- 
daten beim Appell die Ernennung eines Reichsverwesers bekanntgegeben und danach ein 
Hoch auf den König ausgebracht zu haben, der allein zu befehligen hätte.” Die Sorge 
um die Bewahrung der Tradition des preußischen Heeres gegen den Zeitgeist bewog 
andere Offiziere, an die Regierung zu appellieren, eine Huldigung auf den Reichsverwe- 
ser nicht zuzulassen, wobei die Argumente für sich sprachen: „Das erste preußische 
Infanterieregiment, welches jetzt 230 Jahre besteht“, würde lieber den Gedanken der deut- 
schen Einheit aufgeben, „als daß es die deutsche Reichsnummer 32. oder 40. annähme.“” 

Die militärische Gegenrevolution hat sich - wie auch das revolutionäre Lager - des 
Mittels direkter physischer Gewalt bedient, um seine politisch-gesellschaftlichen Zielvor- 
stellungen durchzusetzen. Dies spielte sich jedoch vorrangig auf einzelstaatlicher Bühne 
ab - in der Form von militärischen Einsätzen und Drohungen gegen die gewaltbereiten 
Anhänger der Revolution und nur ausnahmsweise in Form eines lokalen Krieges, bei 
dem die zwischenstaatliche Interaktion in der Regel hinter dem innenpolitischen Polari- 
sierungs-, Mobilisierungs- und Sammlungseffekt zurücktrat. Gerade auf dem Gebiet der 
inneren Zurückweisung der Revolution erwies sich die zeitliche Koordination von takti- 
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schen Rückzügen, Reorganisationsmaßnahmen und strategischen Offensiven der hierfür 
eingesetzten Truppen als außerordentlich bedeutsam, die an partielle Zugeständnisse zur 
zeitweiligen oder dauernden Differenzierung des politischen Gegners gekoppelt waren. 
Auffällig war auch, daß reguläre Armeeverbände, nachdem sie zum Beginn der Revolu- 
tion mit frivoler Leichtfertigkeit und ohne genaue Instruktionen zu besitzen eingesetzt 
worden waren, zunehmend von zentralen Ordnungsaufgaben entbunden wurden, die 
nun von Bürgerwehren, Milizen sowie von Polizeikräften nach dem Vorbild der Londo- 
ner Konstabler wahrgenommen werden mußten”. Während es den Demokraten in der 
Folge nicht gelang, nennenswerten Einfluß auf die bewaffnete Macht zu gewinnen, 
konnte diese vor moralischem Verschleiß, vor Fraternisation, Demoralisierung und Über- 
anstrengung bewahrt werden. Betrachtet man das Agieren der militärischen Gegenrevolu- 
tion, fällt auf, daß nach dem erzwungenen taktischen Rückzug des militärischen Gewalt- 
mittels, nach dessen kopflosem Einsatz, gekoppelt an den Verlust staatlicher Autorität, 
eine Phase des Nachdenkens, der militärisch-moralischen Reorganısation und politischen 
Sammlung der Gegenrevolution eintrat. Diese verlief parallel zur inneren Differenzierung 
des revolutionären Lagers, das sich fatalerweise bereits nach dem ersten Erfolg nach 
unten abzugrenzen begonnen hatte. Indem es sich seiner radıkalen Stoßtruppen entledig- 
te, steckte es zwar den „Haltepunkt“ der Revolution ab, schwächte aber gleichzeitig seine 
Position gegenüber den Kräften der „alten Ordnung“, die lediglich auf den richtigen 
Zeitpunkt warteten, wieder in Vorhand zu kommen. 

Das Erfolgsrezept der Gegenrevolution in Deutschland bestand nicht in einem iso- 
lierten militärischen Zuschlagen, sondern im Zusammenspiel von politischen Zugeständ- 
nissen, flexibler Anpassung an das Unvermeidliche, Ausdifferenzierung des revolutionä- 
ren Lagers in Gemäßigte und Radikale, Ausnutzung konservativer Grundprägungen und 
antiliberaler Effekte der ländlichen Bevölkerung sowie der städtischen Modernisierungs- 
verlierer, schließlich dem Einsatz der militärischen Komponente - entweder „zum Schla- 
gen“, wie in Wien, oder lediglich als Ultima ratio, wie in Berlin. Für beide Möglichkeiten 
war die Unberührtheit der bestehenden partikularen Staatsapparate mit Heer und Ver- 
waltung sowie das unbedingte Festhalten an der einzelstaatlich-ausgerichteten, monarchi- 
schen Kommandogewalt eine unerläßliche Voraussetzung, weshalb einer Eidesleistung 
zugunsten zentraler Behörden nicht stattgegeben werden konnte. Unter der Vorausset- 
zung einer zunehmenden Kontrolle und Beherrschbarkeit der revolutionären Energien 
durch die alte und die neue politische Elite bestand kein Interesse an einer Ausweitung 
der vorhandenen begrenzten militärischen Konflikte. Ein großer europäischer Krieg 
konnte somit vermieden werden, da an ihm weder die Kräfte der Gegenrevolution interes- 
siert waren noch die des gemäßigten Liberalismus, der bald saturiert war und eine Radı- 
kalisierung der Revolution ablehnte, was gewiß dazu beigetragen hat, die Lage zu stabı- 
lisieren und den Sieg der Gegenrevolution möglich zu machen.” 
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Der von mir gewählte Aufsatztitel „Das Jahr 1848 ın der Provinz Brandenburg - Themen 
und Phasen der revolutionären Auseinandersetzungen“ soll zweierlei andeuten. Zum einen 
will ich versuchen, einen gerafften, konzentrierten Überblick über den Ablauf des Revolu- 
tionsjahres 1848 zu vermitteln, wobei in meinen Ausführungen über die Provinz Bran- 
denburg, staatsrechtlich etwas ınkorrekt, die Hauptstadt Berlin ausgespart wird und sie 
allenfalls als Hintergrund der brandenburgischen Geschehnisse ins Spiel kommt. Denn im 
Mittelpunkt der Aufmerksamkeit wird stehen, wie sich die Menschen in der Provinz Bran- 
denburg zu dem Ringen auf der zentralen Berliner Bühne zwischen den Protagonisten, 
dem preußischen König Friedrich Wilhelm IV. und der Preußischen Nationalversamm- 
lung, um die künftige politische Ordnung Preußens und Deutschlands gestellt haben 
und in welcher Weise sie sich an diesen Auseinandersetzungen beteiligt haben. Zum 
anderen werde ich mein Augenmerk vornehmlich darauf richten, unter den beiden Leit- 
fragen nach den einzelnen Phasen des Revolutionsablaufes und nach den sie bestimmen- 
den und konstituierenden Freignissen und Themen die wesentlichen Charakteristika der 
Revolution in Brandenburg herauszuarbeiten. Als ertragreiche Grundlage dienen dabei 
vor allem die jüngsten, im Zusammenhang mit den Jubiläumsfeierlichkeiten 1998 veröf- 
fentlichten, aber teilweise auf umfangreiche ältere Vorarbeiten zurückgreifenden Werke 
von Gebhard Falk”, Volker Klemm’ und Kärstin Weirauch‘, da sie unter einem landesge- 
schichtlichen Ansatz für die gesamte Provinz Brandenburg viel neues Quellenmaterial 
zutage gefördert bzw. für den Regierungsbezirk Frankfurt/Oder, also für den von der Re- 
volution am meisten erschütterten Bereich der Provinz, eine umfassende, auf intensiver 
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Quellenauswertung beruhende Darstellung vorgelegt haben. Die mit diesen Studien 
erreichte erhebliche Verbesserung der empirischen Ausgangslage ermöglicht es, hier in 
thesenartiger Zuspitzung zentrale Aspekte des revolutionären Geschehens in Branden- 
burg herauszuarbeiten und grundsätzliche Interpretationsfragen zu erörtern. Um ein 
blasses Thesenpapier fern jeder historischen Anschaulichkeit zu vermeiden, wird aller- 
dings dabei nicht darauf verzichtet, einzelne Gesichtspunkte mit Quellenfunden zu illu- 
strieren und zu erläutern. Auf diese Weise soll es dem Leser zugleich ermöglicht bzw. 
erleichtert werden, die im letzten Teil dieses Bandes vorgestellten Dokumente in überge- 
ordnete Zusammenhänge einzuordnen, so daß sich mein Beitrag auch als ein knapper 
historischer Kommentar zu dieser Quellenedition versteht. 

Ohne weitere Vorbemerkungen will ich sogleich mit der allgemeinen Einschätzung be- 
ginnen: Die Revolution in der Provinz Brandenburg bekommt ihre maßgeblichen Im- 
pulse von den politischen Auseinandersetzungen in der preußischen Hauptstadt Berlin, 
die revolutionären Aktivitäten in der Provinz reagieren vorrangig auf die Berliner Ent- 
scheidungen des Königs und der Nationalversammlung. 

Diese Aussage läßt sich mit zwei ergänzenden Beobachtungen noch etwas stärker kon- 
kretisieren. Zum einen: Die Aufmerksamkeit der Revolutionäre und Gegenrevolutionäre 
richtet sich in erster Linie auf das Ringen um die Neuordnung Preußens. Die Debatten 
der Frankfurter Paulskirche um Einheit und Freiheit der deutschen Nation finden zwar 
auch Aufmerksamkeit, ohne jedoch die brandenburgischen Diskussionen beherrschen zu 
können. 

Damit soll nicht behauptet werden, daß die deutsche Nationalversammlung mit ihrer 
Aufgabenstellung kein Echo gefunden hätte, seit Mai 1848 hat die Einheit Deutschlands 
die Debattenredner immer wieder herausgefordert. Unbestritten war unter gemäßigten wie 
radikalen Revolutionären die Ansicht, daß der Deutsche Bund durch eine neue staats- 
rechtliche Konstruktion für Deutschland abgelöst werden müsse. Über die Stellung 
Preußens im künftigen deutschen Gesamtstaat gingen die Auffassungen allerdings ausein- 
ander. Die Liberalen setzten sich im allgemeinen dafür ein, die besondere Position 
Preußens als größtes deutsches Land aufrechtzuerhalten und ihm die führende politische 
Position in Deutschland einzuräumen. Die Diskussionen drehten sich um die bevorzugte 
staatsrechtliche Form, darum, ob dieses Ziel besser auf dem Wege eines monarchischen 
Staatenbundes, der die Souveränität seiner Mitglieder kaum einschränkte, oder auf dem 
Wege einer föderativen deutsche Republik, die sich aus relativ selbständigen konstitu- 
tionellen Monarchien zusammensetzte, erreicht würde. Schließlich plädierte man aber 
eindeutig dafür, daß die deutsche Nationalversammlung mit bindender Kraft für jeden 
Einzelstaat ihre Beschlüsse über die Verfassung für den deutschen Bundesstaat und gesamt- 
deutsche Angelegenheiten fassen solle. Unter den Demokraten dominierte hingegen im 
Herbst 1848 nach längeren strittigen Diskussionen die Meinung, Preußen als Republik in 
den zu schaffenden Staatenbund einzugliedern. Zur Begründung seien zwei Stimmen 
zitiert: „Preußen ist ein Militärstaat. Wollen wir aufhören Preußen zu sein, so müssen wir 
uns danach sehnen, daß Preußen aufhört ein Militärstaat zu sein. Das kann es aber nur, 
wenn es in Deutschland aufgeht.“ - „Und was wird Deutschland sein, wenn nicht ein- 
zelne Staaten darin aufgehen? - Werdet rot vor Scham ihr spezifischen Preußen!“” 


5 Klemm, S. 104-109, 178. Zitate S. 108. 
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Insgesamt ist nicht zu übersehen, daß die politische und soziale Umgestaltung 
Preußens und der darüber zwischen König und Berliner Nationalversammlung ausge- 
fochtene Konflikt die Brandenburger in erster Linie beschäftigte. Ihr Verhalten orien- 
tierte sich vornehmlich an Berliner Ereignissen, was besonders deutlich wird, wenn man 
sich darum bemüht, den revolutionären Ablauf in Brandenburg in einzelne Phasen mit 
unterschiedlichen inhaltlichen Schwerpunkten zu gliedern. 

Hierzu sei meine ergänzende These formuliert: Die aufeinanderfolgenden Phasen der 
Revolution in Brandenburg werden ausgelöst und bestimmt durch die großen Kontrover- 
sen und Entscheidungen in der Hauptstadt. Die Märzkämpfe in Berlin, der Konflikt zwi- 
schen König und Nationalversammlung im September, der königliche Staatsstreich und 
die oktroyierte Verfassung im November/Dezember sind die Ereignisse, die die politi- 
schen und sozialen Bewegungen in der Provinz in Aktivität versetzen. 

Man wird diese Interpretation cum grano salis zu verstehen haben. Denn die Pro- 
vinzler bedurften nicht immer des hauptstädtischen Anstoßes, um ihre Forderungen zu 
artikulieren. Aber erst die jeweiligen dramatischen Zuspitzungen der Situation in der Ber- 
liner Zentrale und der dadurch hervorgerufene Entscheidungsdruck haben dafür gesorgt, 
daß die revolutionären Debatten sich weit verbreiteten und größere Bevölkerungsgrup- 
pen zu Demonstrationen bis hin zum Aufruhr bewogen. Der Anfang und das Ende der 
Revolution in Brandenburg sind von den wichtigsten Berliner Entscheidungen abhängig. 
Mit leichter Übertreibung wird man behaupten dürfen, daß sie vom königlichen Zurück- 
weichen am 18./19. März 1848 ausgelöst und dann durch die königliche Oktroyierung 
der Verfassung am 5. Dezember 1848 abgeschlossen wurde. Anzeichen für politische und 
soziale Unzufriedenheit in der Provinz Brandenburg gab es zwar mehrfach schon in den 
ersten Wochen und Monaten des Jahres 1848. So faßte eine an den König gerichtete 
Adresse aus Landsberg an der Warthe am 12. März das liberale Credo des Vormärz kurz 
und knapp in dem folgenden Forderungskatalog zusammen: „Das Volk findet nur 
Schutz gegen die drohende Gefahr in einem - durch Volksvertretung mit entscheiden- 
dem Stimmrecht und verantwortlichen Ministern, - durch unbeschränktes Wahlrecht 
und unbeschränkte Wählbarkeit, - durch völlige, unbedingte Freigebung der Presse, - 
durch Volksvertretung beim deutschen Bunde, - durch völlige Gleichstellung aller Religi- 
onsparteien in Bezug auf staatsbürgerliche Rechte und - durch freies Assoziationsrecht 
der Bürger erstarktem Preußen“. Aber erst nach dem Berliner Barrikadenkampf brachen 
allerorten in der Provinz die gleich noch näher zu schildernden sozialen und politischen 
Unruhen aus. Innerhalb weniger Tage, so schrieb der Graf von Hardenberg am 29. März, 
hatte sich der „Zustand der Gesinnungen unserer Landbewohner“ so geändert, daß „jetzt 
alles (den Ausdruck Freiheit) im Munde führt“, wenn auch, wie der Graf aus seiner Sicht 
hinzufügte, „die große Mehrzahl der Landleute ... keine Begriff davon hat, was der Aus- 
druck Freiheit bedeutet“. Das Ende der Revolution wird durch die oktroyierte Verfas- 
sung markiert, die revolutionären Aktivitäten des Jahres 1849 sind nicht mehr als Nach- 
spiele und Nachhutgefechte, die den Sieg der Gegenrevolution nicht mehr nachhaltig in 
Frage stellen konnten. Nur die Reichsverfassungskampagne und der Kampf Preußens 


6 Falk, Dok. Nr. 14 S. 70. 
7 Falk, Dok. Nr. 25 S. 84. 
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gegen die demokratischen Aufstände in Sachsen und Südwestdeutschland verursachten 
noch einmal in größerem Umfange politische Versammlungen und Deklamationen 
zugunsten der Revolution. Aber auch unter dem Druck von Verwaltungs- und Polizei- 
maßnahmen erlosch die politische Opposition sehr bald, die demokratischen und libera- 
len Vereine hörten zumeist ohne großes Aufheben zu bestehen auf. 

Die neun Monate zwischen dem März und dem Dezember 1848 lassen sich wie- 
derum in drei Einheiten aufgliedern, die ein unterschiedliches Gesicht zeigen. Die erste 
Phase reicht bis zu den Wahlen zum deutschen und zum preußischen Parlament Anfang 
Mai 1848. In diesen Wochen brachen sich soziale Proteste von Bauern, Handwerkern 
und Arbeitern Bahn und übertönten die verfassungspolitischen Diskussionen. Der Funke 
der Revolution sprang von Berlin auf die Provinz über, vielerorts wurden zustimmende 
Adressen an die Berliner Barrıkadenkämpfer gerichtet und Geldsammlungen für die Hin- 
terbliebenen der gefallenen Barrikadenkämpfer durchgeführt. Der weitverbreitete Ein- 
druck, daß die althergebrachte Ordnung durchbrochen sei, wirkte wie ein Dammbruch 
und führte dazu, daß zunächst vorrangig die in sozialer und wirtschaftlicher Not leben- 
den Menschen in Versammlungen und Demonstrationen die Besserung ihrer Arbeitsbe- 
dingungen und ihrer Rechtsstellung einforderten. Die Stimmung dieser Tage und Wochen 
kommt gut zum Ausdruck in einem Schreiben der Büdner und Landarbeiter von Gusow 
und Platkow (nördlich Seelow) vom 26. März 1848, in dem sie den geforderten entschä- 
digungslosen Verzicht des Gutsherrn auf die ihm zustehenden Abgaben und Dienste sei- 
ner Untertanen begründeten mit der Berufung auf die „Wiedergeburt der deutschen 
Nation ... und die von Sr. Majestät dem Könige am 21. März ... angenommene Konsisti- 
tion“ (wohl gemeint: Konstitution), die sie „von den alten drückenden Abkommen frei“ 
gemacht habe‘. Die Unruhen sind nicht auf einen gemeinsamen Nenner zu bringen, son- 
dern brachen in zwei unterschiedlichen Sozialmilieus auf und speisten sich daher aus 
unterschiedlichen Wurzeln. 

Auf dem Lande, besonders in der Niederlausitz, äußerte sich die Unzufriedenheit 
mit der Gutsherrschaft, den für sie zu erbringenden Abgaben und Diensten und den 
daran haftenden adligen Standesvorrechten. Die Bauern klagten über die Forst- und Jagd- 
gerechtigkeiten der Gutsherren, über das dem gutsherrlichen Patron zu zahlende Schutz- 
geld. Sie beschwerten sich über die Durchführung der Ablösungs- und Separationsverfah- 
ren, bei denen sie sich von den Gutsherren übervorteilt glaubten. Sie griffen die adligen 
Privilegien bei der Grund- und Klassensteuer ebenso wie den eximierten Gerichtsstand 
an und lehnten die Patrimonialgerichtsbarkeit und die Domanialpolizeigewalt ab. 
Schließlich fehlte es auf den Rittergütern und den Großbauernhöfen an ausreichender 
Beschäftigung für die durch die Überbevölkerung vermehrten Tagelöhner. Im März 1848 
fanden etwa in Neuhardenberg um die 300 Tagearbeiter weder beim Grafen von Harden- 
berg noch bei der Gemeinde eine Anstellung, private und öffentliche Aufträge blieben 
aus, und die gleichen Verhältnisse bestanden in den benachbarten Dörfern im übervöl- 
kerten Oderbruch. 


8 Klemm, S. 54. 
9 Falk, Dok. Nr. 25 S. 84. - Siehe unten Dok. Il. 14. 
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Es ist dabei für den ländlichen Raum zu berücksichtigen, daß die Dorfbewohner 
keine fest in sich geschlossene soziale und politische Einheit, die sich zu einem revoluti- 
onären Block gegen Adel und Staatsverwaltung entwickelt hätte, bildeten. Die soziale 
Differenzierung der Bevölkerung und die unterschiedliche wirtschaftliche Lage einzelner 
Gruppen verhinderten ein einheitliches Auftreten, statt dessen kam es auch zu inner- 
dörflichen Streitigkeiten, wie etwa im März 1848 die Unruhen in Gusow und Platkow 
(Kr. Lebus) zeigen. Etwa 100 zur arbeitenden Klasse gezählte Büdner und Tagelöhner ver- 
langten einerseits Herabsetzung der Landpachtzinsen, Erhöhung des Tagelohns, Ermäßi- 
gung der Holz- und Torfpreise und Verringerung der steuerlichen Lasten, andererseits 
richteten sich ihre Angriffe gegen das Eigentum der größeren Bauern, der wohlhabenden 
Kossäten, so daß diese zu ihrer Unterstützung um ein Militärkommando baten”. 

In den Städten bekundeten vorrangig Handwerker und Arbeiter ihren Unmut über 
ihre schlechte wirtschaftliche und soziale Lage, die sowohl durch eine schwache Kon- 
junktur als auch durch wirtschaftliche Umbrüche im Gefolge der beginnenden Industria- 
lisierung verursacht wurde. Die Auftragslage beispielsweise im Tuchgewerbe führte zu 
hoher Arbeitslosigkeit, so daß für Forst etwa im März 1848 befürchtet wurde, es könnte 
bald ein Drittel der Bevölkerung brotlos werden. Handwerker sahen sich übermächtiger 
wirtschaftlicher Konkurrenz ausgesetzt und verlangten staatliche Unterstützung. Sie 
gaben der Gewerbefreiheit und der Beseitigung der Zunftgesetze die Schuld daran, daß 
das Handwerk nicht mehr genügend Aufträge erhalte, und verlangten staatliche Gesetze, 
um den Handwerksbetrieb gegen die überlegene Konkurrenz der Fabrikproduktion und 
des großen Handels zu schützen". Arbeiter riefen in ihrer Misere ebenfalls nach dem 
staatlichen Eingriff und forderten ein „Recht auf Arbeit“; ein Staat, der dieses Recht 
nicht einführte, wäre ein „RNäuberstaat“ . In den Aufzügen wurde lautstark auf die Schaf- 
fung neuer Arbeitsplätze, auf die Erhöhung der Löhne und die Verkürzung der Arbeits- 
zeit gedrängt”. 

Die größten sozialen Unruhen erlebte in den ersten Revolutionswochen die Stadt 
Cottbus, ausgelöst wurden sie durch die schlechte wirtschaftliche Lage des Textilgewer- 
bes, darunter der Cockerillschen Tuchfabrik, die die Arbeitslosigkeit hatte ansteigen und 
dem Arbeitgeber die Gelegenheit gegeben hatte, die Arbeitslöhne zu drücken. Arbeiter- 


10 Falk, Dok Nr. 23 S. 80ff. - Siehe unten Dok II. 12. 

11 Klemm, S. 100. 

12 Klemm, S. 102. 

13 Die Dokumente offenbaren dabei ganz unterschiedliche Tonlagen und dementsprechend unterschiedliche 
Stimmungslagen. In Templin ersuchten einzelne namentlich genannte Arbeiter in einer formal unbeholfe- 
nen Eingabe an den Magistrat der Stadt flehentlich um Beseitigung ihrer Notlage: „... den ohne Arbeidt 
können wihr nigt bestehen und stehlen rauben wollen wihr nigt und außer der Stadt ist nirgens kein Ar- 
beidt und bei die hiesigen Bürger nehmen uns die auserhlallben die Arbeidt weg ... Wir wollen zwar nigt 
fohrgreifen wie Frangfordt und Berlin sondern wihr bidden in guden um Arbeidt.“ Siehe unten Dok. II. 40. 
- In Potsdam rief ein anonymes Plakat Bürger und Arbeiter mit starken Worten zum Widerstand gegen Po- 
lizei und Adel auf und fügte folgende wirtschaftliche Analyse hinzu: “Woher kommt es dasz die Arbeiter 
keine Arbeit haben? Der verfluchte Zollverein und die Eisenbahnen sind Schuld daran, durch ersteren 
kommt so viel fremde Waare ins Land, welche schlecht ist aber billig, die hiesigen Gewerbsleute können 
aber ihre gute Waare für solchen Preis nicht verkaufen ... Und die Eisenbahn trägt Millionen für Eisen aus 
dem Lande und es kommt kein Geld wieder herein”. Siehe unten Dok II. 3. Vgl. ferner unten Dok II. 8. 
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versammlungen verlangten die Schaffung von neuen Arbeitsplätzen und die Erhöhung 
des täglichen Arbeitslohnes auf 15 Silbergroschen. Am 18. April obsiegten die demon- 
strierenden Arbeiter in einem mit Einsatz von Bajonetten ausgetragenen Handgemenge 
über städtische Schützengarde, demolierten die Fenster des Rathauses und anderer Häu- 
ser und erzwangen „in allen Schänken und bei den reichen Kaufleuten eine Abfindung“. 
Unter diesen Umständen sahen sich Magistrat und Fabrikanten am folgenden Tage ver- 
anlaßt, den angemahnten Lohnsatz zuzugestehen. In Köpenick erklärten sich 200 Fabrik- 
arbeiter für zufriedengestellt, nachdem ihr Fabrikherr ihnen die Arbeitszeit verkürzt und 
den Arbeitslohn erhöht hatte”. 

Behörden suchten den Protesten die Spitze zu nehmen, indem sie öffentliche Not- 
standsarbeiten wie beispielsweise Chausseebauten organisierten. „Um namentlich die 
Ruhe unter dem Arbeiterstande zu erhalten und die dringende Not von demselben fern 
zu halten“, stellte die Kreisversammlung des Kreises Osthavelland dem Landrat Ende 
März Finanzmittel zur Verfügung, mit denen Vorarbeiten der Chaussee von Rathenow 
nach Brandenburg in Gang gesetzt wurden“. Im Juni sagte der preußische Finanzminister 
dem Oberpräsidenten der Provinz Brandenburg zu, ihm zur Beschäftigung notleidender 
Weber Gelder in gewünschter Höhe bereitzustellen, und versprach ferner, die Straßen- 
bauten von Bernau nach Oranienburg finanziell zu fördern, sofern die „Einleitung von 
Wegebauten zur Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung unabweislich sein sollte“. 
Bürgerliche Wohltätigkeitsvereine bemühten sich, durch karitative Maßnahmen die Not 
zu lindern. 

Die politische Diskussion konzentrierte sich gleichzeitig noch ohne klare Konturen 
auf die Vorbereitung der allgemeinen Wahlen. Das dabei angewandte indirekte Wahlrecht 
- Wahl von Wahlmänner durch die Bevölkerung am 1. Mai und Wahl der Abgeordneten 
durch die Wahlmänner am 8. Mai" - stieß nicht auf uneingeschränkte Zustimmung. Da 
sich manche gewählte Abgeordnete in der Nationalversammlung nicht so verhielten, wie 
es ihre Urwähler sich vorgestellt hatten, blieb die Verantwortlichkeit des Parlamentariers 
vor seinen Wählern in den folgenden Monaten dauerhaft ein Diskussionspunkt, das 
imperative Mandat - in heutiger Terminologie - fand zahlreiche Anhänger. Mehrfach 
wurden Abgeordnete von ihren Wahlmännern und Urwählern zum Rücktritt aufgefor- 
dert, weil sie angeblich die vor der Wahl gemachten Versprechungen durch ihr Abstim- 
mungsverhalten nicht eingehalten hätten, und vor diesem Hintergrund verlangte man, in 
der Verfassung zu verankern, daß die Wähler das Recht hätten, ihren Abgeordneten abzu- 
berufen”. 


14 Falk, Dok. Nr. 33 S. 98f., Zitat S. 99. - Siehe unten Dok. II. 5, II.26, II.28. - Klemm, S. 42f., 63-65. 

15 Unten Dok. II. 25. 

16 Unten Dok. II. 17. Vgl. ferner Dok. II. 6. 

17 Unten Dok. II. 41. 

18 Das Wahlgesetz vom 8. April 1848 siehe unten Dok. II. 22. Beispiel für die Vorbereitung des Wahlen (mit 
Rundschreiben des Landrates von Beeskow zu den Wahlmodalitäten und dem von der Ortsbehörde Kietz 
[bei Storkow] angelegten Wählerverzeichnis): BLHA, Pr. Br. Rep. 7 Storkow, Nr. 30, Bl. 23-25, unten abge- 
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Die zweite Phase der Revolution reicht etwa vom Mai, von der vollzogenen Parla- 
mentswahl, bis Anfang September 1848, bis zur Zuspitzung der politischen Lage in Ber- 
lin. Die sozialen Proteste beruhigten sich, stattdessen bestimmten lebhafte Debatten um 
die künftige politische Ordnung des preußischen Staates das Geschehen. Sie wurden 
dadurch angestoßen und vorangetrieben, daß die am 22. Mai in Berlin zusammengetre- 
tene Preußische Nationalversammlung bald danach mit der Beratung des von der Regie- 
rung vorgelegten Verfassungsentwurfes begann. Die aufgeworfenen grundsätzlichen Fra- 
gen führten überall zu ausgiebigen Erörterungen über die anzustrebenden politischen 
Ziele und die Art und Weise ihrer Durchsetzung, so daß sich im Laufe dieser Monate all- 
mählich verschiedene politische Richtungen deutlicher voneinander abgrenzten und eine 
klarere Scheidung der vorhandenen politischen Lager trotz mancher gleitender Über- 
gänge zwischen ihnen eintrat. Die drei Gruppen der Liberalen, Demokraten und Konser- 
vativen bildeten sich vornehmlich in der Weise, daß sich in zahlreichen Orten gleichge- 
sinnte Personen in allerdings recht lockeren politischen Organisationen, in Klubs und 
Vereinen zusammenschlossen”. 

Die meisten Vereine besaßen ein Statut”. Die Bindung der Mitglieder an den Verein 
war nur schwach ausgeprägt, da weder strenge Beachtung der Statuten noch strikte Ein- 
haltung der Mehrheitsbeschlüsse gefordert wurde und auch Doppelmitgliedschaften in 
mehreren Vereinen nicht ausgeschlossen waren. Soziologisch gesehen, rekrutierten sich 
die Mitglieder der liberalen Vereine, die zumeist das Beiwort „konstitutionell“ im Namen 
führten, vornehmlich aus dem bemittelten städtischen Bürgertum, größere Unternehmer, 


20 Einen summarischen Überblick über die im Herbst 1848 bestehenden politischen Vereine, ihre politische 
Ausrichtung und ihren Einfluß unter der Bevölkerung vermitteln die von den Regierungspräsidien angefer- 
tigten Aufstellungen, so die „Nachweisung der im Regierungsbezirk Potsdam vorhandenen politischen Ver- 
eine“, aus der beispielhaft nur zitiert sei: „Friesack: .. patriotischer Verein ... ruhiger, gemäßiger Fortschritt 
unter der constitutionellen Monarchie, ohne Loßreißung von der Vergangenheit; Reform, nicht Revolution 
. Der Verein versammelt sich nicht mehr regelmäßig, übt auch keinen Einfluß auf das Volksleben. ... Witt- 
stock: Verein für Volksrechte, Pritzwalk: Filial-Verein des Vereins für Volksrechte in Wittstock. Der Zweck 
des Vereins soll seyn, die Errungenschaften des Volks gegen die Bestrebungen der Rückschrittspartei nach 
Kräften zu verteidigen. Verfolgt die democratische Richtung. ... Die Zahl der Mitglieder ist unbekannt. Die 
Vereine in Wittstock und Pritzwalk stehen unter einander und mit dem democratischen Central-Verein in 
Berlin in Verbindung.“ BLHA, Pr. Br. Rep. 2 A Regierung Potsdam I Pol. Nr. 1448, Bl. 40, 43v, 44. Vgl. 
auch unten Dok II. 43. 

21 Die Statuten regeln vornehmlich formale Angelegenheiten des Vereinslebens und lassen die politische Rich- 
tung nur andeutungsweise erkennen. Vgl. z.B. das „Statut des constitutionellen Klubs zu Drossen“ vom 
17. Mai 1848: „§ 1. Zur Entwickelung einer der Zeit entsprechenden politischen Gesinnung und zur Beför- 
derung constitutioneller Bildung haben Drossener und Einige aus der Umgegend sich heute zu einem con- 
stitutionellen Club vereinigt, der sich regelmäßig einmal in der Woche zur Besprechung allgemeiner politi- 
scher, sowie insbesondere auch örtlicher Angelegenheiten versammelt. . § 3. ... Zum Amte des Ersteren (sc. 
des Präsidenten) gehört es, die Sitzungen zu eröffnen und zu schließen, in denselben die Direktion zu füh- 
ren und für Ordnung und Ruhe bei der Debatte und der Abstimmung zu sorgen. Der Sprecher hat die be- 
sondere Verpflichtung, Stoff zur Besprechung, wie solcher den Zwecken des Klubs entspricht, zu liefern. ... 
§ 6. ... Der Redner hat seine Absicht und den vorzutragenden Gegenstand möglichst bestimmt vor der Sit- 
zung dem Sprecher anzuzeigen ... Erst wenn der Präsident nach einem gehaltenen Vortrage die Debatte 
eröffnet, ist es erlaubt, kürzere Bemerkungen vom Platze aus zu machen. Doch muß sich auch hier jeder 
dem Rufe des Präsidenten zur Ordnung fügen. Der Vortrag muß stets ein freier sein und ist an die Ver- 
sammlung zu richten. Die Debatte darf nicht persönlich werden.“ Siehe unten Dok. II. 37. Vgl. auch unten 
Dok II. 49. 
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höhere Beamte und Intellektuelle waren hier vertreten. In den demokratischen Vereinen 
standen oftmals ebenfalls Intellektuelle an der Spitze, die Masse der Mitglieder waren 
kleinere Gewerbetreibende, Handwerker, Arbeiter, Akademiker und Lehrer, Leute aus der 
mittleren Beamtenschaft, auf dem Lande dazu Leute aus der mittleren und ärmeren Bau- 
ernschaft. Zuletzt, seit Anfang Juli, traten die konservativen Vereine hervor, wobei von den 
beiden übergreifenden Organisationen der „Verein für König und Vaterland“ sich vor- 
nehmlich in den Städten betätigte, während der „Verein für die Wahrung der Interessen 
des Grundbesitzes“ sich in seinen Aktivitäten auf die Landbevölkerung konzentrierte”. 

Im Laufe der politischen Diskussionen des Sommers und Frühherbstes 1848 entfern- 
ten sich die Liberalen und radikale Demokraten gerade in ihren grundsätzlichen Zielvor- 
stellungen immer mehr voneinander. Die Liberalen legten sich auf die „Vereinbarungspo- 
litik“ fest: Sie wollten in Zusammenwirken mit dem König und seiner Regierung auf dem 
Wege der Reform, also nicht aus revolutionärem Recht und mit revolutionärer Macht, 
sondern auf Grund freiwilliger Zugeständnisse des Monarchen, den bisherigen Absolutis- 
mus beseitigen und Staatsgrundgesetz und bürgerliche Grundrechte mit dem Monarchen 
vereinbaren: „Wir wollen .. keine Anarchie und keine Reaktion, keine Republik, jetzt nur 
Versöhnung zwischen Fürst und Volk“. - Es komme alles darauf an, daß das „Vorwärts 
nicht durch wagliche keckliche Sprünge sog. Mortalsaltos, sondern durch stetige, 
sprunglose und allmähliche Reformen sich vermittele“. Die Liberalen gestanden dem 
König einen gleichberechtigten Anteil neben den Kammern an der Gesetzgebung und 
damit ein absolutes Veto zu. Sie befürworteten ein Zensuswahlrecht mit dem Ausschluß 
von unmündigen und abhängigen Personen, die der für einen Wähler erforderlichen 
sozialen und bildungsmäßigen „Selbständigkeit“ entbehrten, und verlangten ein Zwei- 
kammersystem mit einem starken Anteil des Besitzbürgertums in der ersten Kammer, da 
dieser Personenkreis die größte Steuerlast zu tragen habe. 


22 Instruktiv für die Argumentationsweise und die dadurch zu umwerbenden und zu gewinnenden Gruppen 
ist der Aufruf des landwirtschaftlichen Kreisvereins zu Templin vom 1. Juli 1848. Er stellte als Ziel des Ver- 
eins „das Wohl und den Fortschritt des freien Acker-Bürger- und Eigentums-Bauern-Standes“ heraus, beton- 
te, daß der von der Regierung vorgelegte Verfassungsentwurf nach den Interessen der Landwirtschaft beur- 
teilt werden solle, und verlangte Abhilfe für die notleidenden „unbeschränkt gewerbefreien Handwerker in 
Städten und in Bauerndörfer“, für die Tagelöhner-Familien, die mit ausreichend Land und Vieh für ihren 
Lebensunterhalt ausgestattet werden müßten, für Handwerker und Tagelöhner, die „mit ihrer ärmlichen 
Wohnung wenig oder gar kein Land zu den nötigsten Lebensbedürfnissen sich zu mieten im Stande sind“, 
Neben den wohlsituierten Bauern suchte man also auch die unterbäuerlichen Schichten, deren wirtschaftli- 
che Lage sich besonders schlecht darstellte und die unter diesen Umständen im Frühjahr 1848 nachdrück- 
lich protestiert hatten, anzusprechen und sie durch die Verwendung für ihre ökonomischen Interessen 
zugleich an den politischen Konservatismus und die monarchische, weiterhin vom König bestimmte politi- 
sche Ordnung zu binden. Der Katalog der Forderungen schließt bezeichnenderweise mit dem Verlangen, 
„in Landgemeinden Aufklärung über das Staatsleben und tatkräftiges Vorwärtsstreben mit Gott für König 
und Vaterland nachhaltig zu befördern“. Auf der am 11. Juli stattfindenden Mitgliederversammlung erklärte 
der von Graf Adolf-Heinrich von Arnim-Boitzenburg geleitete Vorstand in aller Deutlichkeit, „daß die Ver- 
sammlung nicht als eine ökonomische, sondern als eine politische angesehen werden und den Zweck haben 
solle, die gegenwärtigen Zeitfragen insbesondere das Verfassungsgesetz zur Besprechung zu bringen ...“. 
BLHA, Pr. Br. Rep. 37 Boitzenburg, Nr. 4026, Bl. 4-7, teilweise gedruckt unten Dok. II. 44, II. 45. 
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Die Demokraten stellten sich entschlossen und ohne Einschränkung auf den Boden 
der „unbedingten Souveränität, d.h. der unabhängigen Selbstherrschaft des Volkes als 
dessen Recht“, wie es der Demokratische Zentralverein der Niederlausitz in seinem Statut 
formulierte”. Konsequenterweise sollte das Grundgesetz allein von der preußischen bzw. 
deutschen Nationalversammlung ausgearbeitet und vom Volk bestätigt werden, ohne 
Rücksicht auf den Monarchen. Der Abgeordnete Anwandter aus Calau formulierte: 
„Dem Volke können seine Rechte weder durch seine Fürsten oder seine Vertreter, noch 
durch Verjährung geschmälert werden, denn sie sind natürlichen, göttlichen Ursprungs, 
darum ewig und unzerstörbarl“ Aus diesem Ansatz folgte eine ganz andere Verfassungs- 
konstruktion als die eben beschriebene liberale. Die Demokraten verfochten das allge- 
meine und gleiche Wahlrecht, denn sie betonten: „Keiner darf ausgeschlossen werden, 
auch nicht der Ärmste, nicht der Bettler; er muß gerade am ersten vertreten werden“. Sie 
forderten das Einkammersystem ohne Vetorecht des „Staatsoberhauptes“ mit ausschließ- 
lich repräsentativen Funktionen - der Titel „König“ wurde bewußt vermieden -, wollten 
die Legislative nur dem gewählten Parlament zugestehen und die Exekutive in die Hand 
einer nur den Abgeordneten verantwortlichen Regierung legen und sahen mit dem impe- 
rativen Mondat und Volksentscheiden, die über alle wichtigen Gesetze durchzuführen 
seien”, starke plebiszitäre Elemente vor. Zunehmend verbreitete sich unter ihnen die Auf- 
fassung „über die Wahrscheinlichkeit, daß über kurz oder lang die einzige vernunft- 
gemäße Regierungsform, die Republik, Geltung erlangen würde“”. 

Die Konservativen gaben in ihren Verhandlungen und Verlautbarungen vom Som- 
mer 1848 zu erkennen, daß sie sich mit einer Verfassung abfinden könnten, sofern sie im 
monarchischen Sinne ausgestaltet werden würde. Zu ihren Bedingungen für die Verfas- 
sung zählten die freie Vereinbarung zwischen der Krone und der Nationalversammlung, 
das Zweikammersystem und ein neues Wahlgesetz sowie die Aufrechterhaltung der Selb- 
ständigkeit Preußens gegenüber der von der deutschen Nationalversammlung zu schaf 
fenden deutschen Zentralgewalt”. Die für die konservative Haltung charakteristischen 
„Statuten für den patriotischen Verein im Templiner Kreise“ sprachen sich für eine 
„wahrhaft konstitutionelle Monarchie“ aus, forderten aber als unbedingt zu beachtende 
Voraussetzungen, daß die neue preußische Staatsverfassung aus einer auf beiden Seiten, 
der Krone ebenso wie der Nationalversammlung, freien Vereinbarung hervorzugehen 
habe und daß eine „fähige Volksvertretung“ durch die Bildung zweier Kammern auf der 
Grundlage eines neuen Wahlgesetzes herbeizuführen sei. Eine „möglichst enge und voll- 
ständige Verbindung [Preußens] mit dem zu bildenden deutschen Bundesstaate“ wurde 
zugestanden nur unter der Bedingung, daß „Kraft und Selbstständigkeit Preußens“ auf- 
rechterhalten würden. Die deutsche Nationalversammlung in Frankfurt am Main dürfe 


24 Klemm, S. 171. 

25 Klemm, S. 180. 

26 Klemm, S. 172. 

27 So etwa die Beschlüsse des von AdolfHeinrich von Arnim-Boitzenburg geleiteten Landwirtschaftlichen Ver- 
eins zu Templin auf der Sitzung seines maßgebenden Ausschusses vom 20. Juli 1848, u.a.: „Aufrechthaltung 
der Selbständigkeit Preußens gegenüber den Beschlüssen der deutschen Nationalversammlung, namentlich 
gegenüber der von derselben gewählten Centralgewalt, ohne die Absicht der Einigkeit Deutschlands aufzu- 
geben“. Wie Anm. 22. 
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eine deutsche Verfassung nur mit den Regierungen zusammen zustande bringen, aber 
keinesfalls „einzig und allein mit verbindender Kraft für die einzelnen deutschen Staaten 
feststellen“. Sie sei nicht befugt, über den von ihr gewählten Reichsverweser in die Selb- 
ständigkeit der einzelnen Staaten einzugreifen, ebensowenig wie die Preußische National- 
versammlung berechtigt sei, auf einen Teil der Selbständigkeit Preußens zu verzichten 
oder es „einem anderen und neuen Oberhaupte unterzuordnen“”. Verlangt wurde damit, 
daß der König nur aus eigenem freien Willen und nach eigenem Ermessen seine Macht 
gegenüber der zu schaffenden Volksvertretung einschränken sollte, daß durch die zweite, 
wegen der monarchischen Auswahl der Abgeordneten von konservativen Kräften be- 
stimmte Kammer die Stellung des Königs und des Adels gefestigt und zugleich durch ein 
eingeschränktes, nicht mehr allgemeines und gleiches Wahlrecht die demokratische Linke 
in der ersten Kammer geschwächt werden sollte. Gleichzeitig wollte man den so erreich- 
ten monarchischen Vorrang nicht dadurch in Frage stellen lassen, daß etwa die von der 
Frankfurter Paulskirche geschaffene deutsche Zentralgewalt unter liberal-demokratischen 
Vorzeichen die politische Selbständigkeit Preußens und seines Königs allzu sehr ein- 
geengt hätte. 

Die dritte Phase von Anfang September bis Anfang Dezember 1848 ist dadurch cha- 
rakterisiert, daß sich unter dem Eindruck der Vorgänge in Berlin, Frankfurt am Main 
und Wien, unter dem Eindruck des Vordringens und der Erfolge der Gegenrevolution 
die politischen Richtungen radikalisierten, der verschärfte Gegensatz zwischen Rechts 
und Links die Lager polarisierte und sich zugleich die sozialen Spannungen erneut in 
heftigen Demonstrationen und Tumulten entluden. Lohnkämpfe brachen wiederum aus. 
In Guben endeten die Demonstrationen der Tuchmacher, die die wegen der schlechten 
Auftragslage der Unternehmen erfolgten Lohnkürzungen nicht hinnehmen wollten, 
zunächst in einem bewaffneten Handgemenge mit der Bürgerwehr. Ohne daß das herbei- 
gerufene Militär stärker hätte eingreifen müssen, einigten sich schließlich Arbeiter und 
Arbeitgeber in ihren Verhandlungen auf Lohnerhöhung und Arbeitszeitverkürzung. Auf 
dem Lande wurden die adligen Privilegien, insbesondere die Jagd- und Forstgerechtigkei- 
ten der Herrschaften, infolge des Autoritätsverlustes der guts- und standesherrlichen Poli- 
zeibehörden kaum noch beachtet. Bauern und Landarbeiter holten sich ohne Erlaubnis 
Holz und Streu aus den herrschaftlichen Forsten und töteten das Wild, wenn es ihre Fel- 
der verwüstete. 

In Lübbenau belagerten mehrere hunderte Landleute, Handwerker und Tagelöhner, 
die offensichtlich von Mitgliedern demokratischer Vereine zu ihren Aktionen angeleitet 
worden waren, das Schloß des Grafen von Lynar, warfen Fenster ein und brachen Türen 
auf, verlangten in den Verhandlungen vom Grafen die Erlaubnis zur Holzlese in den 
gräflichen Wäldern, den Verzicht auf die beanspruchten Schutzgelder und beschwerten 
sich über ungerechtfertigte Urteile des standesherrlichen Gerichts. Der Graf mußte ihnen 
zunächst infolge fehlender Hilfe nachgeben, danach flüchtete er sich in den Schutz 
preußischer Truppen in der benachbarten Kreisstadt Lübben. Der Erfolg beflügelte etli- 
che umliegende Dörfer zur Einstellung der guts- und standesherrlichen Abgaben, Gutsbe- 


28 Siehe unten Dok II. 47. 


Das Jahr 1848 in der Provinz Brandenburg 71 


sitzer, die auf ihren Rechten beharrten, wurden bedroht und gar tätlich angegriffen”. 
Ein mit der Untersuchung der Unruhen im Kreis Calau beauftragter preußischer Beam- 
ter erklärte die politisch-sozialen Unruhen mit dem scharfen Gegensatz zwischen Adel 
und Bauerntum in der Niederlausitz, insbesondere in Bezug auf die Regulierung der 
gutsherrlich-bäuerlichen Verhältnisse, und mit der aus der erst kurzen Zugehörigkeit zu 
Preußen herrührenden mangelnden Anhänglichkeit der Bevölkerung an die Hohenzol- 
lern-Dynastie: „Die Sonderung der verschiedenen Stände war in der Niederlausitz bis 
dahin schärfer gewesen als in irgendeiner anderen Gegend des preußischen Staates und 
deshalb war bei den Wahlen zu der Nationalversammlung im Mai d.J. von den Führern 
der sogenannten Volkspartei derselben als eine Hauptregel empfohlen worden, keinen 
Adeligen als Wahlmann zu wählen, weil der Adel dem Volke gegenüber noch besondere 
Rechte beanspruche. ... sich nirgends eine bereits bestehende Vorliebe und Anhänglich- 
keit an das Regentenhaus zeigte, welche in den altpreußischen Landesteilen schließlich 
alle Bestrebungen der demokratischen Partei zunichte gemacht hat“. 

Die Zuspitzung des Konflikts zwischen König und Nationalversammlung entzweite 
manchen liberalen Verein und trieb die einen Mitglieder dem konservativen, die anderen 
dem demokratischen Lager zu. In etlichen demokratischen Vereinen wiederum setzten 
sich die Anhänger der republikanischen Staatsform durch. Freilich blieben konkrete 
Erörterungen über die Umsetzung dieses Programms weitgehend aus, so daß der Wider- 
stand gegen die königlichen Maßnahmen des November 1848, die Berufung des Ministe- 
riums Brandenburg und die Verlegung der Nationalversammlung nach Brandenburg”, 
weitgehend wirkungslos verpuffte. Die Vereine der liberalen Mitte sahen sich durch die 
Konfrontation der politischen Extreme von Rechts und Links inneren Zerreißproben 
ausgesetzt, da eine Stellungnahme unumgänglich war. Auf hohem Niveau ist in diesen 
Tagen die grundsätzliche verfassungsrechtliche Problematik der konstitutionellen Monar- 
chie in ihrer Zwischenstellung zwischem monarchischem Gottesgnadentum und demo- 
kratischer Volkssouveränität erörtert worden. In Jüterbog sprach sich die Mehrheit des 
Konstitutionellen Vereins für die Nationalversammlung aus, sie berief sich darauf, daß 
der durch die Konstituierung der Nationalversammlung in Berlin begründete Rechtszu- 
stand für Krone und Volk gleich verbindlich sei bis zu dem Zeitpunkt, zu dem „die 
Grenzen der Gewalt der Krone und der der Volksvertretung durch Vereinbarung der 
Staatsverfassung für die Zukunft fest gezogen sein werden“, und daß „demgemäß in der 
Zwischenzeit Krone und Volksvertretung zueinander als zwei, nur mit der Verpflichtung 
gegenseitiger Anerkennung hingestellte, sonst aber unabhändige und selbständige Gewal- 


29 Falk, Dok. 46-47 S. 119-123, Dok. 54 S. 134-136. - Siehe unten Dok. II. 50-53, 60. - Klemm, S. 57f., 
155-157. - Rudolf Lehmann, Lübbenau im Revolutionsjahr 1848, in: Jahrbuch für brandenburgische Lan- 
desgeschichte 5 (1954), S. 45-54. - Der Regierungskommissar Jacobi berichtete am 20. Dezember 1848 der 
Regierung Frankfurt, daß die Einsassen der Standesherrschaft Lübbenau „fast durchgehends eine große 
Feindschaft gegen den Herrschaftsbesitzer hegen, weil derselbe angeblich seinen Untertanen mit der 
größten Härte entgegengetreten ist.“ Falk, Dok. 91 S. 198. 

30 Bericht des Regierungskommissars Jacobi an die Regierung Frankfurt vom 20. Dezember 1848, Falk, Dok. 
91 Nr. 197-200, Zitat S. 198. - Vgl. auch die Bemerkungen des Regierungskommissars Neumann in seinem 
Bericht vom 30. Oktober 1848, siehe unten Dok. II. 60. 

31 Siehe unten Dok. II. 1-3. 
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ten und in Beziehung auf das Land als die gemeinsamen Träger der Souveränität beste- 
hen“. Die Krone habe daher kein Recht, die Nationalversammlung wider ihren Willen zu 
verlegen oder aufzulösen, ihre Anordnung zur Verlegung sei daher eine Verletzung des 
bestehenden Rechtszustandes und ein Eingriff in die Rechte des Volkes. Eine Minderheit 
des Vereins wandte sich gegen diese Erklärung. Einerseits könne man der Krone das 
Recht zur Verlegung der Versammlung nach Brandenburg nicht absprechen, andererseits 
habe sie nicht das Recht, die Versammlung einseitig zu vertagen oder aufzulösen, „wenn- 
schon wir nicht unterlassen können, zu bemerken, daß kein Gesetzbuch existirt, nach 
welchem entscheiden werden könnte, welchem Theile hier das strenge Recht zur Seite 
stehe“, Daher empfahl man eine friedliche Lösung des Konfliktes durch beiderseitiges 
Nachgeben. Wenn man Krone und Volksvertretung als zwei unabhängige Macht behan- 
delte, blieb freilich die prinzipielle Frage ungelöst, wie denn im Falle der äußersten 
Zuspitzung ein Konflikt zwischen ihnen zu lösen sei und wer das Recht zu einer ver- 
bindlichen und gültigen Entscheidung für sich beanspruchen dürfe. 

Drei Widerstandsmöglichkeiten sind damals erörtert worden: der Versuch einer Volks- 
bewaffnung, Aktionen gegen die Einberufung der Landwehr und die Steuerverweigerung. 
Die Demokraten suchten die Bürgerwehren zu einer schlagkräftigen bewaffneten Macht 
im erwarteten Kampf mit der Konterrevolution umzugestalten und gänzlich in ihre Ver- 
fügungsgewalt zu bekommen, sie riefen daher sowohl zu ihrer verstärkten Bewaffnung als 
auch zu ihrer sozialen Erweiterung auf. Der Demokratische Verein in Guben wollte „un- 
zuverlässige Führer“ der Bürgerwehr durch „erprobte Demokraten“ ersetzen, Wehrleute, 
die sich der tätigen Unterstützung der Nationalversammlung versagten, aus der Wehr aus- 
schließen und deren Waffen neu anzuwerbenden Freiwilligen übergeben”. Der Demokra- 
tische Verein in Frankfurt schlug vor, „, eine gemeinschaftliche Arbeiterkompanie, unter 
dem Befehl des hiesigen Bürgerwehrkommandos stehend, zu bilden, beim Hereinbrechen 
der Gefahr sich zu bewaffnen, so gut es ginge, um sich nicht wehrlos morden zu lassen 
durch die Werkzeuge des Absolutismus“. Das Frankfurter Demokratische Wochenblatt 
begründete das Vorhaben damit, „daß die dem Absolutismus anhängende Büreaukratie 
eine Arbeiterbewaffnung fürchtete, weil sie weiß, daß der Arbeiter mehr Mut besitzt als 
der ‚sogenannte ruhige Bürger‘ und daß er daher am ersten fähig ist, gegen schlechte 
Gesetze, gegen unrechtmäßige Unterdrückung und gegen die Anmaßungen der Schreib- 
stubenhelden zu kämpfen.“ Der Plan scheiterte schon an der Ablehnung des Frankfurter 
Magistrats, die widerspruchslos hingenommen wurde. Andernorts endete der Gedanke 
der Volksbewaffnung damit, daß der beabsichtigte Zug eines Freiwilligenkorps nach Ber- 
lin aufgegeben wurde, als sich nur allzu wenige Wehrleute am Abreisetermin einfanden“. 

Der Mitte November ergangene königliche Befehl zur Einberufung der Landwehr 
stieß zunächst vielfach auf lebhafte Proteste. Zahlreiche Landwehrleute suchten sich ihrer 
Einkleidung zu entziehen, indem sie unter Berufung auf ihre wirtschaftlich und sozial 
bedingte Unabkömmlichkeit - sie seien die einzigen Ernährer ihrer Familie - die Befrei- 


32 Siehe unten Dok. III. 7, 9-10. 
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ung von der Dienstpflicht beantragten. Demokratische Vereine riefen in Reden und Pla- 
katen die Landwehrangehörigen dazu auf, der illegalen Einberufung nicht Folge zu lei- 
sten, da sich die Regierung des Hochverrats schuldig gemacht habe, mit der Nationalver- 
sammlung zu stehen und zu fallen, auf jeden Fall nicht die Waffen gegen das eigene Volk 
zu verwenden. In Neuruppin forderte der Präsident des Volksvereins die Bürgerwehr auf, 
„sich dem Ausmarsch der Landwehr mit gewaffneter Hand zu widersetzen“. Aber alle 
diese Aktionen blieben wirkungslos, denn die Nachdrücklichkeit, mit der militärische 
und zivile Dienststelle trotz begrenzten Entgegenkommens in sozialen Notlagen auf dem 
Einberufungsbefehl bestanden, erreichte, daß anfängliche Widerstände beseitigt wurden 
und die Landwehr überall in der Provinz wie befohlen ohne weitere größere Störungen 
ausrückte 

Der am 15. November gefasste Beschluß der Nationalversammlung zur Steuerverwei- 
gerung stieß zunächst auf ein weites Echo mit zahlreichen zustimmenden Adressen aus 
der gesamten Provinz, doch der Hinweis der Verwaltung auf die gesetzlichen Pflichten 
und die Drohung mit dem Militäreinsatz ließen die Ablehnungsfront sehr rasch abbrök- 
keln. Die größte Entschlossenheit bewiesen die Gubener Revolutionäre, sie stellten am 
17. November Wachtposten vor der königlichen Kasse auf, demontierten von deren Por- 
tal den Adlerschild, das Symbol der preußischen Monarchie, und bewogen die Bevölke- 
rung durch ihre Plakete und Erklärungen zur Einstellung der Steuerzahlungen. Nachdem 
jedoch fünf Tage später die Frankfurter Regierung Militär in die Stadt gelegt hatte, brach 
der Widerstand sofort zusammen, bereits am 23. November berichtete der Regierungs- 
kommissar, die Bürgerwehrwachen hätten sich zurückgezogen, die Steuern würden aus- 
nahmslos wieder entrichtet werden. Andernorts wurden zwar heftige Diskussionen über 
die Rechtmäßigkeit oder Unrechtmäßigkeit von Steuerverweigerungen geführt, doch die 
tatsächliche Einstellung der Steuerzahlungen blieb auf so wenige Fälle beschränkt, daß 
der Jahresbericht der Frankfurter Regierung für 1848 ihnen keinerlei Bedeutung zumaß”. 
Schon vor dem Erlaß der oktroyierten Verfassung am 5. Dezember 1848 war deutlich 
geworden, daß der König und die ihn unterstützenden Kräfte den Sieg davon getragen 
hatten. Die öffentliche Reaktion auf die Verfassung bestätigte dies: Sie fand mit ihren 
liberalen Inhalten trotz der vorgebrachten Kritik an der Form der Verfassungsgebung 
und an einzelnen Bestimmungen auch im oppositionellen Lager Anerkennung. Es 


35 Klemm, S. 207-212. Zahlreiche Hinweise bei Falk, Dok. 68 S. 157, Dok. 74 S. 168, 76 S. 170, Dok 80 S. 177f., 
Dok. 81-82 S. 178-181, Dok. 85 S. 183f., Dok. 86 S. 185 (daraus das Zitat). - Siehe unten Dok III. 14-15. 

36 Falk, Dok. 75 S. 169, 77 S. 171, 79 S. 175, 80 S. 177, 81 S. 178, 83 S. 181f., 86 S. 184f. - Siehe unten Dok. 
III. 13, 15-22, 24-28. - Der am 26. November 1848 gefaßte Beschluß der steuerpflichtigen Bewohner der 
Kalauer Vorstadt Luckaus verdeutlicht eindrucksvoll die Zwangslage, in die sich der einzelne Bürger versetzt 
sah. Wegen der Rechtsunsicherheit, in die sie durch die einander „gänzlich entgegenstehenden Bekanntma- 
chungen“ der Nationalversammlung und der Frankfurter Regierung zur Steuerzahlung gestoßen worden sei- 
en, hielten es die Unterzeichenden „fürs beste, die bestehenden Steuern fort zu geben, jedoch solche nicht 
an den Königlichen Kassen, sondern an unsern Gemeinde-Vorsteher Deckert zur Aufbewahrung gegen 
Quittung nider zu legen“. Der Magistrat der Stadt verwies in seiner knappen Antwort darauf, daß sich die 
Bewohner „lediglich nach der ausdrücklichen Weisung der Königl. Regierung zu achten und diese allein zu 
befolgen haben. . widrigenfalls die strengsten executorischen Maßregeln würden in Ausführung kommen 
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herrschte im allgemeinen Zufriedenheit darüber, daß das monatelange Ringen wenigstens 
mit einem Ergebnis, das wichtige revolutionäre Forderungen berücksichtigte, geendet 
hatte”. 

Die Gründe für diesen Ausgang des Revolutionsjahres 1848 in der Provinz Branden- 
burg sind vielschichtig. Erhebliche Bedeutung wird man dem Umstand beimessen müs- 
sen, daß Friedrich Wilhelm IV. mit der Bürokratie und mit dem Heer die zwei mächtigen 
Stützpfeiler der Monarchie in der Hand behielt. Die staatlichen Verwaltungsbehörden in 
der Provinz arbeiteten, trotz heftiger verbaler Angriffe gegen einzelne besonders reakti- 
onärer Tendenzen verdächtige Beamte” in ihrem Personalbestand nahezu unverändert, 
weiterhin nach den königlichen und ministeriellen Anweisungen, vertraten so die königli- 
che Politik in ihrem Verwaltungsbezirk und konnten sich ggf. auf die Unterstützung 
durch Armeeeinheiten verlassen, wenn es darum ging, Tumulte und Gewalttätigkeiten 
einzudämmen und zu unterdrücken und politischen Widerstand in seine Grenzen zu 
weisen. Denn das Heer blieb in seiner Treue und in seinem Gehorsam gegenüber dem 
König im wesentlichen unerschüttert". 

Zwar hat es entsprechend dem Antrag Steins in der Nationalversammlung durchaus 
wiederholt Versuche gegeben, die Soldaten auf die Seite der Revolution zu ziehen, indem 
man auf öffentlichen Versammlungen von ihnen den Einsatz für den konstitutionellen 
Rechtszustand und die Unterlassung von gegenrevolutionären Maßnahmen forderte. Die 
Verbesserung seiner Lage könne der Soldat, so wurde am 1. Oktober in Potsdam auf 
einer Volksversammlung zur Herbeiführung einer „Verbrüderung zwischen dem Militär 
und Zivil“ argumentiert, nur von den „Volksfreunden“ erwarten: höhere Besoldung der 
gemeinen Soldaten und Unteroffiziere, ferner deren Anspruch auf Beförderung zum 
Offizier, wenn ae die erforderlichen Fähigkeiten auf den bislang dem Adel vorbehaltenen 
Bildungsanstalten (Kadettenhäusern) erworben hätten. „Es wird das schöne Verhältnis 


38 Der konservative Landrat des Kreises Templin v. Haas bemerkte bereits am 21. November 1848 in einem 
Lagebericht über die politischen Verhältnisse in seinem Kreise: „... auf dem Lande herrscht noch ein guter 
Sinn und Treue gegen die Krone. Ihren König wollen die Leute nicht verlieren, ebensowenig wie die ihnen 
zugesicherte konstitutionelle Freiheit“. Falk, Dok. 79 S. 176. Der Magistrat von Bernau berichtete am 26. De- 
zember 1848 der Regierung zu Potsdam, daß die „Verleihung einer Staats-Verfassung ... bei fast allen mit 
Grundstücken angesessenen Einwohnern die lebhafteste Freude erregt hat .. Hingegen seien die meisten 
der besitzlosen Einwohner „durch die Wühlereien im demokratisch-republikanischen Sinne irregeleitet, und 
hätten wohl lieber die Fortdauer der Anarchie gewünscht, weil dies der rechte Weg zur Einführung des 
Communismus war.“ BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident, Nr. 1123, Bl. 191-192. - Vgl. auch unten Dok. 
III. 34, 36. 

39 Ein anonymer Brief warnte am 24. November 1848 den Frankfurter Regierungspräsident v. Raumer davor, 
gegen den demokratisch gesinnten Berggeschworenen Rudolph Kirchner einen „Gewaltstreich“ auszufüh- 
ren, und schloß mit der Drohung: „Das Volk kennt keine Gnade mehr für seine Todfeinde; die Hofpartei, 
von der auch Sie ein blinder Anhänger sind, hat durch ihre Schandtaten die Menschen zu Tigern gemacht. 
Ihr Wahlspruch ist: Keine Schonung für die Verräter und Volksfeinde!“ Falk, Dok. 84 S. 182f. 

40 Aus der Sicht Friedrich Wilhelms IV. wird das Verhältnis zwischen König und Armee überblicksartig behan- 
delt von Jürgen Angelow, Friedenskirche und Grabmal Friedrich Wilhelms IV. Monarch und Armee in der 
Revolution von 1848, in: Potsdam. Staat, Armee, Residenz in der preußisch-deutschen Militärgeschichte, 
hrsg. v. Bernhard R. Kroener, Frankfurt am Main, Berlin 1993, S. 377-391, bes. S. 386. Es ist allerdings zu 
bestreiten, daß Preußens Beteiligung am Krieg gegen Dänemark innenpolitisch motiviert war, also von der 
Absicht geleitet war, „das angeschlagene Image der preußischen Armee aufzupolieren, deren Einsatz nach 
innen noch bevorzustehen schien“ (so S. 377, ähnlich S. 385). 
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geschildert, welches dann entstehen werde, wenn das Heer solche aus seiner Mitte her- 
vorgegangenen Männer zu Vorgesetzten haben werden““. Der Potsdamer Polizeidirektor 
hatte aus seiner politischen Warte heraus durchaus Recht, wenn er bemerkte, daß der 
politische Verein zu Potsdam „bei der von ihm erstrebten Einwirkung auf das Militär 
offenbar ganz unerlaubte Zwecke verfolgt, indem er die Soldaten durch falsche Vorstel- 
lungen und unhaltbare Versprechungen von ihrer Pflicht abwendig zumachten sucht“. 
Insgesamt hat sich das Heer solchen revolutionären Anerbieten verschlossen. Es kam 
zwar unter den Soldaten zu vereinzelten Unruhen, wie etwa in Potsdam am 12. Septem- 
ber, als sich kleinere Truppeneinheiten gegen ihre reaktionären Offizierte erhoben und 
mit dem Volk „fraternisierten“", oder in Brandenburg an der Havel am 9. Oktober, als 
Soldaten der aus Schleswig-Holstein zurückgekehrten Infanterie gegenüber ihren Vorge- 
setzten gegen das unbequeme Exerzieren mit Gepäck protestierten und sich eine größere 
Menschenmenge aus den unteren Schichten der städtischen Bevölkerung sich mit ihnen, 
auch in ihrem Konflikt mit Kürassieren, zu verbünden drohten“; der Regierungsassessor 
v. Wichert empfahl daraufhin dem Oberbefehlshaber in den Marken General v. Wrangel, 
einen Teil der Brandenburger Garnison zu verlegen, indem die zwischen Infanterie und 
Kürassieren eingetretene Spannung und die laute Sympathe der unteren Volksklassen für 
erstere bei einer gesetzwidrigen Störung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung die 
Kraft der militärischen Macht offenbar bedeutend schwächen, ja möglicherweise selbst 
zu einem Kampf der Truppen gegeneinander führen kënnte". Die in ihrem Dimensio- 
nen begrenzten Vorfälle können nicht darüber hinwegtäuschen, daß im allgemeinen die 
Truppe in der festen Verfügungsgewalt der königstreuen Offiziere blieb. Dieser Befund 
wird noch dadurch bekräftigt, daß, wie schon erwähnt, die Landwehrleute im November 
trotz entgegenstehender revolutionärer Mahnungen dem königlichen Einberufungsbefehl 
folgten. 

Der Geschlossenheit der Gegenrevolution stand auf der anderen Seite keine ähnliche 
Festigkeit gegenüber. Liberale und Demokraten waren sich zwar darin einig, das absoluti- 
stische Regiment zu beseitigen, aber die Diskussion des Sommers und des Herbstes 1848 
trennte sie immer mehr in der Frage nach der anzustrebenden neuen Staatsordnung. 
Während die Liberalen mit ihrer Vereinbarungspolitik ihre Machtteilhabe in der konsti- 
tutionellen Monarchie erreichen wollten, stellten sich die Demokraten mit aller Konse- 
quenz auf den Boden der Volkssouveränität und gestanden dem König allenfalls noch 
eine repräsentative Rolle zu, plädierten aber je länger je mehr für seine vollständige Besei- 
tigung durch Errichtung der Republik. Beide Gruppierungen entfernten sich in ihren 
Konzeptionen mit grundsätzlichen anderen Voraussetzungen und Zielen so weit vonein- 
ander, daß ein Zusammengehen je länger je weniger möglich erschien. Es ist durchaus 
verständlich, daß die Liberalen ihr eigenständiges Programm nicht zugunsten eines 
demokratischen Radikalismus aufgeben wollten, der in seinen zentralen Punkten ihren 
eigenen Grundannahmen diametral widersprach und in seinen Konsequenzen schwer 


41 Falk, Dok 48 S. 123. 

42 Siehe unten Dok. II. 56. 

43 Falk, Dok 44 S. 116. - Siehe unten Dok II. 55. 
44 Falk, Dok 52 S. 129. 

45 Siehe unten Dok II. 57. 


76 Klaus Neitmann 


abzuschätzen war. Die Liberalen erstrebten durch die Verfassung einen politischen Kom- 
promiß mit den alten Mächten, der diesen eine Machtteilung abverlangte, aber nicht die 
völlige Selbstaufgabe zumutete und daher leichter erreichbar erscheinen mochte. Sozial- 
und wirtschaftspolitische Vorstellungen der Demokraten und der protestierenden unter- 
bürgerlichen Schichten waren teilweise eher rückwärtsgewandt und standen, etwa mit 
dem Verlangen nach Beseitigung der Gewerbefreiheit und Wiederanknüpfung an die 
Zunftgesetze, mit zentralen Grundsätzen einer liberalen Wirtschaftsverfassung im Wider- 
streit. Die liberale Sorge um Sicherheit und Ordnung war sicherlich auch ein Stück Inter- 
essenpolitik und brachte sie dem konservaten Lager näher, sollte aber nicht unbedingt 
abschätzig belächelt werden, wenn man bedenkt, daß die besitzenden Bürger nach ihren 
Erfahrungen mit schwer zu kontrollierenden sozialen Tumulten und Gewalttätigkeiten 
glaubten, um ihr Eigentum fürchten zu müssen. Und unbegründet war die Furcht vor 
dem Verlust des eigenen Eigentums nicht, wenn man etwa die Verhandlungen auf dem 
Zweiten Demokratischen Kongreß in Berlin Ende Oktober verfolgte, auf dem die „Kom- 
mission für die soziale Frage“ in Anlehnung an Marxens Kommunistisches Manifest für 
die angestrebte „demokratische Republik“ die sofortige Einschränkung des Privateigen- 
tums und dessen langfristige Beseitigung proklamierte: „Sobald also der Klassenkampf 
des Proletariats gegen die Bourgeoisie zugunsten des ersteren entschieden ist - und erst 
mit diesem Moment treten wir in einen neuen sozialen Zustand -, sind die jetzigen bür- 
gerlichen Eigentumsverhältnisse von selbst aufgehoben. . Bis dahin aber ist es Aufgabe 
und Pflicht der revolutionären Partei, schon durch einzelne vorbereitende Maßregeln das 
auf Massenausbeutung beruhende Bourgeoiseigentum zu schwächen und zu verrin- 
gern“. Daß unter derartigen Vorzeichen ein Bündnis zwischen Liberalen und Demokra- 
ten nicht zustande kam, ist nicht verwunderlich, wäre damit den Liberalen doch zugemu- 
tet worden, nach der Ausschaltung der Reaktion das nächste Opfer der Revolution zu 
werden. 

Die Erörterungen der liberalen Mitte in der Provinz Brandenburg bestätigen das 
Wort von der „ungewollten Revolution“, während die demokratische Linke sie mit ihren 
politischen und sozialen Zielen weit über die Ergebnisse des Frühjahs 1848 hinaus weiter- 
treiben und die bisherige politisch-soziale Ordnung grundlegend umbauen wollte. Aller- 
dings hinterlassen ihre ausgedehnten Debatten den Eindruck, daß sie mit Nachdruck 
konkrete und umfassende Überlegungen über den Weg zur Realisierung ihres Programms 
nicht angestellt hat”. Es fehlte trotz einiger Ansätze schon an einem festeren organisatori- 
schen Zusammenschluß der Vereine zwecks Konzentration der eigenen Kräfte. Die 


46 Falk, Dok. Nr. 59 S. 144f. 

47 Manche historische Interpreten erwecken den Eindruck, daß ihres Erachtens die Revolution daran geschei- 
tert ist, in ihren Forderungen nicht radikal genug gewesen zu sein. So klingt etwa aus dem Jubiläumsartikel 
von Manfred Hettling, Barrikade und Parlament, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Nr. 113 vom 16. Mai 
1998, deutlich das Bedauern heraus, daß die Liberalen sich nicht als revolutionär verstanden hätten und 
sowohl vor der kriegerischen Gewalt nach außen als auch vor revoutionärer Gewalt gegen Fürstenthrone 
zurückgescheut seien. Demgegenüber hat Dirk Blasius kürzlich in einem nachdenkenswerten Aufsatz man- 
chen Revolutionären vorgehalten, durch ihren zumindest verbalen, politisch unüberlegten Radikalismus re- 
volutionäre Chancen geradezu verspielt zu haben. Die Mehrheit der Preußischen Nationalversammlung ha- 
be am 12. Oktober 1848 mit der Streichung des althergebrachten Königstitels „Von Gottes Gnacen“ in der 
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Bemühungen um die Bürgerwehr führten trotz aller Anstrengungen wegen der liberalen 
und konservativen Widerstände nicht zu dem Ergebnis, daß aus ihr eine sichere revoluti- 
onäre Waffe geschmiedet worden wäre. Die Demokraten haben sich sehr viel stärker als 
die Liberalen der sozialen Proteste in den Städten und auf dem Lande angenommen und 
sie unterstützt, ohne doch dadurch eine breite und verläßliche soziale Basis gewinnen 
und fest an sich binden zu können. Die Bauern verlangten die Ablösung feudaler Dien- 
ste und die Beseitigung gutsherrschaftlicher Rechte, die Handwerker und Arbeiter forder- 
ten die Verbesserung ihrer Arbeitsbedingungen und die Sicherung von Arbeitsplätzen in 
Wirtschaftszweigen, die durch den Umbruch zur Industrialisierung in ihrer Konkurrenz- 
fähigkeit und damit in ihrem Bestand gefährdet waren. Die Protestbewegungen erfaßten 
zudem, was hier nicht näher behandelt werden konnte, gar nicht die gesamte Provinz, 
sondern nur einzelne Regionen insbesondere im Bereich des Regierungsbezirks Frank- 
furt/Oder. Die sozialen und wirtschaftlichen Forderungen waren dabei nicht notgedrun- 
gen mit einem bestimmten verfassungspolitischen Programm verbunden, so daß das Pro- 
testpotential nicht von vornherein einer bestimmten politischen Richtung, etwa der 
demokratischen, zugute kam. Die sorgfältige Analyse der sozialen Konflikte belegt im 
Detail immer wieder, daß Bauern, Handwerker, Arbeiter durch ihre wirtschaftliche Not- 
lage und dem Verlangen Erweiterung ihrer wirtschaftichen und sozialen Rechte auf die 
Straße getrieben wurden, daß sie dabei aber nicht an eine staatspolitische Umwälzung, 
etwa den Austausch der Staatsformen, dachten. Der begrenzte soziale Sprengstoff in der 
Provinz Brandenburg vermengte sich nicht unauflöslich mit der politischen Revolutio- 
nierung, so daß auch der Regierung durchaus die Möglichkeit verblieb, auf bestimmte 
sozialpolitische Wünsche einzugehen, so durch die Berücksichtigung der Klagen soziale 
Gruppen auf sich zu verpflichten und der Revolution abspenstig zu machen. Indem sie 
Anfang Januar 1849 die Patrimonialgerichtsbarkeit beseitigte, erfüllte sie eine wichtige 
Forderung der bäuerlichen Bevölkerung und nahm ihr damit den Anreiz zum Bündnis 
mit der Revolution. Der revolutionäre Radikalismus verfügte in Brandenburg über keine 
Massenbasis, er blieb letztlich beschränkt auf einige agrarische und industrielle Bereiche 
mit einem größeren Konfliktpotential, das sich vornehmlich aus Reibereien mit dem 
grundbesitzenden Adel und aus Problemen der heraufziehenden Industrialisierung herlei- 
tete, ohne jedoch dieses Potential den eigenen verfassungspolitischen Zwecken dienstbar 
machen zu können. 

Schließlich ist anzuführen, daß der König mit seinem Staatsstreich nicht einfach zu 
den vorrevolutionären Verhältnissen vor 1848 zurückkehrte, sondern mit der oktroyier- 
ten Verfassung in manchen Punkten die liberalen Forderungen des Vormärz anerkannte 


angestrebten Verfassungsurkunde in einer politischen Kampfdebatte, „in der es um die rhetorische Zertrüm- 
merung des Zentralsymbols monarchischer Macht ging“, Friedrich Wilhelm IV. im Zentrum seines Amts- 
verständnisses getroffen und erst dadurch endgültig auf die gegenrevolutionäre Bahn der Gerlachs gestoßen, 
ohne zu bedenken, daß durch die Beibehaltung des Titels das Verfassungswerk in seiner Substanz nicht in 
Frage gestellt worden wäre und mit einem Stück Generosität der Revolutionäre der König von den hoch- 
konservativen Verfechtern der absoluten Monarchie ferngehalten worden wäre. Blasius schreibt den Verfech- 
tern der derartigen antiköniglichen Position daher auch „historische Verantwortung“ für diesen „Scheide- 
punkt“ der deutschen Geschichte zu. Dirk Blasius, Friedrich Wilhelm IV. Persönlichkeit und Amt, in: Hi- 
storische Zeitschrift 263 (1996), S. 589 - 607, Zitate S. 601, 607. 


78 Klaus Neitmann 


und davon auch in der revidierten Verfassung von 1850 nicht gänzlich abrückte. Preußen 
war in einem Verfassungsstaat umgewandelt worden, und trotz der starken Stellung des 
Königs war eine Machtteilhabe der gewählten Kammern, insbesondere des Abgeordne- 
tenhauses, verankert. Die Revolution von 1848 ist, gemessen an der Summe der liberalen 
oder gar demokratischen Forderungen dieses Jahres, gescheitert, aber daß Preußen vom 
monarchisch-bürokratischen Absolutismus zur konstitutionellen Monarchie überging, 
belegt, daß der revolutionäre Einsatz nicht wirkungslos verklungen war. Innerhalb der 
Geschichte des 19. Jahrhunderts ist 1848 die große „Wasserscheide“. Selbst wenn man 
aus revolutionärer Sicht den Fehlschlag feststellt, kann man nicht leugnen, daß die bestä- 
tigten alten Mächte nicht einfach zum status quo ante, zur Situation des Jahres 1847, 
zurückzukehren vermochten, sondern daß sie sich weiterhin mit dem revolutionären 
Erbe auseinandersetzen und sich einzelne Elemente davon aneignen mußten. Die von 
der Revolution mit Macht aufgeworfenen Themen und die Erfahrungen, die alle Ideolo- 
gien in ihrem Verlaufe gemacht hatten, wirkten auf die Entwicklung der Folgezeit maß- 
geblich ein“, 


48 Vgl. die eindringlichen und auch heutzutage noch bemerkenswerten Beobachtungen von Harıs Rothfels, 
1848 - Betrachtungen im Abstand von hundert Jahren (Libelli, Bd. 290), Darmstadt 1972 (zuerst englisch 
1848), bes. S. 6-17 zu den politischen und geistigen Folgen des Wendepunktes 1848, mit dem Satz: „An kei- 
ner der wiedergeborenen Autokratien gingen die liberalen und demokratischen Experimente spurlos 
vorüber“ (S. 7). 


Ländliche demokratische Vereine ın Brandenburg 1848-1850 


Von Gebhard Falk 


1. Zur sozialen Situation 


Die preußische Provinz Brandenburg war in der Mitte des 19. Jahrhunderts noch über- 
wiegend agrarisch geprägt. Von etwas über zwei Millionen Einwohnern lebten ein Fünftel 
in der Hauptstadt Berlin, drei Fünftel auf dem Lande, der Rest in Städten. Aber nur 15 
von ihnen hatten mehr als 5.000 Bewohner. In den übrigen kleineren und kleinsten Städ- 
ten war ein nicht unbeträchtlicher Teil der Einwohner ebenfalls in der Landwirtschaft 
tätig, auch teilweise adliger Grundherrschaft unterworfen. Der agrarische Sektor in der 
Provinz einschließlich Berlins umfaßte demnach sogar rund drei Viertel der Gesamtbe- 
völkerung. 

Ein Teil der Groß- und Mittelbauern war durch die weitgehend abgeschlossenen 
Agrarreformen zu juristisch freien Eigentümern geworden. Trotz anfänglicher Opfer 
waren sie auf ertragreicheren Böden durch Anwendung moderner Produktionsmethoden 
und infolge einer für sie günstigen Preisentwicklung der Agrarprodukte schon zu einem 
gewissen Wohlstand gelangt. Es lag in ihrem Interesse, die Besitzstände auszubauen und 
ihr Eigentum zu sichern. Wie die wohlhabenden Bürger in den Städten ließen sie sich 
aus Furcht vor den unruhigen Unterschichten im Laufe des Jahres 1848 in das konserva- 
tive Lager ziehen. Die Verdrängungsideologie der „braven Preußen“ nach der Niederlage 
der Revolution tat ein übriges, um den Eindruck zu festigen, die brandenburgische Land- 
bevölkerung sei durchweg konservativ und eine niemals wankende Stütze von Thron und 
Altar gewesen. 

Daß dem keineswegs so war, hat Volker Klemm bereits früher für die Niederlausitz’ 
und jetzt umfassend in einer Monographie für den preußischen Regierungsbezirk Frank- 
furt an der Oder” nachgewiesen. Für den Norden der Provinz hat Hartmut Harnisch den 
„Uckermärkischen Volksverein“ in seiner Struktur und in seinen Aktivitäten beschrieben.’ 
Freilich wird man nicht behaupten, daß der Verlauf der revolutionären Bewegung in 
Brandenburg etwa wie in Schlesien vorherrschend durch die Landbevölkerung bestimmt 
worden sei. Nicht nur aus Berichten der staatlichen Verwaltungsbehörden, sondern vor 
allem aus vertraulichem Briefwechsel der Gutsherren untereinander geht hervor, daß 


1 Vgl. V. Klemm, Das Revolutionsjahr 1848 in den Dörfern der Niederlausitz, in: Lẽtopis. Jahresschrift des In- 
stituts für sorbische Volksforschung, Reihe B, 16 (1969), S. 48-69. 

2 Vgl. V. Klemm, Das Revolutionsjahr 1848 im preußischen Regierungsbezirk Frankfurt an der Oder (=Veröf- 
fentlichungen des Brandenburgischen Landeshauptarchivs, Bd. 35) Weimar 1998. 

3 Vgl. H. Harnisch, Der uckermärkische Volksverein, in: Heimatkalender für den Kreis Prenzlau 16 (1973), 
S. 70-77. 
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diese sich bis in das Jahr 1850 hinein nicht nur von ländlichen Unterschichten, sondern 
vereinzelt auch von Bauern ernstlich bedroht und nur dort sicher fühlten, wo massive 
militärische Gewalt demonstriert und zum Einsatz gebracht wurde. 

Die nicht spannfähigen Bauern, also Kossäten und Büdner, die lediglich Handdienste 
zu leisten hatten, waren bisher von der Beteiligung an den Agrarreformen ausgeschlossen 
worden. Mit Ausbruch der Märzunruhen hofften ae, die Befreiung von Abgaben und 
Diensten ohne Gegenleistung an ihre Gutsherrschaft erringen und damit ihre wirtschaft- 
liche Situation verbessern zu können. Sie stellten sich daher an die Seite der landlosen 
Häusler und Einlieger, deren Existenz als Tagelöhner durch steigende Getreidepreise und 
zunehmende Arbeitslosigkeit immer stärker gefährdet war. Diese ländlichen Unterschich- 
ten forderten Pachtland zum Selbstanbau von Kartoffeln. Holzdiebstähle und Jagdfrevel 
gehörten oft zur unmittelbaren Existenzsicherung. Der junge Graf v. Hardenberg zu 
Neuhardenberg schilderte die Situation im Kreise Lebus Ende März 1848. „Die wenigen 
Bewohner des platten Landes, welche es vollkommen würdigen können, was uns die 
letzte Zeit gebracht, und welche mit einiger Einsicht in die Zukunft zu schauen imstande 
sind, müssen mit Bedauern wahrnehmen, wie die große Mehrzahl der Landleute, - man 
kann sagen, fast durchweg -, keinen Begriff davon hat, was der Ausdruck Freiheit bedeu- 
tet, den jetzt alles im Munde führt. Der angesessene Landbewohner wie der unbegüterte 
Arbeiter denkt sich unter einer Freiheit die Befreiung von allen Abgaben und Lasten, 
und jedem wäre dies willkommen.“ 

Wo Gutsherren wie Graf von Hardenberg durch ihre Autorität und wirtschaftliche 
Zugeständnisse die Lage entschärfen konnten, blieb es meist ruhig. Wo aber herrschaftli- 
chen oder staatlichen Gutsverwaltern die Vollmacht zu solchen Zugeständnissen fehlte 
oder junkerlicher Starrsinn zu Verhandlungen nicht bereit war, konnte es zu schweren 
Auseinandersetzungen kommen, wie am 25/26. März in Gusow oder am 18. September 
1848 im Rentamt Neuzelle und am folgenden Tag in Lübbenau, wo der Standesherr Graf 
Lynar vor dem Zorn seiner Untertanen aus seinem Schlosse flüchten mußte. 

Nach den spontanen Märzaktionen machte sich auch in der Provinz Brandenburg in 
Vorbereitung der für den 1. und 8. Mai angesetzten Wahlen zu den verfassungsgebenden 
Versammlungen in Berlin und Frankfurt am Main im Laufe des April eine stärkere Politi- 
sierung der Gesellschaft bemerkbar. Es entstanden sowohl in den größeren wie in vielen 
Kleinstädten politische Klubs, die die Herausbildung einer konstitutionellen Monarchie 
unterstützen wollten. Aus der Frage nach dem Maß der Volkssouveränität und der dem 
einzelnen Individuum zustehenden staatsbürgerlichen Rechte entwickelten sich konstitu- 
tionell-liberale und konstitutionell-demokratische Vereine. Einige dieser Vereine wurden 
unmittelbar auf dem Lande wirksam. Die Quellenüberlieferung rückt sie nur sporadisch 
in das Licht der Geschichte. Gelegentlich ist ihr Wirken eher aus späteren staatlichen Ver- 


4 An den Regierungspräsidenten zu Frankfurt, 24. März 1848, in: G. Falk, Die Revolution 1848/49 in Bran- 
denburg. Eine Quellensammlung (=Quellen, Findbücher und Inventare des Brandenburgischen Landes- 
hauptarchivs; Bd. 5), Frankfurt a. M. 1998, S. 84. Vgl. auch V. Klemm, Das Revolutionsjahr 1848, S. 55. 

5 MI. G. Falk, Die Revolution 1848/49, S. 80-82, 117-119, 119-123. Zu Details A. Winkelmann, Gusow und 
Platkow, Gusow 1904, S. 87-99; R. Lehmann, Lübbenau im Revolutionsjahr 1848, in: Jahrbuch für branden- 
burgische Landesgeschichte, Bd. 5, Berlin 1954, S. 45-54. 
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folgungsmaßnahmen als aus unmittelbaren Zeugnissen zu erschließen. Eine systemati- 
sche ortsgeschichtliche Auswertung der unvollkommen erhaltenen und verstreut überlie- 
ferten zeitgenössischen Tagespresse und Wochenschriften steht noch aus. Auch kann 
man feststellen, daß trotz der vom König unter dem Druck der Märzereignisse gewähr- 
ten Pressefreiheit nicht alle Verleger bereit waren, Berichte und Ankündigungen aus dem 
demokratischen Lager in ihre Blätter aufzunehmen. 

Die Biographien der auf dem Lande tätigen geistigen und organisatorischen Führer 
der Demokratie sind ungeschrieben und unerforscht. Es waren mehrfach Landärzte‘, 
ganz selten Geistliche’, die vielleicht schon auf den Universitäten mit nationalen und 
freiheitlichen Bestrebungen der Burschenschaften in Berührung gekommen waren. Wir 
begegnen staatlichen Landmessern, die aus ihrer Mitwirkung an den Separationen guten 
Kontakt zur Landbevölkerung hatten, allerdings noch im Laufe des Jahres 1848 wegen 
der politischen Tätigkeit ihres Dienstes enthoben wurden. Wir treffen aber auch auf 
junge Landschullehrer, oft erst seit kurzem vom Seminar in die praktische Arbeit über- 
nommen, von großem Elan und hohen Idealen erfüllt. Ihre selbst oft erbärmliche wirt- 
schaftliche Lage ließ sie mit den dörflichen Unterschichten solidarisieren und brachte sie 
in Konflikt mit dem herrschaftlichen Patron und der geistlichen Schulinspektion. Wegen 
ihres persönlichen Ansehens oder aus praktischen Gründen zur Übernahme organisatori- 
scher Aufgaben wurden aber auch Gastwirte, Bauern und Kossäten, seltener Schulzen in 
die demokratischen Vereinsvorstände gewählt. 

Betrachten wir einige Vereine genauer, soweit es die Quellen zulassen. 


2. Der konstitutionell-demokratische Verein in Gusow und Platkow 


Das Gutsdorf Gusow mit dem berühmten Derfflingerschen Wasserschloß befand sich 
seit Beginn des 19. Jhs. im Besitz der Fürsten v. Schönburg-Waldenburg, die die Herr- 
schaft, zu der auch das benachbarte Vorwerk Platkow gehörte, durch einen Rent- und 
Polizeiamtmann verwalten ließen. Die 1.500 Einwohner von Gusow verteilten sich auf 
das Gut mit seinen Tagelöhnern, rund 60 als spannfähig geltende Kossätenstellen mit 
durchschnittlich 38 Morgen (knapp 10 ha), 50 Büdnerstellen und etwa 50 Handwerker, 
10 Kaufleute und 7 Krüge und Schankstätten in 170 Wohngebäuden. Platkow hatte bei 
etwa 1.000 Einwohnern mit 12 überwiegend Halbbauern und 30 Kossäten, 20 Handwer- 
kern und 4 Kaufleuten sowie 7 Krügen und Schankstätten eine ähnliche fleckenartige 
Struktur. 
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In Gusow hatte es am 25. März 1.848 Exzesse von 100 Büdnern und Tagelöhnern 
gegen das Rentamt und einen Raubüberfall auf einen abgebauten Bauern gegeben. Ver- 
langt wurden Lohnerhöhungen und Herabsetzung der Pachtzinsen und der Holz- und 
Torfpreise. Die Drohungen gipfelten am nächsten Tag in der Forderung, auf alle Abga- 
ben und Dienste entschädigungslos zu verzichten. Dabei beriefen sie sich auf die vom 
König am 21. März angenommene Konstitution, die sie „von den alten drückenden 
Abkommen freigemacht“ habe. Sie wurden durch Hinhaltungen und ein herbeigerufenes 
Militärkommando von 110 Mann sowie die Verhaftung der Anführer ruhiggestellt.” Die 
erzkonservative Haltung des Amtmannes dürfte danach noch bestärkt worden sein durch 
die Nachricht, daß am 5. April mehrere tausend Untertanen seines fürstlichen Herrn das 
Stammschloß Waldenburg an der Zwickauer Mulde in Brand gesteckt und damit ein 
deutschlandweites Signal für revolutionäre Aktionen auf dem Lande gesetzt hatten. 

Dem in Gusow praktizierenden Landarzt Dr. Berg gelang es, noch im Laufe des 
April einen konstitutionellen Verein für beide Dörfer zu bilden, dem etwa 30 feste Mit- 
glieder beitraten. Sie zahlten ein monatliches Lesegeld von 5 Silbergroschen, wovon 14 
Zeitungen gehalten werden konnten. Die Artikel wurden in den Versammlungen bespro- 
chen, demokratische Agitationsschriften in den umliegenden Gemeinden verbreitet.” Der 
Verein, der sich zu einem konsequent demokratischen entwickelte, hatte Verbindungen 
zu den Demokraten in Frankfurt (Oder), auch mit Berlin. Kontakte bestanden ebenfalls 
zu überregionalen liberalen Organisationen wie dem Verein zur Wahrung bäuerlicher 
Interessen des Lebuser Kreises, gegründet am 3. September 1848 in Arensdorf. Dieser 
sollte die bäuerlichen Interessen bei der Nationalversammlung und beim Staatsministe- 
rium vertreten, richtete sich ausdrücklich gegen die Rittergutsbesitzer und forderte deren 
Einbeziehung in die Grundsteuerpflicht, unterstützte aber auch die von der Regierung 
erörterte Erweiterung der Agrarreformen auf alle ländlichen Einsassen.” Verbindungen 
pflegte der Gusower Verein auch zu dem erst Anfang November 1848 gegründeten libe- 
ralen Lebuser Kreisverein in Müncheberg.“ 

Amtmann Zippel, der im August mit Unterstützung des Ortspfarrers und des Schul- 
zen einen konservativen „Verein zur Wahrung der Interessen des Grundbesitzes“ in 
Gusow gründete, und Dr. Berg wurden die konträren Führer der politischen Auseinan- 
dersetzungen. Der Amtmann warf dem Arzt eine demokratisch-republikanische Gesin- 
nung vor und hielt ihn für den Organisator der Märzunruhen ın der fürstlichen Herr- 
schaft. Als Zippel einen Schützenverein der wohlhabenderen Einwohner unter dem 
Kommando des ihm willfährigen Gutsinspektors aufbauen wollte und die Bildung einer 
Bürgerwehr für alle Männer verbot, erreichten die Demokraten unter Dr. Berg durch eine 
von 16 Einwohnern, darunter den Lehrern Kretschmar und Kulk, unterschriebene 
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Beschwerde beim Regierungspräsidenten, daß dem Amtmann verwaltungsrechtliche Maß- 
nahmen wegen ungesetzlichen Handelns angedroht wurden. Da sich mit der November- 
krise aber die politischen Gewichte verschoben, unterließen Regierungspräsident und 
Landrat schließlich das Einschreiten gegen ihren potentiellen Verbündeten.” 

Am 9. November 1848 hatte der König die preußische Nationalversammlung von 
Berlin nach Brandenburg verlegen lassen. Am 15. hatten die sich widersetzenden Abge- 
ordneten die Bürger des Landes zur Steuerverweigerung aufgerufen. Während in Berlin 
der Belagerungszustand demokratische Aktionen fast unmöglich machte, steigerte sich 
die revolutionäre Bewegung in der Provinz zu einem neuen Höhepunkt. Die Gusower 
Demokraten nahmen am 12. in Seelow an einer von 2.000 Teilnehmern besuchten Volks- 
versammlung zur Unterstützung des Berliner Parlamentes teil. Dr. Berg organisierte eine 
Unterschriftensammlung für eine Zustimmungsadresse an die Abgeordneten. Seinen 
Vereinsmitgliedern schlug Dr. Berg vor, keine Steuern mehr zu zahlen. Falls dann die 
Behörden zu Pfändungen schritten, sollten die Dorfbewohner bei Versteigerungen nicht 
bieten. In Frankfurt gedruckte Maueranschläge zum Steuerstreik wurden verbreitet.” 

Ein Flugblatt, das sogenannte Halberstädter Plakat vom 13. November rief im 
Namen der zur Landwehr eingezogenen Reservisten die Linientruppen auf, im Falle eines 
von der Regierung angeordneten Militäreinsatzes die Waffen nicht gegen ihre Väter und 
Brüder in der Landwehr und den Bürgerwehren zu richten.’ Zippel denunzierte Dr. Berg 
und andere Demokraten wegen der Verbreitung. Vor allem hatte Lehrer Kretschmar, der 
im Auftrag schreibunkundiger Eltern die Verbindung mit einberufenen ehemaligen Schü- 
lern hielt, den Briefen das Flugblatt beigelegt und in die Kasernen geschickt. Da zu die- 
ser Zeit in Preußen noch kein Gesetz über die Bestrafung wegen Aufforderung zum Treu- 
bruch bestand, stellte der zuständige Staatsanwalt in Küstrin am 12. März 1850 die gegen 
beide laufenden Untersuchungen ein.” 

Offen bleibt, wie ein weiterer Prozeß gegen Dr. Berg wegen Aufforderung zur Steuer- 
verweigerung ausgegangen ist. Jedenfalls war der Gusower demokratische Verein beim 
letzten großen Kongreß der liberalen und demokratischen Vereine der Mark Branden- 
burg am 16. und 17. Juni 1849 in Frankfurt (Oder) noch vertreten, beteiligte sich dort an 
den Protesten gegen die Beseitigung des allgemeinen Wahlrechts und lehnte gleichzeitig 
die Beteiligung an den Wahlen zu den beiden Kammern des preußischen Parlaments 
unter den neueingefſhrten Bedingungen eines Wahlzensus ab.” Nach dem unfreiwilligen 
Abgang von Dr. Berg soll sich der Verein im Oktober 1849 aufgelöst haben. 

Der Arensdorfer Bauernverein scheint schon eher resigniert zu haben. Denn der 
Gutsherr im benachbarten Steinhöfel, Freiherr v. Massow berichtete dem Grafen Arnim- 
Boitzenburg am 15. Juli 1849: „Unsere Wahlversammlung werden wir in dem Dorfe und 
dem Lokal halten, welches sonst der Sitz der Demokratie und des hier so gefährlichen 
demokratischen Bauernvereins war. .. Der Wirt des Hauses, früher Präsident des Bauern- 
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vereins, entsagt der Demokratie. Dennoch, sogar im übernächsten Jahr, am 28. April 
1851 berichtete der Lebuser Landrat noch, daß es bisher nicht gelungen sei, in Arensdorf, 
Gusow und Platkow „den letzten Rest demokratischer Gesinnung auszurotten.“ 


3. Ländliche demokratische Vereine in der Niederlausitz 


Ein Vergleich mit Gusow böte sich an für den Demokratischen Volksverein in der 
v. Houwaldschen Standesherrschaft Straupitz bei Lübben. Auch er verdankt einem Land- 
arzt, Dr. Klopsch, die Gründung und energische Führung. Klopsch hatte wesentlichen 
Anteil an dem Zusammenschluß aller örtlicher Volksvereine zu einem demokratischen 
Zentralverein der Niederlausitz. Von den Vereinen aus 15 Städten und Dörfern erhielt er 
auf der Gründungsversammlung am 13. Oktober das Sammelmandat zur Vertretung auf 
dem zum Ende dieses Monats nach Berlin einberufenen 2. Demokratischen Kongreß. 
Nach der Rückkehr wurde er zum Präsidenten des Zentralvereins gewählt.” Es gelang ihm 
allerdings nicht, die unterschiedlichen Interessen der Land- und Stadtbevölkerung zu 
schlagkräftigen Aktionen zu vereinen. Auf der 3. Tagung des Zentralvereins am 18. No- 
vember in Lübbenau wurde die Herausgabe des Demokratischen Centralblattes der Nie- 
derlausitz, das in Calau erscheinen sollte, beschlossen. Gleichzeitig stimmten die Vertre- 
ter der anwesenden städtischen Volksvereine und der Vereine aus den Dörfern Burg, 
Straupitz, Zerkwitz und Eichow der Haltung der Nationalversammlung und deren Auf 
ruf zur Steuerverweigerung zu und forderten die Landwehrleute der Region auf, nicht 
zur Einkleidung an den Mobilmachungspunkten zu erscheinen.” Aber selbst in Straupitz 
konnte Dr. Klopsch diese Beschlüsse nicht praktisch durchsetzen. Ende des Monats kam 
er in Untersuchungshaft und wurde am 31. März 1849 vorübergehend mit Rücksicht auf 
seine Gesundheit entlassen.” Er hielt sich später in Vetschau auf, stand aber weiter mit 
den Straupitzer Demokraten in Verbindung. Wie in Gusow wüßten wir gern mehr über 
die Zusammensetzung der Vereinsbasis, aber die Quellen schweigen. 


4. Der Uckermärkische Volksverein 


Am 5. Dezember 1848 hatte König Friedrich Wilhelm IV. die preußische Nationalver- 
sammlung aufgelöst, die vorbereitete Verfassung aus eigener Vollmacht in Kraft gesetzt 
und für den 9. Februar Neuwahlen ausgeschrieben. Um ihren Einfluß auf die Wahlergeb- 
nisse zu sichern, schlossen sich um die Weihnachtszeit demokratische Kräfte unter Bau- 
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ern, Kossäten, Büdnern, Handwerkern, Arbeitern und Lehrern in den Dörfern Bertikow, 
Blankenburg, Flieth, Melzow, Potzlow, Seehausen und Zolchow zu einem Volksverein an 
der Ober-Ucker zusammen und gaben sich ein Programm. Darin bekannten sich die 
angeblich 300 Mitglieder zu einem konstitutionellen Königtum und forderten demokra- 
tische Staatseinrichtungen, damit die Rechte des Volkes zur vollen Geltung kämen. Dazu 
gehörten: allgemeines Wahlrecht, Abschaffung der Standesvorrechte und Standesunter- 
schiede, Religionsfreiheit und gemeindliche Selbstverwaltung. Alles sollte nur mit gesetz- 
lichen Mitteln erstrebt werden. Als Kontaktadresse war der Lehrer Belitz in Seehausen 
angegeben. Dort sollte auch am Sonntag, dem 14. Januar, nachmittags um 2 Uhr die 
nächste Volksversammlung stattfinden. Während der Wahlagitation waren demokratische 
Gruppen aus Fergitz, Greiffenberg, Schmiedeberg, Seelübbe, Stegelitz, Sternhagen und 
Strehlow hinzugetreten, so daß der Vorstand erweitert werden mußte. Er beschloß, den 
umfassenderen Namen Uckermärkischer Volksverein anzunehmen, und berief zum Sonn- 
abend, dem 3. März nachmittags die erste öffentliche Hauptversammlung des neuen Ver- 
eins in das Weirichsche Lokal nach Prenzlau ein.” 

Die Vereinsziele zur Wahrung der Rechte des Volkes wurden um weitere Forderungen 
ergänzt: Bewilligung des Staatsbudgets durch die Volksvertretung jeweils im Vorjahr, 
Unabhängigkeit des Richterstandes, öffentliche und mündliche Rechtspflege mit Schwur- 
gerichten, insbesondere für politische und Preßvergehen, Preßfreiheit, freies Vereinigungs- 
und Versammlungsrecht, eine volkstümliche Verwaltung mit Verantwortlichkeit der Mini- 
ster und eine Volksbewaffnung, welche die Freiheit und Ordnung schützt. Als 
Hauptpunkt neu aufgenommen wurde angesichts des Verhandlungsstandes in der Frank- 
furter Paulskirche das Bekenntnis: Wir wollen die Einheit Deutschlands. Als Vereinsorgan 
erschien in Zehdenick zweimal wöchentlich „Die neue Zeit“. Davon ist jedoch lediglich 
die Nr. 25 vom 27. März 1849 mit der Mitteilung über die Gründung des Vereins und 
seine Grundsätze sowie einem Bericht über das folgende Ereignis erhalten.” 

Zum ersten Jahrestag des 18. März sollte auf dem Werder bei Potzlow eine Gedächt- 
nisfeier für die Märzgefallenen stattfinden, zu der sich 3.000 Teilnehmer aus 39 Orten 
versammelt hatten. Da der Kreisgendarm im Auftrag des Templiner Landrates eine Feier 
an diesem Platze untersagte, zogen die Versammelten friedlich hinaus auf ein freies Feld, 
bildeten dort einen Kreis und sangen ein auf die Melodie „Jesu meine Zuversicht“ 
gedichtetes Gedächtnislied auf die Gefallenen sowie den Choral „Ein feste Burg“. Noch 
im Sommer hielt der Verein mit Demokraten aus der Stadt Prenzlau und der Umgegend 
Versammlungen ab. 

Die Führung lag von Anfang an eindeutig bei den Lehrern Belitz aus Seehausen als 
Vereinspräsidenten und Matthiolus aus Flieth. Als aber von ministerieller Seite Lehrern 
grundsätzlich jede Vereinstätigkeit untersagt wurde, trat der Gesamtverein nicht mehr 
öffentlich in Erscheinung. Vermutlich hatte er auch inzwischen die Anhängerschaft auf 
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dem Lande verloren. Mit Statuten vom 1. September 1849 wurde aber ein neuer Volks- 
verein in Prenzlau gebildet, der weiter im Lokal Weirich tagte und dort noch mit Billi- 
gung des Oberbürgermeisters Grabow und trotz der Beschwerde des Staatsanwalts am 
Prenzlauer Kreisgericht die Märzgedenkfeier 1850 mit einem sogenannten gemütlichem 
Abendessen und einer wohl nicht öffentlich angemeldeten vorherigen Versammlung 
beging. 

Schon seit dem Frühjahr 1849 hatte die Reaktion versucht, dem Verein durch ver- 
stärkten Druck beizukommen und seine Arbeit zu behindern. Die Dienstaufsicht über 
Wilhelm Matthiolus, 1824 geboren, seit 1844 in Flieth, oblag Pastor Schultze in Boitzen- 
burg, der ganz unter dem Einfluß seines Patrons, des Grafen v. Arnim, stand. Der Geist- 
liche beantragte eine Untersuchung wegen angeblicher Vernachlässigung des Dienstes. Da 
das Ministerium die Vorwürfe nicht ausreichend fand, ein strafgesetzliches Vergehen 
nicht nachweisbar war und Matthiolus trotz jahrelanger schikanöser und unangemeldeter 
Schulvisitationen einen methodisch immer besseren, nunmehr dem preußischen Natio- 
nalismus angepaßten Unterricht hielt, durfte er im Amt bleiben.” 

Belitz ließ noch im Dezember 1849 in Seehausen Volksversammlungen abhalten. 
Dabei wurden am 5. die liberale Nationalzeitung vor 40 Teilnehmern vorgelesen und 
eine Gratulationsadresse an den ehemaligen Führer der Linken in der preußischen Natio- 
nalversammlung Waldeck zu dessen Freilassung abgesandt, am 8. wurde den 34 Teilneh- 
mern die demokratische Bürger- und Bauernzeitung aus Berlin vorgelesen. Belitz aber 
hielt sich wegen des für ıhn geltenden Vereinsverbotes fern und erschien erst nach der 
Versammlung.” Das gegen ihn nach Untersuchungen des Staatsanwaltes in Schwedt 1851 
eingeleitete Disziplinarverfahren „wegen politischer Wühlereien“ endete am 1. Oktober 
mit der Entlassung aus dem Schuldienst. Als Nachfolger wurde ein „in seiner patrioti- 
schen Haltung bewährter Lehrer“ gesucht, „zur baldmöglichen Vernichtung der Folgen 
des höchst nachteiligen Einflusses, den der Belitz auf die Gemeinde geübt hat“. Diese 
Gemeinde erwies sich als ein Sozialfall im Joachimsthalschen Schulamt Seehausen. Wäh- 
rend der Regulierung waren die fünf Bauernhöfe nach Seelübbe verlegt und 4 von 6 Kos- 
sätenhöfen vom Amt verkauft worden. Die leerstehenden Gehöfte aber waren mit klei- 
nen Tagelöhnerwohnungen versehen worden. Auch die Schule war mit 102 Schülern für 
einen Raum von 20 mal 30 Fuß hoffnungslos überfüllt. Es hatte also genügend sozialen 
Zündstoff im Dorf gegeben, und mancher Einwohner hatte Hoffnungen auf eine demo- 
kratische Politik gesetzt. Unter den Bedingungen der Reaktionsperiode ging Belitz daher 
im Februar 1852 „im Gefolge einer Anzahl von Bewohnern des Ortes und der Umge- 
bung“ nach Amerika, „ohne vorher Anzeige zu machen“, wie der Amtmann der Regie- 
rung in Potsdam sich entschuldigend meldete.” 
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5. Der Volksverein der ländlichen Bevölkerung des Zauchischen Kreises 


Am 26. Dezember 1849 wurden ın Derwitz, einem Lehniner Amtsdorf zwischen Werder 
und Groß Kreutz, die Statuten des jüngsten der großen ländlichen demokratischen 
Volksvereine verabschiedet. Der Ort war bewußt gewählt, denn im Rittergut Groß Kreutz 
saß der alte Herr v. Arnstedt, das Haupt der konservativen patriotischen oder Kreuzzei- 
tungspartei im Kreise Zauch- Belzig. Der Volksverein setzte sich das Ziel, die ländliche 
Bevölkerung über die allgemeine politische Lage des Staates zu unterrichten und ihre 
Interessen durch die Presse und durch Petitionen im gesetzlichen Wege geltend zu 
machen. Voraussetzung für die Aufnahme war die Anerkennung des allgemeinen Wahl- 
rechts und die Bereitschaft, an seiner Wiedergewinnung mitwirken zu wollen. Ritterguts- 
besitzer sollten von der Mitgliedschaft ausgeschlossen bleiben, solange nicht rechtliche 
und steuerliche Gleichheit mit den übrigen Landbesitzern bestehe. Der Monatsbeitrag 
betrug einen Silbergroschen. Tagelöhner und Dienstboten waren von der Zahlung 
befreit. Der Verein sollte zunächst alle 14 Tage, ab März - wohl mit Rücksicht auf die 
beginnende Landarbeit - einmal monatlich sonntags zusammentreten.” Ähnliche Vereine 
bestanden auch im Jerichower Kreis des benachbarten Regierungsbezirkes Magdeburg 
und im Kreis Westhavelland. Grund genug auch für den Landrat des osthavelländischen 
Kreises in Nauen, beim Oberpräsidenten „wegen der vollständig revolutionären Tenden- 
zen“, die sich im Statut offenbarten, Alarm zu schlagen.” 

Auch v. Arnstedt ließ die Versammlungen des Vereins, den er als „communistischen 
Volksverein“ denunzierte, beobachten. Er berichtete darüber direkt an den Minister des 
Innern v. Manteuffel und rügte den zuständigen Domänenrentmeister von Lehnin Lent- 
zer wegen seines angeblich mangelnden Mutes zum polizeilichen Eingreifen“ Daraufhin 
wurde der interimistische Oberpräsident v. Metternich durch den Minister zu Kontroll- 
maßnahmen veranlaßt. Der Oberpräsident reiste persönlich von Potsdam nach Branden- 
burg und ließ ach von Lentzer, der dort seinen Verwaltungssitz hatte, über die Lage 
berichten. 

Unter Leitung des Lehniner Zimmermeisters Schultze hatten sich am 20. Januar 1850 
trotz 17 Grad Kälte etwa 300 meist dem Arbeiterstande angehörige Personen in Lehnin ver- 
sammelt. Gesprochen wurde über eine reaktionäre Gutsbesitzerversammlung im benach- 
barten Genthin. An das Staatsministerium wurde eine Petition verabschiedet, die an die 
königlichen Märzversprechen erinnerte und Kritik übte an der geplanten Verfassung, die 
als „revidierte“ einen Teil der revolutionären Errungenschaften zurücknahm. Lentzer, der 
die Versammlung überwachte, hielt den ehemaligen Magistratsregistrator Pfenniger aus 
Brandenburg für den Verfasser und sah in dem vom Amt suspendierten Oberbürgermei- 
ster Ziegler einen gefährlichen Hintermann. Die Versammlung verlief völlig friedlich.“ 


31 MI. F. Meusel, Bismarck, Arnstedt und der Patriotische Verein der Zauche 1848-1852, in: Deutsche Rund- 
schau 1915, April, S. 39-77. 

32 Statuten vom 26. Dezember 1849, GStA, Rep. 77 Ministerium des Innern Tit. 1073 Nr. 1 Bd. 1, Bl. 57-60. 

33 Bericht vom 19. Januar 1850, BLHA, Pr.Br.Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1126, Bl. 12-16. 

34 Eingaben vom 20. u. 30. Januar 1850, wie Anm. 32, Bl. 53-55, 69. 

35 Abdruck bei Falk, Die Revolution 1848/49, S. 237. 

36 Bericht des Oberpräsidenten vom 26. Januar 1850, wie Anm. 32, Bl. 63-65. 


88 Gebhard Falk 


Um so überraschter waren die Teilnehmer beim nächsten Treffen am 3. Februar ın 
Golzow, daß der Ort von einer Kompanie Füsiliere aus Brandenburg auf Drängen des 
Golzower Gutsbesitzers v. Rochow und des Herrn v. Arnstedt besetzt war. Dennoch ver- 
lief die trotz schlechter Wege gutbesuchte Versammlung wiederum ruhig, obwohl es in 
einem Gehöft zu einem Unfall kam, als sich bei einem der einquartierten Soldaten verse- 
hentlich ein Schuß löste.” Verabschiedet wurden Petitionen um Mittel für den Ausbau 
der Chausseen von Belzig nach Brandenburg und von Groß Kreutz nach Lehnin und 
um Unterstützung für die Veteranen von 1813. Es wurde die Bildung von Zweigvereinen 
im Belziger Amtsgebiet vorbereitet. 

Verlesen wurden Anerkennungsschreiben der N einmal des Volksvereins 
für die Provinz Sachsen, der im nahen Ziesar tagte, zum andern des Potsdamer Volksver- 
eins, des ehemaligen Predigers von Der witz Dr. Lehmann.” 

Dort in Derwitz fand die nächste Versammlung am 17. Februar statt. Hier wurde 
eine Petition um Amnestie für die wegen Steuerverweigerung am 15. November 1848 
inhaftierten bäuerlichen Abgeordneten behandelt. Man drohte mit den bevorstehenden 
Wahlen (zum Erfurter Parlament). Dann würde man Männer wählen, die „nicht soviel 
Vertrauen haben, als die Bauern hatten, sondern sich drehen und wenden und gleich so 
vorwärts gehen, daß mit dem Erscheinen der neuen Freiheit auch ein gut Stück der alten 
Ordnung untergeht. Wir wollen aber die Ordnung, und unsere Stimme für die Angeklag- 
ten ist nicht die von Aufwieglern und Ruhestörern, sondern von ehrlichen märkischen 
Bauersleuten.“ Sie fühlen die Pflicht, ihre Vertreter nicht im Stiche zu lassen.” 

Am 3. März und 1. April tagte man wieder in Lehnin. Die Aprilversammlung dau- 
erte fünf Stunden, wurde von drei Polizeibeamten beaufsichtigt und befaßte sich mit der 
Besoldung der Lehrer, dem neuen Vereins- und Jagdgesetz und der neuen Gemeindeord- 
nung. Der bisherige Vorstand, bestehend aus drei Bauern, einem Bäcker und dem Zim- 
mermeister Schultze als Vorsitzenden, wurde wiedergewählt.” 

Ehe der Verein am 2. Pfingstfeiertag in Derwitz zu einem Gesangsfest zusammen- 
kommen konnte, schloß Rentmeister Lentzer am 13. Maı den Verein. Er nutzte dazu das 
neue Vereinsgesetz vom 11. März 1850, das wegen der Kontrollpflicht durch die Ortspo- 
lizeibehörde nur noch Versammlungen am Vereinssitz zuließ. Damit hatte die Vereinstä- 
tigkeit, die einen beträchtlichen Teil der ländlichen Bevölkerung des Kreisgebietes für 
eine demokratische Mitwirkung an staatsbürgerlichen Interessen mobilisiert hatte, ihr 
Ende gefunden, auch wenn der Kriminalsenat des Berliner Kammergerichts die Gültigkeit 


37 Vereinsbericht, Stadtarchiv Brandenburg an der Havel, Kreisblatt für den Bezirk des Kgl. Kreisgerichts zu 
Brandenburg, 2 (1850) Nr. 21 v. 7. Februar 1850. 

38 Bericht des Domänenrentmeisters Lentzer an den Oberpräsidenten vom 4. Februar 1850, wie Anm. 32, 
Bl. 71-76. 

39 BLHA, Pr.Br.Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1126, Bl. 70-73. 

40 Vereinsbericht in der Nationalzeitung vom 7. April 1850, wie Anm. 32, Bl. 82; Bericht des Rentmeisters 
Lentzer an den Oberpräsidenten vom 13. April 1850, ebda., Bl. 88-93. 

41 Falk, Die Revolution 1848/49, S. 241. 
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der Polizeimaßnahme formal erst ein Jahr später am 6. Mai 1851 bestätigte.” Gegen die 
Mitglieder des Vorstandes hatte die Staatsanwaltschaft zu Brandenburg bereits 1850 die 
Untersuchung beantragt.” 

Ähnliche Versammlungen fanden seitens des Vereins der Bewohner des Westhavellan- 
des von März bis April 1850 im Premnitz Rathenower Raum statt. Selbst aus dem als 
konservativ bekannten Teltower Bauernverein spaltete sich im Februar 1850 eine demo- 
kratische Sektion unter den Schulzen von Glasow und Kleinbeeren ab.” Mit Hilfe des 
Vereinsgesetzes wurde die auf übergemeindliche Verbindungen angewiesene demokrati- 
sche Vereinsarbeit auf dem Lande aber ab Sommer 1850 ebenso wie in den Städten völlig 
unterdrückt. 


Zusammenfassend kann man feststellen, daß in Brandenburg das Netz demokratischer 
Vereine auf dem Lande dichter war als allgemein bekannt. Es hat mehr Demokraten auf 
dem Lande gegeben als vermutet. Wo die Konfrontation mit reaktionären Kräften am 
größten war, entwickelten sich die ländlichen Vereine der Demokratie am stärksten. Ihre 
Wirksamkeit war weitgehend von Einzelpersönlichkeiten abhängig. Die ländlichen Ver- 
eine waren oft kurzlebig. Das Interesse an politischen Fragen erlahmte gegenüber den 
täglichen Anforderungen der wirtschaftlichen Selbsterhaltung. Die politische Arbeit in 
und mit der Landbevölkerung war auf das Winterhalbjahr beschränkt und ruhte während 
der Frühjahrs- und Erntesaison. Leere Versprechungen und mangelnde Hoffnung auf 
Erfolg führten leicht zur Resignation. Dennoch kam es zwischen April 1848 und dem 
Jahreswechsel 1849/50 an verschiedenenen Stellen der Provinz Brandenburg immer wie- 
der zur Neubildung von ländlichen demokratischen Vereinen örtlicher und überregiona- 
ler Art. Schließlich machte der politische Gegner mit Hilfe staatlicher Zwangsmaßnah- 
men die Weiterarbeit der Vereine unmöglich. 


42 Bericht des Rentmeisters Lentzer an die Regierung Potsdam vom 7. Juli 1851: BLHA, Pr.Br.Rep. 2 A Regie- 
rung Potsdam Abt. I Pol Nr. 1455, Bl. 84. 

43 Wie Anm. 32, Bl. 94. 

44 Versammlungsprotokolle vom 25. Februar, 11. u. 25. März 1850 mit Petitionen, wie Anm. 37, Nr. 42 vom 
16. März, Nr. 53 vom 6. April und Nr. 58 vom 15. April 1850. 

45 Bericht eines Wachtmeisters der 3. Gendarmeriebrigade, Bericht Zossen vom 25. Februar 1850 an den 
Kommandeur der Landgendarmerie, wie Anm. 32, Bl. 97-99. 


Städtische demokratische Vereine 
im Regierungsbezirk Frankfurt/Oder 1848/49 


Von Volker Klemm 


1. Die Entstehungsphase 


Wie in anderen preußischen Gebieten, so entstanden auch im Regierungsbezirk Frank- 
furt/Oder im April/Mai 1848 zahlreiche antikonservative politische Vereine. Herrschte 
während der Märzwochen noch die Ansicht vor, der anfängliche revolutionäre Eifer 
bedinge relativ einheitliche politische Auffassungen und Ziele, zeichnete sich in den fol- 
genden Wochen hier ebenfalls ab, daß einzelne gesellschaftliche Gruppen mit dem weite- 
ren Verlauf der Revolution recht unterschiedliche Inhalte verbanden. Die gewonnenen 
freiheitlichen Rechte, das Entstehen von Bürgerwehren, die sozialen Bewegungen in den 
Städten und auf dem Lande, der Wahlkampf und die Diskussionen um die zukünftigen 
Verfassungen ließen diese Ziele nicht nur weiter auseinanderdriften, sondern sorgten 
zugleich dafür, daß sie allmählich deutlicher fixiert wurden. 

Eine ganze Reihe von politischen Organisationen wurden gegründet, ein geschicht- 
licher Vorgang, für den die unterschiedlichen Auffassungen gleichermaßen als Ursache 
und Gegenstand fungierten, denn sollten die gestellten Aufgaben realisiert werden, dann 
bedurfte es nun vor allem einer ordnenden, organisierenden Hand. Bei dem Gründungs- 
datum eilten die Institutionen des liberalen Bürgertums ihren demokratischen Konkur- 
renten zeitlich voraus. Fast in jeder Stadt des Regierungsbezirks kreierten liberale Bürger 
im April/Mai einen politischen Verein oder Klub, dessen Namen im Regelfall noch das 
Attribut „konstitutionell“ schmückte. Den Hauptteil der Mitglieder stellten Angehörige 
des bemittelten städtischen Bürgertums, größere Unternehmer, höhere Beamte, Akademi- 
ker. Die Organisationsstruktur dieser Vereine war, verglichen mit heutigen Parteien, recht 
locker. Sie besaßen meistens ein Statut, aber im Regelfalle kein fixiertes politisches 
Programm. Vom Mitglied wurde nicht verlangt, Statuten oder Mehrheitsbeschlüsse 
streng zu beachten. Nicht selten, vielfach bis in den Herbst 1848 hinein, gehörten in 
einem liberalen Klub eingeschriebene Mitglieder zugleich einem demokratischen Verein 
an. Wiederholt kristallisierte sich innerhalb einer liberalen Organisation eine „linke“ 
Fraktion heraus, deren Angehörige stärker demokratischen Tendenzen zuneigten, ohne 
daß sich der Verein organisatorisch teilte. Aus historiographischer Sicht ließ sich daher 
manchmal gar nicht eindeutig entscheiden, ob es sich bei einer Anzahl städtischer 
Vereine des Regierungsbezirks um eine liberale oder demokratische Einrichtung 
gehandelt hat. 

Ein gutes Fallbeispiel für die sich schrittweise herausbildenden differierenden politi- 
schen Zielsetzungen der Liberalen und Demokraten bietet der mit 30.000 Einwohnern 
weitaus größte Ort des Bezirks, die Regierungsstadt Frankfurt/Oder. Hierbei konzentrier- 
ten sich die sehr breit geführten Debatten über die zukünftige Verfassungen Preußens 
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und Deutschlands ähnlich wie fast überall in den deutschen Ländern vor allem auf vier 

Grundfragen’: 

1. Soll die Revolution beendet oder weiter vorangetrieben werden? 

2. In welcher Weise dürfen die vom preußischen König zugestandenen bürgerlichen 
Grundrechte genutzt werden? 

3. Wie soll man sich zu den sozialen Bewegungen der Handwerker, der Arbeiterschaft 
und der ländlichen Bevölkerung verhalten? 

4. Welche politische Struktur ist für den zukünftigen deutschen Staat empfehlenswert? 


Weil über diese Fragen keine einheitliche Meinung mehr erreicht werden konnte, ent- 
stand nun auch im Regierungsbezirk Frankfurt/Oder eine Anzahl weiterer politischer 
Vereine, die ihre Existenz nicht vorrangig einer Gesinnungsmetamorphose von ursprüng- 
lich liberal eingestellten Mitgliedern verdankten, sondern die sich von ihrer Gründung an 
demokratischen Prinzipien verpflichtet fühlten. Ihre führenden Köpfe kamen zu Beginn 
meistens aus den Reihen der Intellektuellen, mit dem weiteren Voranschreiten der Revo- 
lution auch aus der Handwerkerschaft. Die Masse ihrer Mitglieder rekrutierte sich in den 
Städten aus kleinen Gewerbetreibenden, Handwerksgesellen, Arbeitern, Akademikern, 
Lehrern und der mittleren Beamtenschaft. Aus sozialgeschichtlicher Sicht handelte es 
sich also im Oderbezirk ebenfalls um mittelständisch/kleinbürgerlich orientierte Organı- 
sationen. 

Seit Ende Mai 1848 stand in Frankfurt/Oder dem am 14. April gegründeten „Konsti- 
tutionellen Klub“, der mit 350 Mitgliedern der weitaus größte liberale Verein des Oder- 
bezirks war, ein entsprechender „Demokratischer Verein“ gegenüber. Nachdem am 26. Mai 
die ersten vorbereitenden Gespäche stattgefunden hatten, konstituierte sich der Demo- 
kratische Verein zwei Tage später? Mehrere hundert Personen trugen sich schon am 
Gründungstag in die Mitgliederliste ein. Bis Ende Oktober wuchs diese Zahl auf acht- 
hundert! Das am 6. Juni beschlossene Statut“ definierte als Ziel des Vereins: „& 1. Der 
Verein hat den Zweck über politische Fragen im democratischen Sinne zu berathen und 
auf gesetzlichem Wege zu wirken.“ Im § 2 hieß es: „Der Verein hält fest an dem constitu- 
tionellen Königthum auf breitester democratischer Grundlage. Sein Wahlspruch ist: ‚Alles 
für das Volk, Alles durch das Volk.“ Der Vorstand setzte sich aus dem „Sprecher“, sei- 
nem Stellvertreter, einem Schriftführer und einem Beisitzer zusammen. Während der 
ersten drei Monate nach der Gründung beherrschten den Vorstand noch Intellektuelle 
und jüngere Beamte, die ihrer politischen Überzeugung nach zum gemäßigten Flügel der 
norddeutschen Demokraten zu rechnen waren. Das Amt des Sprechers bekleidete der 
Regierungsassessor v. Fritzsche, dem als Stellvertreter der Lehrer Lück zur Seite stand. Ihn 
hatten im Mai die Wahlmänner Frankfurts zum Stellverteter des Abgeordneten für die 
preußische Nationalversammlung in Berlin gewählt. Der angesehene Pädagoge beteiligte 


1 Vgl. V. Klemm, Das Revolutionsjahr 1848 im preußischen Regierungsbezirk Frankfurt an der Oder (= Veröf- 
fentlichungen des Brandenburgischen Landeshauptarchivs, Bd.35), Weimar 1998, besonders Abschnitt 4.1. 

2 Telegraph, Frankfurter Zeitung Nr. 125 v. 31.5.1848, S. 562. 

3 Frankfurter Demokratisches Wochenblatt Nr. 4 v. 28.10.1848, S. 35. 

4 Telegraph, Frankfurter Zeitung Nr. 131 v. 8.6.1848, S. 586. 
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sich gleichermaßen aktiv am Wirken des liberalen konstitutionellen Vereins seiner Hei- 
matstadt. In den folgenden Monaten rückten dann im Vorstand kleine Gewerbetreibende 
oder ihnen nahestehende Männer in den Vordergrund. Unter den Mitgliedern nahm der 
Anteil von Arbeitern zu. 

Zum Entstehen des demokratischen Vereins von Guben, wo ebenfalls erst ein libera- 
ler Klub entstanden war, führten die gleichen Gründe wie in Frankfurt. Was ihre Reso- 
nanz in der Öffentlichkeit betraf, übertrafen die Demokraten allerdings die Liberalen 
beträchtlich” Ähnlich wie in Frankfurt beeinflußten während der ersten Monate dem 
Mittelstand verpflichtete Intellektuelle maßgeblich das Klubleben. Den Vorsitz hatte 
zuerst der Oberlehrer Niemann inne. Für das politisch-strategische Konzept zeichnete 
anfänglich der für den Gubener Wahlkreis in der preußischen Nationalversammlung sit- 
zende Justizrat Pohle verantwortlich, der zugleich zu den prominenten Mitgliedern des 
liberalen Vereins der Neißestadt zählte. Im Laufe der Zeit nahm in Guben ebenfalls der 
Einfluß von Handwerkern und Arbeitern im demokratischen Verein beträchtlich zu. In 
den Vorstand wurden jetzt der spätere Vorsitzende des Vereins, der Färbermeister Gäbe- 
ler, der aus Amerika nach Guben zurückgekehrte Tischler Graefe und der Tuchmacherge- 
selle Strauch gewählt. 

Zu den eindeutig seit ihrer Gründung demokratisch orientierten Vereinen müssen 
außerdem die in den Niederlausitzer Städten Forst, Peitz und Vetschau bestehenden pro- 
revolutionären politischen Organisationen gerechnet werden. 

In der Tuchstadt Forst entstand ein eigenständiger demokratischer Verein wahrschein- 
lich erst im Herbst 1848. Bei den etwa dreißig Mitgliedern handelte es sich in erster 
Linie um Handwerksgesellen und Arbeiter“ Über den Stellvertreter des für den Kreis 
Sorau in die preußische Nationalversammlung gewählten Abgeordneten, den aus Forst 
stammenden Müller Rüdiger, der in dieser Zeit auch das Direktmandat übernahm, 
besaßen die Forster Demokraten einen relativ engen Kontakt zur Linken des preußischen 
Parlaments und zum demokratischen Verein der Landeshauptstadt. Der politische Klub 
von Peitz, der etwa sechzig bis siebzig Mitglieder gezählt haben soll, wurde von drei jün- 
geren, in der örtlichen Justizverwaltung tätigen Juristen dirigiert, den Regierungsassesso- 
ren Mann und Meyer sowie dem Referendar Scheurich. Alle drei waren eifrige Parteigän- 
ger der Linken des preußischen Parlaments. Mann fungierte außerdem als Stellvertreter 
des Abgeordneten des Kreises Cottbus für die Nationalversammlung in Berlin. Entspre- 
chend seinem Kollegen Rüdiger aus Forst übernahm er im Herbst 1848 für seinen 
zurückgetretenen Abgeordneten das volle Mandat. Denken und Handeln des „Politi- 
schen Klubs“ der kleinen Spreewaldstadt Vetschau bestimmten der Kaufmann H. Schle- 
gel, in dessen Haus sich die Mitglieder des Klubs regelmäßig trafen, und der in der Zeit 
der „Demagogenverfolgung“ von der preußischen Justiz zum Tode verurteilte, später 
begnadigte Handwerksmeister Friedrich Daniel. Maßgeblichen Einfluß auf diesen Klub 
übte der Handelsmann, der manchmal auch als Lehrer bezeichnete Aron Pulvermacher 


5 BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B I Pol. Nr. 446 (Schreiben des Gubener Landrates an die Frankfurter Regierung v. 
5.11.1848). 

6 Ebda., (Schreiben des Sorauer Landrates an die Frankfurter Regierung v. 20.12.1848). 

7 Ebda., (Schreiben des Cottbuser Landrates an die Frankfurter Regierung v. 10.11.1848); vgl. BLHA, Pr. Br. 
Rep 6 B Landratsamt Cottbus Nr. 654, p. 6f. u. 12. 
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aus. Er war einer der rührigsten Vertreter und Emissäre der Demokraten in der Niederlau- 
sitz. Der Klub, der im Juli 1848 gegründet sein soll, umfaßte die für Vetschau sehr stattli- 
che Zahl von etwa einhundert Mitgliedern und bildete eines der wichtigsten Zentren der 
demokratischen Bewegung in der Niederlausitz. 

Unzweifelhaft waren noch eine ganze Anzahl weiterer politischer Vereine des Regie- 
rungsbezirks durch starke demokratische Tendenzen geprägt, aber auf Grund der Dürf- 
tigkeit der zeitgenössischen Quellen ließen sie sich nicht exakt politisch charakterisieren. 
So kamen zu dem im Oktober 1848 in Berlin tagenden 2. Demokratischen Kongreß Teil- 
nehmer der Oderbezirks außer aus den Städten Frankfurt, Guben, Forst, Peitz und Vet- 
schau auch noch aus weiteren zwölf Städten“ Über Gründungstermine oder politische 
Aktivitäten dieser eventuellen demokratischen Vereine lagen jedoch kaum Nachrichten 
vor. In Cottbus z.B., wo der konstitutionelle Klub nach den Worten des Landrates im 
Herbst 1848 „praktisch eingeschlafen“ war, schuf der bekannte Gymnasiallehrer Dr. 
Heinrich Boltze, der bis dahin dieser liberalen Organisation angehört hatte, wahrschein- 
lich einen eigenständigen demokratisch bestimmten Verein, der aber wohl nur kurze Zeit 
bestanden hat. Oder Maßnahmen der politischen Vereine der zum Kreis Lebus gehören- 
den Städte Fürstenwalde, Müllrose, Müncheberg, Seelow, der an der östlichen Grenze des 
Bezirks liegenden Kreisstadt Züllichau, aus den Niederlausitzer Städten Calau, Drebkau, 
Lübbenau, Luckau, Senftenberg ließen vermuten, daß es sich hier um vorrangig demo- 
kratisch beeinflußte Gruppen handelte. Einen genauer Beweis war aber nicht zu finden. 
Wenig hilfreich für ein klares Urteil erwiesen sich wiederholt auch die Berichte der für 
die Kreise zuständigen Landräte über die politischen Tendenzen der in ihrem Amtsbe- 
reich existierenden Klubs, denn sie stuften solche Vereine kurzerhand als „demokratisch“ 
ein, wenn sie gegen Maßnahmen der Regierungsbehörden hartnäckiger opponierten. 

Bliebe zum Abschluß der Entstehungsphase der städtischen demokratischen Vereine 
im Regierungsbezirk Frankfurt/Oder eine Frage, die besonders den an der Geschichte der 
Arbeiterbewegung interessierten Historiker beschäftigt: Inwieweit hat in diesem Teil 
Preußens während der Revolution neben den Demokraten und Liberalen schon die 
Arbeiterschaft als selbständig gestaltende politische Kraft eine Rolle gespielt? Ein derarti- 
ger Verein, der der sozialen Kategorie „Arbeiterbewegung“, vielleicht sogar noch mit 
sozialistisch/kommunistischer Tendenz, zugeordnet werden konnte, ließ sich für den 
Regierungsbezirk für die Jahre 1848/49 nicht nachweisen. Zwar stellten in einigen demo- 
kratischen Vereinen Lohn-, Tagearbeiter, Handwerksgesellen, „sogenannte Arbeitsleuthe“, 
erhebliche Teile der Mitgliedschaft. In der einzigen seit dem Oktober 1848 periodisch 
erscheinenden radikal-demokratischen Zeitung des Oderbezirks, dem „Frankfurter Demo- 
kratischen Wochenblatt“, zeigten sich sogar ein paar Anklänge sozialistisch-kommunisti- 


8 BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B I Pol. Nr. 446 (Schreiben des Calauer Landrates an die Frankfurter Regierung v. 
13.11.1848); ebda. Pr. Br. Rep. 3 B I Präs. Nr. 285 (Liste der Begnadigten v. 10.8.1840). 

9 Ausgezählt nach: Berliner Volksblätter Nr. 43 v. 28.10.1848, S. Aert 

10 BLHA, Pr. Br. Rep. 6 B Landratsamt Cottbus Nr. 654 (Schreiben des Magistrats von Cottbus an den Cott- 
buser Landrat v. 23.5.1849), p. 6f. u. 11f; ebda., Pr. Br. Rep. 3 B I Pol. Nr. 446 (Schreiben des Cottbuser 
Landrates an die Frankfurter Regierung v. 10.11.1848). 
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scher Provenienz. Aber erst 1850/51 entstanden in der Stadt Frankfurt/Oder, mißtrau- 
isch beäugt von den Polizeibehörden, erste auf spezieller beruflicher Basis organisierte 
eigenständige Arbeitervereine.” Bevor jedoch sich diese ersten schüchternen Anzeichen in 
der Stadt oder im Bezirk zu einer selbständigen, vorwiegend politisch ausgerichteten 
Arbeiterorganisation verdichteten, vergingen noch etwa eineinhalb Jahrzehnte. 


2. Auswirkungen der Krise vom September/Oktober 1848 


Wie in anderen Teilen Preußens führte die durch die Ereignisse von Berlin, Frankfurt am 

Main und Wien bedingte Krise der Revolution vom September / Oktober 1848 im Frankfur- 

ter Regierungsbezirk erst einmal zu einem erneuten Aufschwung der prorevolutionären 

Bewegungen.” Innerhalb der demokratischen Vereine kam dieser Trend vor allem in zwei 

Merkmalen zum Ausdruck: 

- Zum ersten nutzten die Demokraten diese Situation zu Versuchen, ihre Position 
innerhalb des Bezirks zu stärken. 

Und zum zweiten bemühten sich einige Vereine, ihre organisatorischen Formen den 
sich verändernden politischen Bedingungen effektiver anzupassen. 


In einigen Städten des Bezirks organisierten Demokraten Volksversammlungen. An 
der in Frankfurt/Oder am 3. September stattfindenden Einwohnerversammlung, auf der 
die Abgeordneten der äußersten Linken der preußischen Nationalversammlung D‘Ester 
und Dr. Wiss als Hauptredner auftraten, wiesen die Anwesenden den Regierungsentwurf 
für eine neue Gemeindeordnung als „undemokratisch“ zurück. Auf einem eine Woche 
später, am 10. September stattfindenden Treffen begrüßten die Teilnehmer den von dem 
demokratischen Abgeordneten Stein am 7. September eingebrachten Antrag im preußi- 
schen Parlament.” Drei Tage darauf, am 13. September, organisierten die Demokraten 
eine Protestdemonstration gegen die in der Oderstadt tagende Zentraltagung des reakti- 
onären „Vereins für König und Vaterland“. Und am 17. September veranstaltete der 
demokratische Verein eine Kundgebung gegen die Ernennung des Generals Wrangel zum 
Oberkommandierenden in den Marken. Obwohl nun die Frankfurter Liberalen, die bis- 
her ihren Anhängern freigestellt hatten, an diesen Zusammenkünften teilzunehmen, 
wegen der Vorkommnisse auf der gerade genannten Protestdemonstration sich gegen die- 
ses Treffen wandten, fanden sich dort wiederum „tausende“ von Einwohnern ein und 


11 Die erste Nr. des Frankfurter Demokratischen Wochenblatts erschien am 1.10.1848. Die letzte Nr. (Nr. 13) 
dieser nur im Stadtarchiv Frankfurt/O. vorhandenen Zeitung ist mit dem 2.12.1848 datiert. Einzelne Num- 
mern des Jg. 1849 sind in Akten des BLHA enthalten. Die Nr. 7 (v. 18.11.1848) druckte Auszüge der Neuen 
Rheinischen Zeitung ab. 

12 BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B I Präs. Nr. 311, p. 55f., 209f., 211. 

13 Vgl. V. Klemm, Das Revolutionsjahr 1998, Abschnitt 5.2. 

14 Telegraph, Frankfurter Zeitung Nr. 206 v. 5.9.1848, S. 887 u. Nr. 209 v. 8.9.1848, S. 899. 

15 Ebda., Nr. 210 v. 9.9.1848, S. 904 u. Nr. 212 v. 12.9.1848, S. 911. 

16 Stadtarchiv Frankfurt/O., Nr. 3800/1 (Sitzungsprotokoll des konstitutionellen Vereins vom 9.8.1848); Tele- 
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billigten nachdrücklich die Ansicht der demokratischen Redner, daß die „Errungenschaf- 
ten der Märzrevolution heilige, alte, unveräußerliche Rechte“ seien.” 

Zusammen mit dem „Volksverein“, einer aus dem linken Flügel des liberalen Klubs her- 
vorgegangenen Institution, veranstaltete der Gubener demokratische Verein am 1. Okto- 
ber eine Volksversammlung. Alle Redner, darunter der Berliner Abgeordnete Stein, der 
Abgeordnete Justizrat Pohle aus Guben und der Berggeschworene Kirchner aus Frank- 
furt/Oder, zählten zu den entschiedenen Demokraten und riefen die Anwesenden auf, 
die durch die Revolution erreichten bürgerlichen Grundrechte zu schützen. Wahrschein- 
lich wurde diese öffentliche Kundgebung mit zu einem Anlaß für die heftigen Unruhen 
der Tuchmachergesellen vom 6. bis 8. Oktober in der Neißestadt.” Der demokratische 
Verein tadelte zwar den Bürgermeister Gubens, weil er, um die Rebellion zu unterdrücken, 
Militär zur Hilfe gerufen hatte, vermittelte dann aber erfolgreich bei den Lohnstreitigkei- 
ten zwischen den Gesellen und Arbeitern, der Stadtverwaltung und den Fabrikanten.” 

Zu zwei Protestversammlungen in den im Kreis Calau gelegenen kleinen Städten Alt- 
döbern und Senftenberg strömte am 10. bzw. 17. September eine große Menschenmenge. 
Verantwortlich für diese Treffen zeichneten aus Senftenberg stammende Demokraten, der 
Justizrat Dr. Roch, der Arzt Dr. Lappe, der Kammergerichtsreferendar Hedemann und 
der Justizkommissar Melien. In Altdöbern beteiligten sich neben Bürgern des Ortes auch 
zahlreiche Bewohner der umliegenden Dörfer. Die Versammelten stimmten fast geschlos- 
sen den Beschlüssen des preußischen Parlaments aus den Septembertagen zu.” Die Senf- 
tenberger Kundgebung, zu der sich zweitausend Teilnehmer aus der Stadt und ihrer 
Umgebung eingefunden hatten, beendete ein „Zuruf an die Vertreter der Nation, mit 
Energie die Rechte des Volkes zu wahren“? Auch bei den in der Standesherrschaft Lüb- 
benau am 19. und 20. September sowie am 27. und 28. Oktober ausgebrochenen Unru- 
hen dürften Demokraten aus den Städten Lübbenau, Vetschau und Calau eine führende 
Rolle gespielt haben.” 


17 Stadtarchiv Frankfurt/ O., Nr. 3800/1. (Sitzungsprotokoll des konstitutionellen Vereins v. 16.9.1848); Tele- 
graph, Frankfurter Zeitung Nr. 219 v. 20.9.1848, S. 941f. 

18 K Gander, Geschichte der Stadt Guben, Guben 1925, S. 315. 

19 BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B I Präs. Nr. 301 (Schreiben der Gubener Innung der Tuchmachergesellen an das Tuch- 
machergewerk v. 3.10.1848), p. 54f.; ebda., Schreiben des Gubener Bürgermeisters an die Frankfurter Regie- 
rung v. 6.10.1848, p. 5f.; ebda., Schreiben von zehn Gubener Tuchfabrikanten an den Bürgermeister vom 
5.10.1848, p. 53; ebda., Schreiben der Frankfurter Regierung an den preußischen Innenminister v, 7.10.1848, 
p. 6 b; ebda., Schreiben des Gubener Magistrats an die Frankfurter Regierung v. 7.10.1848, p. 12; ebda., 
Schreiben des Gubener Bürgermeisters an die Frankfurter Regierung v. 8.10.1848, p. 33 und v. 10.10.1848, 
p. 34ff.; vgl. Frankfurter Demokratisches Wochenblatt Nr. 2 v. 11.10.1848, Beilage; K. Gander, Geschichte 
der Stadt Guben, S. 316ff. 

20 BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B I Präs. Nr. 301 (Schreiben des Gubener Bürgermeisters an die Frankfurter Regierung. v. 
10.10.1848), p. 34f. u. 36 a; ebda., Schreiben des Gubener Bürgermeisters an die Frankfurter Regierung v. 
14.10.1848, p. 79f. 

21 Calauer Kreisblatt Nr. 38 v. 16.9.1848, S. 325ff. u. S. 329, Nr. 39 v. 23.9.1848, S. 347f., Nr. 40 v 30.9.1848, 
S. 351. 

22 Ebda., Nr. 40 v. 30.9.1848, S. 353. 

23 BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Präs. Nr. 300 (Schreiben des Calauer Landrates an die Frankfurter Regierung v. 
23.9.1848 u. vom 30.9.1848; vgl. R. Lehmann, Lübbenau im Revolutionsjahr 1848, in: Jahrbuch für bran- 
denburgische Landesgeschichte, Bd. 5, Berlin 1954. S. 48 u. 50. 
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Zu weiteren demokratischen Aktionsfeldern gestalteten sich in einigen Städten des 
Frankfurter Regierungsbezirks während dieser Wochen die Bürgerwehr und das preußi- 
sche Militär. Veranlaßt wurden derartige Aktivitäten wie im gesamten Königreich durch 
den Entwurf der preußischen Regierung für ein Bürgerwehrgesetz, das der Wehr jegliche 
revolutionäre Aufgabe entzog und sie zu einer Hilfstruppe für die Polizei degradierte. 

Der Frankfurter Demokratische Verein lehnte das Gesetz als unbrauchbar ab? Und 
um zugleich verstärkt politisch auf die Soldaten der königlichen Armee einwirken zu 
können, richtete der Verein eine Militärkommission ein, welche die Aufgabe übernehmen 
sollte, Beschwerden von Soldaten aufzugreifen und auf „gesetzlichem Wege .. Mängel 
oder Übergriffe der Offiziere“ abzustellen.” Auf Drängen von Wehrmitgliedern, die den 
Demokraten nahe standen, wurden in Müncheberg, Guben und Frankfurt/Oder Bürger- 
wehrklubs ins Leben gerufen. Sie sollten genauso wie in vielen anderen Städten Preußens 
dafür sorgen, daß die Wehren sich wieder stärker auf den Schutz der durch die Revolu- 
tion errungenen freiheitlichen Volksrechte konzentrierten.” 

Prinzipiell negiert wurde das Bürgerwehrgesetz auch in den meisten Niederlausitzer 
Städten. Am 15. Oktober versammelten sich in Zerkwitz bei Lübbenau, vermutlich auf 
Initiative des im Entstehen begriffenen Niederlausitzer demokratischen Zentralvereins, 
Vertreter von Bürgerwehren aus neun Orten, darunter die Städte Calau, Lübben, Lüb- 
benau, Luckau, Senftenberg, Vetschau. Sie wandten sich „entschieden gegen diesen Ent- 
wurf, der das Volk zum Schergendienst gegen sich selbst verdammt“? Der bereits 
genannte Senftenberger Demokrat Hedemann meinte zu dem Regierungsentwurf: „Die- 
ses Lumpengesetz können wir nicht brauchen“? Der Peitzer Abgeordnete in der preußi- 
schen Nationalversammlung, der Regierungsassessor Mann, verurteilte es als „völlig 
unpassend“.” Aus Forst traf sogar die Meldung ein, daß nicht einmal die dortigen Stadt- 
verordneten bereit seien, das Gesetz zu akzeptieren.” Allerdings folgten all diesen rhetori- 
schen Appellen in keinem Falle entsprechende Taten. 

Die teilweise Neuformierung einiger demokratischer Vereine des Bezirks während die- 
ser Wochen motivierte ach wie ın anderen preußischen Gebieten insbesondere aus einem 
Wandel der Ziele der demokratischen Bewegung, einem historischer Prozeß, der durch 
die Ereignisse der September-Oktober-Krise bedingt wurde. Markiert wurde dieser Wan- 
del vor allem durch den sich belebenden Meinungsstreit um die zukünftige Verfassung 
für das einheitliche Deutschland. Diese Debatten zwischen dem gemäßigten und radika- 
len Flügel der Frankfurter Demokraten beschäftigten sich mit vier Komplexen: 1. die 


24 Frankfurter Demokratisches Wochenblatt Nr. 4 v. 28.10.1848, S. 30ff. 

25 Ebda., Nr. 3 v. 24.10.1848, S. 25. 

26 BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Pol. Nr. 446 (Schreiben des Magistrats von Müncheberg an den Lebuser Landrates 
v. 1.11.1848); K. Gander, Geschichte der Stadt Guben, S. 316 u. 318. 

27 Cottbuser Anzeiger Nr. 34 v. 25.10.1848, S. 149. 

28 BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B I Präs. Nr. 301 (Schreiben eines Senftenberger Kaufmanns an die Frankfurter Regie- 
rung v. 28.10.1848), p. 25. 

29 Cottbuser Anzeiger Nr. 31 v. 14.10.1848, S. 132. 

30 BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B I Präs. Nr. 301 (Schreiben des Magistrats von Forst an die Frankfurter Regierung v. 
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zukünftige staatliche Ordnung Deutschlands, 2. das Wahlrecht, 3. das Verhältnis des 
Abgeordneten zu seinen Wählern, 4. die Möglichkeiten für eine Verfassungsänderung.” 

Am härtesten prallten die differierenden Auffassungen beim ersten und vierten Kom- 
plex aufeinander. Einig waren sich beide Gruppen, daß eine konstitutionelle Monarchie 
für den deutschen Gesamtstaat unangemessen und daher für ihn eine republikanische 
föderative Staatsform vorzuziehen sei. Dagegen existierten über die zukünftige Stellung 
Preußens in diesem föderativen bundesstaatlichen Gebilde unübersehbare Diskrepan- 
zen.” Die gemäßigten Demokraten wollten die Monarchie für Preußen, die auf einer Ver- 
fassung mit breiter demokratischer Grundlage beruhen sollte, beibehalten. Bei der linken 
Fraktion der Demokraten setzte sich ab September/Oktober allmählich die Meinung 
durch, daß auch Preußen und alle anderen deutschen Bundesstaaten nach republikani- 
schen Prinzipien gestaltet werden müßten. Während die Linken die Möglichkeit zu einer 
jederzeitigen Verfassungsänderung in dem Grundgesetz verankern und über alle wichti- 
gen Gesetze Volkentscheide durchführen wollten, lehnten es die gemäßigten Demokraten 
ab, solchen Vorstellungen zu folgen.” Durch solche Gegensätze wurden die politischen 
Überzeugungen wesentlich polarisiert, was die bürgerliche Oppostion auch im Frankfur- 
ter Bezirk weiter spaltete. 

Im September/Oktober ging eine Reihe politischer Vereine dazu über, sich inhaltlich 
und organisatorisch neu zu formieren. Mehrere bisher stärker liberal orientierte Klubs 
zerfielen in zwei Organisationen, in eine Gruppe, die den Kompromiß mit den preußi- 
schen Konservativen suchte, und in eine zweite, sich dem Standpunkt der gemäßigten 
Demokraten annähernde Gruppe, die nun den Namen ihres Vereins durch das Attribut 
„demokratisch“ ergänzte. Ein typisches Beispiel dafür war der konstitutionelle Verein der 
Regierungsstadt, der ab dem 7. Oktober 1848, nachdem eine Anzahl mehr konservativ 
eingestellter Mitglieder ausgeschieden war, seinen bisherigen Namen „Konstitutioneller 
Klub“ in „Demokratisch-konstitutioneller Klub“ umwandelte.“ Gleiches geschah mit den 
liberalen Klubs in Fürstenwalde, Müncheberg und Seelow.” Verstärkte demokratische 
Tendenzen vertraten ab September/Oktober auch die bisher vorrangig als liberal einzu- 
schätzenden politischen Vereine aus Buckow, Cottbus, Guben, Luckau, Senftenberg und 
Züllichau. Die Klubs aus Guben”, Senftenberg” und aus Züllichau” bezeichneten sich 


31 Vgl. V. Klemm, Das Revolutionsjahr 1998, Abschnitt 5.4.2. 

32 Telegraph, Frankfurter Zeitung Nr. 239 v. 24.10.1848, S. 1019; Frankfurter Demokratisches Wochenblatt Nr. 7 
v. 18.11.1848, S. 58 f; Cottbuser Anzeiger Nr. 45 v. 2.12.1848, S. 198. 

33 Stadtarchiv Frankfurt/O., Nr. 3800/II (Schreiben des Frankfurter Demokratischen Vereins an den Frankfur- 
ter konstitutionellen Verein v. 17.10.1848), p. 8; ebda., Sitzungsprotokoll des konstitutionellen Vereins v. 
21.10.1848, p. 4ff.; ebda., Sitzungsprotokoll des konstitutionellen Vereins v. 12.11.1848, p. 8. 

34 Ebda., Sitzungsprotokoll des konstitutionellen Vereins v. 7.10.1848 u. 21.10.1848. 

35 BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B I Pol. Nr. 446 (Schreiben des Fürstenwalder demokratisch-konstitutioneilen Vereins 
an die Frankfurter Regierung v. 10.12.1848); ebda., Schreiben des Lebuser Landrates an die Frarıkfurter Re- 
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tionellen Verein v. 10.11.1848), p. 37. 
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jetzt als „Volksverein“. Die von dem Cottbuser Demokraten Dr. Boltze im September 
1848 gegründete Organisation” und der jetzt von gemäßigten Demokraten beherrschte 
politische Klub von Luckau” nahmen den Titel „Bürgerverein“ an. 

Zeitlich parallel machten auch städtische Vereine des Bezirks, die von Anfang an 
uneingeschränkt zum demokratischen Lager zu rechnen waren, einen relativ tiefgreifen- 
den inhaltlichen und organisatorischen Wandlungsvorgang durch. Bereits seit August 
1848 hatte im Frankfurter Demokratischen Verein eine Anzahl Mitglieder des Vereins 
intensiv debattiert, ob man dem demokratischen Zentralausschuß beitreten und den für 
Oktober geplanten zweiten demokratischen Kongreß in Berlin beschicken sollte“ Mitte 
des Monats machte der Berggeschworene Kirchner, der führende Kopf des radikalen Flü- 
gels im Verein, bekannt, daß er einen „Lesezirkel“ gegründet habe, in dem unter anderem 
auch die wichtigsten Artikel der „Neuen Rheinischen Zeitung“ diskutiert wurden.” Unter 
dem Eindruck der Septemberereignisse gewann die Fraktion Kirchners die klare Mehrheit 
in der Mitgliedschaft. Am 12. September wählte der Verein Kirchner zum Vorsitzenden.” 
Zum offenen Bruch zwischen dem radikalen und dem gemäßigten Flügel kam es zehn 
Tage darauf, am 22. September, anläßlich der Unruhen in Frankfurt am Main. Fast alle 
auf der Sitzung des Vereins anwesenden Mitglieder stimmten für den neuen Vorsitzen- 
den, als dieser das Verhalten der radikalen Demokraten in der Stadt der deutschen Natio- 
nalversammlung rückhaltlos begrüßte.“ Die Lehrer Lück und Ule sowie der Mechaniker 
Schneider, der Regierungsassessor v. Fritzsche und zwei weitere Mitglieder traten darauf- 
hin aus dem Verein aus. Lück begründete sein Schritt vor allem mit dem Argument, daß 
er seine demokratische Überzeugungen nur in einer konstitutionellen Monarchie ver- 
wirklichen wollte.” Der Popularität des Vereins in der Oderstadt hat dieser Vorgang nicht 
geschadet. Erst jetzt erreichte die Mitgliederzahl mit achthundert Personen ihr Maxi- 
mum. Ab Anfang Oktober gab der Verein eine eigene Zeitung, das „Frankfurter Demo- 
kratische Wochenblatt“, heraus. Zum demokratischen Zentralausschuß wurden Kontakte 
geknüpft. 

Gleichartiges wie ın Frankfurt kündigte sich in anderen demokratischen Vereinen des 
Regierungsbezirks an. Dem demokratischen Klub in Guben mit seinen etwa vierhundert 
Mitgliedern bescheinigte der Landrat, daß er zu seinen Beratungen nicht nur die weitaus 
größten Besucherzahlen anzöge, sondern auch „mehr Einfluß auf das Volksleben“ 
ausübte.46 Innerhalb der Mitgliedschaft und des Vorstandes verstärkte sich offensichtlich 
die Position der Handwerksmeister und -gesellen. Offen zur Republik bekannte sich in 
diesen Wochen ebenfalls der „politische Klub“ von Peitz.” Einige Mitglieder verließen 
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daraufhin den Verein. Das Gros akzeptierte jedoch dieses Ziel. Zu anderen demokrati- 
schen Organisationen in Berlin und der Niederlausitz nahm man Verbindungen auf. In 
Forst entstand erst jetzt ein eigenständiger demokratischer Verein, in dem sich dann im 
November 1848 eine besonders radikale Gruppe von Handwerksgesellen und Arbeitern 
etablierte.” 

Für die Geschichte der städtischen demokratischen Vereine im Regierungsbezirk 
Frankfurt/Oder während dieses Zeitabschnittes von besonderem Gewicht war das Entste- 
hen des „Demokratischen Provinzialvereins für die Lausitz und angrenzende Gegenden“. 
Am 13. Oktober versammelten sich aus Orten der Kreise Calau, Cottbus, Luckau und 
Lübben Abgesandte der dort bestehenden politischen Organisationen und Gruppen in 
Vetschau, um die Gründung eines demokratischen Zentralvereins vorzubereiten.” Zu die- 
sen siebzehn Orten zählten die sechs Städte Altdöbern, Calau, Drebkau, Lübbenau, 
Luckau und Vetschau. Zum ersten provisorischen Vorsitzenden des zukünftigen Zentral- 
vereins wurde der Calauer Regierungsassessor Sauerhering gewählt. Endgültig sollte sich 
der Zentralverein auf einer für den 1. November in Calau anberaumten Generalversamm- 
lung konstitutieren. Dem Arzt Dr. Klopsch aus Straupitz übertrug man die Aufgabe, den 
neuen Verein auf dem für den 26. Oktober geplanten zweiten demokratischen Zentral- 
kongreß in Berlin zu vertreten.” 

An dem Berliner Kongreß nahmen Delegierte aus 23 Orten des Frankfurter Bezirks 
teil. Dazu gehörten die Städte Altdöbern, Calau, Crossen, Drebkau, Forst, Frank- 
furt/Oder, Fürstenwalde, Guben, Kirchhain, Landsberg, Luckau, Lübben, Lübbenau, 
Peitz, Senftenberg, Sorau und Vetschau.' Bekannteste Vertreter der städtischen demokra- 
tischen Vereine aus dem Oderbezirk waren die Vorsitzenden der drei Klubs von Frank- 
furt, Guben und Vetschau, der Berggeschworene Kirchner, der Färbermeister Gäbeler und 
der Kaufmann H. Schlegel. Für den Niederlausitzer Zentralverein hatte der Berliner Kon- 
gref weitgehende Folgen. Auf der Generalversammlung vom 1. November, die wahr- 
scheinlich nicht wie vorgesehen ın Calau, sondern in Senftenberg stattfand und an der 
sich Abgesandte von drei weiteren Orten, darunter aus der Stadt Senftenberg beteiligten, 
berichtete Dr. Klopsch über seine Eindrücke aus Berlin, „, insbesondere über die Wahr- 
scheinlichkeit, daß über kurz oder lang, die einzige vernunftgemäße Regierungsform, die 
Republik, Geltung erlangen würde.“ Seine These löste heftige Diskussionen unter den 
34 Anwesenden aus, wobei dann eine Mehrheit die Auffassung von Klopsch akzeptierte. 
An Stelle von Sauerhering wurde schließlich der Straupitzer Arzt zum Präsidenten des 
Zentralvereins gewählt. 
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Die September/Oktober-Krise verlieh auch der demokratischen Bewegung im Regie- 
rungsbezirk Frankfurt/Oder neuen Auftrieb. Ein Programm, wie der immer unverhüllter 
auftretenden Konterrevolution erfolgreich entgegengewirkt werden könnte, entwickelten 
jedoch die Demokraten des Bezirks ebensowenig wie die Liberalen. Gewichtigere organi- 
satorische Maßnahmen, die über den örtlichen Rahmen hinausreichten, gab es in der 
Frankfurter Region ebenfalls nur in Ansätzen. Daher stand auch hier der erstarkenden 
konservativen Partei ein demokratischer Rivale gegenüber, der für den ständig näher rük- 
kenden Entscheidungskampf nur mangelhaft gewappnet war. 


3. Der Sieg der preußischen Gegenrevolution und das Ende 
der demokratischen Bewegung 


Der Auftrag des preußischen Königs an den Grafen Brandenburg, eine Regierung zu bil- 
den, und die angekündigte Vertagung der Nationalversammlung lösten unter großen Tei- 
len der Einwohnerschaft des Oderbezirks heftigen Widerspruch aus. Rückblickend auf 
die Stituation in seinem Amtsbezirk Mitte November, meinte der Frankfurter Regie- 
rungspräsident: „Bis dahin war die ganze Bevölkerung mit wenigen Ausnahmen für die 
Nationalversammlung, und diese Stimmung hätte, wenn die Versammlung mit Überle- 
gung handelte, zu den schwierigsten Verwicklungen führen können.“ 

Vor allem von Demokraten inszenierte Aktionen zugunsten des Berliner Parlaments 
fanden einen positiven Widerhall. Innerhalb weniger Stunden unterschrieben 1.315 
Frankfurter Bürger eine Beifallsadresse für die preußische Nationalversammlung. In See- 
low kamen am 12. November zweitausend Bewohner aus dem Kreis Lebus zu einer 
demokratischen Volksversammlung zusammen.” Über ähnliche Demonstrationen wurde 
von östlich der Oder aus den Kreisen Königsberg und Züllichau sowie aus den Städten 
Soldin und Sommerfeld berichtet.” In Guben berieten Demokraten und Liberale gemein- 
sam über zu ergreifende Abwehrmafßnahmen. Eine am 13.11. stattfindende Volksver- 
sammlung billigte die von den Demokraten entworfene Protestdeklaration.” Gleichartige, 
vorwiegend von Demokraten organisierte Treffen, auf denen die Teilnehmer fast aus- 


53 Ebda., Pr. Br. Rep. I Oberpräs. Nr. 122 (Schreiben der Frankfurter Regierung an den brandenburgischen 
Oberpräsidenten v. 8.12.1848), p. 15. 

54 Telegraph, Frankfurter Zeitung Nr. 247 v. 10.11.1848, S. 1051; Frankfurter Patriotisches Wochenblatt Nr. 108 
v. 15.11.1848, S. 2198. 

55 BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B I Präs. Nr. 302 (Schreiben des Lebuser Landrates an die Frankfurter Regierung v. 
21.11.1848); ebda., Schreiben des Gusower Polzeiamtmannes an die Frankfurter Regierung v. 22.11.1848; vgl. 
Cottbuser Anzeiger Nr. 41 v. 18.11.1848, S. 180. 

56 BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B I Präs. Nr. 302 (Schreiben des Züllichauer Landrates an die Frankfurter Regierung v. 
20.11.1848), p. 25f.; ebda., Schreiben des Königsberger Landrates an die Frankfurter Regierung v. 22.11.1848, 
P. Ant: ebda., Schreiben des Soldiner Landrates an die Frankfurter Regierung v. 13.11.1848, p. 31; ebda., Schrei- 
ben des Crossener Landrates an die Frankfurter Regierung v. 13.11.1848, p. 19f. u. v. 29.11.1848, p. 132ff. 

57 K. Gander, Geschichte der Stadt Guben, S. 319ff. 


102 Volker Klemm 


nahmslos die Vorschläge der preußischen Nationalversammlung unterstützten, fanden in 
Peitz und Cottbus statt.” 361 Personen aus Spremberg und 60 Bürger aus Altdöbern 
unterzeichneten ein entsprechendes Protestschreiben.” 

Trotz dieser aus der Sicht der bürgerlichen Opposition günstigen Situation folgten 
solchen energischen Worten jedoch nur recht zurückhaltende Taten, weil sich auch im 
Regierungsbezirk Frankfurt/Oder weder die Demokraten noch die Liberalen - zumal 
weitere fordernde Signale von den Gesinnungsfreunden aus Berlin nicht eintrafen - zu 
keinem weitergehenden Handeln entschließen konnten. Versäumnisse der vergangenen 
Monate ließen sich in so kurzer Zeit nicht mehr beheben. 

In Frankfurt/Oder beschloß eine von Demokraten beherrschte Zusammenkunft der 
Bürgerwehr am 10. November, daß eine Deputation von Wehrleuten den kommandieren- 
den General des 3. Armeekorps aufsuchen sollte, um ihm mitzuteilen, daß sich die Wehr 
dem Versuch, das in der Oderstadt stationierte Militär in die Landeshaupstadt zu verle- 
gen, „mit Leib und Leben widersetzen werde““ Und nachdem der Vorsitzende des 
Frankfurter Demokratischen Vereins, der Berggeschworene Kirchner, am 12. November 
auf einer Versammlung beantragt hatte, unter dem Kommando der Bürgerwehr „eine 
gemeinschaftliche Arbeiterkompanie“ aufzustellen, „um sich nicht wehrlos morden zu 
lassen durch die Werkzeuge des Absolutismus“, fanden sich am folgenden Tag einige 
hundert Arbeiter auf dem Anger ein, um diesen Vorschlag zu realisieren“ Da nun der 
General drohte, seine Truppen würden sich „mit Kugeln im Laufe Luft zu machen wis- 
sen“, und der Frankfurter Magistrat den Einsatz von Militär gegen die Bewaffnung der 
Arbeiter und ein polizeiliches Verfahren gegen Kirchner ankündigte, wurden diese 
Unternehmen sofort abgebrochen. 

Nicht anders gingen während dieser Tage auch in einigen anderen Städten die von 
den Demokraten gestarteten Versuche aus, die Bürgerwehren zum Schutze der errunge- 
nen freiheitlichen Rechte in eine „bewaffnete Volksmacht“ umzuwandeln. Auf der bereits 
erwähnten, maßgeblich von Frankfurter Demokraten getragenen großen Volksversamm- 
lung vom 12. November in Seelow wurde zwar die Volksbewaffnung gefordert, aber wei- 
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tere Schritte wurden nicht eingeleitet“ Fast zur gleichen Zeit teilte der Bürgerwehrklub 
von Guben dem Magistrat mit, zweihundert Männer hätten sich freiweillig bereit erklärt, 
Mitglieder der Wehr zu werden, um die Rechte des Volkes zu schützen. Am 15. Novem- 
ber forderten prominente Mitglieder des demokratischen Vereins, die Bürgerwehr der 
Stadt zu reorganisieren und auszubauen. Das Vorhaben, ein aus Freiwilligen bestehendes 
bewaffnetes Korps aufzustellen, um die linken Abgeordneten in Berlin zu unterstützen, 
scheiterte. Mit dem gleichen Ergebnis endete ein derartiger Versuch auch in Forst.” Die 
Demokraten des Kreises Calau wollten zur Verteidigung der bürgerlichen Freiheiten 
gemeinsame Maßnahmen der Bürgerwehren des Kreises vorbereiten. An dem Treffen der 
Wehren am 15. November in der Kreisstadt nahmen auch Vertreter der Wehren aus Fin- 
sterwalde und Luckau teil.” Der wegen der Unruhen in der Niederlausitz von der Frank- 
furter Regierung eingesetzte Regierungskommissar befürchtete daher: „Sollte es in Berlin 
zu einem blutigen Konflikte kommen, so dürfte mit Sicherheit ein bewaffneter Auszug 
nach Berlin vom Calauer Kreise aus und wahrscheinlich in großer Anzahl erfolgen 7" 
Und der Luckauer Landrat ergänzte, daß „ein blutiger Zusammenstoß“ in der Landes- 
hauptstadt Unruhen in den Städten hervorrufen und zu einem bewaffneten Zug nach 
Berlin führen würde“ Da jedoch die preußische Nationalversammlung schon bald resi- 
gnierte, bestätigten sich diese Ängste nicht. 

Wenig Begeisterung fand im Regierungsbezirk auch der königliche Befehl zum Ein- 
rücken der Landwehr. Zahlreiche Wehrleute aus Stadt und Land beantragten bei den 
Behörden, sie von dieser lästigen Pflicht zu befreien. Vor allem Demokraten verteilten in 
vielen Orten Plakate, welche aufforderten, den Befehl des Königs nicht zu befolgen.” 
Aber nur der Niederlausitzer Demokratische Zentralverein bemühte sich, die Landwehr- 
leute in ihrem Widerstand zu bestärken. Einkleidungsort für die Landwehr der Kreise 
Calau, Cottbus, Luckau und Spremberg war die Stadt Spremberg. Im Auftrage des Zen- 
tralvereins reisten die beiden führenden Demokraten H. Schlegel und A. Pulvermacher 
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am 20. November in die Spreestadt. Eine von ihnen dort verteilte Unterschriftenliste 
gegen die Einberufung stieß bei den meisten Wehrleuten auf eine positive Resonanz. Bei 
einer daraufhin organisierten öffentlichen Versammlung des Bataillons kam es zu einer 
erbitterten Kontroverse zwischen den beiden Demokraten und den Landräten aus 
Luckau und Calau. Die Vertreter der Behörden weigerten sich, auf die demokratischen 
Argumente überhaupt einzugehen, und drohten allen Landwehrleuten harte Strafen an, 
wenn sie ihren militärischen Pflichten nicht nachkommen würden. Beide demokratische 
Emissäre versicherten noch einmal, daß die sich weigernden Wehrleute im Recht seien, 
verließen dann aber Spremberg, worauf die nun führungslosen opponierenden Mann- 
schaften ihren Widerstand aufgaben. Vier Tage später, am 24. November marschierte das 
Spremberger Bataillon wie die Landwehrformationen von Sorau und Frankfurt/Oder 
ohne weitere Zwischenfälle nach Niederschlesien ab.” 

Große Aufregung verbreitete schließlich der am 15. November von den in Berlin aus- 
harrenden Abgeordneten der preußischen Nationalversammlung gefaßte Beschluß, die 
preußische Bevölkerung aufzufordern, an die königliche Regierung keine Steuern mehr 
zu zahlen. Erneut waren es in erster Linie Demokraten, die in zahlreichen Orten des 
Regierungsbezirks Plakate verteilten, die den Steuerstreik propagierten. Zustimmende 
Adressen für diese Maßnahme lagen von Städten östlich der Oder und Neiße aus Arns- 
walde, Baerwalde, Friedeberg, Gleissen, Königsberg, Landsberg, Neudamm, Sorau und 
Zielenzig und aus der westlichen Hälfte des Bezirks aus Calau, Cottbus, Forst, Frank- 
furt/Oder, Fürstenwalde, Guben, Kirchhain, Luckau, Spremberg und Vetschau vor. Der 
Frankfurter Demokratische Verein machte am 21. November öffentlich bekannt, daß er 
die „hiesige Regierung ... nicht mehr auf dem gesetzlichen Boden stehend“ betrachte und 
daher ihre Verordnungen „nicht mehr für bindend“ halte“ Auch in Cottbus, Forst, Für- 
stenwalde, Guben, Gleissen, Peitz setzten sich demokratische Klubs oder einzelne Demo- 
kraten in der Öffentlichkeit energischer für die Steuerverweigerung ein.” Als dann jedoch 
die Regierungsbehörden „ohne Verzug und nöthigenfalls, wenn eine vorgängige Beleh- 
rung über die schweren strafrechtlichen Folgen einer solchen Widersetzlichkeit fruchtlos 


71 Ebda., Pr. Br. Rep. 3 B I Präs. Nr. 302 (Schreiben des Luckauer Landrates an die Frankfurter Regierung v. 
23.11.1848), p. 94f.; ebda., Pr. Br. Rep. 3 BI Pol. Nr. 446 (Schreiben des Lübbener Landrates an die Frank- 
furter Regierung v. 2.1.1849), p. 119 b. 

72 E Wertsch, Chronik von Spremberg, S. 72. 

73 Frankfurter Demokratisches Wochenblatt Nr. 8 v. 25.11.1848, S. 67. 

74 BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B I Präs. Nr. 302 (Schreiben des Beeskower Landrates an die Frankfurter Regierung v. 
25.11.1848), p. 237f.; ebda., Nr. 326 (Schreiben des Zielenziger Landrates an die Frankfurter Regierung v. 
20.11.1848), p. If. u. (v. 27.11.1848), p. 8f. u. (v. 3.12.1848) p. Dt ebda., Schreiben des Rittergutsbesitzers v. 
Müller an die Frankfurter Regierung v. 27.11.1848, p. 3f.; ebda., Schreiben der Frankfurter Regierung an das 
Kommando des 3. preußischen Armeekorps v. 25.11.1848, p. 5f.; ebda., Nr. 307 (Schreiben des Regierungs- 
rats v. Düring an die Frankfurter Regierung v. 26.11.1848), p. 43ff.; K. Gander, Geschichte der Stadt Guben, 
a.a.O., S. 321ff.; Forster Wochenblatt, Extrabeilage v. 21.11.1848; BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B I Präs. Nr. 303 
(Schreiben des Magistrats von Forst an die Frankfurter Regierung v. 13.11.1848); ebd. Nr. 302 (Schreiben 
des preußischen Innenministers an die Frankfurter Regierung v. 14.12.1848); ebda., Nr. 303 (Scareiben des 
Cottbuser Landrates. an die Frankfurter Regierung v. 23.11.1848); ebda., Pr. Br. Rep. 6 B Landratsamt Cott- 
bus Nr. 664 (Schreiben des Cottbuser Landrates an die Frankfurter Regierung v. 15.12.1848), p. 35f. 


Städtische demokratische Vereine im Regierungsbezirk Frankfurt/Oder 1848/49 105 


bleibt, . Anwendung der strengsten Zwangsmittel“ ankündigten”, verminderte sich die- 
ser Enthusiasmus schnell. Nur in dem im Kreis Zielenzig liegenden Städtchen Gleissen“ 
und in Guben” wurde der Aufruf zum Steuerstreik unter der Regie von Demokraten in 
die Tat umgesetzt. Ein vom Gubener demokratischen Verein aufgestellter bewaffneter 
Trupp besetzte am 17. November die königliche Kasse und das Postamt. Die gesamte 
Steuerverwaltung in der Neißestadt brach zusammen.” Eine Gruppe von Demokraten 
beschlagnahmte in Gleißen die beim Bürgermeister deponierten Steuergelder. Mit mas- 
siertem Einsatz von Militärkommandos wurde dieser aktive Widerstand binnen weniger 
Tage unterdrückt.” 

Ende November 1848 hatte die gegenrevolutionäre Offensive im Frankfurter Regie- 
rungsbezirk ebenfalls den Sieg errungen. Damit war auch hier die Niederlage der Demo- 
kratie besiegelt. Was in den folgenden Monaten des Jahres 1849 noch geschah, kann nur 
noch als Abgesang bewertet werden Schon bald begannen die ersten polizeilichen und 
juristischen Repressalien gegen bekannte Demokraten im Oderbezirk. Von konservativen 
Offizieren aufgeputschte Soldaten überfielen am 24. November 1848 eine Versammlung 
des Frankfurter demokratischen Vereins und prügelten mit ihren Säbeln auf die Teilneh- 
mer ein. Beschwerden gegen diesen hinterhältigen Übergriff wiesen das Militärkom- 
mando und die königliche Regierung als unbegründet zurück.” 

Verzweiflung und Resignation griffen um sich. Führende Mitglieder demokratischer 
Vereine flohen außer Landes. Als im Dezember 1848 in Frankfurt/Oder und im Bezirk 
die Nachricht eintraf, der König habe die preußische Nationalversammlung aufgelöst 
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und eine Konstitution oktroyiert, nahmen die gemäßigten Demokraten diese Ereignisse 
ohne wesentliche Proteste zur Kenntnis und begrüßten sogar Teile des Verfassungstextes“ 

Eingeschüchtert durch die Maßnahmen des Militärs, der Polizei und der Justiz redu- 
zierten die Demokraten ihre politischen Aktivitäten. Ihre letzten größeren Auftritte 
absolvierten die demokratischen Vereine des Regierungsbezirks mit dem anläßlich der 
Reichsverfassungskampagne am 10. Mai 1849 in Cottbus stattfindenden „Congreß des 
democratischen Zentralvereins für die Lausitz und angrenzende Gegenden“, bei dem Dr. 
Boltze die Regie führte”, und mit dem „Congreß der democratischen und constitutio- 
nell-democratischen Vereine der Mark Brandenburg“ vom 16. und 17. Juni 1849 in der 
Stadt Frankfurt/Oder.” In der Regierungsstadt versammelten sich 56 Delegierte, die vor- 
wiegend aus den Städten des Oderbezirks stammten. Im einzelnen waren die Städte 
Buckow, Crossen, Drossen, Frankfurt/Oder, Küstrin, Landsberg, Lebus, Luckau, Neu- 
damm, Seelow, Soldin, Sonnenburg und die Dörfer Gusow, Zellin, Niederjehsar sowie 
von außerhalb des Bezirkes die Städte Berlin, Potsdam und Prenzlau vertreten. Die Teil 
nehmer sprachen sich dafür aus, die Wahlen für die beiden Kammern des preußischen 
Parlamentes zu boykottieren, weil das allgemeine Wahlrecht aufgehoben und ein Wahl- 
zensus eingeführt worden waren. 

Schon bald lösten sich die meisten Vereine auf. Das Ende des Cottbuser gemäßigten 
demokratischen Bürgervereins begann damit, daß ım März der Gründer und Vorsitzende 
des Vereins Dr. Boltze auf Druck der Behörden auf sein Amt verzichtete“ Der dortige 
Magistrat konstatierte im Frühjahr 1850, daß von einer „Organisation der Demokratie ... 
nichts mehr“ zu merken sei. Am 23. Juni 1849 beschlossen die Frankfurter gemäßigten 
Demokraten, die Tätigkeit ihres politischen Vereins, des konstitutionellen- demokrati- 
schen Klubs, der zu diesem Zeitpunkt noch 109 Mitglieder zählte, einzustellen.” In ihren 
Lageberichten erwähnten die meisten Landräte des Kreises im Verlauf des Jahres 1849 
demokratische Organisationen mit keinem Worte mehr. Nur der Verein der radikalen 
Demokraten in Frankfurt/Oder und einige Demokraten aus Peitz und aus Luckau setz- 
ten sich offensichtlich ausdauernder zur Wehr. Der Frankfurter demokratische Verein 
beging am 25. Mai 1849 noch feierlich den ersten Jahrestag seines Bestehens.” Die wahr- 
scheinlich letzte Nachricht über ıhn stammte vom 15. April 1850. An diesem Tage löste 
die städtische Polizei mit Gewalt eine Versammlung des Vereins auf. Gegen mehrere Mit- 
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glieder leitete die Staatsanwaltschaft ein Untersuchungsverfahren wegen Verstoßes gegen 
das Vereinsgesetz ein.” Über den Kreis Luckau berichtete der zuständige Landrat am 14. 
Mai 1850, daß in seiner Kreisstadt „... die demokratische Partei ... noch immer einen sehr 
bedeutenden Anhang“ besitze, „unter welchem sich namentlich viele von den intelligen- 
teren Theilen hiesiger Einwohnerschaft befinden“ Zum Gedenken an die Barrikadenop- 
fer vom März 1848 veranstaltete der politische Verein von Peitz am 18. März 1849 einen 
Trauerzug durch die Stadt, und drei Monate später bekannte sich die Mitgliedschaft 
nach wie vor zu den Zielen der äußersten Linken im preußischen Landtag. Weiterhin 
übte der Verein nach den Worten des Magistrats einen gravierenden politischen Einfluß 
in der Stadt aus.” 

Endgültig unterdrückt war das letzte ernsthaftere Aufbegehren der mit der Revolu- 
tion entstandenen demokratischen Organisationen im Regierungsbezirk Frankfurt/Oder 
mit dem Jahre 1851. Für dieses Jahr schätzte ein polizeilicher Rapport ein, daß in keinem 
Kreise mehr auffällige demokratische Aktivitäten festzustellen seien. Das vorrangige Inter- 
esse der Verwaltungs- und Polizeibehörden konzentrierte sich jetzt auf eventuelle Nach- 
folgeinstitutionen der früheren demokratischen Vereine, wobei besonders argwöhnisch 
die inzwischen in größerer Zahl neu entstandenen Handwerker-, Arbeiter-, Turn- und 
Wohlfahrtsvereine überwacht wurden.” 


4. Resümee 


Aus der Sicht der bürgerlichen, speziell der demokratischen Opposition ging die Revolu- 
tion von 1848/49 auch im Regierungsbezirk Frankfurt/Oder deprimierend aus. Sicherlich 
entschied sich das Schicksal der deutschen Revolution von 1848/49 nicht in dieser Regi- 
on, denn die gewichtigen Schlachten wurden natürlich nicht hier, sondern in den damali- 
gen revolutionären Zentren, in Berlin, in Wien und in Frankfurt/Main, geschlagen. Den- 
noch trafen vom Prinzip her für die Niederlage der Demokraten im Oderbezirk die 
gleichen Ursachen zu wie für den Gesamtbereich Deutschlands. 

Während gemäßigte Demokraten im Bezirk den Mangel an politischer Bildung, „auf 
deren Boden allein die Saat der Freiheit gedeihen kann“”, und die wachsende „Gleich- 
gültigkeit“ und „Trägheit“ der Bevölkerung” für das Scheitern der Revolution verantwort- 
lich machten, suchten die Radikalen diese Schuld nicht zuletzt bei eigenen Fehlern. Die 
politischen und organisatorischen Versäumnisse in der ersten Phase der Revolution 
ließen sich unter dem Druck der gegenrevolutionären Offensive nicht mehr korrigieren. 


90 Ebda. 

91 Ebda., Nr. 303 (Schreiben des Luckauer Landrates an die Frankfurter Regierung v. 24.5.1850), p. 272 a. 

92 Ebda., Pr. Br. Rep. 6 B Landratsamt Cottbus Nr. 664 (Schreiben des Magistrats von Peitz an den Cottbuser 
Landrat v. 4.6.1849), p. 13 a. 

93 Siehe dazu die Berichte der Landräte in: BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B I Präs. Nr. 311, p. 60ff. u. 138ff. 

94 Cottbuser Anzeiger Nr. 49 v. 16.12.1848, S. 214f. 

95 Telegraph, Frankfurter Zeitung Nr. 77 v. 28.6.1849, S. 305 u. Nr. 79 v. 3.7.1849, S. 316 („Eingesandtes“). 
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„Gestorben“ war die Märzrevolution nach Ansicht des Frankfurter Demokratischen 
Wochenblatts an der Idee der „friedlichen Entwicklung“ Ihr „Schwanengesang“ sei der 
„passive Widerstand“, ihr „letztes Todesröcheln - die Steuerverweigerung“ gewesen. 

Überregionale demokratische Organisationen entwickelten sich im Frankfurter Regie- 
rungsbezirk ebenfalls nur in schüchternen Ansätzen und spielten daher in den Stunden 
der revolutionären Bewährung kaum eine Rolle. Langfristiger angelegte, klar formulierte 
Programme mit auf den territorialen Bereich zugeschnittenen taktischen und strategi- 
schen Zielen gab es nicht. Alles blieb hier ebenfalls fast ausschließlich dem Zufall der 
augenblicklichen Situation überlassen. Meistens wartete man auf Initiativen von außen, 
vor allem auf das „Signal aus Berlin“. Außerdem fehlten oftmals die demokratischen 
Führerpersönlichkeiten, die nicht nur anerkennenswerte Idealisten ihrer Sache waren, 
sondern die auch über die politischen und logistischen Erfahrungen und Fähigkeiten ver- 
fügten, um die ihnen zufallenden Aufgaben effektiv meistern zu können. Selbst solche 
gestandene und aufrichtige Demokraten wie die Abgeordneten Anwandter, Pohle, Mann 
und Rüdiger, die Lehrer Dr. Boltze, Lück, Wiecke und Ule, die Regierungsassessoren 
Graf Görtz Wrisberg und v. Fritzsche, der Berggeschworene Kirchner, die Handelsleute 
Schlegel und Pulvermacher, um nur einige zu nennen, beherrschten die Methode, die 
Politik als Kunst des Möglichen zu gestalten, was bei ihrer bisher geringen Ubung auf 
diesem Gebiet allerdings verständlich war, nicht selten noch unvollkommen. 

Und letztendlich wirkte sich auch im Regierungsbezirk besonders nachteilhaft für 
den Verlauf der Revolution aus, daß die bürgerliche Oppositon die Kraft und Entschlos- 
senheit der Träger der Gegenrevolution wesentlich unterschätzte. Nach ihrem ersten 
Schrecken begannen die Konservativen ihre geschwächten Machtpositionen im Oderbe- 
zirk ebenfalls wieder sehr zielstrebig zu konsolidieren. Achteten sogar die radikalen 
Demokraten fast ausnahmslos peinlichst darauf, daß das Prinzip von „Law and Order“ 
als moralische Grundlage ihrer Politik nicht angetastet wurde, so verhielten sich die Akti- 
visten der Gegenrevolution keinesfalls ähnlich penibel bei der Wahl ihrer politischen, 
bürokratischen, militärischen und juristischen Mittel. Und nicht zuletzt verfügte die 
gegenrevolutionäre Partei auch in diesem Bezirk über ausreichend leitende Persönlichkei- 
ten, die neben einer strikten Ergebenheit für das monarchisch-absolutistische System und 
dessen gesellschaftliche Interessen auch die notwendige Entschlußkraft und die organisa- 
torischen Erfahrungen besaßen, um ihre restaurativen Ziele durchzusetzen. 

Heute sind die lokalen Helden des Jahres 1848, die unbesehen aller ihrer Schwächen 
oftmals mutig und opferbereit für umfassende demokratische Reformen gestritten haben, 
fast vergessen. Nur in Frankfurt/Oder und Cottbus erinnern zwei Straßennamen an die 
beiden Lehrer Wiecke und Boltze. Das 150. Jubiläum bietet nun die Gelegenheit, sich 
wieder jener Männer zu erinnern, die sich während dieser Monate um die Entwicklung 
weitgehender demokratischer staatsbürgerlicher Grundrechte so große Verdienste erwor- 
ben haben. 


96 Frankfurter Demokratisches Wochenblatt Nr. 11 v. 16.12.1848, S. 95. 


Dokumente 


L Zur Vorgeschichte 


I. 1, Berlin, 30. Dezember 1844 


Karikatur: „Deutsche Kunst und Industrie, ein Gedenkblatt an das Jahr 1844“ mit 
der Beschreibung des Verlegers 


[Satirische Darstellung der vorwärtsdrängenden Industrialisierung und der zurückge- 
drängten Kunst in Deutschland] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 30 Berlin C Polizeipräsidium Berlin Nr. 9352/1, Bl. 78. 


Unser Blick fällt zunächst auf eine herrschermäßig bekleidete stattliche Frau, welche auf 
einem Triumpfwagen sitzt, der von einer Lokomotive mit dem Namen „Vorwärts“ dahin 
gezogen wird. Es ist die Industrie unseres Jahrhunderts, wie wir an ihrer Stirnbinde lesen. 
Eine Ehrenpforte empfängt sie in welcher wir die Worte geschrieben sehen: ‚Heil Dir! 
Deutschlands Stolz ulnd] Zukunft.‘ Auf dem Wagen befinden sich vorn die Schoßkinder 
der Industrie: ein reicher Fabrikant mit dem Mammon und ein glücklicher Spekulant in 
Eisenbahnaktien. Ein paar minder glückliche Industrieritter suchen sich hinter dem 
Wagen festzuhalten, der eine an einer kokett dargereichten Hand, der andere an dem 
flatternden Gürtel der Gefeierten. An der Ehrenpforte empfängt den Zug ein elegant ge- 
kleidetes Publikum, dem zum Dank ein Sack voll Erzeugnisse der Industrie zugeworfen 
wird. Einige arme Handwerker, Schuster, Weber, stürzen in dem Gedränge, während der 
Genius des Überflusses aus einer Dampfwolke herab Gold ulnd] Orden der Gefeierten in 
den Schoß schüttet. Ein allerneustes Erzeugnis unserer Industrie sitzt an der äußersten 
Linken. Es ist ein Dampfrezensent, welcher, was er vorn schreibt, hinten zugleich druckt. 
Soeben ist ein Abdruck aus seiner respektablen Officie hervorgegangen, welchen uns der 
Druckerjunge in den Worten entgegen hält: ‚Wahrhaftiges ulnd] unfehlbares Urteil, wie 
es mit der heutigen Kunst beschaffen uſnd] was ein gebildetes Publikum davon zu halten 
hat.‘ Im Gegensatz dieser kompakten Gruppen sehen wir links auf einem Hügel die 
deutsche Kunst in Gestalt einer bekränzten hohen Frau, wie sie im Gegensatz zur Indu- 
strie rückwärts deutet in eine größere Vergangenheit. Zwei ihrer Jünger umgeben die 
Vereinsamte, von welcher vom Publikum niemand Notiz nimmt als ein frostig verhüllter, 
an Rheumatismus leidender Mann, den wir an einer dastehenden Büchse, welche die 
Inschrift: ‚Kunst-Verein‘ führt, als den edlen Wohltäter der heutigen jungen Kunst erken- 
nen mögen, er blickt ziemlich sorgenvoll auf das bunte Getümmel da unten ulnd] 
scheint sich sogar etwas zu schämen, daß seine Aktien nicht so viel Glück machen als 
die der Gefeierten zu seinen Füßen. 


1 Diese Karikatur mit Beschreibung wurde vom Berliner Verleger L. Sachse & Co. nach den Vorschriften des 
gültigen Pressegesetzes zur Genehmigung beim Berliner Polizeipräsidium eingereicht. 


Dokumente zur Revolution 1848/49 in Brandenburg 


112 


=. 


Lia tog sog up nung us 


vuan: mg fung un 


2- 


Zur Vorgeschichte 113 
J. 2, Berlin, 1846 
Karikatur: „Die Stadtverordneten-Versammlungen. “ ' 


[Kritik an der fehlenden Öffentlichkeit der Stadtverordnetenversammlungen insbesondere 
in Berlin und Ausblick auf die Offnung der Versammlungen in einigen preußischen 
Städten’] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 30 Berlin C Polizeipräsidium Berlin Nr. 9351/1, o. Bl. 


— 


Gedruckt im Verlag von E. Meyers Kunstverlagshandlung in Berlin. 

2 Noch vor seiner Auflösung am 26. Juni 1847 bahnte der Vereinigte Landtag den Weg für die Durchsetzung 
einer transparenten Kommunalpolitik. Bis Ende 1847 wurde die Öffentlichkeit der Stadtverordnetenver- 
sammlungen u.a. in Berlin, Brandenburg, Neustadt a. d. Dosse, Freienwalde, Havelberg, Kyritz, Potsdam, 
Prenzlau, Rathenow und Luckau durchgesetzt. 
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Die Stadtverordneten Versammlungen. 
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1. 3, Berlin, 17. November 1846 
Ausschnitt aus dem Karikaturblatt: „Komische Neujahrswünsche Nr. 10“' 


[Zensur zweier Darstellungen zur Pressefreiheit bzw. zum Zustand des deutschen 
Bürgertums? 


BLHA, Pr. Br. Rep. 30 Berlin C Polizeipräsidium Berlin Nr. 9353/1, Bl. 44. 
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1 Sämtliche Druckerzeugnisse mußten, sobald sie Gegenstände der Religion, der Politik, der Staatsverwaltung 
und der Geschichte aufnahmen, zur Zensur vorgelegt werden. Der Berliner Verleger T. Romolini, Neue 
Friedrichstr. 57, beantragte am 2. Dezember 1846 beim Berliner Polizeipräsidium den Druck seiner Bilder. 
Am selben Tag erhielt er mit Ausnahme der zwei hier abgebildeten zensierten und durchgestrichenen Bilder 
die Genehmigung. 

2 Das linke zensierte Bild zeigt den tumben deutschen Michel, dem das stolze Flügelroß Pegasus der griechi- 
schen Sagenwelt zum verschlafenen Esel mit herabhängenden Flügeln verkommen ist. Statt nach Höherem 
zu streben, trinkt der deutsche Michel lieber sein Bier - siehe den bekränzten Bierkrug im Sockel des 
Denkmals. Das rechte zensierte Bild bezieht sich auf die zeitgenössische Forderung nach Pressefreiheit. 


116 Dokumente zur Revolution 1848/49 in Brandenburg 
I. J Leipzig, April 1847 
Karikatur: „Wie Jemand aufs Volk appellirt“ 


[Darstellung des preußischen Königs Friedrich Wilhelm IV.” bei der Einberufung des 
Ersten Vereinigten Landtags’ des Königreichs Preußen am 11. April 1847] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 30 Berlin C Polizeipräsidium Berlin Nr. 9353/1, Bl. 84. 


1 Die abgebildete Karikatur wurde von W. Schrey aus Leipzig am 15. April 1847 nach Berlin gesandt und 
dort am 27. April dem Polizeipräsidium übergeben. In Leipzig sind von dieser Karikatur innerhalb weniger 
Tage mehrere tausend Exemplare verkauft worden. 

2 Friedrich Wilhelm IV. (1795-1861), 1840-1860 König von Preußen. 

3 Bei der erst nach langem Zögern des Monarchen zustande gekommenen Eröffnung des Vereinigten Land- 
tags der preußischen Stände am 11. April 1847 in Berlin verkündete Friedrich Wilhelm IV., daß er nicht 
gewillt ist, das Verfassungsversprechen seines Vaters Friedrich Wilhelm III. vom 22. Mai 1815 einzulösen. Es 
werde „keiner Macht der Erde je gelingen“, das Verhältnis zwischen Fürst und Volk in Preußen „in ein kon- 
ventionelles, konstitutionelles zu wandeln.“ Zwischen seiner durch Gottesgnadentum legitimierten Macht 
und seinem Volk sollte sich kein „beschriebenes Blatt“ in Form einer Verfassungsurkunde drängen. Bereits 
am 18. Dezember 1844 bewertete er in einem Handschreiben an den preußischen Innenminister Adolf 
Heinrich Graf von Arnim-Boitzenburg eine Verfassung als „Arschwisch“. (Vgl. BLHA, Pr. Br. Rep. 37, Herr- 
schaft Boitzenburg Nr. 3968, Bl. 59.). 
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I. 5, Berlin, 17. November 1846 


Verfügung des preußischen Ministers des Innern v. Bodelschwingh' an den Ober- 
präsidenten der Provinz Brandenburg v. Meding’ 


[Unterbindung der Verbreitung von Nachrichten über Not, Lebensmittelteuerung und 
Unzufriedenheit in den unteren Ständen und der Ausbreitung revolutionären 
Gedankenguts aus der Schweiz in Preußen 


BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs Nr. 277, Bl. 59. 


Euler] Hochwohlgeboren ist es gewiß nicht entgangen, daß die Verbreitung erdichteter 
oder übertriebener Nachrichten über Not, Elend, Teuerung, Unsicherheit, Verbrechen 
etc. zu den in neuster Zeit immer mehr gebrauchten Mitteln gehört, Unzufriedenheit, 
besonders in den unteren Ständen, zu verbreiten, das Vertrauen gegen die Regierung zu 
schwächen und diese im In- und Ausland herabzusetzen. Ich kann hinzufügen, daß mir 
zuverlässige Nachrichten darüber vorliegen, daß diese Operationen, verbunden mit der 
Verbreitung revolutionärer Volksschriften von der Schweiz aus, planmäßig gegen Preußen 
gerichtet werden, weil man nur von hier aus noch kräftigen Widerstand fürchtet, wenn es 
in irgend einem der kleinen Staaten zu einem Aufstand kommen möchte, den man bei 
schicklicher Gelegenheit leicht herbeiführen und dann als Ferment zu einer großen 
Umwälzung benutzen zu können glaubt. 

Um so notwendiger erscheint es daher, auch jenen Erscheinungen eine fortgesetzte 
genaue Aufmerksamkeit zu widmen und überall, wo dergleichen Lügen zum Vorschein 
kommen, ihnen mit schlagenden - nach Umständen amtlichen Erwiderungen schnell 
entgegenzutreten, besonders aber dahin zu sehen, dafè die Lügner entlarvt und als solche 
öffentlich bezeichnet werden, wie dies von hier aus mehrmals durch ihre protokol- 
larische Vernehmung und Veröffentlichung des Protokolls geschehen ist. 

Euler]! Hochwohlgeboren ersuche ich ergebenst, in diesem Sinne gefälligst wirken, 
auch die Herren Regierungspräsidenten und Polizeidirektoren mit entsprechender 
Weisung versehen zu wollen. 


1 Ernst Albert Karl Wilhelm Ludwig von Bodelschwingh-Velmede (1794-1854), 1845-1848 preußischer Innen- 
minister. 

2 August Wilhelm Werner von Meding (1792-1871), 1842-1848 Oberpräsident der Provinz Brandenburg. 

3 Die in dem Schreiben angesprochene Schweiz war seit 1843/45 politisch gespalten. Die Minderheit der 
konservativen, agrarischen und katholischen Kantone hatte sich im Sonderbund zusammengeschlossen ge- 
gen die Mehrheit der zentralistisch-liberalen Kantone. Diese letzteren Kantone besaßen seit 1830 Repräsen- 
tativverfassungen und gewählte Regierungen und waren seitdem ein Hort des Liberalismus in Europa. 
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I. 6, Frankfurt an der Oder, April 1847 


Anonymer Drohbrief 


[Ankündigung von Aufständen in Berlin, Magdeburg, Stettin und Frankfurt an der Oder, 
ausgelöst durch Lebensmittelknappheit und Hungersnot 


BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Pol Nr. 452, Bl. 1. 
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Mit dem römischen Regenten, der seinen armen Brüdern half, war Papst Pius IX. (Giovanni Maria Graf 
Mastai-Ferretti 1792-1878) gemeint, dessen politische und administrative Reformen von 1846 die übrigen 
italienischen Staaten zu liberalen und konstitutionellen Zugeständnissen zwang. Die erwähnten Polen hat- 
ten seit der Dritten Teilung Polens zwischen Rußland, Österreich und Preußen von 1795 keinen eigenen 
Staat mehr. Der polnische Freiheitskampf seit 1830 stieß auf großes Interesse und lebhafte Sympathie des 
liberalen Europas. 


Dokumente zur Revolution 1848/49 in Brandenburg 


120 


31. Januar 1843 und 29. Juni 1847 


I. 7, Spremberg, 


Tabellarische Übersicht der Nahrungsmittelpreise in der Kreisstadt Spremberg für 


die Monate Januar 1843 und Juni 1847 


Kartoffeln und Backwaren 


[Deutliche Preissteigerung bei allen Getreidearten, 


BLHA, Pr. Br. Rep. 6 B Kreisverwaltung Spremberg Nr. 472, Bl. 1, 55. 
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Liberale Agrarreformen und verbesserte Anbaumethoden steigerten die Erträge der Landwirtschaft. Diese 
war dadurch in der Lage, die stark anwachsende Bevölkerung zu ernähren. Mißernten wie die von 1846 
oder die in den vierziger Jahren sich ausbreitende Kartoffelkrankheit konnten jedoch zu einem starken 
Anstieg der Preise für Grundnahrungsmittel und zu Hunger in der Bevölkerung führen. Aus der Übersicht 
ist zu ersehen, daß 1847 für den gleichen Geldbetrag z.B. wesentlich weniger Backwaren zu erhalten waren 


als noch 1843. 
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I. 8, Landsberg an der Warthe [Gorzöw Wielkopolski], 20. April 1847 
Aufruf des Magistrats an die Bewohner der Stadt Landsberg 


[Linderung des Notstands durch Preissenkungen bei Lebensmitteln und Aufforderung an 
die Bevölkerung, Ruhe und Ordnung wiederherzustellen] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Pol. Nr. 452, Bl. 30. 


An die Bewohner Landsberg's. 


——— 


Es ift geſtern die Rube unſerer Stadt durch wahrhaft bedauerliche 
Auftritte geftört worden, zu welchen der gegenwärtig herrſchende Noth- 
ſtand, herbeigeführt durch die große Theuerung aller Lebensmittel, die 
nächfte Beranlaffung geboten hat. — Es ift wahr: die Hand des allmäch⸗ 
tigen Gottes ruht ſchwer auf uns; aber was auch geſchehen mag: Wir 
ſtehen unter Seinem Schutze und dürfen Seiner Vatergüͤte muthig ver- 
trauen! Was menſchliche Kräfte vermögen, iſt theilweiſe ſchon geſchehen 
und foll auch fernerhin noch redlich geſchehen, um die Noth des Armen 
zu lindern und ihm die Ueberzeugung zu gewaͤhren, daß das Wohl 
unſerer ärmeren Mitbruͤder uns wahrhaft am Herzen liegt. Zu dieſem 
Zwecke iſt heute der Anfang gemacht worden, die Kartoffeln zu einem 
billigeren Preiſe zu liefern, als dieſer durch die gegenwärtigen Zeitläufte 
bedingt wird; ſeit beinahe 4 Monaten iſt dafuͤr geſorgt worden, daß das 
Brod zu ermäßigtem Preiſe an Beduͤrftige verabreicht wird; die beſſere 
Jahreszeit iſt eingetreten, und mit ihr haben ſich die Quellen des Er⸗ 
werbes wieder geöffnet. Darum vorwaͤrts im Vertrauen auf Gott! 
aber laſſet uns auch zurückkehren zu der alten Ordnung, die der 
Ruhm und die Ehre unſerer Vaͤter war, zu der Nuhe, die allein im 
Stande iſt, wahrhaft Segen und Gluͤck zu verbreiten über unſere Stadt 
und ihre Bewohner! Und dazu moͤge jeder redlich geſinnte Mann freu⸗ 
dig die Hand bieten! 


Landsberg a. d. W., den 20. April 1847. 


Der Magiſtrat. 
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I. 9, Lübben, 29. April 1847 


Zirkularschreiben des Landrats des Kreises Lübben v. Houwald' an die Magistrate 
der Städte Lübben, Lieberose und Friedland’ 


[Bericht des Landrats über Preissteigerungen bei Lebensmitteln und daraus folgenden 
Unruhen verbunden mit der Anweisung an die Magistrate, vorhandene Getreide- und 
Kartoffelvorräte aufzuzeichnen] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 6 B Kreisverwaltung Lübben Nr. 72, Bl. 50-51. 


Da die enorme Preissteigerung der ersten Lebensbedürfnisse insbesondere des Roggens 
und der Kartoffeln, welche in den letzten Tagen auf den Märkten stattgefunden hat, es 
notwendig macht, zur Abwendung einer drohenden Hungersnot und der damit in der 
Regel verbundenen, an vielen Orten schon eingetretenen Aufstände der unteren Volks- 
klassen, alle durch die Umstände gebotenen und durch die Gesetze gerechtfertigten, 
außerordentlichen Maßregeln zu treffen; so sollen, nach einer heute eingegangenen Ver- 
fügung der Königllichen] Regierung vom 27. hui[us mensis] auf das Schleunigste alle bei 
den Besitzern von Vorräten vorhandene Bestände an Getreide und Kartoffeln nach 
Abzug des bis zur nächsten Ernte und zur Saat erforderlichen, reichlich abzumessenden 
Bedarfs, möglichst genau, jedoch ohne belästigende Maßregeln, im ganzen Kreise 
aufgenommen und verzeichnet werden. 

Die Wohllöblichen Magisträte werden demnach hierdurch beauftragt, die Aufnahme 
der gedachten Bestände von Vorräten an allem Getreide und an Kartoffeln unter 
umsichtige und gewissenhafte Leitung und Kontrolle des Geschäfts, sowie es die 
Wichtigkeit und Dringlichkeit des Gegenstandes und der Zeitumstände erfordert, inner- 
halb des Stadtbezirks unverzüglich zu bewirken, und zwar in der Art, daß also zunächst 
die Vorratsbesitzer zu ermitteln und protokollarisch zu gewissenhafter Angabe ihrer 
Bestände unter der ausdrücklichen Verwarnung zu vernehmen sind, daß nach § 1790. 
Teil II. Tit[el] 20. des Allgemeinen Landrechts jede Verheimlichung mit Konfiskation des 
übermäßigen Vorrats bedroht sei. Ebenso ist demselben gleichzeitig in den Protokollen 
nachdrücklich zu insinuieren, daß jeder Verkauf ihrer Vorräte an Aufkäufer, namentlich 
aber zur Exportation, hiermit gleichfalls bei Strafe der Konfiskation untersagt werde. 

Von den angegebenen Vorräten ist sodann der vermeintliche, bis zur nächsten Ernte 
und zur Saat erforderliche Selbstbedarf, reichlich abzumessen, in Abzug zu bringen und 
sind die hiernach für die allgemeine Konsumtion sich ergebenden Bestände in einer 
übersichtlichen Zusammenstellung nachzuweisen. 


1 Karl Gottlieb von Houwald (1816-1883), 1845-1871 Landrat des Kreises Lübben. 

2 Ein gleiches Schreiben ging am selben Tag an die Polizeiämter der Standesherrschaften Straupitz, Lieberose 
und Groß Leuthen. 

3 Dieses Monats. 
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Die Kontrolle über die gehörige Beobachtung des Verkaufsverbots an Aufkäufer wird 
den Wohllöblichen Magisträten, zugleich mit sämtlichen Ortspolizeibehörden und den 
Gendarmen des Kreises auf das dringendste zur Pflicht gemacht, und sehen wir der 
Erledigung vorstehender Auflage unfehlbar innerhalb der nächsten drei Tage bei ferner- 
weitiger Berichterstattung von acht zu acht Tagen über den Einfluß dieser Maßregeln 
auf die Preise und Befriedigung des Bedürfnisses an Konsumtibilien entgegen. 


I. 10, Frankfurt an der Oder, 7. Mai 1847 


Verfügung der Regierung Frankfurt, Abteilung des Innern an sämtliche Magistrate 
und städtische Ortspolizeibehörden 


[Anweisung zum Verbot des Verkaufs von frisch gebackenem Brot auf der Grundlage 
einer königlichen Order, um der Knappheit und Verteuerung der Lebensmittel entgegen- 
zuwirken] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 6 B Kreisverwaltung Lübben Nr. 72, Bl. 55. 
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Frankfurt a. b. O., den 7. Mai 1847. 

Koͤnigliche Regierung; 
Abtheilung des Innern. 


Naumann. 
An 


den Herrn Landrath 


Jule 


L ad AR 509, Mai 1847. 
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J. II, Berlin, 13. Mai 1847 


Auszug aus dem Bittgesuch des Bernauer Bürgermeisters Zencker an den Ober- 
präsidenten der Provinz Brandenburg v. Meding 


[Stimmungsbericht des Bürgermeisters Zencker über die Lage der Weber” in Bernau ver- 
bunden mit der Bitte um finanzielle Unterstützung aus dem Immediatunterstützungs- 


fonds’] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 376, Bl. 184-190, hier 184-186. 


Zu der durch die Verteuerung der notwendigsten Lebensbedürfnisse allgemein bereits 
bestehenden großen Not gesellt sich für die zu Bernau wohnenden Weber in der neusten 
Zeit auch noch der Arbeitsmangel in so bedrohlichem Umfang, daß die Existenz 
sämtlicher Weber binnen ganz kurzer Zeit nicht nur gefährdet erscheint, sondern völlig 
untergraben ist, wenn nicht schleunigst Hilfe auf wirksame Weise herbeigeführt wird. 

Für die Begründetheit dieser meiner Anhörung erlaube ich mir, Euer Hochwohlgeboren 
folgendes ganz gehorsamst vorzutragen: 

mit dem Ablaufe des Monats Januari waren die in Bernau wohnhaften Weber, deren 
Zahl sich auf 210 bis 215 beläuft, noch auf 433 Webestühlen beschäftigt. Diese Zahl der 
im Gange befindlichen Webestühle ist aber bis zum heutigen Tage bis auf 225 gesunken, 
sie sinkt von Woche zu Woche immer mehr und mehr und - wie der Werkmeister 
Haensch mir versichert, haben die sämtlichen hiesigen Fabrikanten, welche die Bernauer 
Weber bis zu diesem Augenblick noch kümmerlich beschäftigen, die feste Erklärung 
abgegeben, daß sie die Fabrikation ganz einstellen würden, wenn nicht längstens binnen 
14 Tagen Absatzwege ihres Fabrikats sich ihnen eröffneten. 

Achtunddreißig Weber aus jener Zahl sind seit mehreren Wochen bereits ganz arbeits- 
los und diejenigen aus ihr, welche auf den gedachten 225 Webestühlen zur Zeit noch 
beschäftigt werden, finden ihre Beschäftigung einzig und allein nur in der Anfertigung 
von Kattun der geringsten Güte. 

Der von den Fabrikanten dafür gewährt werdende Arbeitslohn fällt daher auch so 
äußerst gering aus, daß es selbst dem fleiſsigsten Weber nach Abrechnung der ihn tref- 
fenden baren Auslagen kaum gelingen will, seinen wöchentlichen Verdienst auf einem 
einzelnen Webestuhle - und auf diesen ist die große Mehrzahl der kümmerlich noch 
beschäftigten Weber beschränkt - bis zu einem Taler zu bringen. 

Daß ein so geringer Erwerb, besonders unter den gegenwärtigen höchst betrübenden 
Umständen nicht ausreichen will, um auch nur die bescheidensten Bedürfnisse für die 
Familie eines Webers, deren Kinder fast durchgängig sehr zahlreich sind, herbeizuschaf- 
fen, dürften Euer Hochwohlgeboren auf den ersten Blick unzweifelhaft anerkennen. 


— 


Bürgermeister Zencker hielt sich beim Verfassen des Schreibens laut eigenen Angaben in Berlin auf. 

2 Unter dem Voranschreiten von Industrialisierung und Mechanisierung in den industriell- gewerblichen Be- 
reichen litten diejenigen, die noch überwiegend in Handarbeit produzierten wie die Spinner und Weber. 
Ein Zentrum dieses Textilgewerbes war die Stadt Bernau, die sich mit den Folgen der Konkurrenz der ma- 
schinellen Tuchindustrie wie Erwerbslosigkeit und Hunger der Weberfamilien beschäftigen mußte. 

3 Dieser Unterstützungsfonds, der dem Monarchen direkt unterstand, war für Notlagen gedacht. 
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An Zahlung von Wohnungsmiete ist dabei ganz und gar nicht zu denken, vielmehr 
bleiben sämtliche Weber ohne alle Ausnahme mit derselben im Rückstande und daher 
steht denn auch die traurige Aussicht bevor, daß mit dem nächsten Quartalwechsel eine 
große Zahl gerichtlicher Exmissionen eintreten werde. 

Die Kommune Bernau hat das mögliche getan, um dieser großen Not wenigstens in 
etwas zu begegnen, wofür sprechen dürfte, daß sie, da der für die Armenpflege etatmäßig 
jährlich ausgesetzte, nicht unbeträchtliche Betrag schon gegenwärtig absorbiert ist, selbst 
ein Darlehen von sechshundert Talern zu dem in Rede stehenden Zweck bereits 
aufgenommen hat. 

Aber auch damit ist der Not unter den Webern - selbst im untergeordnetsten Um- 
fang - nicht begegnet, um so weniger, als neben ihnen noch eine sehr große Zahl 
anderer bedürftiger Einwohner vorhanden ist, welche die Hilfe der Kommunalbehörden 
mit vollem Rechte ebenso sehr in Anspruch nimmt. 

Soll daher der Not der Weber bis zu dem so sehr wünschenswerten Wiederauf- 
schwunge des Handels nur einigermaßen wirksam entgegengetreten werden, so muß mei- 
nes gehorsamsten Dafürhaltens die Hilfe von außerhalb her erbeten und zugesagt werden. 

Und dazu halte ich denn - will ich auch nicht geradezu sagen verpflichtet - so doch 
mindestens vorzugsweise geeignet den bestehenden Inmediat-Weber-Unterstützungsfonds. 

Denn wenn des Hochseligen Königs Majestät in Ihrer allerhöchsten Weisheit und 
landesväterlichen Fürsorge vor etwa 28 Jahren geruhten, zur Unterstützung der in der 
Mark Brandenburg wohnenden Weber - insbesondere der in großer Anzahl in Bernau 
wohnenden Weber - die namhafte Summe von 50000 Talern auf die Staatskasse 
anzuweisen und zur Verwaltung dieses Fonds eine besondere Kommission niederzuset- 
zen, so dürfte es gerade bei dem gegenwärtigen Notstande meines unvorgreiflichen 
Dafürhaltens der zur Verwaltung dieses Fonds zur Zeit berufenen Behörde recht 
eigentlich eine heilige Pflicht sein, mit ihrer Wirksamkeit entschieden hervorzutreten. I.] 
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L 12, Potsdam, 5. Juni 1847 


Bericht des Wegebaumeisters Jacobi an die Regierung Potsdam, Abteilung des 
Innern 


[Beschäftigung der erwerbslosen Weber aus Nowawes'] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 2 A Regierung Potsdam I HG Nr. 694, Bl. 193. 


Einer Königlichen Hochlöblichen Regierung zeige ich ganz gehorsamst hierdurch an, 
daß bei der Unterhaltung der Chausseen meiner Bezirke sowie bei der Anlage des Weges 
von Templin nach Caputh durchschnittlich täglich 280 Arbeiter aus Nowawes beschäftigt 
worden sind. 


1 Die Weberkolonie Nowawes (Babelsberg/Potsdam) war Mitte des 18. Jahrhunderts gegründet worden. Seit 
dem Beginn des 19. Jahrhunderts war hier die Konkurrenz maschinell gefertigter Tuche zu spüren, so daß 
der Absatz sank und die Weberei im Niedergang begriffen war. Die Lage der Weber von Nowawes wurde 
immer schwieriger. Im Sommer 1847 und im Winter 1847/48 spitzte sich die Situation dramatisch zu. Die 
Verwaltung war bemüht, mit Notstandsarbeiten und Suppenküchen die schlimmste Not zu lindern. 
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I. 13, Frankfurt an der Oder, 21. September 1847 


Verfügung der Regierung Frankfurt, Abteilung des Innern an alle Magistrate und 
Landräte des Regierungsbezirks 


[Auflösung bereits bestehender politischer Vereine' und Verhinderung von Neubildun- 
gen] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Pol Nr. 444, Bl. 13. 


Hoher Anordnung zufolge weiſen wir die Magifträte an, der Bildung neuer 
Vereine, welche unter dem Namen von Bürger-Deffourcen, Bürgergeſellſchaften zc. 
eine große Zahl von Mitgliedern umfaſſen und die Beſprechung von Kommunal- 
Angelegenheiten, oder gar von Fragen der Staats- Verwaltung und Verfaſſung 
zu ihrem Hauptzweck machen, im Entſtehen entgegen zu wirken, resp. die Gench- 
migung zu deren Konftitwirung zu verſagen. Sollten in neuerer Zeit dergleichen 
Vereine ohne Genehmigung der Magifträte zuſammengetreten fein, fo iſt denſelben 
fo weit dies ohne Aufſehen geſchehen kann, ein Ende zu machen. 


Frankfurt a d. O., den 21. September 1847. 


Koͤnigliche Regierung; 
Abtheilung des Innern. 


Naumann. 


1 Die staatliche Verwaltung fürchtete sich vor den im Zuge der liberalen und nationalen Freiheitsbewegung 
schon an zahlreichen Orten entstandenen politischen Vereinen. 
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I. IA, Potsdam, 10. November 1847 


Verfügung der Regierung Potsdam, Abteilung des Innern an alle Landräte des Pots- 
damer Regierungsbezirks 


[Überwachung und Auflösung bestehender politischer Vereine und Verhinderung von 
Neubildungen] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 2 A Regierung Potsdam I Pol. Nr. 1446, Bl. 29. 


Es hat sich gezeigt, daß die unter dem Namen Bürgergesellschaften oder auch wohl unter 
dem Namen Bürgerressourcen in manchen größeren Städten gebildeten Vereine, welche 
eine große Zahl von Mitgliedern umfassen und die Besprechung von Kommunalangele- 
genheiten oder von Fragen der Staatsverfassung und Verwaltung zu ihrem Hauptzwecke 
machen, nur in seltenen Fällen dem gemeinen Wohle förderlich gewesen sind, sehr oft 
aber entweder zur Bildung von Parteiungen geführt oder den schon vorhandenen 
Parteien als Organ gedient und nur zu leicht eine, dem gemeinen Wohle keineswegs 
förderliche, vielmehr die Tätigkeit der Kommunalbehörden lähmende oder in dieselbe 
zum Nachteil selbständiger Unbefangenheit und Entschließung influierende Richtung 
ausarten; - und es erscheint die Bildung und das Bestehen solcher Vereine gegenwärtig, 
nachdem die Öffentlichkeit der Stadtverordnetenversammlungen durch das Gesetz ge- 
stattet ist, um so weniger zur Belebung des Gemeinsinns erforderlich. Unter diesen 
Umständen und da weder die Teilnahme von Magistratspersonen noch der Einfluß, 
welchen Gutgesinnte auszuüben bemüht gewesen sind, sich als ein wirkames Gegenmittel 
gegen die oft bemerkte Richtung bewährt hat, wird es ebenso notwendig, die bestehen- 
den derartigen Vereine mit besonderer Sorgfalt zu überwachen, als auch die Bildung neu 
entstehender nicht zu begünstigen. In der ersteren Beziehung ist nach Anleitung des 
§ 184, Tit[el] 20, Tell II des Allgemeinen Landrechts von sämtlichen Ortsobrigkeiten zu 
verfahren und das Fortbestehen solcher Gesellschaften zu inhibieren, wenn sich nach 
Inhalt des § 3 und 4, Tit[el], 6 Tleill II des Allgemeinen Landrechts in Verbindung mit 
den bisherigen Erfahrungen und Wahrnehmungen Motive zur Aufhebung des betref- 
fenden Vereins darbieten und nicht besondere, aus den Verhältnissen des Orts und der 
Stimmung der Einwohner entnommene Gründe entgegenstehen, in welchem Falle vorher 
zu berichten sein würde. In der anderen Beziehung werden die Magisträte und resp[ek- 
tive] die Lokalpolizeibehörden das Entstehen solcher Vereine nicht nur nicht zu begün- 
stigen, demselben vielmehr möglichst entgegen zu wirken haben und sobald ein Antrag 
auf Bildung eines derartigen Vereins bei ihnen eingeht, denselben zurückzuweisen oder 
zur näheren Prüfung und Beschlußnahme uns vorzulegen haben. 

Euer pp. wollen hiernach die Magisträte Ihres Kreises in angemessener Weise mit 
Instruktion versehen. 

Übrigens versteht es sich von selbst, daß dem oben Erörterten auf solche Ressourcen 
und Vereine, die geselliges Vergnügen zum Zweck haben, keine Beziehung gegeben wer- 
den darf. 
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I. 15, Potsdam, 28. Dezember 1847 


Verhandlungsprotokoll der Regierung Potsdam, Abteilung Soziale und Wohlfahrt- 
angelegenheiten 


[Lageschilderung der Nowaweser Weber durch eine von ihnen entsandte Deputation mit 
der Bitte um finanzielle Hilfe, Notstandsarbeiten und Absatzförderung ihrer Produkte]' 


BLHA, Pr. Br. Rep. 2 A Regierung Potsdam I SW Nr. 80, Bl. 6. 


Der Notstand unter uns Webern in Nowawes ist in neuester Zeit auf eine solche Höhe 
gestiegen, daß wir nicht allein gänzlich außer Stande sind, Miete und Zinsen zu zahlen, 
sondern nicht einmal für unseren und unserer Familien Lebensunterhalt das Notdürftig- 
ste herbeizuschaffen vermögen. Die nötige Arbeit, zu der wir gar gern bereit wären, fehlt 
uns und somit verschwindet unser weniger Verdienst; unsere Familien müssen Hunger 
leiden und es läßt sich gar nicht verhindern, daß sie auf dem Lande umhergehen müssen, 
um sich das zum Lebensunterhalt nötige Brot zu erbetteln; wir vermögen das nicht zu 
verhindern; die Arbeit in unserem Gewerbe fehlt uns und andere Arbeiten, die uns 
ernähren könnten wie Eisenbahn- und Chausseebauten sind jetzt nicht vorhanden. 

Nur dies kann uns veranlassen, uns an Eine Königliche Hochlöbliche Regierung zu 
wenden und ganz untertänigst zu bitten, doch dafür sorgen zu wollen, daß diesem Not- 
stand, diesem Jammer und Elende, in welchem wir alle uns befinden, recht schleunigst 
Abhilfe verschafft werde; nur die schleunigste Hilfe kann hier wirklich vermögen, denn 
wir sind nur ein ganz kleiner Teil derer, die sich mit uns in gleicher unglücklicher Lage 
befinden; noch Hunderte befinden sich in unserem Wohnorte mit ihren Familien und 
alle warten mit aller Hoffnung, daß sie aus der großen Not, in welcher sie sich befinden, 
durch die Hilfe Einer Königlichen Hochlöblichen Regierung erlöst werden. 

Wolle es Hochderselben, dahin geht unser untertänigster Antrag, doch gefallen, uns 
zur Abhilfe der allerdringendsten Not, zur Anschaffung der notwendigsten Lebens- 
bedürfnisse ulnd] Kleidungsstücke für den Winter eine Geldunterstützung zuteil werden 
zu lassen. 

Nur eine solche kann uns in diesem Augenblick helfen; will Eine Königliche Hoch- 
löbliche Regierung dann noch dafür Sorge tragen, daß uns eine fortdauernde Beschäfti- 
gung zuteil werde, die uns in den Stand setze, für uns und unsere Familien sorgen zu 
können, so werden wir das mit dem allergrößesten Danke annehmen und erlauben uns, 
in dieser Beziehung zu bitten, daß Eine Königliche Hochlöbliche Regierung mit der See- 
handlung’ in Verbindung tritt, damit diese, wie sie es hinsichtlich der schlesischen Weber 
getan hat, für den Absatz unserer Produkte sorgt, woran es uns jetzt gänzlich fehlt. 

Mögen vorstehende Schilderungen geeignet sein, zur recht schleunigen Abhilfe Ver- 
anlassung zu geben; darum bitten wir alle recht sehr; nur die wahrhaft drückendste Not 
und das Elend unserer Familien konnte uns vermögen, dieselbe vorzutragen. 


Den Vortrag der Deputation hielt der Altmeister des Nowaweser Webergewerks Samuel Wittke. 

2 Die preußische Seehandlung wurde 1772 als Seehandlungs-Gesellschaft zur unabhängigen Leitung und Fi- 
nanzierung des Außenhandels gegründet. Diese Geld- und Handelsinstitution des preußischen Staates 
wurde zur Zentrale der Entwicklungshilfe in Handel und Industrie. Zwischen 1820 und 1843 war die See- 
handlung mit Abstand das größte gewerbliche Unternehmen Preußens. 
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I. 16, Berlin, 28. Februar 1848 


Verfügung des preußischen Ministers des Innern v. Bodelschwingh an den Ober- 
präsidenten der Provinz Brandenburg v. Meding 


[Zusammenarbeit der Behörden u.a. mit dem Militär, um mögliche Unruhen zu verhin- 


dern] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1120, Bl. 4, 


Das Beispiel der Schweiz, Italiens, Frankreichs und leider einer deutschen Stadt lassen 
besorgen, daß auch bei uns in einzelnen großen Städten Versuche gemacht werden könn- 
ten, die Massen zu Demonstrationen aufzuregen, um Konzessionen irgend einer Art zu 
erzwingen. 

Indem ich Euer Exzellenz auf diese Gefahr aufmerksam mache, glaube ich kaum 
hinzufügen zu dürfen, daß es der entschiedene Wille Sſeinelr Majestät des Königs ist, 
solchen Versuchen mit der größten Festigkeit und Entschiedenheit entgegenzutreten und 
daß es daher darauf ankommt, die beteiligten Behörden dementsprechend mit Anwei- 
sung zu versehen, namentlich auch in Zeiten mit den resp[ektiven] Militärbefehlshabern 
die erforderlichen Verabredungen zu treffen, damit vollständige Übereinstimmung des 
Handelns nicht fehle. 

Eure Exzellenz werden soweit und wo Sie es nach den Umständen für nötig halten, 
die geeigneten Instruktionen erteilen, dabei aber jedes unnötige Aufsehen auf das 
Sorgfältigste verhüten. In Beziehung auf Berlin habe ich bereits mit dem Polizeipräsiden- 
ten von Minutoli? die nötigen Verabredungen getroffen. Für jetzt sind auch durchaus 
keine beunruhigende Indizien vorhanden. 


1 Die deutsche Märzrevolution wurde ausgelöst durch die Französische Februarrevolution. Nach dem 

Regierungsverbot von Banketten zur Wahlrechtsreform und dem darauffolgenden revolutionären Aufstand 
radikaler Republikaner hatte der Bürgerkönig Louis Philippe (1773-1850, König 1830-1848) am 24. Februar 
1848 abdanken müssen. Frankreich wurde Republik. 
Diese Ereignisse griffen auf die Schweiz, Österreich, Italien und auch auf die deutschen Staaten über. Aus- 
gehend von Baden wurden vor allem in den süd-, west- und mitteldeutschen Staaten die sogenannten 
„Märzforderungen“ erhoben: Volksbewaffnung, Schwurgerichte, Pressefreiheit, Aufhebung des Parteien- und 
Versammlungsverbots bei gleichzeitiger Reform schon vorhandener frühkonstitutioneller Verfassungen und 
schließlich Bildung eines deutschen Nationalparlaments. Für Brandenburg können diese „Märzforderun- 
gen“ für die Stadt Landsberg a. d. Warthe in einem Flugblatt vom 12. März 1848 (vgl. BLHA Pr. Br. Rep. 3B 
Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 299, Bl. 16) nachgewiesen werden. 

2 Julius von Minutoli (1804-1860), von 1847-1848 Polizeipräsident von Berlin. 
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L 17, Potsdam, 10. März 1848 


Verfügung des Oberpräsidenten der Provinz Brandenburg v. Meding an den Land- 
rat des Kreises Ruppin v. Schenkendorff' 


[Vorbeugende Maßnahmen der Verwaltung gegen Ruhestörungen, u.a. die Bildung von 
Sicherheitsvereinen] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 299, Bl. 10. 


Nachdem bestimmt worden ist, daß die in Neuruppin garnisonierenden zwei Bataillone 
des 24. Infanterieregiments am morgenden Tage ihre bisherige Garnison verlassen, wird 
es bei den gegenwärtigen Zeitverhältnissen darauf ankommen, die Maßregeln in Erwä- 
gung zu nehmen und vorzubereiten, welche für den unerwarteten Fall, daß eine Störung 
der öffentlichen Ruhe und Sicherheit eintreten oder gegründete Besorgnis dazu vorhan- 
den sein möchte, zur Aufrechterhaltung der Ordnung und zum Schutz des Eigentums zu 
treffen sind. 

Indem ich daher Euer Hochwohlgeboren Aufmerksamkeit auf diesen Gegenstand 
hinlenke, bemerke ich, daß die auf Grund der Allerhöchsten Kabinetts-Ordre vom 1. Ok- 
tober 1830 erlassene, durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung hierselbst pro 
1830, Seite 228 zur öffentlichen Kenntnis gebrachte Verordnung vom 4. Oktober 
ejusdſem] anſni]? in Betreff der Bildung von Sicherheitsvereinen in den mit keiner Garni- 
son versehenen Städten sowie auch die in Verfolg dessen unterm 10. Mai 1847 an 
sämtliche Herren Landräte von mir erlassene Zirkularverfügung noch jetzt in Kraft sind 
und daß daher, wenn sich die Notwendigkeit dazu ergeben sollte, nach den hierin 
enthaltenen Bestimmungen zu verfahren ist. 

Von der infolge dessen etwa getroffenen Einleitungen erwarte ich jedenfalls sofortige 
Anzeige. 


Friedrich Wilhelm von Schenkendorff (1794-1861), 1842-1860 Landrat des Kreises Ruppin. 
2 Desselben Jahres. 


1 


II. Soziale Unruhen und politischer Aufbruch 


II. 1, Berlin, 18. März 1848 


Patent' des preußischen Königs Friedrich Wilhelm IV. zur beschleunigten Einbe- 
rufung des Vereinigten Landtags, das der Landrat des Kreises Beeskow-Storkow 
v. Lõschebrand zur Kenntnisnahme an die Ortspolizeibehörden und Schulzen- 
ämter seines Kreises am 19. März 1848 weiterleitete 


[Einberufung der preußischen Ständeversammlung für den 2. Aprıl sowie Vorschläge zur 
politischen Umgestaltung Deutschlands] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 7 Amt Storkow Nr. 30, Bl. 1. 


Patent 


wegen beſchleunigter Einberufung des Vereinigten Landtages. 


W. Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen x. zc. 


Als Wir am aten d. DM, Unſere getreuen Stande zum 27. April d. J. beriefen, um vereint mit ihnen bier 
jenigen Maßregeln zu beſchließen, welche die, Luferen deufſchen Bundesgenoſſen vorzuſchlagende Regeneration Deutſch⸗ 
lands auch für Preußen nothwendig bedingen, konnten Wir nicht ahnen, daß in denſelben Stunden grofe Extigniſſe in 
Wien einerſrits die Ausführung Unſertr Vorſchlaͤge weſentlich erleichtern, andererſcits aber auch die Beschleunigung ihrer 
Ausführung unerläßlich machen würden, 

Jetzt, nach jenem wichtigen Errigniß finden Wir Uns vor Allem bewogen, nicht allein vor Preußens, ſondern 
vor Deutſchlands — fo es Gottes Wille it — bald inaigſt vercintem Volke laut und unumwunden aus zuſptechen, 
welche die Vorſchlage find, die Wir unferen deutſchen Bundesgenoſſen zu machen beſchloſſen haben. 

Vor Allem verlangen Wir, daß Deurfdland aus einem Staatenbund in einen Bundesſtaat verwandelt werde. 
Wir erkennen an, daß dies eine Nrorganiſation der Bundesverfaſſung voraubſetzt, welche nur im Verein der Furſten 
mit dem Volle ausgeführt werden kann, daß demnach eine vorläufige Bundes repräſcutation aus den Ständen aller deut⸗ 
ſchen Lander gebildet und unverzuglich berufen werden muß. — Wir erkennen an, daß eine ſolche Bundes tepraſentation 
eine konſtjtutionelle Verfaſſung aller deutſchen Länder nothwendig erheiſche, damit die Mitglieder jener Nepräfemation 
ebenbürtig neben einander figen. 

Wir verlangen eine allgemeine deutſche Wehrverfaſſung und werden beantragen, ſolche im We ſentlichen derjenigen 
nachzubilden, unter weichen Unſere — Preußens Heere — in den Freiheitskriegen unverwelkliche Lorbeern fid) errungen. 
Wir verlangen, daß das deulſche Bundesheer unter einem Bundestunnet verrinigt werde, und hoffen, einen Bundes 
feldherrn an feiner Spitze zu fechen, Wit verlangen eine deutſche Bundesſlagge und hoffen, daß in nicht zu langer Friſt 
eine deutſche Flotte dem deutſchen Namen auf nahen und fernen Meeren Achtung verſchaffen werde. 


Bereits am Morgen des 18. März 1848 erließ König Friedrich Wilhelm IV. von Preußen ein Patent, mit dem 
er den zweiten Vereinigten Landtag als preußische Ständeversammlung nicht wie ursprünglich geplant für 
den 27. April, sondern schon für den 2. April nach Berlin einlud. Der Vereinigte Landtag, der an diesem 
Tag letztmalig zusammenkam, hatte vor allem einen Gesetzentwurf für die Wahl einer für die „Verein- 
barung der Preußischen Staatsverfassung zu berufende Versammlung“ zu beschließen. Vgl. Dok. II. 20. 


2 Julius Otto Eduard von Löschebrand, 1836-1852 Landrat des Kreises Beeskow-Storkow. 
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Wir verlangen ein deutſches Bundesgericht zur Schlichtung aller Streitigkeiten ſtaats rechtlichen lirſprungs zwiſchen 
den Fürften und Ständen, wie auch zwiſchen den verſchiedenen deutſchen Regierungen. 

Wir verlangen ein allgemeines deutsches Heimathsrecht und volle Freizügigkeit in dem geſammten deutſchen 
Baterlande. 

Wir verlangen, daß fortan keine Zollſchrauke mehr den Verkehr auf deutſchem Boden hemme und den Gewerbe 
fleip feiner Bewohner lahme; Wir verlangen alfo einen allgemeinen deutſchen Zellvertin, in welchem gleiches Maaß und 
Gewicht, gleicher Munzfuß, ein gleiches deutſchrs Handelsrecht auch das Band materieller Bereinigung bald um fo feſter 
ſchließen moge. 

„ ae é, 

Das find Unſere Vorſchlage, Unjere Wanſche, deren Verwirklichung Wir mit allen Unſeren Kräften zu erſtreben 
ſuchen werden. Mit ſtolzem Vertrauen rechnen Wir dabei auf die bereitefte Mitwirkung Unſerer deutſchen Vundedger 
noſſen und des dehnen deutſchen Volks, welches Wir mit Freuden durch Einverleibung Unferer nicht zum Bunde 
gehörigen Provinzen in den Bund verftärfen werden, wenn, wie Wir vorausſetzen, deren berufene Vertreter dieſen 
Wunſch theilen und der Bund fie aufzunehmen bereit ift. 

Wir geben der freudigen Hoffnung Raum, daß die Ausführung Unſerer Abſichten, ja daß ſchon deren Uns 
bahnung die Srannung heben wird, die jetzt zu Unſerem großen Schmerz das deutſche Vaterland erfüllt, die Verkehr 
und Gewerde lähmt, es ſpaltet, die es zu zerreißen droht, — ja Wir hoffen, daß jene Maaßregeln Deut ſchland im 
fid Rart, nach aupen geachtet machen werden, damit in feinen vereinigten Kräften Europa die ſicherſte Gewühr eines 
dauernden, geſegneten Friedens finden moge. 

Damit aber die Erfüllung Unſerer Abſichten am wenigſten in Unſeren Staaten Jögerung und Sinderniß finden 
tonnen, damit Wir deſto eher diejenigen Vorſchlage zu entwickeln im Stande find, welche Wir für die Berſaſſung Uns 
ferer Staaten nothig erachten, baben Wir beſchloſſen, die Berufung des Vertinigten Landtages zu beſchleunizen und ber 
auftragen das Staatsminiſterium, diefe Einberufung auf Sonntag, den 2. April d. J., zu bewirken. 


Gegeben Berlin, den 18. März 1848, 
Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 


Mußler. v. Rother, Eichhorn. v. Thile v. Savigny. v. Bodelfhwingb Graf zu Stolberg. 
Upden Frhr. v. Ganig. v. Daesberg, v. Rohr. 


Vorſtehendes Allerhöchſtes Patent beeile ich mich den Wobhlloblichen Ortspolizti, Obriakeiten und den Schulten 
Armtern Keyntniß nahme mitzutheilen. Möge dasjenige, was hiernach die Gnade Sr. unferes allverehrten 
7 Daty Ale mi mac eke us mi num Bermana u keſerlen, 
der Unzufriedenheit, wo folder eingekehrt it, verdrängen und nur einig und treu uns halten laſſen an 


n den 19. Marz 1848. 
Der Landrat h 
~ v. Loͤſchebrand. 
liche Wohlobliche Orts, Polizei: Chrigfeiten 


und Schulzen⸗Aeniter des Kreiſts. — 
dei dei G. K VAS in Bene 
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II. 2, Berlin, Nacht vom 18. zum 19. März 1848 


Proklamation des preußischen Königs Friedrich Wilhelm IV. an die Berliner Bevöl- 
kerung 


[Erste Reaktion auf die revolutionären Ereignisse in Berlin] 


Stadtarchiv Cottbus. 


An Meine lieben Berliner! 


Durch Mein Einderufungs: Patent dom heutigen Tage habt Ihr das Pfand 
der treuen Geſinnung Eures Königs zu Euch und zum geſammten teutſchen Ba: 
terlande empfangen. Noch war der Jubel, mit dem unzählige treue Herzen Mich 
begrüßt hatten, nicht verhallt, fo miſchte ein Haufen Ruheſtoͤrer aufruͤhriſche und 
freche Forderungen ein und vergrößerte fih in dem Maaße als die Wohlgefinn. 
ten fih entfernten. Da ihr ungeſtuͤmes Vordringen bis ins Portal des Schloſ⸗ 
ſes mit Recht arge Abſichten befürchten ließ und Beleidigungen wider meine tap: 
feren und treuen Soldaten ausgeſtoßen wurden, mußte der Platz durch Kavallerie 
im Schritt und mit eingeſteckter Waffe gefäubert werden und 2 Gewehre der 
Infanterie entluden ſich don ſelbſt, Gott lob! ohne irgend Jemand zu treffen. 
Eine Rotte von Boͤſewichtern, meiſt aus Fremden beſtehend, die ſich ſeit einer 
Woche, obgleich aufgeſucht, doch zu verbergen gewußt hatten, haben dieſen Um: 
ſtand im Sinne ihrer argen Pläne, durch augenſcheinliche Lüge verdreht und die 
erhitzten Gemuͤther von vielen Meiner treuen und lieben Berliner mit Nachege- 
danken, um vermeintlich vergoſſenes Blut! erfüllt und find fo die graͤulichen Ur, 
heber von Blutvergießen geworden. Meine Truppen, Eure Brüder und Lande: 
leute, haben erſt dann von der Waffe Gebrauch gemacht, als ſie durch viele 
Schuͤſſe aus der Koͤnigsſtraße dazu gezwungen wurden. Das ſiegreiche Vordrin⸗ 
gen der Truppen war die nothwendige Folge davon. 

An Euch, Einwohner meiner geliebten Vaterſtadt iſt es jetzt, größerem 
Unheil vorzubeugen. Erkennt, Euer Koͤnig und treuſter Freund beſchwoͤrt Euch 
darum, bei Allem, was Euch heilig iſt, den unſeeligen Irrthum! kehrt zum Frie⸗ 
den zuruͤck, raͤumt die Barrikaden, die noch ſtehen, hinweg, und entſendet an 
Mich Männer, voll des aͤchten alten berliner Geiſtes mit Worten, wie fie ſich 
Eurem Könige gegenüber geziemen, und Ich gebe Euch mein Königliches Wort, 
daß alle Straßen und Platze ſogleich von den Truppen geraͤumt werden follen 
und die militairifche Beſatzung nur auf die nothwendigen Gebäude, des Schloſſes, 
des Zeughauſes und weniger anderer, und auch da nur auf kurze Zeit beſchraͤnkt 
werden wird. Hört die vaͤterliche Stimme Eures Könige, Bewohner meines 
treuen und ſchoͤnen Berlins, und vergeſſet das Geſchehene, wie Ich es vergeſſen 
will und werde in Meinem Herzen, um der großen Zukunft willen, die unter 
dem Friedensſegen Gottes, fuͤr Preußen und durch Preußen fuͤr Teutſchland 
anbrechen wird. 

Eure liebreiche Koͤnigin und wahrhaft treue Mutter und Freundin, die ſehr 
leidend darnieder liegt, vereinigt ihre innigen, thraͤnenreichen Bitten mit den 
Meinigen. — Geſchrieben in der Nacht vom 18. — 19. Maͤrz 1848. 


Friedrich Wilhelm. 
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II. 3, Potsdam, 18. März 1848 


Anonymer Anschlag in Potsdam an der Nikolaikirche, auf dem Wilhelmplatz und 
in der Charlottenstraße 


[Aufruf zum Aufruhr gegen die Obrigkeit. Schuldzuweisung für fehlende Arbeit an den 
Zollverein und die Eisenbahnen] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1120, Bl. 63. 
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Der am 1. Januar 1834 in Kraft getretene Deutsche Zollverein führte zum wirtschaftlichen Zusammen- 
schluß vieler deutscher Bundesstaaten zur Herstellung einer deutschen Wirtschaftseinheit unter der 
Führung Preußens. Gegen den sich seitdem verschärfenden Konkurrenzkampf, der durch die Ausdehnung 
des Eisenbahnwesens verstärkt wurde, richtete sich der Protest des anonymen Schreibers. 
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II. 4, Potsdam, 19. März 1848 


Bekanntmachung des Magistrats von Potsdam zur Aufrechterhaltung von Ruhe 
und Sicherheit 


[Aufforderung an die Potsdamer Bürger, sich nicht an Tumulten zu beteiligen] 


Stadtarchiv Potsdam, 1-5/49, BI. 14. 


Bekanntmachung. 


Zuſammenlaͤufe, welche ſich geſtern Abend an einzelnen Punkten 
unſerer Stadt gebildet haben und von Aeußerungen des Muthwillens 
begleitet geweſen find, die leicht zu Conflicten und Exceſſen führen können, 
nöthigen uns, an unſere Mitbürger die dringende Aufforderung zu erlaſſen, 
dafür Sorge zu tragen, daß ihre Familien⸗Angehörigen und Haus- 
genoſſen ſowie alle ihrer Obhut anvertraute Perſonen fih von jeder 
Theilnahme an ſolchem Unfuge fern halten und auch nicht durch grup- 
penweiſes Stillſtehen auf der Straße dem Muthwillen etwaniger Ruhe- 
ftörer Vorſchub leiſten. 

Saͤmmtliche Haus⸗Eigenthuͤmer erſuchen wir, ihre Haͤuſer Abends 
9 Uhr, Falls jedoch Ruheſtörungen in der Naͤhe derſelben eintreten 
ſollten, ſofort zu verſchließen. 

Unſere Mitbürger, zu denen wir das Vertrauen haben, daß ſie 
die Stimme der durch ſie ſelbſt berufenen Obrigkeit nicht unbeachtet 
laffen werden, mögen demnächft auch uns vertrauen, daß wir raſtlos 
bemüht fein werden, für die Aufrechthaltung der Ruhe und Sicherheit 
unſerer Stadt, ſowie für die Herrſchaft des Geſetzes in derſelben zu 
ſorgen. 

Potsdam, den 19. März 1848. 


Magiſtrat. 


Dead ven Albert Arndt in Potsdam. 
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II. 5, Cottbus, 20. März 1848 


Bericht des Landrats des Landkreises Cottbus v. Schönfeldt an die Regierung 
Frankfurt, Abteilung des Innern 


[Bericht über die Lage sowie die Bildung eines Sicherheitsvereins in Cottbus] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 299, Bl. 33. 


Einer Königlichen Hochlöblichen Regierung berichte ich ganz gehorsamst, daß in hie- 
siger Stadt die Stimmung der Arbeiter sehr aufgeregt erscheint ulnd] der hiesige Magis- 
trat daher in der Stille einen Sicherheitsverein aus zuverlässigen Bürgern in Verbindung 
mit der Schützengilde gebildet hat. Die Stimmung der eigentlichen Bürgerklasse ist 
anscheinend gut, insbesondere in Folge der heutigen Nachrichten aus Berlin. 

Für die Arbeiter ist es ein großer Übelstand, daß die Bothmersche (Cockerillsche) Fabrik 
ihre Arbeiter entläßt, da sie keine Arbeit hat. Die Stadt sorgt zwar für öffentliche Arbeit, 
indem sie Steine graben lassen will, ich fürchte aber, daß man damit bei den Fabrikar- 
beitern, die dazu wenig geeignet sind, nicht weit kommen wird. Wenn die Sache indessen 
noch einige Tage sich hinhält, so wird die angehende Landarbeit wohl Hilfe schaffen. 


1 Ernst Ludwig Daniel von Schönfeldt (1805-1858), 1844-1858 Landrat des Landkreises Cottbus. 
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Il. 6, Züllichau (Sulechów), 23. März 1848 


Bekanntmachung des Magistrats und der Stadtverordneten von Züllichau 


[Information an die Züllichauer Einwohner über die Bildung eines Sicherheitsvereins 


sowie unterstützende Maßnahmen für die Armen] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 299, Bl. 61. 


Bekanntmachung. 
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II. J Prenzlau, 24. März 1848 
Bekanntmachung des Magistrats von Prenzlau an die Bürger 


[Aufforderung zur Auffechterhaltung von Ruhe und Ordnung, u.a. ist das Tragen der 
deutschen Kokarde' erlaubt] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 8 Stadt Prenzlau Nr. 701, Bl. 231. 


Bekanntmachung. 


Die in unſerer, ſonſt immer ſo friedlichen Stadt heute Abend bedauerlicher 
Beife ſtattgehabte Ruheſtörung veranlaßt uns zu folgenden Anordnungen: 

1) Mit dem Einbruch der Dunkelheit wird die Oberetage aller Haͤuſer 
der Stadt erleuchtet. 

2) Abends 6 Uhr treten mit dem Seitengewehre und einer weißen 
Binde am Arme verſehen, die Schutzcommiſſions⸗ Mitglieder jedes Be- 
nicks unter ihrem Bezirksvorſtande zuſammen und entſenden im Bezirke unun 
terbrochen die noͤthigen Patrouillen. 

3) Die Schützenmitglieder mit der Büchſe und dem Hirſchfaͤnger bewaff⸗ 
net, Dellen ſich vor dem Rathhauſe und der Wache auf. 

4) Ein jeder Einwohner hat mit dem Einbruche der Dunkelheit feine 
Kinder, Lehrburſchen, Geſellen und ſonſtigen Einlieger im Haufe zurückzuhalten. 

5) Wer den Anweiſungen der Schutzkommiſſionen zum Auseinandergehen 
nicht ſofort Folge leiſtet, wird verhaftet. Wörtliche und thätliche Beleidigun⸗ 
gen der Schuhcommiſſions⸗Mitglieder werden eben fo beſtraft, als wenn fie ger 
gen das Militair im Dienſte verübt worden. 

6) Das Anlegen der deutſchen Cocarde iſt mit Bezug auf das Vorbild 
St. Majeſtät des Königs Jedem erlaubt. 

7) Die Verordnung vom 17. Auguſt 1835 beſtimmt in Betreff der Auf⸗ 
techterhaltung der offentlichen Ordnung: 

„Für Beſchadigung an Sachen haften nicht nur diejenigen, welche ſich 
„bei dem Auflaufe irgend eine geſezwidrige Handlung zu Schulden kom⸗ 
„men ließen, ſondern auch die Zuſchauer, welche ſich nach dem Einſchrei⸗ 
„ten der Sicherheits⸗Behörde nicht ſogleich entfernt haben.“ 

Wir erwarten von allen Bewohnern unſerer Stadt, daß ſie mit allem 
Nachdruck jeder ferneren Ruheſtörung kräftig entgegentreten und jede Ueber⸗ 
ſchreitung der Geſetze ohne Ainfehn der Perſon uns zur Einleitung der gericht 
lichen Unterſuchung anzeigen werden. 


Prenzlau, den 24. März 1848, 


Der Magiſtrat. 


1 Am 21. März 1848 sah sich Friedrich Wilhelm IV. gezwungen, den gefallenen Barrikadenkämpfer die letzte 
Ehre zu erweisen. Er unternahm einen Umritt mit schwarz-rot-goldener Binde und verkündete, sich an die 
Spitze der deutschen Reformbewegung stellen zu wollen („Preußen geht fortan in Deutschland auf“). 
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Il. 8, Templin, 24, März 1848 


Bericht des Landrats des Kreises Templin v. Haas' an den Oberpräsidenten der 
Provinz Brandenburg v. Meding 


[Bürger des Kreises sympathisieren mit dem Königshaus, gestehen den Berlinern nicht zu, 
die Stimmung des gesamten Landes zu repräsentieren; Lohnforderungen unter den 
Arbeitern; Trauerfeier der Bürgerschaft in Zehdenick für die Opfer der Berliner Unruhen 
am 18. März 1848] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1120, Bl. 96-97. 


In Folge der Ereignisse in Berlin vom 18./19. d[dieses] M[onalts halte ich es für meine 
Pflicht, Euſer] Exzellenz darüber Bericht zu erstatten, welche Stimmung hier im Kreise 
herrscht. 

Das Ereignis ist zu erschütternd, als daß sich schon mit Bestimmtheit Meinungen aus 
Parteien gebildet hätten. - Der ältere Bürger und Landbewohner ist nicht für die Um- 
wälzung exaltiert; zeigt dem Militär große Teilnahme und hat auch viel Sympathie für 
das Königliche Haus und besonders den Prinzen von Preußen. - Es herrscht Eifersucht 
gegen die Stadt Berlin, indem man ihr nicht zugestehen will, die Stimmung des ganzen 
Landes zu repräsentieren. Man billigt nicht das Benehmen am und nach dem 19. März 
gegen des Königs Majestät. Die gemachten Konzessionen werden nicht in vollem Maße 
verstanden, im Gegenteil nach dem eigenen Interesse ausgelegt, und glaube ich beson- 
ders, daß alle sich mit einem Steuererlasse schmeicheln. 

Die Arbeiterklasse selbst auf dem Lande ahndet ihre Kraft und hört man Äußerungen 
über Lohnerhöhungen. Die Angehörigen der Berliner Garnison haben Besorgnisse um ihre 
Verwandten, welche am 18. März dem Straßengefechte beigewohnt haben, und wäre zu 
wünschen, daß baldigst die Verluste bei den Truppen zur Kenntnis des Publikums käme. 

In den Städten des hiesigen Kreises ist bis heute die öffentliche Ruhe nicht gestört, 
und glaube ich auch, daß solche nicht verletzt werden wird. 

Von Zehdenick haben viele Bürger den Trauerfeierlichkeiten in Berlin beigewohnt 
und bei ihrer Rückkehr in die Heimat dahin gewirkt, daß gestern ein Trauerakt durch die 
Bürgerschaft in Zehdenick begangen wurde. Man entfaltete die deutsche Flagge und 
deutsche Kokarde, und der Magistrat und die Stadtverordneten sowie die Herren Geist- 
lichen wohnten dem Akte in Amtstracht bei. Der Doctor mediclinae] Samelson hielt 
eine kurze Ansprache mit Bezug auf die Gebliebenen der Bürger Berlins und brachte den 
Bürgern der Residenz ein Lebehoch! Worauf die S[chJützengilde S[eine]r Majestät dem 
Könige gleichfalls hoch leben ließen. Adressen politischer Färbung sind in Zehdenick 
zwar entworfen, finden aber wenig Anklang. 

Euler] Exzellenz erlaube ich mir schließlich noch ehrerbietigst zu bitten, für den Fall, 
daß die Berliner Garnison vermindert würde, hochgeneigtest dahin zu wirken, daß die 
Städte im hiesigen Kreise, wie vor dem Jahre 1806, mit Truppen belegt werden, indem 
alle städtischen Einwohner sich dahin vereinigen, daß hierdurch der gesunkene Verkehr 
nur gehoben werden kann, ohne die politischen Meinungen zu verletzen. 


1 Theodor Ludwig von Haas, 1838-1851 Landrat des Kreises Templin. 
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II. 9, Seelow, 27. März 1848 


Bericht des Kreisjustiziars Hebicht an die Regierung Frankfurt, Abteilung des 
Innern 


[Antrag auf Erlaß einer Verfigung' zur Anlegung der deutschen Nationalkokarde] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 299, Bl. 68-69. 


Einer Königl[ichen] Hochlöbl[ichen] Regierung zeige gehorsamst und ehrerbietigst ich 
an, daß nach den Ereignissen in Berlin in der Nacht vom 18. und 19. d[ieses] Mlonalts 
und nachdem seine Majestät, unser Allergnädigster König, selbst sich dort dem Volke mit 
den deutschen Farben gezeigt und erklärt, daß in gegenwärtiger Zeit der Gefahr des Vater- 
landes Preußen in Deutschland aufgehe, um alle Deutsche miteinander zu verbrüdern, 
auch verschiedene hiesige Einwohner die deutsche Kokarde angelegt und die beiden Gast- 
hofsbesitzer Feller und Pfeiffer aus ihrem Hause die deutsche Fahne gesteckt, allein diese 

Handlungen haben hier sowie nach den Äußerungen verschiedener Ökonomen aus der 

Umgegend einen Parteigeist erzeugt, welcher die höchsten Güter der Mitbürger mit 

stündlicher Gefahr bedrohen und infolgedessen folgende Exzesse vorgefallen sind: 

1. ist dem hiesigen Mühlenbesitzer Schneider die deutsche Kokarde auf der Straße von 
der Mütze gerissen worden, 

2. hat der hiesige Königl[iche] Steuersupernumerarius Koppe sich bemüht, am 23. dlie- 
ses] Mlonalts dem hiesigen Kriminalaktuarius Lincke in der Postexpedition die 
deutsche Kokarde von der Mütze zu reißen, 

3. hat der hiesige Königliche Steueraufseher Wendt zu dem Lincke an demselben Tage in 
hiesiger Post erklärt, er sei sein Freund nicht mehr, wenn er die deutsche Kokarde trage, 

4. haben gestern nachmittag in Gegenwart des Bürgermeisters Mangelsdorff verschie- 
dene Ökonomen der Umgegend in der Gaststube des Pfeiffer erklärt: 
der Pfeiffer solle die zum Verkauf ausgelegten deutschen Kokarden in Kot werfen, 

5. sind in der Nacht von gestern zu heute dem Feller und Pfeiffer, weil sie die deutsche 
Fahne ausgesteckt, die Fenster eingeworfen worden. 

Dieser, zur Zeit so gefährliche Parteigeist scheint dadurch erzeugt zu werden, daß aus- 

nahmsweise sowohl der hiesige Magistrat als auch die Stadtverordneten sich nicht nur 

entschieden gegen Ansteckung der deutschen Fahne und Anlegung der deutschen 

Kokarde bis dahin, wo eine Anweisung Einer Königl[ichen] Hochlöblſichen] Regierung 

an sie ergehen wird, erklärt, sondern auch andere Mitbürger abhalten sollen, die deutsche 

Kokarde anzulegen, ja selbst, wie der Feller und Pfeiffer bezeugen werden, von gewissen 

Personen, die von ihnen ausgesteckte Fahne „Bankrottsfahne“ genannt worden ist. 


1 Vgl. Dok. II. 16. 
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Da die Handhabung der Polizei in den kleinen Städten und auf dem platten Lande 
überdies noch vieles zu wünschen übrig läßt und jeder Beamter und Ortsbehörde 
verpflichtet ist, in der jetzigen gefahrvollen Zeit durch Belehrung des Unwissenden, den 
Geist der Einigkeit zu erzeugen oder sich wenigstens neutral zu verhalten, so bitte eine 
Königlliche] Hochlöblfiche] Regierung ich ehrerbietigst: 

mit Bezug auf diesen Vortrag zum Schutze der höchsten Güter der Mitbürger hoch- 

geneigtest schleunigst die geeignete Verfügung an den hiesigen Magistrat sowie die 

betreffenden Ortsbehörden der Umgegend zu erlassen, 
mit dem gehorsamsten Bemerken, daß hier von einem Kollektesammeln für die am 18. 
und 19. dieses] Mlonalts in Berlin Verwundeten beziehungsweise für die Witwen und 
Waisen der Gefallenen nicht die Rede ist, vielmehr in bezug auf diese nur beleidigende 
Äußerungen gehört werden. 

Zu diesem Vortrage habe ich mich, da man gegen den Strom nicht schwimmen 
kann, als hiesiger Einwohner und Staatsbeamter für verpflichtet gehalten, 
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II. 10, Friedeberg, 28. März 1848 


Bericht des Landrats des Kreises Friedeberg v. Petersdorff' an den Regierungs- 
präsidenten v. Puttkammer’ in Frankfurt 


[Mitteilung über die Annahme einer Adresse’ durch Bürger aus Friedeberg, Woldenberg 
sowie aus 32 Gemeinden der Umgebung an die Berliner] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 299, BI. 109. 


Eine zahlreiche Versammlung patriotischer Männer aus Friedeberg und Woldenberg 
sowie die Vorstände der nächsten 32 Ortschaften hat sich heute hier vereinigt, um der 
Aufregung Luft zu machen, welche die Ereignisse in der Hauptstadt in dem diesseitigen 
Kreise entstehen lassen mußte, und ist eine Adresse an die Bürger Berlins beschlossen 
und unterzeichnet, welche an den dortigen Magistrat abgegangen ist. 

Indem ich Euler] Hochwohlgeboren eine Abschrift zu überreichen nicht verfehle, 
welche auch an die Zeitungsredaktionen abgegangen ist, beehr ich mich umstehend das 
Begleitungsschreiben an den Berliner Magistrat in Abschrift gehorsamst beizuschließen. 


1 Heinrich von Petersdorff (1797-1888), 1833-1850 Landrat des Kreises Friedeberg. 
2 Eugen von Puttkammer (1800-1874), 1847-Mitte 1848 Regierungspräsident in Frankfurt an der Oder. 
3 Vgl. Dok II. II. 
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II. II, Friedeberg, 28. März 1848 
Bürgeradresse aus dem Kreis Friedeberg an die Berliner 


[Zustimmung über die durch die Aufständischen errungenen politischen Zugeständnisse 
des Königs, verbunden mit der Mahnung, der Anarchie entgegenzutreten, den König zu 
schützen und die Stimmen in den Provinzen zu beachten] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 299, BI. 110. 


Gleich den von unsern Mitbürgern in Anklam unterm 22. März in der Beilage zu Nr. 73 
der Haude Spenerschen Zeitung ausgesprochenen Gefühlen und Grundsätzen erkennen 
wir das von Euch Errungene an, können aber auch nicht zurückhalten, Euch in Liebe 
ebenfalls zuzurufen: Haltet fest an Eid und Pflicht, an der alten, vielfach bewährten 
deutschen Treue! Tretet Unordnung und Anarchie kräftig entgegen, scharrt Euch um den 
angestammten König, schützt ihn und den Thron, achtet die Stimme der Provinzen, wie 
sie durch unsere jetzigen und künftigen Vertreter laut wird und bedenket, daß Ihr nicht 
allein das Vaterland ausmacht. 

Nur auf diese Weise könnt Ihr der Provinzen Zustimmung mit Euch versichert sein 
und Weh und Ach eines Bruderzwistes abwenden. 
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II. 12, Gusow, 26. März 1848 

Bericht der Gutsverwaltung Gusow an den Landrat des Kreises Lebus Karbe' 
[Forderungen der Büdner und Tagelöhner] 

BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 299, Bl. 54-55. 


Die zur arbeitenden Klasse in Gusow und Platkow gehörenden Büdner und Tagelöhner, 
ungefähr 100 an der Zahl, haben sich gestern und heute zusammengerottet und die öffent- 
liche Ruhe und Ordnung auf eine bedauerliche Weise gestört“ Sie kamen auf vorherige 
Verabredung unter sich abends gegen 10 Uhr in Masse nach dem Rentamte und drangen 
in mein Geschäftslokal und begehrten unter vielfachen gefährlichen Drohungen allerlei 
Konzessionen, Herabsetzung der Landpachtzinsen, Erhöhung des Tagelohnes, Ermäßi- 
gung der Holz- und Torfpreise usw. und warfen mit Steinen in zwei Fenster meiner 
Wohnstube, drohten auch Angriffe auf das Eigentum der hiesigen größeren bäuerlichen 
Wirte zu machen. Ich nahm in aller Ruhe ihre Anträge und Beschwerden auf, und sie 
verließen demnächst nach freundlichem Zureden das Geschäftslokal, obwohl einer oder 
der andere binnen 3 Tagen bestimmte Zusagen verlangte. Darauf ist ein Teil dieser Rotte 
zu dem abgebauten Ganzkossäten Maren gezogen (nachts 11 Uhr) und hat sich bedeu- 
tende Erpressungen zuschulden kommen lassen, worunter sich 26 Reichstaler bares Geld 
und eine Flinte befinden. Die in Original beigefügte Verhandlung ergibt das Nähere. 

Heute vormittags nach 8 Uhr kam die Rotte wieder zusammen und verließ erst nach 
zweistündigem Aufenthalte den Platz vor dem Rentamtsgebäude, wo sie Drohungen ver- 
schiedener Art, Mord und Totschlag hören ließen, weil einem und dem andern die 
Königlichen Abgaben, Landarmengeld und Klassensteuer zu hoch seien und sie kein 
Gehör fänden und so mehr. 

Für den Augenblick habe ich sie dadurch besänftigt, daß ich ihnen an die abwesende 
Dominialbesitzerin, Frau Fürstin Klementine von Schönburg Durchlaucht, ein 
Schreiben zur Beförderung auf die Post eingehändigt und ihre Anträge befürwortet habe. 

Jetzt befindet sich die Rotte in einem der hiesigen Krüge (der Hoffmannschen) und 
beraten sich über neue Angriffe gegen die hiesigen wohlhabenden Kossäten. Eine 
Deputation der letzten und die hiesigen Dorfgerichte ist in meinem Geschäftslokale jetzt 
anwesend und bittet um schleunigste Hilfe durch Hersendung eines Militärkommandos, 
weil die Gemeinde zu schwach ist, den Angriffen mit Erfolg entgegenzutreten. 

Nach sorgfältiger Prüfung aller Umstände ist mir kein anderes Mittel bekannt, die 
Ruhe wieder herzustellen und fernere Exzesse vorzubeugen, und bitte ich um schleunige 
Hilfe. 

Dem Herrn Regierungschefpräsidenten von Puttkammer habe ich Abschrift dieses 
Gesuchs mitgeteilt. 


= 


Leopold Karbe (1782-1857), 1816-1851 Landrat des Kreises Lebus. 

2 Vgl. Dok. II. 14. 

3 Marie Clementine Gräfin von Schönburg Glauchau, geb. fürstliche Prinzessin von Schönburg-Waldenburg 
(1789-1863). 
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II. 13, Prenzlau, 28. März 1848 


Adresse der Bewohner der Uckermark an den preußischen König Friedrich Wil- 
helm IV. 


[Zustimmung und Eintreten für konstitutionelle Monarchie] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 8 Stadt Templin Nr. 701, Bl. 232. 
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II. 14, Neuhardenberg, 29. März 1848 


Bericht des Grafen v. Hardenberg zu Neuhardenberg an den Regierungspräsi- 
denten v. Puttkammer in Frankfurt 


[Forderung des Grafen v. Hardenberg nach Militärpräsenz wegen befürchteter Unruhen 
durch die Landbevölkerung] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 299, Bl. 87-88. 


Euer Hochwohlgeboren ist jedenfalls berichtet worden, welche bedauerlichen Exzesse in 
dem mir benachbarten Gusow’ vor ein paar Tagen stattgefunden haben. Dieser Vorfall 
gibt mir Veranlassung und macht es mir zur Pflicht, Ihnen meine Ansicht über den Zu- 
stand der Gesinnungen unserer Landbewohner, soweit mein Gesichtskreis reicht, auszu- 
sprechen. Ich tue dies nicht in einer Anmaßlichkeit, meine Ansicht als eine durchweg 
geltende hinzustellen, sondern in der Überzeugung, daß es nützlich und den Behörden 
wünschenswert erscheinen kann, wenn die größeren Grundbesitzer sich gegenwärtig über 
die Stimmung ihrer Umgebungen auslassen. 

Die wenigen Bewohner des platten Landes, welche es vollkommen würdigen können, 
was uns die letzte Zeit gebracht, und welche mit einiger Einsicht in die Zukunft zu 
schauen imstande sind, müssen mit Bedauern wahrnehmen, wie die große Mehrzahl der 
Landleute, man kann sagen fast durchweg -, keinen Begriff davon hat, was der Ausdruck 
Freiheit bedeutet, den jetzt alles im Munde führt. Der angesessene Landbewohner wie 
der unbegüterte Arbeitende, denkt sich unter einer Freiheit die Befreiung von allen 
Abgaben und Lasten, und jedem wäre dies willkommen; Fremde, welche das Land jetzt 
durchziehen, predigen in den Gasthöfen und Schenken in diesem Sinne, und suchen auf 
alle Weise, die Gemüter aufzuregen. Diese Leute ziehen Erkundigungen ein über die Ver- 
hältnisse, über Lasten und Abgaben, notieren sich die gesammelten Notizen in ihre 
Schreibtafeln und versprechen den Leichtgläubigen Befreiung von allen jenen Lasten. In 
den Dörfern der Herrschaft Neuhardenberg hat bis jetzt zu allen Zeiten ein guter Geist 
geherrscht, und ich möchte mich gern der Hoffnung hingeben, daß sich dieser gute 
Geist erhalten werde. Die Aufregung unserer Zeit, besonders wenn sie geflissentlich ver- 
breitet wird, ist aber wie eine böse ansteckende Krankheit und bei einer so großen Ein- 
wohnerzahl, wie die des hiesigen Orts, läßt sich nicht vorhersagen, ob und wieweit das 
Kontagium verbreitet werden wird. Es sind im Dorfe Neuhardenberg allein gegen 300 
Tagearbeiter, die weder von meiner Seite noch von der Gemeinde alle beschäftigt werden 
können. Auswärtige Arbeiten werden diese Menschen jetzt wenig finden, da ein jeder Prı- 
vatmann Anstand nımmt, Bauten und andere Unternehmungen in jetziger Zeit 
auszuführen, und der Staat keine öffentliche Arbeit in unserer Nähe anzuordnen scheint. 
Ein Gleiches gilt von den Bewohnern der Nachbardörfer im übervölkerten Oderbruche, 
und mit banger Besorgnis sehen die Besitzenden in die nächste Zukunft, da zur Zeit kein 
Schutz uns nahe zur Hand steht, um Gewalttätigkeiten aller Art abzuwenden und dem 
Gesetz Achtung zu verschaffen. 


1 Karl Adolf Christian Graf von Hardenberg (1794-1866) auf Neuhardenberg. 
2 Vgl. Dok. II. 12. 
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Euer Hochwohlgeboren wollen dieser Auseinandersetzung Ihr geneigtes Augenmerk 
gütigst angedeihen lassen, und mir die gehorsamste Bitte erlauben, nach Möglichkeit 
dahin zu wirken, daß die Ruhe und Ordnung in unsern großen Ortschaften aufrecht 
erhalten werden kann. Ich und mein Beamtenpersonal bemühen uns, in Berücksichti- 
gung der gegenwärtigen Verhältnisse beruhigend und, wo es irgend möglich ist, gewährend 
einzuwirken; ob aber unsere Kräfte ausreichen, steht sehr dahingestellt. 

Die Wirkung, welche das Einrücken eines Militärkommandos in Gusow verursacht 
hat, ist eine höchst günstige und diese Wirkung würde noch erhöht werden, wenn es 
zulässig wäre, daß in baldmöglichster öffentlicher Bekanntmachung, durch Anschlag in 
den Schulzenämtern, eine Anmahnung zur Ruhe und Gesetzlichkeit erfolgte. 

Der Führer dieses Kommandos hat auf mein Befragen erklärt, daß er ohne eine 
besondere Instruktion nicht befugt sei, auf etwa von hier aus notwendig werdende 
Requisition einzuschreiten. Höchst wünschenswert muß es erscheinen, daß dieses Mili- 
tärkommando fürs erste noch nicht aus der Gegend weggezogen und daß der Führer 
autorisiert werde, auf Requisition der benachbarten Polizeibehörden im Notfall Beistand 
zu leisten. 

Euer Hochwohlgeboren reiferem Ermessen submittiere ich inzwischen meine An- 
sicht, deren Vorlegung ich aber, wie schon gesagt, für meine Pflicht gehalten habe. 
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II. 15, Luckau, 30. März 1848 


Bekanntmachung des Landrats des Kreises Luckau v. Manteuffel’ an die Behörden 
und Bewohner des Kreises Luckau 


[Bekanntgabe des Verzichts der Teilnahme des Landrats am Vereinigten Landtag? wegen 
seines persönlichen Einsatzes zum Wohle des Kreises] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 299, Bl. 135. 


Oeffentliche Bekanntmachung. 


Den ſammtuchen Behörden und Einſaſſen des Kreſſes mache ich 
hierdurch ausdrücklich bekannt, Daß ich mich für verpflichtet erachtet 
habe, es abzulehnen, dem am 2. April cr. zu Berlin beginnenden 
Vereinigten Landtage beizuwohnen. 

Ich werde daher in der jetzigen bewegten Zeit meine Kruͤfte dem 
wahren Wohle des Kreiſes unausgeſetzt widmen. Ich kann jedoch 
dieſts Wohl nur alsdann für geſichert erachten, wenn Geſetz und 
Eigenthum nicht verletzt werden. 

Wer jenes nicht anerkennt und dieſes nicht achtet, gefaͤhrdet ſich 
ſelbſt und das, was er beſitzt; wer heute Forderungen ſtellt, welche 
das Eigenthum verletzen, kann ſich morgen von ahnlichen Anmu⸗ 
thungen bedroht ſehen. 

Ich erklaͤre es fir ein fehe großes Opfer, welches ich dem Kreiſe 
gebracht habe, daß ich meinen, bei dem Landtage zu Berlin mir ob: 
liegenden, Pflichten nicht nachkommt; ich erwarte hierfür keinen Dank, 
ich werde dieſen vollſtaͤndig darin finden, wenn an allen Orten, in 
Städten und auf dem Lande, jeder mit mir dem Wahlſpruche folgt: 

Ehrfurcht vor dem Geſetze! 

Zu dieſem Zwecke bin ich bereit zu wirken, ſo weit und ſo lange 
meine Krafte ausreichen, ich muß aber auch erwarten, daß die cin⸗ 
zelnen Kommunen fih ſelbſt ſchüͤtzen, ganz beſonders gegen böswillis 
ge Einflüfterungen von Innen oder von Außen. 

Hierzu wird weſentlich beitragen, wenn alle die, welche der Ord⸗ 
nung Freund, der Eigenmaͤchtigkeit Feind find, fe zuſammen halten 
und zum Schutze ihres Eigenthums zufammentreten, 

Auf diefe Weiſe werden wir auch die jetzige Zeit gluͤcklich iber- 
fichen, ohne daß die Schwere des Geſetzts Uebertretungen zu ſtrafen 
haben wird. 

Die Dorfrichter wollen diefe meine Verfügung in einer Genteins 
deverſammlung fofort zur allgemeinen Kenntniß bringen, und über 
etwa noch beſonders zu treffende Maaßregeln das Weitere berathen 
und veranlaſſen. 

Luckau, den 30. Maͤrz 1848. 


Der Königliche Landrath. 


von Manteuffel. 


1 Karl Otto von Manteuffel (1806-1879), 1841-1850 Landrat des Kreises Luckau. 
2 WI. Dok. II. 1. 
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II. 16, Seelow, 30. März 1848 


Bericht des Magistrats der Stadt Seelow an den Regierungspräsidenten v. Puttkam- 
mer in Frankfurt 


[Antrag des Magistrats, die Verfügung des Regierungspräsidenten vom 28. März 1848 zur 
Anlegung der deutschen Nationalkokarde wegen befürchteter Unruhen erst zu einem 
späteren Zeitpunkt auszuführen] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 299, BI. 136. 


Der nebengedachten Verfügung nachzukommen, können und wollen wir uns nicht 
weigern. Wir hätten schon von selbst darauf hingewirkt, wenn sich nicht eine so allge- 
meine Aufregung hier und in der Umgebung dieserhalb kundgegeben hätte. Wir sind 
von der Bedeutung der Nationalfarben hinlänglich überzeugt, leider aber nicht die 
Bewohner niedern Standes der ganzen Umgebung. 

Wenn sich dies nun auch für den hiesigen Ort beseitigen ließe, so müssen wir doch 
in Ansehung des uns am 10. ulnd] 11. Hommenden] M[onats] bevorstehenden Marktes 
desto größere Besorgnis hegen, wo gerade das Gegenteil von dem, was beabsichtigt wird, 
herbeigeführt werden könnte. Bei dem Zusammenfluß einer großen und sehr verschie- 
denartigen Menschenmasse an diesen Tagen möchten wohl diese Zeichen Veranlassung 
geben, mehr oder minder gefährliche Aufregung zu verursachen und Ereignisse her- 
beizuführen, die zu unterdrücken wir nicht im Stande sind, obgleich unsere Bürgerschaft 
für solche Fälle bereits organisiert ist. Doch, an einem Markttage würde deren Auftreten 
auch nicht von Erfolg sein. 

Wir stellen Einer Königlichen Hochlöblichen Regierung daher gehorsamst vor, mit 
Ausführung Hochdero Verfügung noch bis zum 12. kſommenden] M[onats] uns Frist zu 
geben, wo wir dann ohne weiteres danach verfahren werden. 

Das Einwerfen der Fenster bei einem Gastwirte, der die deutsche Fahne ausgesteckt 
hatte, scheint uns nur ein Exzeß zu sein, der mehr aus Persönlichkeit als aus der Sache 
selbst entsprang. Es ist dabei nicht der mindeste Tumult oder Auflauf entstanden, und 
haben die Täter sich ın aller Eile entfernt. 

Wir stellen Einer Königlichen Hochlöblichen Regierung diese unsere Ansicht gehor- 
samst anheim und bitten noch um eine hochgenehmigte schleunige Bescheidung. 
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II. 17, Rathenow, 30. März 1848 


Bericht des Landrats des Kreises Osthavelland v. Bredow' an den Oberpräsidenten 
der Provinz Brandenburg v. Meding 


[Maßnahmen der Kreisverwaltung zur Verbesserung der Lage der arbeitenden Klasse] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1120, Bl. 106-107. 


Infolge Hoher Verfügung vom 28. dſieses]! Mlonat]s zeige ich Euler] Exzellenz hiermit 
ganz gehorsamst an, daß auch hier, wie wohl überall, alle Klassen der Gesellschaft sich in 
bedeutender Aufregung befinden. Die Ruhe ist zwar bis jetzt noch nicht gestört; doch 
läßt sich nicht voraussagen, ob dies nicht über kurz oder lang dennoch geschehen wird, 
indem allerlei drohende Gerüchte bereits längere Zeit zirkulieren. 

Eine neue Aufregung scheint die Aushebung der hiesigen Landwehr hervorgebracht 
zu haben: ja, es sind sogar schon Andeutungen gemacht, daß die Landwehr zwar im In- 
nern des Landes, aber nicht nach außen für Schleswig-Holstein? marschieren wolle. 

Um namentlich die Ruhe unter dem Arbeiterstande zu erhalten und die dringende 
Not von demselben fern zu halten, hat die Kreisversammlung mir einen Teil der Zins- 
überschüsse des aus Kontributionsüberschüssen gebildeten Kommunalfonds zur Disposi- 
tion gestellt, und es sind deshalb einige Vorarbeiten der Chaussee von hier nach Bran- 
denburg in Angriff genommen. 

So gut aber auch diese Sache ist, so muß ich doch fürchten, das Übel dadurch fast 
noch zu verschlimmern, indem der gedachte Fonds nur aus geringen Barbeständen und 
im übrigen fast nur aus Kur- und Neumärkischen Pfandbriefen besteht. Euler] Exzellenz 
ersuche ich so dringend, als ganz gehorsamst, wenn es irgend möglich ist, mir wenigstens 
für einen Teil dieser Pfandbriefe mindestens 6 bis 8 000 Reichstaler bares Geld zu ver- 
schaffen, wenn auch die Pfandbriefe dagegen nicht verkauft, sondern nur deponiert wer- 
den sollten. 

Euſer] Exzellenz bitte ich ganz gehorsamst um recht schleunige Bescheidung. 


Von Bredow auf Markee, 28.2.1848 -Juni 1848 interimistische Verwaltung des Kreises Osthavelland. 

2 Die am 24. März 1848 in Kiel gebildete provisorische Regierung der Herzogtümer Schleswig ur d Holstein 
forderte vom preußischen König Friedrich Wilhelm IV. militärischen Schutz in ihrem Unabhängigkeits- 
kampf gegen Dänemark. 

3 Auszug aus dem Bescheid des Oberpräsidenten an den Landrat v. Bredow vom 31. März 1848: .] Die |...] 
von den dortigen Kreisständen beschlossenen Maßregeln zur Beschäftigung der arbeitenden Klassen kann 
ich nur als durchaus zweckmäßig billigen. Was aber Ihren Antrag wegen Erteilung eine Teils der in Pfand- 
briefen angelegten kreisständischen Fonds anlangt, so wollen Sie sich dieserhalb an die Preußische Bank in 
Berlin wenden. . 
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II. 18, Frankfurt an der Oder, 31. März 1848 


Verfügung der Regierung in Frankfurt an die Landräte des Regierungsbezirks 
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[Empfehlung zur Bildung einer Schutzwehr, um Ruhe und Ordnung sowie Sicherheit des 
Eigentums auf dem platten Land zu gewährleisten] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 6 B Kreisverwaltung Sorau Nr. 525, BI. 20. 
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— Werfügung vom LO; D Dis. IR bereite bere enfmerffem gemacht 
worden, daß eintretenden Falles auch auf dem platten Lande die Bildung von 
Sicherheits Vereinen, gegen auf Störung der öffentlichen Ruhe und Sicherheit des 
Eigenthums gerichtete Unternehmungen, nach Anleitung der dort allegirten Wer, 
ordnung, DÉI als nüglich und zweckentſptechend empfehlen wurde 

Einige wenn auch vereinzelte Erfahrungen in neuſter Zeit haben ergeben, daß 
auch die Bewohner des platten Landes nicht unangefochten von Nuheflörern ge 
blieben find, welche die Aufregung der Gemüther zur Erreichung materieller Vor · 
theile für ſich ausbeuten wenigſtens verſucht haben, und eben fo fehle es nicht 
an Zeichen, daß die Aufregung von Bos willigen gefliſſentlich verbreitet und genährt 
und dadurch über die neuſten Zeitereigniſſe eine Verwirrung det Begriffe herbei 
gefuhrt wird, welche zu Widerſenlichkeiten zu führen geeignet ift. 


Zaur Aufrechthaltung der Rude und Ordnung und der Herrſchaft der Geſetze 


empfehlen fih ven Wege: 
1) Daß die Orrspoliei- Behörden und Dorfgerichte auf dem Lande beſtrebt 
find, durch mündliche Belehrung die einſichtsvolleren wohlgeſinnten Dorf» 


e,, ge bee über bie frftenden eben in der lee der nen 
ELLI. pelinſchen Ereignifie unfers Vaterlandes aufjuflärn und durch fie dahin 


r 


zu wirken, daß dieſe Aufklarung auch in den weiteren Kreiſen ſich verbreite. 


He, f , D Da in duch. beheme und Derfgeribee te mit ben meflgcfianten 


SELL; 
Ge 


4 
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und wehrhaften Einwohnern, insbeſondere den Grundeigenthümern, nach 
Anleitung der im Amtsblatte für das Jahr 18:30 Seite 405. abgedrudten, 
umächft fur die Staͤdte beſtimmten Verordnung vom 1. Oktober 1830, zu 
einer Schutzwehr gegen etwaige Muheflörer verbinden. 

Beide Wege werden, wie zu hoffen fegt, einerſeits zur Verſtandigung und 
andererfeits zu cinem Bewußtſein der Sicherheit gegen Angriffe auf die öffentliche 
Mufe und das Privar- Eigenthum und zu cinem, in Zeiten wie die gegenwärtigen 
am allermeiſten nörhigen engern Anſchließen der Grundbeſiger aller Klaſſen und der 
übeigen wohlgeſinnten Einwohner an die Orts- Behörden, und umgekehrt dieſer an 
jene führen. 

Wir haben von dieſer an die Herten Landräthe gerichteten Verfugung ſogleich 
eine größere Anzahl abdrucken laffen, um die Herren Landrache in den Stand zu 
ſetzen, durch die beifolgenden Exemulate den Ortspoligei- Behörden auf dem küͤrzeſten 


enn m gen. 


Ftankfurt a. d. O., den 31. Min 1848. 
Königlihe Regierung; 
Abtheilung des n 


Naumann 


Eirculare 


an die Herren Landtüthe des Frankfurter 
Regierungs: Deurks 
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II. 19, Potsdam, 31. März 1848 


Appell des Oberpräsidenten der Provinz Brandenburg v. Meding an die Behörden 
der Provinz Brandenburg 


[Einschätzung der Lage in der Provinz sowie Aufruf, von seiten der Behörden alles zu 
tun, um Notstände zu lindern] 


BLHA, Pr. Br. Rep. I Oberpräsident Nr. 1120, Bl. 110-112. 


Auch in hiesiger Provinz haben leider einige, aber gottlob sicher nur sehr wenige Störun- 
gen der gesetzlichen Ordnung stattgehabt. 

Dagegen hat es sich fast in allen Gegenden auf die erfreulichste Weise bewährt, daß 
die lebenskräftigen Elemente eines gesunden gesellschaftlichen Zustandes, deren sich die 
Provinz Brandenburg erfreut, auch jetzt noch in voller Wirksamkeit sind. 

Die Einigkeit der Stände ist erhalten worden. Die höheren Klassen haben sich zu 
denjenigen Opfern bereiterklärt, welche die von Slemelk Majestät dem Könige ausge- 
sprochene Umgestaltung der Verhältnisse notwendig erheischt. Die unbedingte Ergeben- 
heit an S[ein]e Majestät den König und sein erhabenes Haus und die Gesinnungen der 
treuesten Vaterlandsliebe sind überall ausgesprochen und betätigt worden. 

Nur auf diesem Wege läßt es sich hoffen, daß wir der schweren Stürme der Zeit Herr 
werden, die segensreichen Güter einer großen Vergangenheit uns erhalten, und in einen 
neuen geordneten Zustand der Dinge übergehen können. 

Vor allem ist aber dazu unerläßlich, daß die alten Bande des Gehorsams und der 
Ordnung, die gottlob in dieser Provinz seither so fest hielten, nicht gelockert werden. 

Dahin aus allen Kräften, jeder in seinem Berufskreise mitzuwirken, bitte ich meine 
lieben Landsleute, die Eingesessenen der Provinz Brandenburg, und fordere die Behörden 
dazu auf. 

Wo irgendein gerechter Grund zu Beschwerden vorliegen möchte, da haben sich die 
Behörden der Abhilfe mit größter Bereitwilligkeit zu unterziehen, wo zur Erleichterung 
des Notstandes, welcher durch das augenblickliche Stocken des Verkehrs unausbleiblich 
herbeigeführt wird, etwas geschehen und angeregt werden kann, da werden die Behörden 
ebenfalls ihre volle und eifrigste Tätigkeit eintreten lassen. Kommunen und Kreiskorpora- 
tionen haben dazu schon seither ihre Mittel bereitwillig angeboten, und ich bitte, daß sie 
damit auch ferner fortfahren mögen. 

Wo aber ungesetzliche Forderungen hervortreten, oder gar frevelhafte Angriffe auf 
fremdes Eigentum beabsichtigt werden sollten, da werden die Behörden auch mit aller 
Kraft und Energie solchem frevelhaften Beginnen entgegentreten. Die Bildung von 
Schutzvereinen und Bürgerbewaffnungen, wozu ich die Herren Landräte bereits unterm 
10. dieses) M[onalts angeregt habe, und die an vielen Orten der Provinz von erfreuli- 
chem Fortgang gewesen ist, wird dabei das sicherste Unterstützungsmittel an die Hand 
geben. Für den unerwarteten Fall, daß solches zur Erhaltung der Ordnung nicht zuläng- 
lich sein sollte, ist für einzelne bedrohte Punkte auch die Unterstützung des Militärs in 
Aussicht gestellt. 
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Il. 20, Berlin, 2. April 1848 


Auszug aus dem Sitzungsprotokoll der ersten Plenarsitzung des zweiten Vereinig- 
ten Landtags’ 


[Bekanntgabe und Beschluß des Entwurfs eines vorläufigen Wahlgesetzes für die zur 
Vereinbarung der preußischen Staatsverfassung zu berufene Versammlung] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Pol. Nr. 541, Bl. 1-5. 


Iſte Plenar⸗Sitzung. 


Verhandelt auf dem Königl. Schloſfe zu Berlin, 
am 2. April 1848. 


Der in Folge des Allerhöchſten Königl. Erlaſſes vom 21. Marz d. J. auf den 
2. April c. einberufene zweite Vereinigte Landtag wurde heute Mittag 12 Uhr 
im Namen und im Auftrage Sr. Majeftät des Königs durch den Königl. Land- 
tags ⸗Commiſſarius, Geheimen Staatsminiſter und Vorſizenden des Staatsmini⸗ 
ſteriums Herrn. Camphauſen mit folgender Rede eröffnet: 


Hohe Berfammlung! 


Se. Maſeſtaͤt der König haben mir den Befehl ertheilt, den zweiten Ver⸗ 
einigten Landtag in Allerhöchſtihrem Namen zu eröffnen. Große Ereigniſſe ha- 
ben einen Theil Europa's erſchüttert und unſer Vaterland nicht unberührt gelaſ⸗ 
fen. Sie bedrohen uns mit wachſenden Gefahren, fie eröffnen uns eine große 
Zufunft. Preußen und Deutſchland werden die Zeit des Ueberganges beſtehen, 
wenn fie mit beſonnenem Muthe, mit geordneter Kraft auf der neu erſchloſſenen 
Bahn fidh bewegen. Die Einheit Deuſſchlands war feit langer Zeit das Ziel, 
auf welches alle Wünſche oft hoffnungslos ſich richteten; nunmehr gehen wir 
ihm mit raſchen Schritten entgegen, und Se. Majeflät der König boten dazu 
eine Hand, der 15 Millionen freudig zur Seite ſiehen. Die politiſche Berech⸗ 
tigung der Bürger im Staate war in Preußen ein um ſo lebhafter empfundenes 
Bedürfniß, als das Volk eine Stufe der Bildung erſtiegen hatte, die es anderen, 
unter freien Verfaſſungsſormen lebenden Völkern mindeſtens gleichſtellte. Se. 
Majeftät der König haben eine wahre konſtitutionelle Verfaſſung verheißen, und 
ſchon find wir verſammlt, um zu ihrem dauerhaften Ausbau die Grundſteine zu 
legen. Hoffen wir, daß das Werk raſch hinanſteige, daß es ſich anſchließe und 
einfüge dem großen Verſaſſungs⸗Gebaͤude für das gefammte deutſche Volk. 


1 Die erste Sitzung der gewählten Preußischen Nationalversammlung fand im Weißen Saal des Berliner 
Schlosses statt - die Abgeordneten waren zum König gekommen, nicht umgekehrt, wie es sich viele von ih- 
nen gewünscht hatten. Zu den eigentlichen Beratungen fand sich die Preußische Nationalversammlung an- 
fänglich in der Berliner Singakademie ein. Als die Preußische Nationalversammlung später in das 
Schinkelsche Schauspielhaus am Gendarmenmarkt umzog, kursierte das Wort: „Das Singspiel ist zu Ende, 
das Drama beginnt.“ 

2 Vgl. Dok II. 1. 

3 Vgl. Dok. II. 22. 
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Tief zu beklagen ift es, daß in die neuen Zuſtände nicht übergegangen 
werden konnte ohne das Gefolge der Leiden, von welchen gegenwärtig die Ge⸗ 
fellfchaft getroffen ift. Nur darin mag ein Troſt gefunden werden, daß die leg- 
ten Wochen viel verborgene Wunden aufgedeckt und Belehrung darüber gegeben 
haben, daß und wie ihre Heilung erſtrebt werden fol, Die Regierung erkennt 
die Aufgabe, die Staatsgewalt neu zu fräftigen, die Bande der gefeplihen Ord⸗ 


nung zu befeſtigen, das Vertrauen zu beleben, den geſchwaͤchten Kredit zu heben 
und auf den Wiederaufſchwung der Gewerbe und der lohnenden Arbeit hingu- 
wirken. Sie wird ſich bemuͤhen, den Frieden nach außen, fo lange es die Ehre 
Deutſchlands geſtattet, zu erhalten, den Frieden nach innen zur Ehre Deutſchlands 
herzuſtellen. Sie rechnet hierbei auf die geſunde Kraft der Staatsbürger, welche 
nunmehr berufen find, zu beweiſen, daß fie reif waren für die Freiheit. Auch 
auf die Unterſtüzung des Hohen Vereinigten Landtages rechnet die Regierung. 
Auf eine Unterfrügung, die, wenn fie gewährt wird, in voller Freiheit der Be- 
rathungen und Ueberzeugungen gewährt werden möge. Niemand wird fid) völ- 
lig dem Eindrucke zu entziehen begehren, den ein gewaltiger unverfennbarer Mug- 
druck der öffentlichen Meinung auf die individuelle Anſchauung zu äußern geeig⸗ 
net iſt; Niemand wird leugnen wollen, daß in beftimmter Zeit wohlthaͤtig und 
unentbehrlich werden kann, was in anderer Zeit gewiſſenhafter Ueberzeugung 
nicht rathſam erſcheinen mochte. Unbezweiſelt wird auch die Hohe Verſammlung 
bei ihren Berathungen den geänderten Zeitverhaͤltniſſen Rechnung tragen, allein 
es muß auch heute der freie Ausdruck Ahrer Anſichten dem Lande willkommen 
fein, fo wie er Er. Majeftät dem Könige und den Räthen der Krone willkommen 
fein wird. Das preußische Volk, indem es die freie Berathung feiner wich⸗ 
tigen Angelegenheiten in der Prefie und in öffentlichen Angelegenheiten ane 
getreten hat, darf nicht verlennen, daß nur im Kampfe der Anſichten die Wahr⸗ 
heit durchbricht, daß zur Wahrung der Freiheit jede Meinung mit voller Berech⸗ 
tigung und ungehindert h muß äußern dürfen. Wenngleich der Hohe Ber 
einigte Landtag, ſowohl feiner Zuſammenſetung als feinen Rechten nach, ungez 
mein abweicht von der künftigen Volksvertretung, fo legt doch die Regierung auch 
gegenwartig auf einen Beiratb ein großes Gewicht, und in dieſem Geiſte übergebe 
ich die Allerhöchſten Propoſitionen Ihrer hochgeneigten Prüfung und Berathung. 

Der Königl. Herr Landtags⸗Commiſſarius verlas hierauf die Königl. Pro- 
poſitions⸗Decrete vom heutigen Tage, das vorläufige Wahlgeſetz und einige 
Grundlagen der künftigen Preußiſchen Verfaſſung betreffend, nebſt den dazu ges 
hörigen Geſetz Entwürfen und übergab dieſelben dem Landtags- Marichal Fürften 
zu Solms. 

Sie lauten: 
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Wi. Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, 
König von Preußen x. x. 


entbieten Unſeren zum zweiten Vereinigten Landtage verſammellen Standen Une 
ſeren Königlichen Gruß. 


Um die Unſerem getreuen Volke auf det breiteften Grundlage verheißene 
konſtitutionelle Verfaſſung in das Leben zu rufen, iſt die Vereinbarung ihres Jn- 
halts mit einer beſchlußfaͤhigen Verſammlung freigewählter Volksvertreter erfor 
derlich. Wir haben deshalb ein vorläufiged Wahlgeſetz entwerfen laſſen, welches 
die Vorſchlaͤge enthält, wonach diefe Verſammlung, welche, der Natur ihrer vor- 
übergehenden Aufgabe nach, eine Theilung in Kammern nicht zuläßt, zu wählen 
und zu bilden ſein wird. Indem Wir dieſen Entwurf dem in der bisherigen 
Geſtaltung zum letzten Male Vereinigten Landtage vorlegen laſſen, empfehlen Wir 
deſſen ſchleunige Grörterung, damit fid) durch baldige Herftellung eines feſten und 
volksthümlichen offentlichen Nechtszuſtandes alle Segnungen erfüllen mögen, denen 
Wir Unter treued und edles Volk durch volle und wahrhafte Entwickelung einer 
freien Verfaſſung zuzuführen auftichtig deſtrebt find, Dieſe Verfaffung, deren 
Entwurf Wir der auf Grund des Wahlgeſetzes neu zu bildenden Verſammlung 
werden vorlegen laſſen, foll nach Unſerer Adſicht, und, um ihren Zweck vollflän« 
dig zu erreichen, ihrer Form nach der überwiegenden Mehrzahl der Fonftitutionels 
len Verfaſſungen Deulſchlands fih anſchließen und mit den dis dahin getroffenen 
Vereinbarungen über die Bildung einer allgemeinen Deutſchen Bundes ⸗Verfaſ⸗ 
fung in Einklang ſtehen. 

Gegeben Potsdam, den ten April 1848. 


Friedrich Wilhelm. 


Camphauſen. Graf von Schwerin. von Auerswald. Bor- 
nemann. von Arnim. Hanſemann. von Reyher. 
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Il. 21, Schwedt, 2. April 1848 
Bekanntmachung des Magistrats der Stadt Schwedt an die Bevölkerung 


[Aufruf zu Ruhe und Ordnung sowie dazu, Ruhestörer zur gerichtlichen Untersuchung 
anzuzeigen] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1120, Bl. 140. 


Bekanntmachung. 


Die in unſerer, ſonſt immer ſo friedlichen Stadt geſtern Abend 
khauerlicher Weiſe ſtattgehabte Ruheſtoͤrung, veranlaßt uns zu fol: 
genden Anordnungen: 

1) Abends 6 Uhr treten die Schutz-Commiſſions⸗ Mitglieder, die 
ſich durch eine weiße Binde um den linken Arm auszeichnen, 
zuſammen, und entſenden ununterbrochen die nötbigen Patronil⸗ 
len. 

2) Ein jeder Einwohner, hat mit dem Einbruch der Dunkelheit, 
feine Kinder, Lehrburſchen, Dienſtmädchen und ſonſtigen Einlie⸗ 
ger im Hauſe zurückzubalten. 

3) Wer den Anweiſungen der Schutz-Commiſſion zum Auseinan⸗ 

vergeben nicht ſofortige Folge leiſtet, wird verhaftet. 

4) Wörtliche und thaͤtige Beleidigungen der Schutz-Commiſſions⸗ 
Mitglieder werden ebenſo beſtraft, als wenn fie gegen das Mi- 
litair im Dienſte verübt worden. 

5) Die Verordnung vom 17. Auguſt 1835 beſtimmt in Betreff 
der Aufrechthaltung der öffentlichen Ordnung: 

„Für Beichädigung an Sachen haften nicht nur diejenigen, wel 

„che ſich bei dem Auflauf irgend eine geſetzwidrige Handlung zu 

„Schulden kommen ließen, ſondern auch die Zuſchauer, welche 

Dh nach dem Einſchreiten der Sicherheits⸗Behoͤrde nicht ſogleich 
„entfernt haben.“ 

Wir erwarten von allen Bewohnern unſerer Stadt, daß ſie mit 
allem Nachdruck jeder ferneren Ruheſtörung Fräftig entgegentreten und 
jede Ueberſchreitung der Geſetze ohne Anſehn der Perſon uns zur Ein⸗ 
leitung der gerichtlichen Unterſuchung anzeigen werden. 


Schwedt, den 2. April 1848. 


Der Magiſtrat. 
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II. 22, Berlin, 8. April 1848 


Wahlgesetz' für die zur Vereinbarung der Preußischen Staatsverfassung zu berufene 
Versammlung 


Gesetzsammlung für die Königlichen Preußischen Staaten, 1848, 5. 89-91. 


Geſetz-Sammlung 


für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 12 —— 


(Nr, 2946.) Wahlgeſetz für die zur Vereinbarung der Preußifchen Staats verfaſſung zu bes 
rufende Verſammlung. Vom 8. April 1848. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen dc. ꝛc. 


verordnen, nach Anhoͤrung Unſerer gum Vereinigten Landtage verfammelten 
getreuen Staͤnde, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


$ 1. 

Jeder Preuße, welcher das 24ſte Lebensjahr vollendet und nicht den Voll⸗ 
beſitz der bürgerlichen Rechte in Folge rechtskraͤftigen richterlichen Erkenntniſſes 
verloren hat, iſt in der Gemeinde, worin er ſeit ſechs Monaten ſeinen Wohnſitz 
oder Aufenthalt hat, ſtimmberechtigter Urwaͤhler, in ſofern er nicht aus Agent, 
lichen Mitteln Armenunterſtuͤtzung bezieht. 


Eos 
Die Urwähler einer jos Gemeinde wählen auf jede Vollzahl von fünf 
hundert Seelen ihrer Bevoͤlkerung Einen Wahlmann. eicht die Bevoͤlkerun 


einer Gemeinde nicht fuͤnfhundert, uͤberſteigt aber dreihundert Seelen, fo if De 
dennoch zur Wahl Eines Wahlmannes berechtigt. Erreicht aber die Bevoͤlke⸗ 
rung einer Gemeinde nicht dreihundert Seelen, ſo wird die Gemeinde durch den 
Landrath mit einer oder mehreren zunaͤchſt angrenzenden Gemeinden zu Einem 
Wahlbezirke vereinigt. 


In Gemeinden von mehr als tauſend Seelen erfolgt die Wahl nach 
Bezirken, welche die Gemeindebehoͤrden in der Art zu begraͤnzen haben, daß in 
einem Bezirke nicht mehr als fuͤnf Wahlmaͤnner zu waͤhlen ſind. 


Bewohnte Beſitzungen, welche nicht zu einem Gemeindeverbande gehoͤren 
und nicht wenigſtens 300 Seelen enthalten, werden durch den Landrath behufs 
der Urwahlen der zundchft gelegenen Stadt: oder Landgemeinde zugewieſen. 


Jahrgang 18 18. (Nr. 2946.) 15 §. 3. 
Ausgegeben zu Berlin den 9. April 1848. 
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EE" De 


DI 
eder ift nur in dem Wahlbezirk zum Wahlmann wählbar, wori 
als we d We men, zum Wahlmann wählbar, worin er 


§ 4. 
Die Wahl der Wahlmaͤnner erfolgt durch Stimmzettel nach abfoluter 
Stimmenmehrheit der Erſchienenen. 


$. 5. 
Jeder Preuße, der das 30fte Lebensjahr vollendet und den Vollbeſitz 
der buͤrgerlichen Rechte nicht verwirkt hat ($. 1.), iſt im ganzen Bereiche des 
Staats zum Abgeordneten wählbar, 


$ 6. 

Für jeden landraͤthlichen Kreis, fo wie für jede Stadt, welche zu kei⸗ 
nem landraͤthlichen Kreiſe Gicht ſoll Ein Abgeordneter und Ein Stellvertre⸗ 
ter gewaͤhlt werden. — eicht die Bevoͤlkerung des Kreiſes oder der Stadt 
ſechszig Tauſend Seelen, ſo werden Zwei Abgeordnete gewählt, und es tritt 
fuͤr jede fernere gm von vierzig Tauſend Seelen Ein Abgeordneter hingu, 
fo daß fúr hundert end Seelen Drei, für hundertvierzig Tauſend Seelen 
Vier Abgeordnete u. f. w. gewahlt werden. 


7. 
Die Zahl der Bevölkerung beſtimmt ſich uͤberall nach der im Jahre 1846 
ſtattgehabten amtlichen Zählung. 


F. 8. 

In den Staͤdten werden die Let" vi der Wahlmaͤnner durch Beauf⸗ 
tragte des Magiſtrats, und da, wo kein agiſtratskollegium beſteht, des Buͤr⸗ 
germeiſters geleitet. 

Ueber die Leitung der Urwahlen auf dem Lande wird mit Rückſicht auf 
die beſtehende Verſchiedenartigkeit der ländlichen Gemeindeeinrichtungen Unter 
Staatsminiſterium das Erforderliche in dem über die Ausführung des Wahl- 
geſetzes zu erlaſſenden Reglement ($. 12.) fefifiellen. * 

Die Dein der Abgeordneten und Stellvertreter werden in den Kreiſen 
durch die Landräthe und in den Städten, welche zu keinem landräthlichen Kreiſe 
gebenen durch Beauftragte des Magiſtrats, beziehungsweiſe des Buͤrgermeiſters, 
geleitet. 


K. 9. 


Die Wahl der Abgeordneten und Stellvertreter erfolgt durch ſelbſtge⸗ 
ſchriebene Stimmzettel nach abſoluter Stimmenmehrheit aller Erſchienenen, und 
zwar bei den Kreiswahlen in dem Hauptorte des Kreiſes. = 

: 0 
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ee 
Wo mehr als drei Abgeordnete zu wählen find, foll die Wahl nach 
Bezirken erfolgen, welche die zur Leitung der Wahl berufenen Behörden abzu⸗ 
graͤnzen haben. 
$. 10, 

Die gewählten Abgeordneten ſtimmen in der zu berufenden Verſamm⸗ 
lung nach ihrer eigenen unabhängigen Ueberzeugung, A find an ufträne oder 
Snffruftionen nicht gebunden. 

$. 11. 

Die Prüfung der Richtigkeit der Wahl ift Sache der fünftigen Ber- 
ſammlung. 
F. 12. 


Die zur Ausführung dieſes Geſetzes ſonſt noch erforderlichen Anord⸗ 
p ain hat Unter Staatsminifterium in einem zu erlaffenden Reglement zu 
en. 


$. 13. 

Die auf Grund des gegenwartigen Geſetzes zuſammentretende Ver⸗ 
ſammlung iſt dazu berufen, die Batter mg aste durch Vereinbarung 
mit der Krone ſtzuſtellen und die ſeitherigen reichsſtänbiſchen Befugniſſe na⸗ 
mentlich in e a die Bewilligung von Steuern und Staatsanleihen für 
die Dauer ihrer Verſammlung interimiftifch aus zuuͤben. 


Urkundlich unter Un oͤchſteigenhaͤndi i i z 
18 Deeg, ferer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck 


Gegeben Potsdam, den 8. April 1848. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Camphauſen. Graf v. Schwerin. v. Auerswald. Bornemann. 
v. Arnim. Hanſemann. v. Reyher. 


Das preußische Wahlgesetz vom 8. April 1848 bestimmte weitestgehend alle männlichen Preußen, die das 
24. Lebensjahr vollendet hatten, zu Urwählern einer Versammlung, die „die künftige Staatsverfassung durch 
Vereinbarung mit der Krone festzustellen“ hatte. Die zu wählende Preußische Nationalversammlung sollte 
also keine Konstituante, d. h. Verfassungsgebende Versammlung im eigentlichen Sinne sein, da sie nicht aus 
eigener Kraft, Souveränität und Legitimation ein Grundgesetz für den preußischen Staat zu erarbeiten be- 
stimmt war. Regelungen für den Fall eines Scheiterns einer solchen Vereinbarung zwischen Preußischer Na- 
tionalversammlung und Krone sah das Gesetz nicht vor. 
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II. 23, Potsdam, 8. April 1848 


Meldung des Kommandeurs der Gardeinfanterie Generalleutnant v. Prittwitz an 
den Oberpräsidenten der Provinz Brandenburg v. Meding 


[Bekanntgabe der Marschroute einer mobilen Kolonne von zwei Kompanien Garde- 
jägern] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1120, Bl. 218. 


Euer Exzellenz beehre ich mich nachstehend anzugeben, welche Marschrichtung, zur 
Erfüllung Ihrer dem Generalkommando früher ausgesprochenen Wünsche, eine mobile 
Kolonne von 2 Kompanien Gardejägern in den nachstehenden Tagen innehalten wird: 
den 8. dſieses] M[onalts: nach Lichtenrade und Marienfelde 


ae Fe d " Köpenick 

e J Herzfelde 

e S Ruhetag daselbst 

1 12. j nach Strausberg 

13. " Altlandsberg 

e Ze g Ruhetag 

wlan R nach Köpenick 

16. S Mariendorf und Lankwitz 
i Potsdam. 


Die in dem geehrten Schreiben vom 2. dieses) M[onalts ausgesprochene Ansicht für 
die Rüdersdorfer Kalkbrüche einen Schutz eintreten zu lassen, hat das Generalkom- 
mando veranlaßt, den 2 Kompanien in Herzfelde einen Ruhetag einzusetzen. 

Wenn nun in dem neuesten Schreiben vom 7. dlieses] Mlonalts für Strausberg 
vorzugsweise Besorgnis ausgesprochen wird, so ersucht das Generalkommando Euer 
Exzellenz um eine gefällige schleunige Außerung, ob Sie nach Dringlichkeit der Verhält- 
nisse es vorziehen würden, wenn der angesetzte Ruhetag für Herzfelde abbestellt und 
dagegen ein solcher in Strausberg angesetzt würde. 


1 Karl Ludwig von Prittwitz (1790-1871), Genealleutnant, seit 1843 Kommandeur der Gardeinfanterie, befeh- 
ligte am 18. März 1848 die Truppen in Berlin, ab 23. Mai 1848 Kommandierender General des Gardekorps 
in Potsdam. 

2 Vgl. Schreiben des Kommandeurs der Gardeinfanterie, Generalleutnant von Prittwitz, an den Oberpräsiden- 
ten der Provinz Brandenburg, von Meding, vom 9. April 1848, in dem auf die Anweisung des Oberpräsi- 
denten Bezug genommen wird, den Ruhetag in Strausberg einzulegen (BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident 
Nr. 1120, Bl. 220). 
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II. 24, Beeskow, 12. April 1848 


Weisung des Landrats des Kreises Beeskow-Storkow v. Löschebrand an alle Ortsbe- 
hörden 


[Aufstellung und öffentliche Bekanntmachung namentlicher Verzeichnisse stimm- 
berechtigter Wähler auf der Grundlage des am 8. April 1848 durch das Preußische Staats- 
ministerium erlassenen Reglements zur Ausführung des Wahlgesetzes für die Preußische 
Nationalversammlung sowie Bekanntgabe der Urwählerwahl’ am 1. Mai 1848] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 7 Amt Storkow Nr. 20, Bl. 23. 


E. ift für die zur Vereinbarung der Preufifhen Staats ⸗Verſaſſung zu berufende 
Verſammlung unterm 8. diefed Monats ein Wahlgeſetz erlaſſen worden, 
welches nebit dem dazu gehörigen Reglement der Ortsbehorde zur Kenntniſſnahme zus 
gefertigt wird, 
wonach jeder Kreis Einen Abgeordneten und fur denſelben zugleich Einen Stellvertreter zu 
wahlen hat, mit welchem ſodann jene Verſammlung beſchickt werden foll. 


Diefer Wahl follen jedoch fogenannte Urwahlen vorangehen, die zum Gegenſtande 
haben: Wahlmänner zu wählen, welche hiernächſt die Wahl des Abgeordneten und des 
Stellvertreters bewirken. 


An der fo eben bemerkten Urwahl, die nach Vorſchriſt des obigen Geſetzes allge: 


am 1. Mai dieſes Jahres 
ftattfinden wird, nimmt jeder Preußziſche Unterthan als ſtimmberechtigt Theil, welcher das 
24. Lebensjahr zurückgelegt und den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte nicht durch rechts 
kräftiges gerichtliches Erkenntniß verloren hat, wenn er feit ſechs Monaten und darüber 
im Orte feinen Wohnſitz oder Aufenthalt hat und nicht etwa aus Gemeindemitteln Armen: 
Unterflügung erhält. 


Frauensperſonen, ſowohl unverheirathete als verheirathete, dürfen bei der Urwahl 
nicht zugelaſſen werden. 


mein 


Für wird dieſe Urwahl in 
von dem dazu von mir ernannten Wahl⸗Kommiſſarius, 
Herrn 
abgehalten werden. 


1 Abdruck des Reglements in: BLHA, Pr. Br. Rep. 37 Herrschaft Boitzenburg Nr. 4091, Bl. 278-279. 

2 Vgl. Dok II. 22. 

3 Am 1. Mai 1848 fanden die Urwahlen (vgl. Urwählerliste Dok II. 29) statt. Da diese zwar allgemein und 
gleich, aber keine direkte Wahlen waren, wählten erst am 8. Mai 1848 die gewählten Wahlmänner die Abge- 
ordneten der Frankfurter und der Preußischen Nationalversammlung. 
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Die Ortsbehörde wird nun angewieſen: 

1, ſofort nach 3 4 des Neglements ein namentliches Verzeichniſ aller dort vorhandenen, 
hiernach ſtimmberechtigten Wähler aufzuſtellen. Zu dieſem Verzeichniſ erfolgt ein 
Schema anbei und es werden darin aufgenommen: 

alle männliche Individuen, ohne Unterſchied, ob ſie angeſeſſen ſind, oder nicht, 
mithin aufer den Grundeigenthümern auch die Herren Prediger, Lehrer und fons 
ſtige dort wohnende Beamte, ferner alle in den älterlichen Haushaltungen ſich Ees 
findende erwachſene Söhne, alle Einlieger, Tagelöhner, Hausofficianten, Geſellen 
und Dienſtboten, welche dort und in den zum dortigen Orte gehörigen Etabliſſe⸗ 
ments feit ſechs Monaten und länger ihren Wohnſitz und Aufenthalt haben, über 
24 Jahr alt find und nicht eva aus Gemeindemitteln Armen; Unterſtützung erhale 
ten, oder den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte durch rechtskräftiges gerichiliches 
Erkenntniß verloren haben. 

Dieſes Verzeichniß ift ſodann zu Jedermanns Einſicht im Schulzenamte out: 
zulegen und daß ſolches geſchehen, in der Gemeinde öffentlich bekannt zu machen, mit 
der Aufforderung, daß wer ſich darin übergangen glaubt, ſeine Einwendungen dagegen 
binnen 3 Tagen nach der Bekanntmachung bei der Ortsbehörde anzugeben und zu 
beſcheinigen habe. Findet die Ortsbehörde die Einwendungen begründet, fo muß 
die nachtragliche Eintragung des Uebergangenen in das Verztichniß erfolgen, im gns 
dern Falle aber ift die Reklamation mir demnächſt beſonders zur Entſcheidung vore 
zutragen. 

Das Verzeichniß it am Schluſſe mit dem in dem Schema vorgeſchriebenen 
Atteſte fo wie mit Ort und Datum zu verſehen und von der Ortöbehörbe (dem 
Schulzen und den Gerichtsleuten) zu vollziehen, ſowit auch mit dem Dorfſiegel zu 
bedrucken. 
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2, den ſämmtlichen ftümmberechtigten Wählern bekannt zu machen, dafi die Urwahl, 
wie vorbemerkt, om 1. Mai d. J. und zwar Vormittags 9 uhr 
ftattfinden werde und fie aufzufordern, ſich gedachten Tages zur beſtimmten Stunde 
im Schulzenamte zu einzufinden, mit dem Be⸗ 
merken: daß auf die etwa Ausbleibenden keine Rückſicht genommen werden, die 
Wahl vielmehr dennoch vor ſich gehen würde. 


In dieſem Termin hat ſodann der Ortsvorſtand dem Herrn Wahl-Commiſ⸗ 
ſarius das vorgedachte namentliche Verzeichniß zu übergeben. 


Uebrigens wird dem Ortsvorſtande zur Pflicht gemacht, darauf zu halten, 
daß die Mannſchaften auf dem Hins und Rückweg nach und von dem Wahlorte, 
ſowie bei der Wahl ſelbſt ſich ruhig verhalten. 


Beeskow, den 12. April 1848. 
Der Landrath 


v. Löſchebrand. 


An 
ſaͤmmiliche Ortsbehoͤrden des 
platten Landes. 
(No. 2724.) 


KSC 
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II. 25, Strausberg, 12. April 1848 


Auszug aus der Meldung des Hauptmanns und Chefs der 3. Kompanie des Garde- 
jägerbataillons Schlieffen an den Generalleutnant und Kommandeur der Garde- 
infanterie v. Prittwitz in Potsdam 


[Lage in den Dörfern des Teltow und im Landarmenhaus Strausberg] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1120, BI. 256. 


[...] Auf den Dörfern findet man überall die beste Stimmung, eine wahre Wut auf die 
Berliner. Man wünscht, daß mit Ernst dem dortigen Treiben ein Ende gemacht wird und 
will dies mit allen Kräften unterstützen. Die beiden Kompanien sind überall, selbst beim 
bloßen Passieren der Dörfer, mit Freuden aufgenommen, und ist ihnen der Wunsch aus- 
gesprochen worden, ob sie nicht für immer bleiben könnten. 

In Köpenick ist die Bürgerschaft sehr gut gesinnt, und es ist nur von den circa 200 
Fabrikarbeitern etwas zu fürchten. Nachdem der Fabrikherr die Arbeitszeit verkürzt und 
das Arbeitslohn erhöht hat, haben sie am Sonnabend die Arbeit wieder aufgenommen 
und sich zufriedengestellt erklärt. Auch war eine Deputation vor dem Rathause erschie- 
nen und hatte das Aufziehen der dreifarbigen Fahne veranlaßt. Die Aufregung ist durch 
Berliner Arbeiter herbeigeführt worden und wenn sich durch dies nicht erneuert, so 
hofft man die Ruhe zu erhalten. 

Die Schützengildekompanie des Orts hat den Sicherheitsdienst übernommen. 

In Strausberg waren im Landarmen- und Korrektionshause' die Korrigenden bereits 
seit 8 Tagen ganz beruhigt, freilich durch ein sehr gefährliches Mittel, nämlich der Frei- 
lassung der aufregenden Korrigenden. Es werden auf diese Weise über 100 Korrigenden 
in Abteilungen zu 6, 7 und 10 Mann täglich entfernt. Ein geeigneter Zuwachs für die 
Volksversammlungen in Berlin. Die Anstalt ist in einer übeln Lage, wollen die Korrigen- 
den sich ernstlich Luft machen, so ist das Ausbrechen nicht schwer, weil die Lokalität 
sehr offen ist. Ein Feueranlegen ist bei den vielen brennbaren Stoffen in der Anstalt sehr 
leicht. Die Bürgerschaft ist sehr gut gesinnt, hat aber bis jetzt noch keine Sicherheits- 
dienstanordnungen getroffen. 

Außer dem Rest der Invalidenkompanie steht ein Kommando von 1 Unteroffizier 
und 36 Mann vom 24. Infanterieregiment hier im Ort. [...] 


Dem 1792 eröffneten Landarmen- und Invalidenhaus war 1820 eine Erziehungsanstalt für minderjährige 
Korrigenden (Zwangserziehungszöglinge) angeschlossen worden; Anfang 1848 gab es insgesamt 500 In- 
sassen. 
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II. 26, Cottbus, 19. April 1848 


Bericht des Landrats des Landkreises Cottbus v. Schönfeldt an den Oberpräsiden- 
ten der Provinz Brandenburg v. Meding 


[Arbeiterunruhen in Cottbus] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1120, Bl. 271. 


Schon seit einigen Tagen sind hier Arbeiter zusammengetreten und haben Besprechungen 
über den Lohnsatz und andere Gegenstände gehalten. Zu gestern abends 8 Uhr wurde 
eine Volksversammlung angekündigt und auch wirklich abgehalten. Der Volksbeschluß 
soll dahin gegangen sein, dem Magistrat eine Petition vorzulegen, daß das Bürgermeister- 
gehalt von 500 Reichstalern ermäßigt und Herr Roemelt Abschied nehme, sodann aber - 
und das ist die Hauptsache - zu verlangen, daß Arbeit geschafft, wobei jeder Arbeiter 15 Sil- 
bergroschen Tagelohn verdiene. Ein Haufe von einigen 100 Arbeitern aller Art zogen 
dann in die Stadt, um die Petition zu überreichen. Hier soll nun ein Teil der Schützen- 
gilde angekommen sein und, wie behauptet wird, ohne weiteres mit dem Bajonett auf 
den Haufen eingedrungen. Einige Verwundungen sind vorgekommen, allein das Hauptre- 
sultat war, daß den Schützen ein Teil der Gewehre entrissen und die übrigen augenblick- 
lich davon liefen und ins Rathaus flüchteten, welches nun durch Steine beworfen und 
alle Fenster demoliert wurden. Die Sturmglocke ertönte, aber - keine Bürgerwehr 
erschien und der Haufe war Meister. Man verlangte die Schützen heraus, die gestochen. 

Hier gelang es endlich, die Menge soweit zu beruhigen, daß sie mit Demolieren auf- 
hörte und einsahen, daß die Schützen nicht herauskommen würden. Nun wurden in allen 
Häusern die Fenster eingeworfen, wo Schützen von der blauen Kompanie wohnten, und 
endlich in allen Schänken und bei den reichen Kaufleuten eine Abfindung erzwungen. 

Ich bin von Anfang des Sturmläutens unter dem Volke gewesen und habe begütigt 
und verhütet, was möglich war, ebenso wenige Bürger und Beamte: die Masse der Bürger 
blieb zu Hause und zeigte, wie jammerlich das so gerühmte Institut der Bürgerbewaff- 
nung ist. 

Um 4½ Uhr morgens konnte ich mich etwas zur Ruhe legen. Jetzt komme ich von 
einer Magistratsverhandlung; die Volksversammlung stellt ihre Petition an 15 Silbergro- 
schen Arbeitslohn. Man hat, um hier zum Ziel zu kommen, um 1 Uhr eine Konferenz 
des Magistrats, der Meister und der Arbeiter bestimmt. Zu welchem Ziele dies führen 
wird, weiß Gott, so viel aber steht fest, daß die Macht der Bürgerschaft ach völlig null 
gezeigt hat, und es jetzt bloß darauf ankommt, wie weit der Arbeiter gehen will. Wie der 
Sache Einhalt zu tun, läßt sich jetzt noch gar nicht absehen. Die Konferenz um 1 Uhr 
gleicht einer Kapitulation. 

Die Stadt wünscht Militär zu Hilfe, jedoch nur, wenn es längere Zeit hier bleiben 
kann, weil Hilfe auf einige Tage die Sache nur schlimmer machen würde. 

Der Königl[ichen] Regierung und dem Herrn Minister des Innern habe ich diesen 
Bericht unmittelbar übersandt. 


1 Alfred von Auerswald (1797-1870), 19. März-25. Juni 1848 preußischer Minister des Innern. 


Ales für das Belt, Alles barg bes Vali! 
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Männer, Mitbürger, Freunde! 


[Forderung an die wahlberechtigten Bürger, nur die Abgeordneten zu wählen, die volks- 


Aufruf des Bürgers Schrader zur Wahl der Abgeordneten für die Preußische Natio- 
nahe Interessen vertreten] 


nalversammlung' am I. und 8. Mai 1848 
BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1120, Bl. 316. 


Il. 27 Zehdenick 20. April 1848 
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Iehdenid, den 20. 


ST 


Schrader. 


Gert im M. Mütter a Vadtruterri Im Gesten. 


31 Vgl. Dok II. 22 und II. 24. 
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II. 28, Cottbus, 20. April 1848 
Aufruf des Lehrers Heinrich Bolze' an die Cottbuser Arbeiter 


[Aufrechterhaltung der Ordnung] 


Pufruf 


Es hat ſich in dieſen Tagen herausgeſtellt, daß die 
Bürger in Cottbus von einzelnen Perſonen in der 
Weiſe mit Bitten und Forderungen beſtürmt werden, 
daß ſolche einer förmlichen Erpreſſung gleichen. Wir 
erinnern die Arbeiter an ihr uns feierlich gegebenes 
Verſprechen, die Ordnung aufrecht zu erhalten, und 
glauben von ihrer Ehrenhaftigkeit, daß fie im Stande 
ſind, ihrem eigenen Worte keine Schande zu machen. 
Demgemäß fordern wir ſie auf, dergleichen Erpreſ⸗ 
ſungen nach ihren beſten Kräften zu verhindern, er⸗ 
warten aber auch von den Gebern, daß ſie durch ihre 
eigne Entſchiedenheit uns in der Abſtellung ſolcher 
Ungebühr nnterftügen. 


In Angelegenheiten der Arbeiterverhältniſſe fmd 
wir von jetzt an täglich in den Wochentagen von 3 
bis A Uhr in dem Geſchäftslokale des mitunterzeich⸗ 
neten Juſtitiarins Jahr zu ſprechen. 


Cottbus, den 20. April 1848. 


Knobloch. Bolge, Jahr. 


Stadtarchiv Cottbus, AB 51. 


1 Dr. Heinrich Bolze (1813-1888), Gymasiallehrer, gründete 1846 den Cottbuser Handwerkerverein, Vorsitzen- 
der des Konstitutionellen Klubs, später Vorsitzender des Demokratischen Vereins, Mitglied des Volksvereins. 
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II. 29, Kietz bei Storkow, 22. April 1848 
Namensverzeichnis der stimmberechtigten Urwähler' des Dorfes 


[Auflistung von 36 Urwählern unter Angabe des Vor- und Familiennamens, Alters, Stan- 
des oder Gewerbes sowie sonstiger Bemerkungen] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 7 Amt Storkow Nr. 30, Bl. 24-25. 


Uamentliches Perzeihniß 


im Dorfe N. N. 2 S 


vorhandenen ſtimmberechtigten Urwäbler. 


1 Vgl. Dok. II. 24. 
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Die bei Auſſtellung diefed Verztichniſſes ab weſenden im Orte aber wohnbaften, oder dar 
ſelbſt ihren Aufenthalt habenden ſtimmberechtigten Wähler werden ebenfalls aufgenommen. 
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Die Richtigkeit vorſtehenden Verzeichniſſes und daß foldes ſämmtliche ſtimmbe / 
rechtigte Urwahler biefigen Communalbezirks enthalt, auch drei Tage lang zur öffentlichen 
Einſicht ausgelegen bat, wird hiermit pflihtmäßig beſcheinigt. 7 
N. N. den gg tem April 1848. 


Die Ortobeborde. 
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II. 30, Luckau, 24. April 1848 


Bericht des Landrats des Kreises Luckau v. Manteuffel an die Regierung Frankfurt, 
Abteilung des Innern 


[Verhalten der Beamten auf die vom 21. zum 22. April 1848 in Golßen erfolgten Tumulte] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 300, Bl. 70-71. 


.-] Ich erachte die Ruhe in Golßen auf die nächsten Tage für gesichert, kann mir aber 
selbst nicht verheimlichen, daß die jetzt entwickelte Energie der dortigen Bürgerwehr 
möglicherweise bald vorübergehen könnte. Wenigstens hat dies die bisherige Erfahrung 
gelehrt; nachdem ich nämlich bereits vor mehreren Wochen die Bildung einer Bürger- 
wehr in Golßen selbst geleitet hatte, sind bald nachher Reibungen ausgebrochen, in 
deren Verfolg die Schützengilde die Handhabung der öffentlichen Sicherheit allein 
beansprucht und übernommen hat. Daß dieselbe gleichwohl dieser Aufgabe nicht im 
entferntesten gewachsen gewesen ist, haben die letzten Ereignisse bewiesen. 

Ich werde es wenigstens meinerseits nicht an Einwirkungen fehlen lassen, um die jet- 
zige Bürgerwehr tätig zu erhalten. 

Die stattgefundenen Exzesse sind allerdings sehr bedeutende gewesen und noch 
schlimmere folgen, namentlich lebensgefährliche Verwundungen einzelner Personen 
möchten nur dadurch vermieden worden sein, daß die Tumultuanten sich stets mit 
großem Geschrei nach den einzelnen Häusern begeben und hierdurch deren Bewohner 
zeitig genug geweckt haben, um die Flucht ergreifen zu können. 

Der Steuereinnehmer hat dagegen nur mit Mühe seine Kinder aus den Betten heraus- 
reißen und gegen die Steinwürfe flüchten können. 

In Golßen selbst stand die Tätigkeit der Behörde leider gänzlich stille, indem der 
Polizeibeamte Neumann zur Aufnahme polizeilicher Verhandlungen selbst körperlich zu 
angegriffen zu sein erklärte, der Bürgermeister Schneider aber sein Amt vorläufig 
niedergelegt hatte; die desfallsige Schrift des Schneider p. füge ich origi[nater] sub 
petlitione] remiss[ionis]' bei. 

In margine ist die ihm vorläufig von mir erteilte Antwort enthalten. 

Wenn schon der Bürgermeister Schneider in jener Nacht allerdings zweimal tätlich 
mißhandelt worden sein soll, so kann doch ein derartiges willkürliches Aufgeben der 
amtlichen Stellung nicht geduldet werden, ich bitte dies auch seitens hochderselben dem 
Schneider mit der Bemerkung zu eröffnen, daß er den besten Schutz für die Folge in 
dem guten Sinne und der Tatkraft der Bürgerwehr finden werde. 


LI 


1 Im Original unter Rückgabe. 
2 Am Rande bemerkt. 
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II. 31, Luckau, 29. April 1848 


Bekanntgabe der im Kreis Luckau gebildeten Wahlbezirke sowie Bekanntmachung 
des Landrats v. Manteuffel vom 26. April zu den Wahlen’ für die Preußische Natio- 
nalversammlung am 1. und 8. Mai 1848, veröffentlicht im Luckauer Kreisblatt 


[Auflistung aller Wahlbezirke mit den zugehörigen Ortschaften unter Angabe der Ein- 
wohnerzahlen sowie des Wahlleiters sowie Aufruf des Landrats zur Teilnahme an den 


Wahlen] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs Nr. 298, Bl. 55-57, 


Luckauer 


tei t . 


@rfler Jabrgang. ; Sonnabend 
N: 5. Redaction, Drud und Berlag von J. Entleutner, is 29. April 1848. 


Verzeichniß 
der im Luckauer Kreiſe gebildeten Wahlbezirke mit Angabe der Wahlkommiſſarien. 


$ Name Bu dem Bezirke kent Name 
A des gehörigen einzel des 
a Bezirks. Ortſchaften. i Wahlkommiſfarius. 
* Ortes 
, Bue Städte 5 
1| Dobrüugk Dodrilugk Bürgermeifter Buſch. 
2] Finſterwaldt Finſterwalde Ife Bezirk: Senator Koswig. 
2ter Bezirk: Bürgermeiſter Nehme. 
3] Golfen Golfen Bürgermeifter Schneider. 
4 Kirchhayn A Mer Bezirk: Bürgermeifter Vogel. 
i Zitt Bezirk: Raldmann Flügel. 
5; Luckau Luckau 13 | After Bezirk: Kr.-Juſtizratb Sactorius. 
Bier Bezirk: Senator Kuhſcher. 
6| Sonnewalde Sonntwalde 1066 Bürgermeifler Dißler. 
II. des [platten Landes. 
7| Sqhlabendorf 8 > | 
teno o 2 
611 | Rittergutsbeſitzer Bergemann in 
Stoß dor 65 
Preſebncden 98 | Sqhledendorſ. 
8| Arenzbain — — Je Dorſrichter Rriche in Arenzhoin. 
9] Breitenau Breitenau 180 | 
erg 42 e Dorfriğter Suba in Breitenau. 
deen Lë, | 3 
mneberg nneberg 
Groß: Bahren 147 52 | Braufrüger Quaßnigk in Tanneberg. 
Klein:Bahren 121 


34 Vgl. Dok. II. 22. 
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tan 

— 

x Name Name 

E des des 

H Bezirks. Wahlkommiſſarins. 
II Weesdau 

32] Drehnau Schloß 


Pon zelbeamter Charpentier in Drehnau. 


Betten 
Borns dorf 


Groß krauß nigk 


Dorfrichter Goßlau in Betten. 
Rittergutsbefiger von Thermo. 
Dorſrichter Kirſch zu Großkraußnigk. 
Rittergutsbeſitzer Biegner auf Briefen. 
Jan Dorſſchulze Bommel zu Budowien. 


Großkraußnigk 
Kleinkr, dp 


Briefen 
Buckowien 


Cahn s dorf 
(54 Breigutsbefiger Roß ler. 
Golzig 

604 Inſpektor Schulze in Golzig. 
Zieckau 
511 | Inſpektor Moͤbert in Zieckau. 


21 Grieni Crienitz 354 J Dorſri Aer Steinigk zu Gritni 
22 Laf MEM Sonntwalde Schloß l ` CR EE 
Dabern (927 Polizebeamter Lehmann. 


5 Goß mor b. S. 252 
23| Dobrilugk Schloß] Dobrilugk Schloß 136 
Buſchmühle 8 
Hammermüble 13 
Plumpemüple 5 
Fact u. Wimertaus — 536 | Kentmeifer Soa, 
Vorwerk Prießen 18 | 

desgl. Schulz 37 
Louiſenbütte 71 
Hennersdorf 140 
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Dame 
des 
Wahlkommiſſarius. 


Dollenden mit 
Vorwerk Poley 


Dorfſchulze Klanigk zu Dollenchen. 


SE Ge mit 
rahn: P 4 
Brondmühle Rittergutsbefüger Bartidom auf Eroſſen. 
26 Seren Dorſtichter Krollig. 
27 - 
| > Dorftichter Läber zu Drößigk. 
28] Kahden 
d Dorfrichter Mierfbing zu Kabden. 
29] Dübrihen 
3 Dorfcigter Silher zu ubrigen. 
30| Egsdorſ 
Rittergutsbeſitzer von Langenn. 
31 
2 EE 
32 li 
SCH Folkenderg Rittergutsbeſitzer Engelbrecht. 
san = 
Tee — 4 187 Rittergutsbeſitzer Tobye. 
; Size | 136 
310 Rüdersdorf 32 25 Dorſtichter Jͤͤhnichen zu Rüdersdorf. 
35 Franfena Fraukena 349 | 349 | Prediger Rofi. 0 
36| Scicdersdorf Friedersdorf 335 | 335 | Dorfrihter Müller zu Friedersdorf. 
37] Goͤunitz Goͤunitz 433 | 433 | Dorſrichter Mehnert zu Goͤllnitz. 
38| Gofimar b. & | Geßmar 377 | 377 | Prediger Opitz. 
39] Lich rerfeld 3 >e 323 Dorfrichter Behring zu Lichterſeld. 
e 
40 Lindena Bee $ 400 | 400 | Dorfridter Thiele zu Bindena. 
41 Greßlubolz Großlubolz 576 | 576 | Dorfridter Lehmann. 
421 Lugau Lugau 449 | 449 J Dorfrigter Richter zu Lugau. 
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— 10 — 


i Einwohner: 
> Zu dem Bezirke zahl des Name 
E gebörigen einzel: 5 des 
E] Erich. nen Bezir Bahlkommiffarius. 
= U 


Naundorf 
Nehes dorf m. Forſt 
Grünhaus m. Pech 
E 
chimenzmühle 
Rietzneuendorf 
mit Guſe 
eidefchäferei 
orwerk Sorge 
Niewitz! 
Oppelbain 
Sallgaſt 
Schönborn 
Schoͤnewalde b. L. 
Sorno 
Trebbus 
Waldow mit 
Neue Schanze 
Waltersdorf mit 
Andreasmühle 
Bergſchenke 
Moͤbiusmühle 
Neumüble 
Foltermäble 
Vorwerk GC 
Werenzhein mit 
Winkelgut 
Zecketin 
Zügen 
Dim 181 
Wentdorf, St. Antb. 91 |! 
Wentdorf Ridt. Ant.] 59 
Pitſchen 198 
Freiwalde mit 297 
Deuiſches Haus 2 
Reich walde 283 
Schönewalde b. S. | 288 
Friedersderf, d. S.] 270 


orfrichter Karra 
Dorftichter Hartmann. 


Dorfrichter Grimlach zu Nehes dorf. 


Rittergutsbeſitzer Matthe. 


7 
* 2 


372 

20 

7 

62 

431 | 431 | Dorfridter Fiſcher zu Niemig. 
337 | 337 | Dorſtichter Poſſelt zu Oppelbain. 
413 | 413 | Polizeiverwalter, Inſp. Volllammer. 
478 | 478 | Dorfrichter Leineweber. 

572 | 572 | Dorſrichter Lehmann. 

348 | 348 | Dorftichter Gütte. 

381 | 381 | Dorſrichter zu Trebbus. 
509 
15 
377 
5 
13 
6 
9 
6 
43 
355 
10 
357 
HO 


Waldow 
Waltersdorf 


524 Rittergutsbeſitzer Dr. Hambert. 


Ss 


459 [ Polizeiverwalter Buchwold. 


56| Werenzhain 


Zeckerin 
58 Zuͤtzen 
59| Cümmritz 


365 | Dorfrichter Klinkmuͤller. 
35 


I Dorfrichter Große zu Zeckerin. 
440 | Graf von Kleiſt. o 
529 


von Lariſch. 


l 
|] 
60| Freimalde mm Dorfrichter Lehmann zu Freiwalde. 


61) Schoͤnewalde b. 558 Dorfrichter Strauch zu Schönewalde. 
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— — 
Zu dem Bezirke Name 
gebörigen — | des 
Ortſchaften. Wahlkommiſſatius. 


Weiſſagk mit 


rd Grabig Poliztiverweſer Amtmann Siehe. 
abro 
63| Görlédorf — 

Wenninden Dorfrihter grany. 


Karche 
Gehren Gehren n. d. Mühlen Landtagsabgeordnetet Wildau. 
Sagritz, v. Kleift:] Sagritz mit 
(der Antheil Bulbadmüble 
Sagritz, Stadt Xnth. 
Gerd 


Kreblitz, a. Anth. 
Kreblitz, n. Anth. 
dorf 


Dorſtichter Schöne zu Sagritz. 


Ritterguts beſitzer Geißler auf Sellendorſ. 


Altgolden 
Liedekahle 
Gohra Gobra 
Klinckmübl 
Staupig mit 


gu Zollhaus 
Sktadöborf ſchacksdorf 
Lieskau 


Gröbig 

Zuͤrchel 
Gießmannsdorf | Gieß manns dorf 

Zöllmersdorf 


Pelckwitz 
Wiecrigsdorf 
705 Schollen Schollen 


Schiebs dorf 
Zaacko 


e Sando 
71| Golßen. Schloß] Golfen, Schloß 


ow 
Hobendorf mit 
Vorwerk Schoͤnerlinde 
72| Troͤbie Troͤbitz 
Schadewitz 
Nesdorf 


Dorſrichter Schwickal zu Gopra. 


Dorſrichter in Schacksdorf. 


Dorſtichter Lehmann in Gießmanns dorf. 


Dorſtichter Schemmel in Schollen. 


Amtmann Naumann in Golßen. 


Dorftichter Jahne in Troͤbitz. 
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Name 
des 
Wahlkommiſſarius. 


Oeffentliche Bekanntmachung. 


Die wichtigen Tage des I. und 8. Mai rücken immer näber beran. Es werden an dieſen 
Tagen zablreihe Verfammlungen der zu den Wahlen Beruſenen ſtottſinden, es werden an biefen 
beiden „es werden in der Zwiſchenzeit mannigfache Wünſche Dë beſonders fühlbar machen. 
Ich rechne mit Zuverſicht darauf, daß während dieſer Zeit, daß ganz beſonders an den genann⸗ 
ten Tagen durch Bermeidung jeder Keen l durch Achtung vor dem Gelege, der Beweis 
geliefert werde, daß die Wähler des Luckauer Kreiſes an allen geſonnen und befähigt find, 
die ihnen obliegenden Pflichten vollſtaͤndig zu erfüllen, daß fie der eignen Ueberzeugung frei fol: 
gen, daß fie aber auch die fremde Uberzeugung anerkennen. 

Alsdann wird ein Jeder ſich das Zeugniß geben können, innerhalb des Geſetzes und mit 
dem Geſetze zum Wohl unſeres Vaterlandes gewirkt zu baben, 

Luckau, den 26. April 1848. Der Koͤnigliche Landrath. 

von Manteuffel. 
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II. 32, Neuruppin, Mai 1848 
Barrikadenkämpfe in Berlin am 18. und 19. März 1848 


[Hinter Barrikaden schmelzen Jugendliche über offenem Feuer in einem Tiegel das durch 
eine Frau aus den Fensterrahmen entfernte Fensterblei, um es weiter zu Gewehr- und 
Pistolenkugeln zu verarbeiten] 


Handkolorierter Schreibbuchumschlag für Schulkinder. Lithographie', gedruckt bei Oeh- 
migke und Riemschneider in Neuruppin, Mai 1848. 


BLHA, Pr. Br. Rep. 30 Berlin C Polizeipräsidium Berlin, Nr. 11674, Bl. 75. 
Dok. s. S. 337. 


1 Im April 1853 fahndete die Berliner politische Polizei in der Druckerei von Oehmigke und Riemischneider 
in Neuruppin vergeblich nach den Bilderbögen (Dok. II. 32, 33, 34, 35). Vgl. Dok IV. 25, 26, 27. 
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II. 33, Neuruppin, Mai 1848 
Barrikadenkämpfe in Berlin am 18. und 19. März 1848 


[Unter der schwarz-rot-goldenen Fahne verteidigen männliche Aufständische unter Ein- 
satz ıhres Lebens eine Barrikade vor aufmarschiertem Militär] 


Handkolorierter Schreibbuchumschlag für Schulkinder. Lithographie, gedruckt bei 
Oehmigke und Riemschneider in Neuruppin, Mai 1848. 


BLHA, Pr. Br. Rep. 30 Berlin C Polizeipräsidium Berlin, Nr. 11674, Bl. 76. 
Dok s. S. 338. 


1 Vgl. Dok. II. 32, Anm. 1. 


184 Dokumente zur Revolution 1848/49 in Brandenburg 
II. 34, Neuruppin, Mai 1848 

Freiheit 

[Gedicht von Robert Prutz, Halle-Berlin, 1845] 


Handkolorierte Schreibbuchumschlag für Schulkinder. Lithographie’, gedruckt bei Oeh- 
migke und Riemschneider in Neuruppin, Mai 1848. 


BLHA, Pr. Br. Rep. 30 Berlin C Polizeipräsidium Berlin, Nr. 11674, BI. 73. 
Dok. s. S. 340. 


1 Die Revolution 1848/49 in Brandenburg - Eine Quellensammlung, bearbeitet von G. Falk. Quellen, Find- 
bücher und Inventare des Brandenburgischen Landeshauptarchivs, Bd. 5, Frankfurt a. M. 1998, S. 4. 
2 Vgl. Dok. II. 32, Anm. 1. 
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II. 35, Neuruppin, Mai 1848 
Freiheit 
[Gedicht] 


Handkolorierter Schreibbuchumschlag für Schulkinder. Lithographie', gedruckt bei Oeh- 
migke und Riemschneider in Neuruppin, Mai 1848, 


BLHA, Pr. Br. Rep. 30 Berlin C Polizeipräsidium Berlin, Nr. 11674, Bl. A. 


Dok. s. S. 339. 


1 Vgl. Dok. II. 32, Anm. 1. 


1 
2 
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II. 36, Brandenburg an der Havel, Mai 1848 


Verzeichnis der Mitglieder der Preußischen Nationalversammlung aus der Provinz 
Brandenburg, Stand: 8. Mai 


[Auflistung nach den Regierungsbezirken, Wahlkreisen, Namen, dem Stand sowie Wohn- 
sitz der Mitglieder] 


BLHA, Bibliothekssignatur 3073: „Verzeichnis der Mitglieder der Preußischen Abgeord- 
neten-Versammlung zur Berathung des Verfassungs-Gesetzes für den Preußischen Staat.“, 
Brandenburg 1848, Verlag von Adolph Müller, S. 4-6. 


; di Namen 
Bont Wahlkreis. der Mitglieder und Wohnſitz. 
; Stand. 


7 7 


Provinz Brandenburg, 


Berlin. "lier Wahlbezirk. je. Kirchmann, Staatsanwalt.“ Berlin. 
| dito. Zacharias, Kaufmann. | tito. 


Berlin. | 2ier Wahlbezirk. Waldeck, Geh. Ob. Tribunals⸗ dito. 


Rath. 
dito. Dunker, Stadtrath. dito. 
Ster Wahlbezirk. Bauer, Geh. Rev.-Rath. tito. 
tito. Berends, Buchdruckerel⸗Beſitz. dito 
Arer Wahlbezirk. Jonas, Geh. Rev.⸗Rath. dito. 
Öter Wahlbezirk. Sydow, Paftor. dito. 
dito. Jung, Landger. Aſſeſſor. dito. 


Vgl. Dok. II. 22. 
Im Ergänzungsblatt zum Mitgliederverzeichnis vermerkt ein handschriftlicher Nachtrag, daß für den 
Wahlkreis West-Havelland der Brandenburger Oberbürgermeister Franz Ziegler durch Nachwahl den bis- 


herigen Abgeordneten Steinbeck ablöst. Vgl. auch: Die Revolution 1848/49 in Brandenburg - Eine Quel- 
lensammlung, a. a. O., S. 105, Anm. 96. 
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Potsd. Angermünde. Klatte Schulze. Frauenhagen. 
Nieder» Darnim. Riedel, Geh. Archlvrath und! Berlin. 
Profeſſor. 
dito. Milde, Kaufmann. Breslau. 
Beeskow - Storkow. Schmidt, Amtmann. Beeskow. 
Dft - Havel : Land. Reinicke, Braueigner. Spandau. 
Jüterbogk⸗Lucken⸗ Bading, K.-Ger.⸗Aſſeſſor. Jüterbogk. 
walde. 
N Grabow, Ober⸗Vürgermeiſter.. Prenzlau. 
RE Thederahn, Schulze. Dahlhauſen. 
dito. Knuth, Bürgermeiſter. Wittſtock. 
Weſt ea Dären Gutspachter. Rotin. 
dito. Wegener, Apotheker. Wilsnak. 
Ruppin. Kämpff, Lehrer. Neu⸗Ruppin. 
rito. Spitzel, vehnſchulze. Seebeck. 
Teltow. Matzke, Geh. Ober⸗Reg.-Rih.] Adlershoff. 
dito. Haraſſowitz, Kammergerichts⸗Alt⸗Schoͤnebg. 
Rath. 

Templin. Lüdecke, Juſtizrath. Berlin. 
Potsram. Jonas, after. dito. 
Weit = Havelland, Dr. Steinbeck, Stadt⸗Phyſit. Brandenburg. 

Zauch-Velzig. Pauckert, Apotheker. Treuenbrietzen. 
Frankf. Arnswalde. Wachsmuth, Stadtrichter. Mech. 
Kalau. Anwandter, Apotheker. Kalau. 
Kottbus. Jahr, Juſtitiarius. Kottbus. 
Kroſſen. Keferſtein, Rektor, Paſtor. Kroſſen. 
Frankfurt. v. Gerlach, Megierungd-Prä | Frankfurt. 
ſident a. D 
Friedeberg. Salis, Faͤrbermeiſter. Drieſen. 
Guben. Pohle, Juſt. Kommiſſarius. Guben. 
Koͤnigsberg. han, 8 Ziollin. 
| dito. Riel, O. L. G. Aſſeſſor. Kuſtrin. 
f Landsberg. ESCH "stame Gennin. 
Frankf. Landsberg. Maaſt, ee Km? Landsberg. 
Lebus. von Brünneck, Ob. Burggraf.“ Trebnitz. 
dito. Arnold, Maurermeiſter. Fürſtenwalde. 
Luckau. Quaßnic, Brau-Krüger. Tanneberg. 
Lübben. Mücker, Lehn Schulze. Kuſchkau. 
Soldin. Siebert, Buchdrucker. Soldin. 
Sorau. Rehfelv, Diakonus. Sorau. 
dito. Schulz, Häusler. Tauchel. 
Spremberg. Krüger, Krug-Gutsbeſitzer. Rapeivoite. 
Sternberg. Born, Geometer. Sonnenburg. 


dito. Kunz, Arzt. Krieſcht. 
Züllichau. Hanow, Woifenhaus- Direktor. Zülichau. 
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II. 37, Drossen, 17. Mai 1848 
Statut des Konstitutionellen Klubs Drossen 


[Gründung eines konstitutionellen Vereins] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Pol Nr. 446, Bl. 104. 


STATUT 


conſtitutionellen Klubs zu Proffen. 


v. I. 

Zur Gotwrtelung einer der Zeit eutſprecheuden poltiihen cſinuung und zur Beſerdetuug 
kenſtitutionctlet Bildung haben Dreſſcuet und Einige ans der Umgegeud nch beute zu einem vefmn- 
enellen Klub vereinigt, det ſich regelmaſug einmal in der Woche zur Beſprechung allgemeiner polin- 
fher, ſowie inobefondere auch örtlicher Angelegenheiten versammelt. 


$. 2. 

Jeder nubeſcholteue velljabrige Maun kaun Milglied werden. Der Aufzunebmende muğ durch 
em Mülgned dem Verſtande votheſchlagen werden. Defer ſetzt den Rinb davon m Keuntuiß und 
lczteret beichliefit dann in det nadieu Sitzung über die Aufnabmc durch mündliche Abſtummung. 
wahrend welcher det Vorfchlagende den Klub verlaſtt. Um aufgenommen zu werden, iſt einfache Majo 
nitàt nötbig. 

§ 3. 
Der Vorſtand des Kinds beficht aus 
1) vinem Prafidenten, 
2) einem Sprecher, 
3) einem Selretair und 
+) einem Rendanten. 

Zum Mate des Erfieren gehört co, die Sitzungen zu eröffnen und zu ſchleßen, in deulelben 
die Direktion zu führen und fur Ordnung und Ruhe bel der Debatte und det Abſtunmung zu ſotgen. 

Der Sprecher bat die beſondete Verpflichtung, Stoff zur Beſprechung. wie folder den Zwe- 
den des Klubo cutſpticht, zu liefern; et muß dadet jedesmal auf Erfordern des Praſidenten das 
Wort nehmen. Auetdem liegt ibm ob, bei der Abſtuumung die Stimmen, reſp. Stimmgerrel zu ſammeln. 

Der Sektetalt bat die Verhandlungen und Beſchluſſe des Klubs zu vermerken; et nimmt über 
jede Sitzung cin Protokoll auf, welches er in der nächten Sitzung zur Vollziehung verlegt. Bei der 
Abſummung vermerkt et die Stimmen und zieht das Reſultat derſelden. 

Der Rendant dat die Beiträge einzufammeln und dieje, fome ſouſuge Bermögensſtucte des 
Klubs zu verwahren. 

Jedes Vorſiandomuglied, mit Muonabme des Nendanten, bat emen Stellvertreter, der m Be- 
binderungsfällen defen Auucnonen erfullt. 


§. 4. 

Sammtlihe VBorfandowitglieder werden für dret Monate vermittelſt Stimmzettel durch einfa- 
de Majoritat oder bei Stimmengleichhen durch das voos am Schluſſe der jedesmaligen legten Sitzung 
des betreffenden Quartals erwählt. Stellvertreter wird derjenige, auf welchen bei der Wahl die mei: 
fen Stimmen nach dem für die refy. Stelle Erwätlien fallen. Die Wahl kann unt von demjenigen 
abgelehnt werden. welcher das ihm zugedachte Amt unmittelbar vorher. verwaltet hal. 
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5.5. 

Aufier der ordentlichen Sıpung kann der Bräildent mit Zuilimmmg des Sptechers eine au- 
berordentliche Sitzung am gewohnlichen Verſammlungsotte des Klub berufen. 

Andere auftetgewobuliche Verſammlungen konnen nur vom Klub ſelbſt angeordnet werden. 

8. 6. 

Einen Vortrag balten darf wur, wer dazu vom Prädenten die Erlaubniß erhalten hal. 

Der Redner dat feine Abſicht und den vorzutragenden Gegenſtand möglich beitimmt vet der 
Sißung dem Sprecher anzuzeigen. welcher bieräber ein Verzeichnifi aufettigt und dem Präfidenten vor 
legt. Dieſet beſummt die Reibefolge. 

Grit wenn der Praſident nach cinem gehaltenen Vortrage die Debatte eröffnet, i es erlaubt. 
Inner Bemerkungen vom Plage aus zu machen. Doch muß ſich auch bier jeder dem Rufe des 
Prafidenten zur Ordnung fügen. 

Der Vortag muß fiets op freier fen und iſt an die Verfammlung zu tichten. Die Debatte 
darf micht perſenlich werden, 

8 7. 

Jedes Mugucd kann einen Auttag zur Abſtum mung bringen, und mu derſelbe zur Abſum⸗ 

mung temmen, wenn er von dre andern Mitgliedern unterſtutzt werd. 


3. 8. 
As Date tonuen nut velhäbrige Auswärtige, Eiuhciuuſche abet gat nicht von den Mitglie- 
beru eingeführt werden. Kë 


Zur Beſtrruung der Reiten für dad Sitzungslocal, den Boten, Druckkoſten u. dal. wird eine 
Mat: ans den Beiträgen gebildet. Ein Eintrütegeld wird nicht gezahlt, der monatliche Beitrag iñ 
vorlanfig auf 21 Subergroſchen feitgefegt, und pranumerando zahlbar. 

$. 10. 

Die Kaſſe, welche der Rendant führt, wird vom Votſtande verwaltet, welcher in det Sipung, 
we die Amto zeit abläuft, dem lub Nechenſchaft legt, und den Nendanten General » Nechnung über 
Nafe und Juventat legen läßt. Der Rendant darf nur auf pre Anweiſung des Praſidenten 
und Secretaire Zablungen leiſteu. i 

$ n. 


Em ausiheidendes Mirglicd verliert auf alle Falle feine Rechte auf das Vermögen des Klubo. 
Ver gauzucher Auſtoſung des Klube fallt das Vermögen deſſelben au die hieſige Atmentaſſe. Das 
Auoſcheiden eines Wugliedes it zu jeder Zeit geflattet. 
$. 12. 
Soll em Witglied ansgeichlefien werden, fo muß der PBeandcat hiervon, ſowie von dem Tage 
der Abstimmung ſamumtliche Mitglieder in Keuutnip ſetzen; zur Erclunon iſt daun cine Majerität von 2 
Drutel der etſchiencuen Mitglieder erforderlich. 
$. 13. 
Ebenſo muß der Praſident verfahren, wenn eine Abänderung des Statuts beantragt it. Auch 
und wer Drittel det erichienenen Mitglieder nothig. 
§. 14. 
Ber Adrefjen, Betitiowen ſind zwei Drittel der auweſeuden Mitgliedet entiheidend. 
Droffen, den 17, Mai (pb, = 


dees von Nigmann m Gährin. 
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190 Dokumente zur Revolution 1848/49 in Brandenburg 
II. 38, Wittstock, 12. Mai 1848 


Antrag des Magistrats von Wittstock an den Oberpräsidenten der Provinz Branden- 
burg v. Meding 


[Errichtung einer bewaffneten Bürgerwehr] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 964, Bl. 55. 


Euer Exzellenz erlauben wir uns eine ganz gehorsamste Bitte vorzutragen: 

Die bedrohlichen Auftritte, welche in der Umgegend vorfallen und auch hier bereits die 
Ruhe der Stadt einige Male gestört haben, veranlassen uns, dem allgemeinen gefühlten 
Bedürfnis der Errichtung einer bewaffneten Bürgerwehr zu entsprechen. 

Euer Exzellenz bitten wir daher ganz gehorsamst, hochgeneigtest vermitteln zu 
wollen, daß uns so bald als möglich zur Bewaffnung der Bürgerwehr eine Anzahl von 
circa 250 Infanteriegewehren mit Bajonett und etwa 20 Säbel aus einem Königlichen 
Zeughause gegeben werde. 
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II. 39, Beeskow, 19. Mai 1848 


Verfügung des Landrats des Kreises Beeskow-Storkow v. Löschebrand an die Orts- 
polizeibehörden auf dem Land 


[Bildung von Sicherheitsvereinen zum Schutz der öffentlichen Sicherheit, Personen und 
Eigentum und zur Unterdrückung drohender und ausgebrochener Ruhestörungen] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 7 Amt Storkow Nr. 25, Bl. I. 


EE E er TR RER 
zu Handlungen verleitet, burdy welche Die ocfentliche Sicherheit und Perfonen und Gigen⸗ 
dum geſahrdet werden find. Auch in unferem reife find an einigen Orten, zu meinem 
großen keidweſen, ven Webelgefinnten, die das Wort „Freiheit“ auf eine eigene Sib 
deuten, dergleichen Handlungen verübt werden, und wenngleich die Urheber und Theil 
nehmer folder Greeſſe der geſctlichen Ahndung nicht entgehen werben, fo bürgt dies doch 
nicht Dafür, daß Verſucht abulicher Art unterbleiben durften. Es d baber Pflicht nicht 
nur der Bchorden, ſendern auch aller gutzeſtunten Kreis - Einfaſſen, aus allen Kräften 
dahin zu wirken, daß erobende oder verſuchtt Nubeſtorungen ernilerer Art, ſewie gemalt: 
fame Nngriñe auf, Perſonen und Eigenthum nothiaenfals mit Gewalt unter druckt und ber 
mat und daß Die Achtung und Geltung der Gesetze auftecht erhalten werten. Um ders 
gu erreichen, d die Batung von ortlichen Sicherheits vereinen auf dem platten Lande brin- 
gend nothwendig und mehrere Crtebthorden haben bereits aus freiem Antriebe, Die Mns 
ſorerrungen der Zeit erkennend, dergleichen Vereine conſtituict. In den meiſten Orticaf: 
den hingegen iſt noch keine Verkehr getreſſen, wenigſtens habe ich Davon, daß foldet ges 
ſcheden, noch feine Wintheilung erhalten und 66 baten die angedeuteten Vorgange gezeigt. 
wir nachchtülig es it, wenn die Ortebewohner forglod find und ce unterlaſſen, fih zur 
Begegnung eines etwanigen lleberfalls oder Angriſſes vorzubereiten. 


b 
ortlichen i ine fofort vorzugehen und kennen 1 Tagen anzuzeigen, ob folde 
überall erfolgt iſt, oder welche Unſtande ſich in einzelnen Oriſchaften tiwa entgegen geſtellt 
baben. Es wird geungen, eine, ben örtlichen Verbaltniſſen entipredende Unzahl von un / 
"eiheltenen, juverläffigen, wehrhaften und entſchleſſenen Mannern in det Gemeinde auè: 
samäblen, welche ſich durch Hanbſchlag an Eides ftar vrrypfluchten, jederzeit auf der Huth 
zu fein und auf den Ruf der Crtspoligti- oder der Ortöbehörbe zur Borbengung droben: 
der und zur Unterdrückung außgebrochener Nuheſtorungen zuſammen zu treten. 

Ueber ihr Verhalten haben die Wohlloblichen Orts polizeibehetten die Verrine 
mund lich zu inftrwiren. In der gu erſtattenden Anzeige iſt zu bemerken, in welcher Art 
und Beije die Guten coaſtituirt worden find. 

De es ubrigend leidt möglich iñ, daß die gegenwärtig in Menge umlaufenden 


und demgemäß zu Kufregungen Anlaß geben, fo maß Mit der Beg der Belet: 
sung aufs Oriagendſte empfohlen werden. Ich veranlaſſe daher die Wohlloblichen Oris 
volizeis Beborden, in Peter Beziehung ſowohl ir bei jeder fid darbictenten Gelegenheit 
einzumirten, als auch ſouſtige einſichugt, beliebte Wanger des Bthrte zur Weinomkung in 
Ander Weißt zu trſuchen. 
Beeskow, den 10. Mat 1848. 
Der Landrath 


v. Löſchebrand. 
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II. 40, Templin, 7. Juni 1848 

Adresse arbeitsloser Arbeiter an den Magistrat von Templin 
[Bitte um Arbeit] 

BLHA, Pr. Br. Rep. 8 Stadt Templin Nr. 4261, BI. 19. 


Wir können nicht länger säumen, [uns] in unserem dürftigen Zustand an ein Wohl- 
löblichen Magistrat zu wenden, da wir arbeitsfähig sind und arbeiten können, um Weiter- 
arbeit zu bitten, denn ohne Arbeit können wir nicht bestehen und stehlen, rauben, 
wollen wir nicht; und außer der Stadt ist nirgends keinſe] Arbeit, und bei den hiesigen 
Bürgern nehmen uns die Außerh[a]lben die Arbeit weg, und wir müssen retour stehen. 
Wir wollen zwar nicht vorgreifen wie Frankfurt und Berlin, sondern wir bitten im 
Guten um Arbeit in der Schrift der Arbeiter 
Jost Albrecht, 
Schlieder, 
Marschner, 
Jawohl bitten wir um Arbeit, daß wir die Dorfangehörigen nähren können u.s.w. 
C. Gester, Schmarsow, Dränger, Wenthin, Boldt 


1 Zurück. 
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II. 41, Berlin, 10. Juni 1848 


Weisung des preußischen Finanzministers Hansemann' an den Oberpräsidenten der 
Provinz Brandenburg v. Meding 


[Zahlung eines Vorschusses von 500 Reichstalern aus dem Immediatweberunterstützungs- 
fonds für Chausseebauprojekt] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 376, BI. 292. 


Auf die gefälligen Schreiben vom 15. und 29. v[origen] Mlonalts erwidern wir Eurer 
Exzellenz ganz ergebenst, daß wir uns mit dem von Eurer Exzellenz in Aussicht 
genommenen Dispositionen über den Bestand des Immediatweberunterstützungsfonds 
für Bernau” nicht einverstanden erklären können. Überhaupt scheint, wie Eure Exzellenz 
auch bereits bei Gelegenheit der Verhandlungen wegen Beschäftigung der Zinnaer und 
Nowaweser Weber anerkannt haben, die Einleitung von Wegebauten nicht geeignet, die 
wegen ihrer körperlichen Beschaffenheit und wegen ihrer Lebensweise zu schweren 
Arbeiten untauglichen Weber zweckmäßig zu beschäftigen. Es scheint vielmehr den 
Vorzug zu verdienen, wenn dieselben in ihrem Gewerbe beschäftigt und dabei in der 
Weise unterstützt werden, wie dies der Landrat Hauschteck’ in betreff der Zinnaer Weber 
mit Erfolg versucht hat. Wir sind bereit, Ihnen zu diesem Behufe eine angemessene 
Summe, über deren Betrag wir Ihre gutachtliche Äußerung erwarten, zur Disposition zu 
stellen, und ermächtigen Sie vorläufig zu einem Vorschusse bis auf Höhe von 500 Reichs- 
talern. Schließlich bemerke ıch, der mitunterzeichnete Chef des Ministeriums für Han- 
del, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, daß die Chaussierung der Straße von Bernau nach 
Berlin mit Rücksicht auf die bereits bestehende Eisenbahn-Verbindung von so geringem 
Interesse scheint, daß ich die Bewilligung einer Prämie dafür nicht in Aussicht stellen 
kann, wogegen für die Chaussierung der Straße von Bernau nach Oranienburg eine 
Prämie von 3000 Reichstalern für die Meile nicht versagt werden wird, falls sonst noch 
erforderliche Mittel anderweit beschafft werden sollten. Im Falle der Einleitung von 
Wegebauten zur Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung unabweislich sein sollte, 
würde daher das letztere Projekt zu verfolgen sein; und würde Eure Exzellenz auf einen 
Vorschuß auf die Staatsprämie rechnen können, um damit die Arbeiten vorläufig in 
Gang zu bringen. 


1 David Justus Ludwig Hansemann, 29.3.1848-21.9.1848 preußischer Finanzminister. 
2 Vgl. Dok. I. 11. 
3 Julius Leberecht Hauschteck, 1828-1863 Landrat des Kreises Jüterbog-Luckenwalde. 


194 Dokumente zur Revolution 1848/49 in Brandenburg 
II. , Alt Markgrafpieske, 15. Juni 1848 

Anzeige des Schulzenamts an das Amt Storkow 

[Bildung einer Sicherheitswehr] 

BLHA, Pr. Br. Rep. 7 Amt Storkow Nr. 25, Bl. 17. 


Einen Königl[ichen] Wohllöblſichen] Rent-Polizeiamt zeige ich auf Beratung mittelst 
Handschlag in öffentlicher Gemeindeversammlung wegen der allgemeinen Sicher- 
heitswehr der Gemeinde Alt Markgrafpieske folgende Eigentümer an, welche die Ver- 
sammlung entschlossen hat und zur Sicherheitswehr aufzutreten bereit sind, folgende: 


A. Dähne 

Joh. Kärkritz 

Düvenages 

W. Bredow 

Wilh. Schneider Büd[ner] 
Fr. Gliesche Gastwirt 

Fr. Grasnick, Kossäth 
Wilh. Kunz " 

Fr. Krüger " 

10. Wilh. Schneider A 

11. Fr. Schulze junſior] Büd[ner] 
12. Joh. Zickrow KR 


E eng 


Zugleich hat sich die ganze Gemeinde verpflichtet, wenn unser Dorf von Überfällen 
bedroht werden möchte, einer für alle und alle für einen zu stehn, und findet sich ein 
jeder bereit, wenn Gefahr vorhanden ist, herbeizutreten. Tragen aber hierauf ergebenst 
an, daß an ihnen einige alte Schutzwaffen verteilt werden möchten. 
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II. 43, Berlin, 26. Juni 1848 
Bericht des Berliner Polizeikommissars Gsellius an seinen Vorgesetzten 
[Lage in Potsdam seit den Berliner Ereignissen des 18. März, insbesondere in den Vereinen] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 30 Berlin C Polizeipräsidium Berlin Nr. 13912. 


Die Bewohner Potsdams erfreuen sich der heutigen Zeit verhältnismäßig noch einer 
großen Ruhe, die seit dem 18. März nur einige Male durch kleine Exzesse - Katzen- 
musik, Einwerfen von Fensterscheiben pp. - gestört worden ist. Die Ordnung ist durch 
das Einschreiten der obrigkeitlichen Behörden, die in voller Tätigkeit und im Besitze der 
nötigen Mittel sind, die bestehenden Gesetze aufrecht zu erhalten, stets sehr schnell 
wiederhergestellt worden. 

Die politischen Vereine daselbst sind seither im allgemeinen sehr friedlicher Natur 
gewesen. Der demokratische Klub, an dessen Spitze der Cand[idatus] jurſisprudenz] 
Stoeßel, Sohn des dortigen Bürgermeisters, der Auskultator Dortu, Sohn eines Kauf- 
manns daselbst, und ein p. Seelmann, Lehrling in einer Buchhandlung, standen, war nur 
von Handlungsdienern u.a. jungen Leuten besucht und ist durch die wohlgesinnten 
Bürger Potsdams, die ihre Kinder und resp[ektive] Pflegebefohlenen nicht irre gelenkt 
wissen wollten, aufgelöst worden. 

Der patriotische Klub, unter dem Vorsitze des Buchbindermeisters Rolle, eines weder 
politisch noch sonst gebildeten Mannes, besteht noch. Derselbe hatte am 23. dlieses] 
Mlonats] abends eine Sitzung, in der man dahin übereinkam, die Mitglieder des 
demokratischen Vereins zu Berlin einzuladen. Man ist jedoch in Potsdam allgemein der 
Ansicht, daß dieser Einladung keine Folge gegeben werde. Die Versuche des Dr. Eichler 
und anderer seiner Genossen, in Potsdam aufzutreten, sind gescheitert, und es ist nicht 
zu erwarten, daß dieselben damit Anhänger für ihre politischen Umtriebe finden werden. 

Der konstitutionelle Klub unter Leitung des Stadtgerichtsrats Gossler, eines allgemein 
geachteten, gesinnungsvollen Mannes, wird stark besucht, und hat bis jetzt auch keine 
Veranlassung zu irgendeinem Argwohn gegeben. 

Volksversammlungen kennt Potsdam nicht. Auf Herbergen, namentlich auf der der 
Mauergesellen, sollten derglfeiche] stattfinden; sie sind aber durch das Einschreiten der 
Polizei verhütet worden. 

Zu dem Gasthofe zum weißen Rosse bei dem Wienecke vor dem Brandenburger 
Tore, und in dem in der Jägerstraße belegenen Lokale des Gastwirts Schulze haben der- 
gleichen Versammlungen bisher nicht stattgefunden. Beide Lokale sind nur als solche 
bekannt, an denen oft verdächtige Fremde unangemeldet verkehren und sind deshalb 
unter strenger Polizeiaufsicht gestellt. 

In den frequentesten öffentlichen Lokalen, die ich und der mich begleitende 
Polizeikriminalkommissarius Simon besucht haben, hat die dort anwesende Gesellschaft 
sich mit großer Entrüstung über den hier im Kfönilgl[ichen] Schlosse, im Zeughause, 
verübten Exzesse ausgesprochen. 

Sonst Politisches von Interesse wurde dort nicht verhandelt. 
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II. 44, Templin, 1. Juli 1848 
Aufruf des landwirtschaftlichen Kreisvereins 


[Einladung für außerordentliche Versammlung zur Beratung, u.a. über die Stellung des 
Vereins zum Wahl- und Verfassungsgesetz in ihren Auswirkungen auf die Landwirtschaft] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 37 Herrschaft Boitzenburg Nr. 4026, Bl. 4. 


Soziale Unruhen und politischer Aufbruch 


Aufruf 
außerordentlichen Verſammlung 
landwirthſchaftlichen Vereins 


zu Templin. 


3. det am Dieuſtag, den 11. Juli d. J., Vermittags 10 Uhr, zu Templin 
m Scüsenbanie berorſtebenden Weriamminng des landwirthſchaftlichen Kreis: 
vereins, weicher beſonders das Wohl und den Kortichritt des freien Adet-Bür 
ger und Eigenibums-Bauern- Standes ins Auge faßt, ladet der Vorſtand die 
gecbrten Mitglieder rraebenft tin. Gaſte aus allen Ständen werden zur Mitberar 
übung willtommen jeit. — 

Nach cinem kurzen Vorworte als Einleitung zu den Lebensfragen des ge⸗ 
geuwärtigen geſeliſchaftlichen Staatsweſens ven Eriten des bisberigen Vereins 
Schriftführers werden folgende Gegenſtände zur gründlichen Erwägung und mehrfeitigen 
Berathung temmen : 

1) Wie bat Dé der freie Aderbürger» noè Cigentbumsbanern-Stand im Preußiſchen 
Valertande zu dem Wahlgeſetze o fellen, durch weiches die Berliner 
Rational» Berſammlung einberufen ift? 

2) Wie it das Verfaſſungsgeſetz für den Preußiſchen Staat im Imtereffe 
der Landwirthſchaſt zu beuribritem, weiches von dem Königlichen Ctaatsmini« 
Dem der National- Verſammlung zur Prüfung und Vereinbarung 
vorgelegt ift — Votuehmlich werden Die drei letzten Zug, von den Kammern, 
von der richterlichen Gewalt und von der Finauz- Verwaltung, ſcharſ in's Auge zn 
ſaſſen fein. — 

3 Auf welchem geſchicht lichen Nechts beden iſt tine neue Land Gemeinde Ord- 
nung zu begründen, weiche vou Einfluß fein Könnte auf ein neues Wahlgeſetz! 

4) Woyn zahlt man Landarmengeld? Sind dit Landarmen Anftalten und 
Invaliden Peuſtenen ausreichend für das vorhandene Bedürſniß! 

5) Iſt die allgemeint Errichtung von Drtsarmentaffen und Spar taſſen geſetzlich zu 
erganifiren, und auf welche Weise! 

G) Wie ift dem Neibſtaude der undeſchräutt gewerbefreieh Handwerker in 
Städten und in Bauerdorſern abzuhelfen! 

7) Wie viel Land und was für Viech bedarf eine Tagelsbutt- Familie, um 
davon ihren Lebensunterhalt an Kotu, an Kartoffeln, an Much und Fleisch, 
den Futter bedatſ für das unentbehrliche Bich davon zu entnehmen und zu gewinnen! 

8) Iſt der Auban der Esparſette und des Spörgels im Kreiſe verſucht, und mit 
welchem Erfolge! 

9) Was törnen Aderwirtbe in Vand- und Stadigeincinden für Handwerter und Fa- 
gelöbuer (ben, weiche mit ihrer armlichen Wohnung wenig oder gar kein Vand zu 
den noͤthigſten Lebensbedürſuiſſen ſich zu mieden im Stande find 

10) Wie läßt Dé in Gemeinden durch Vertinigung auf Eintracht der verſchiedtuen 
Partbeien und Slände, auf Erballung der Mabe und Ordnung, auf Sicherſtellung 
der neuen reiben, die durch das eich begrenzt wird, bimoirken ! 

11) Weiche neue Verauſtaltungen der Veltsbildung find zu treffen, um in 
Landgemeinden Auſttärung über das Staatsleben mb thatträftiqes 
Berwärtsſtreben mit Gort für Könıa und Baterland nachhaltig zu be- 
fördern! — 


Templin, am (. Ant IBIR. 


Der Vorſtand. 
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II. 45, Templin, 20. Juli 1848 


Protokoll des Ausschusses zur Vorbereitung einer beratenden Versammlung des 
landwirtschaftlichen Vereins des Kreises Templin 


[Vorschläge für die Beratung über gegenwärtige Zeitfragen, u.a. über die preußische Ver- 
fassung] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 37 Herrschaft Boitzenburg Nr. 4026, Bl. 7. 


In der heutigen Versammlung des Ausschusses, welcher am 11. Julius für die Vorberei- 

tung der Beratung der gegenwärtigen Zeifragen, insbesondere des Verfassungsgesetzes, 

erwählt worden, wurden, nach vorgängiger Verständigung unter allen Mitgliedern, dem 

Vorsitzenden die nachstehenden Fragen als solche vorgeschlagen, welche zu einer Bera- 

tung durch die Versammlung, welche am 11. Julius vereinigt war, eventuell auch in 

größeren Kreisen, sich eignen dürften: 

1. Form und Bildung des Vereins 

2. Bedingungen der Preußischen Verfassung: 

a. Freie Vereinbarung mit der Krone; 

b. Zweikammersystem. 

c. ein neues, eine vollständigere Vertretung aller Interessen und eine ihrer Aufgabe 
gewachsene Volksvertretung, sicherndes Wahlgesetz. 

3. Verwahrung gegen die Überschreitung der Kompetenz der Nationalversammlung, 
welche nur zur Vereinbarung der Staatsverfassung und interimistischen Bewilligung 
von Steuern und Anleihen befugt ist. 

4. Verwahrung gegen den in Abwesenheit von 72 Mitgliedern der rechten Seite gefaß- 
ten Beschluß der Nationalversammlung, den Verfassungsentwurf, welchen die Regie- 
rung vorgelegt, ohne Beratung zu beseitigen. 

5. Verwahrung gegen die Absicht des jetzigen Ministeriums, die preußischen Verwal- 
tungseinrichtungen aufzuheben und durch französische oder belgische Verwaltungs- 
formen zu ersetzen. 

6. Aufrechthaltung der Selbständigkeit Preußens gegenüber den Beschlüssen der Deut- 
schen Nationalversammlung, namentlich gegenüber der derselben gewährten Zentral- 
gewalt, ohne die Absicht der Einigkeit Deutschlands aufzugeben. 

Nachdem die Anwesenden ihr Einverständnis damit kundgegeben hatten, wurde beschlos- 
sen, diese Fragen und respektive Vorschläge näher vorbereitet, zuvörderst am Donnerstag, 
den 27. dieses) M[onalts um 10 Uhr einem engeren Kreise von Mitgliedern der Ver- 
sammlung des 11. Julius vorzulegen, um mit diesem die genauere Fassung zu beraten, in 
welcher sie demnächst der ganzen Versammlung aufgrund des Protokolls vom 11. Julius 
vorgelegt werden sollte. 


1 Der landwirtschaftliche Verein des Kreises Templin hatte am 11. Juli 1848 beschlossen, die Vorbereitung 
künftiger Versammlungen durch einen gewählten Ausschuss, dem die Auswahl der zu besprechenden The- 
men obliegen sollte, vornehmen zu lassen. Vgl. BLHA, Pr. Br. Rep. 37 Herrschaft Boitzenburg Nr. 4026, 
BI. 5-7. 


II. 46, Frankfurt an der Oder, 25. Juli 1848 


Soziale Unruhen und politischer Aufbruch 


Aufruf des Demokratischen Vereins Frankfurt 


[Rudolf Kirchner, Mitglied des Vereins, wirbt um Arbeiter für das konstitutionelle 
Königtum] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 321, Bl. 1. 


Arbeiter 


Ihr feid in der letzten Zeit häufig von Rractionairen, 
d. h. von folden Leuten, welche gegen die Berberi- 
ungen und den Willen des Königs das alte Re⸗ 
giment, wie es vor der Revolution beftand, wiederherſtellen 
wollen; aufgereist, gegen Diejenigen aufzutreten, welche 
es mit Euch wahrhaft gut meinen. 

Der demokratiſche Verein will Freiheit jedes Cin- 
zelnen und Aller zuſammen, Gleichheit Aller vor Gott 
und dem Geſetze / Brüderlichkeit unter allen Menfchen; 
er will in der arbeitenden Klaſſe das Bewußtſein rege 
machen, daß fie die Wahrung ihrer Intereſſen nicht mehr 
irgend einem bevorrechteten Stande uͤberlaſſen dürfe, daß 
ſie vielmehr durch den Sieg der Freiheit auch wirklich 
zur Theilnahme an der Geſetzgebung mitberufen fein 
müffe; er will „Alles für das Volk, Alles durch das 
Volk!“ 

Bei dieſen Grundſaͤtzen werdet Ihr mich: daß 
der demokratiſche Verein mit Euch und für Euch das 
Beſte zu erſtreben ſucht, und zwar nach F. 2. feirer 
Statuten im conſtitutionellen Rönigtbume. 

Der demokratiſche Verein hat in dieſem Sinne noch 
nicht fo wirken konnen, wie es fein Beſtreben war, well 


Frankfurt a. d. O., den 25. Juli 8818 


e eee 
ift; und da diefe Leute fih fürchten, mit ihren felbft- 


füchtigen Plänen offen hervorzutreten, fo ſuchen fie ſich 
) ihnen D derhaßten 


Euch zu verſtecken, um dem ihnen fo 
Verein den Todesſtreich zu geben. — Aber, laßt Euch 
nicht irren: Prüfet, und ſehet zu, auf welcher Seite 
man aufrichtig Euer Wohl will! 

Wie viele Eurer Brüder gehoren dem Vereine an! 
Fraget fie, und fie werden Euch das Obige beftätigen 
und Euch ſagen, daß wir eine Verfaſſung haben wollen, 
in der es für den Müßiggang unmöglich bleibt, auf 
Koſten des Arbeiters zu leben. 

Eine gewiſſe Klaſſe der hieſigen Einwohner nennt 
diejenigen Arbeiter, welche ihr tägliches Brod im Tage 
lohn verdienen muͤſſen, Hummler, und am meiſten wird 
dieſer Ausdruck von denen gebraucht, welche wirklich 
Bummler find. — Unter Hummler verſtehen die De- 
mokraten nur ſolche Menſchen, die Kräfte zum Arbeiten 
haben, aber nichts thun, als den ganzen Tag umber- 
bummeln und ſich auf Koſten Anderer, d. h. der arbei- 
tenden Klaſſe/ maͤſten. 


Ein ordentlicher Arbeiter iſt kein Hummler! 


R. Kirchner, 


Sit: eee n Firda m Bin at O 


Mitglied des demokraliſchen Vereins. 
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1 Rudolf Albert Theodor Heinrich Kirchner (1812), Bergassessor beim Bergamt Rüdersdorf mit Wohnsitz in 
Frankfurt. Vgl. Die Revolution 1848/49 in Brandenburg Eine Quellensammlung, a. a. O., S. 195, Anm. 2. 
V. Klemm: Das Revolutionsjahr 1848/49 im preußischen Regierungsbezirk Frankfurt an der Oder, Veröf- 
fentlichungen des Brandenburgischen Landeshauptarchivs, Bd. 35, Weimar 1998, S. 129 f. 
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II. 47, Templin, 27. Juli 1848 
Statuten des Patriotischen Vereins des Kreises Templin 


BLHA, Pr. Br. Rep. 37 Herrschaft Boitzenburg Nr. 4026, Bl. 1-2. 


Statuten 


für den 
patriotiſchen Verein im Templiner Kreife. 


Es tritt im Templiner Kreiſe ein 


Patriotiſcher Verein 


zuſammen, welcher es fidh zur Aufgabe macht, durch Wort und Schtift dabin zu wirken: 

1. daß unter dem Schutze einer wahrhaften konſtitutionellen Monarchie, — feſthal⸗ 
tend an den Verbeißungen des Königs vom 18. und 22. März d. J., aber auch nicht 
darüber binausgebend — Recht und Ordnung im Vaterlande für alle Klaſſen des 
Volkes erbalten werde, 

daß mit Aufrehtbaltung der Kraft und Selbſiſtändigkeit Preußens deſſen möglichſt enge 
und vollſtandige Verbindung mit dem zu bildenden deutſchen Bundes ſtaate zum Heile bei: 
der erſtrebt werde. 

9. 2. 
Zur Sicherheit dieſer Zwecke erachtet der Verein folgende Bedingungen als nothwendig 
und rechtlich begründet: 

1) die neue Preußiſche Staatsverfaſſung muß aus der auf beiden Seiten freien Verein 
barung des Volkes mit der Krone bervorgeben. — (Vergleiche Beſcheid des Königs 
an die Breslauer Deputation vom 22. März und Wabl⸗Geſetz für die zur Verein 
barung der Preußiſchen Staatsverfaſſung zu berufende Verſammlung vom 8. April d. J.) 
die künftige Vertretung des Volks muß durch zwei Kammern erfolgen. — 

Erlaß eines von dem jetzigen proviſoriſchen, verſchiedenen, neuen Wahlgeſetzes, wel- 
ches die vom Könige verheißene volltändigere Vertretung aller Intereſſen des Volkes 
zur Wabrbeit macht, und eine zur Yöfung (rer wichtigen und ſchwierigen Aufgabe fä- 
bige Volkevertretung ſichert. — (Beſcheid des Könige vom 22ſten Marz.) 

Die jetzige National⸗Verſammlung, welche aus einem mangelbaften Wahlgeſetze bervor⸗ 
gegangen if, und Eh das Vertrauen des Volkes nicht zu erwerben gewußt bat, darf feis 
nesfalls ihre Competenz überſchreiten, wonach fie nur 

a) zur Vereinbarung der Staats- Verfaſſung, d. b. des Staatsgrundgeſetzes, 
und 

b) zur interimiſtiſchen Ausübung des Bewilligungsrechts von Steuern und Anleihen 
befugt i. — (s. 13. des Wablgeſetzes vom 8. April d. J.) 
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5) Der Preußiſche Verwaltungs» Drganismus, deſſen Glieder wegen ihrer Einſicht, Rechtlich 
feit und Unbeſtechlichkein die Hochachtung aller Länder genoſſen, bat Pë feit einem 
Menſchenalter als eine Stütze des Nechts und der Ordnung in Preußen bewährt. - Er 
mag die Reformen erfahren, deren jede menſchliche Einrichtung bei dem fortſchrritenden 
Gange der Exeigniſſe bedarf; er muß aber nicht umgeſtürzt werden, um franzöſich ⸗ bel- 
giſchen Verwaltungs Einrichtungen Platz zu machen, welche ſich noch nicht bewährt haben, 
ſondern im Gegentbeil in Frankreich zu einer von allen Ländern mit Abfcheu betrachteten, 
unredlichen, beſtechlichen, verſchwenderiſchen und zuletzt vom franzeſiſchen Bolte feltfi der 
achteten Adminiſtration des Landes geführt haben. — 


6) Die preußiſchen Abgeordneten zur deutſchen National» Berfammlung in Frankfurt a. W. 
find ansdrücklich erwählt: 

um das deutſche Verfaſſungswerk zwiſchen den Regierungen und 

dem Volke zu Stande zu bringen. — (Vergleiche Königl. Botſchaſt au 

den vereinigten Landtag wegen der Wahl dieſer Abgeordneten vom 3. April d. J., 


Die deutſche National⸗Berſammlung it von keiner Regierung oder verfaſſunge⸗ 
mäßigen Vertretung deutſcher Länder, ſondern nur von dem alles Mandats entbehren 
den, ſtaatsrechtlich gar nicht eriſtirenden, jogenannten Vorparlamente und Funfziger Aus ſchuſſe 
für befugt erklärt: jene Verfaſſung einzig und allein mit verbindender Kraft füt die 
einzelnen deutſchen Staaten feſtzuſtellen. — 


Sie ift noch weniger ermächtigt worden, vor Vereinbarung dieſer Verfaſſung eimjeitig 
einen Reichsverweſer zu ernennen. — Wenn fie es gleichwobt gethan, und ihm Attri 
butionen zugeſprochen bat, welche in die Selbſtſtändigkeit der einzelnen Staaten eingreifen, fo in 

a) rechtlich kein deutſcher Staat verbunden, dieſen Beſchluß als gültig anzuerkennen, 

b) die preufifche Regierung iğ aber auch nicht befugt, verbindliche Erklärungen hierüber 
im Namen Preußens abzugeben, welche die auf der Wiener Bundes⸗Akte und dem ye- 
ſammten deutſchen Staatsrechte deruhende Selbſtſtändigkeit Preußens irgendwie aufzugeben 
geeignet find. Denn die Regierung dedürſte bierzu jedenfalls der Einwilligung der erſt zu 
bildenden verfaffungsmäßigen Vertretung des preußiſchen Volkes. — 


Die jegige prrußiſche National- Berfammlung if nach dem nd 4 Geſagten bierzu nicht 
defugt. — Sie iſt nur berufen, die innere preußiſche Staats-Verfaſſung mit det Krone 
zu vereinbaren, nicht aber die Rechte Preußens gegenüber Deutſchland und in 
Deutſchland feſtzuſtellen, am allerwenigſten aber Namens des preußiſchen Volkes auf einen 
Theil feiner Selbſtſtändigkeit zu verzichten, und daſſelbe mittelbar einem anderen und 
neuen DOberbaupte unterzuordnen. — 

8. 3. 


Zum Eintritt in den Verein ift jeder ehrenbafte Mann geeignet, der ſich zu die ſen 
Grundſäͤtzen durch Unterſchreibung der Statuten bekennen will. Zur Aufnahme (8 die Einfüb- 
rung durch ein Mitglied des Vereins nöthig. 

$. 4. 
Die nothwendigen Geldmittel werden durch monatliche freiwillige Beiträge beschafft. 
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6. 5. 
Die Geſchäfte des Vereins beſorgt ein auf drei Monate gewählter Vorſtand von ſieben 


Mitgliedern, nämlich: 
1) Ein Ordner oder Sprecher, 
2) ein Schriftführer, 
3) ein Rendant, 
4) vier Vorſtandsmitglieder ohne Amt. 


9. 6. 


Der Ordner oder defen Stellvertreter führt in der Verſammlung den Borfig, ertheilt 
den Rednern, nach der Reihenfolge der Anmeldung, das Wort, Hält die Tagesordnung und die 
parlamentariſche Sitte aufrecht und ſchließt die Verhandlung, wenn Niemand mehr das Wort 
verlangt oder die Mehrheit der Anweſenden ſich für den Schluß der Debatte ausſpricht. 

Wenn nach dem Ermeſſen des Ordners die Erörterung eines Gegenſtandes erſchöpft iſt, 
oder den Zwecken des Vereins nicht entſpricht, fo iğ derfelbe verpflichtet, die Verſammlung über 
den Schluß zu befragen. En 


Anträge kommen nur zur Erörterung, wenn fie von ſechs anweſenden Mitgliedern unter: 
ſtügt werden und den Zwecken des Vereins entſprechen, worüber im Zweifel die Mebrbeit ent- 
ſcheidet. . 

Abweichungen von der Tagesordnung können nur durch die Mehrheit der Verſammlung 
beſchloſſen werden. 

8. 8. 

Im Uebrigen richten Dë die Befugniſſe des Vorſtandes nach den Beſchlüſſen des Ber- 
eins, welchem die Vorſtandsmitglieder über alle in dieſer Eigenſchaft vorgenommene Handlun⸗ 
gen Rechenſchaft abzulegen haben. 

9. 9. 

Die Wablen der Vorſtands mitglieder, wie die ſonſtigen Beſchlüſſe des Vereins, erfolgen 
durch einfache Stimmenmehrbeit; außerordentliche Berathungsgegenſtaͤnde müſſen jedoch vorher 
befannt gemacht werden. Zu einem Beſchluſſe auf Abänderung der Statuten it außerdem eine 
Mehrheit von zwei Drittel der erſchienenen Mitglieder erforderlich. Abweſende werden durch 
die Beſchlüſſe der Erſchienenen gebunden. 

$. 10. 


Der Verein verſammelt Dë monatlich an jedem erſten Sonntage vor dem Vollmonde. 
Templin, den 27. Juli 1848. 
Der patriotiſche Verein. 
N Koch, Stadtrichter. Grieſer, Prediger. Berg, Lehnſchulze. 
ünbiger, Amtmann. Preisler, Hauptamtsendant a. D. Ro ſen erg, Schulze. 
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Löſchau, Maurermſtr. Zander, Oditmer, Edert, Ackerbürger. Graf von Saldern 
Ablimb. A. F. Schulz, Kaufmann. Erde, Schuhmachermſtr. v. Arnim-Alt- Temmen. 
Eſchwe, Reutier. Kapſer, Gafthoföbefiger, Henſe. Altenburg, Forſt⸗Secrtt. Tilicke, 
Amim. Kohlmeper, Amm. v. Haas- Herzfelde. Fr. Waſſermann, Buchdruckercibeſiget. 
A. Robde juo., Amtmann. Schmo d, Lehrer. Neumann. v. Arnim-Milmersborf. Dr. 
Robert, Rittergutsbeſ. Nobde sen., Amtmann. A. Dochow, Lohgerbermeiſter. Niedlich, 
Prediger. Krebs, Kürſchnermſtr. Bahrfeld, Lehnſchulze. Winckler, Secretair. Terg, 
Küſter. Gradhoff, Müdlmeiſter. Rütenick, Lehrer. Vieweg, Amtmann. Grotb, Stell, 
macher. Froſch, Prediger. Büſching, Gutsbeſiger. Hammerſchmidt, Amtmann. Schulz. 
v. Arnim-Petznic. Dundel, Gutsbeſ. Linder, Gtadtverorbneten-Borficher in Templin. 
H. Dochow, Kaufmann. Bade, Bauer. Schircks, Lehrer. Diefener, Zimmermeiſter. 
Schramm, Bäckermſtr. Fiebelkorn, Apotheker. Lipcke, Schloſſermſtr. Wiencke, Buchbin⸗ 
der. Braune, Organiſt. L. David, Kaufm. Berg, Etabtverorbneien-Borfteber in Lychen. 
Reinhardt, Oberprediger. Hennig. Stegemann, Kaufm. Beyer, Oberförſter. Socr. 
gel, Prediger. Paul, Töpfermeifter. Geißler, Lehrer. Bite, Wedermeiſter. A. Wilcke, 
Saltlermſtr. Köbler, Ober ⸗Steuct⸗Controltur. Ideler, Superintendent. Schwebs, Fi⸗ 
ſchermſtr. G. Wilcke, Brauer. Fröhlich, Schornſteinſegermſtr. Jacob, Ackerbürger. Jar 
cobi, Bäckermeiſter. A. Kober, Gutsbeſiger. Jacobi, Schmiedemeiſter. Engels, Candidat. 
Porth, Schulze. Stegemann, lehrer, Köppen, Maurermſtr. Ehrich, Kaufm. Eich ⸗ 
born, Actuar. Donath, Maurermſtr. Bartel sen., Fd , Billig, Amim. Gers 
bardt, Prediger. Kröſing, Fleiſchermſtr. Hellbing, onair. Düng, Küſter. C. 
F. Schilling, Meblbändler. Buske, Tiſchlermſr. G. Schulz, Schneidermſtr. Conrad. 
Haaſe, Sattlermir. Sendke, Kaufm. F. Schulz, Schneidermſtr. Collin, Lehnſchulze. 
Bade, Bauer. Ney. Amen, Glaſermſir. Sabow, Webermſtr. L. Schultz, Schulze und 
Bauer. Kurts, Rentier. Hauck, Rathmann. v. Alvensleben, Feldiager. Jacobs, 
Nentier. Schinckel, Oberſörſſer. Straub, Wirihſch.-Inſp. v. Bertrab, K.-Ger. - Aſſeſſor. 
Oeſterreich, Keg.-Cond. Günther, Schneidermſtr. Görwig, Bictualienbändler. Otto, 
vebrer. Scheel. Schnell, Küſter. Tannbarufer, Prediger. Danneberg, Gärtner. 
Zierach, Kantor. Pinczatowski, Ger.⸗Actuar. Ebel. RNackow, Schulze. F. Krauſe. 
Preſcher, Förſter. Kücken, Gaſtwirth. Walter, Gutöbefiger. Kreplin, Stadtgerichts⸗ 
Nuntins. Y. F. Madow. Bock, Körer. Kap ſer son., Amtmann. Wünn, Förſter. 
Schneider. RNietſch. Henſchel, Brauerei⸗Inſpektor. W. Ihrde, Lohgerbermſtr. Sri, 
ger, Weißgerbermeiſter. Steinfeldt, Kupferſchmiedemeiſter. Dr. Torffſtecher, Prediger. 
Malzahn, Ser. Braun. Pohl, Ziegeldecker. Berlaug, Nagelſchmiedemſtr. Arendt. 
Müller, Weißgerbermſtr. Papenbrock, Bürgermeiſter. Becker, Kämmerer. Lange, Rentier. 
Obning, Kreis- Chirurg. Koch, Kantor. A. Weſtphal, Kaufmann. Kufenad, Secretair. 


Did den Br. Baoffermann in Templin. "e 
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II. 48, Kotzen, 29. Juli 1848 

Auszüge aus dem Brief des Carl v. Stechow an Adolph Graf v. Königsmarck-Berlitt’ 
[Reaktionen auf die Reformmaßßnahmen der Regierung] 

BLHA, Pr. Br. Rep. 37 Herrschaft Berlitt Nr. 1001, Bl. 24-25. 


Ich war am Donnerstag bei dem Prinzen, um ihm im Auftrage der am 24. in Stettin 
Versammelten Bericht über die Beschlüsse der Versammlung abzustatten. Ich bin wohl 
2 Stunden bei ihm gewesen und beeile mich, Dir, seinem langjährigen treuen Begleiter, 
zu sagen, wie wohl und ruhig ich ihn gefunden habe. Das Gedunsene in seinem Gesicht, 
die nervöse Aufregung ist Gott sei Dank ganz verschwunden, er sieht sehr wohl aus und 
spricht über alle leider bestehenden unglücklichen Verhältnisse so klar und ruhig, daß 
ich ihm meine Bewunderung nicht versagen kann, da er mehr wie ein jeder andere von 
den Verhältnissen betroffen wird. 

Über das Ergebnis unserer Versammlung teile ich Dir nur mit, daß eine Adresse an 
den König erlassen worden, welcher Abschrift der an das Ministerium’ und an die Natio- 
nalversammlung erlassenen Adressen beigefügt ist. In wenigen Tagen werde ich Dir die 
gedruckten Sachen schicken können, mit der Bitte, möglichst viele Unterschriften dafür 
zu sammeln. 

Hansemann‘, der Oberschuft, will uns ans Leben; einmal, weil wir, wenn auch nicht 
viel, doch etwas haben und zweitens, weil er sich durch unsere Beraubung bei der zu 
beschenkenden Klasse, den Bauern, populär machen will. Bülow-Cummerow’, mit dem 
ich in der letzten Zeit viel Schweißtropfen vergossen habe, hat ihm am Donnerstag nicht 
allein das Schlechte, sondern auch das Dumme in seinen Gesetzvorlagen gezeigt. Der 
große Finanzier hat ganz vergessen, daß die 50 - 60000 Reichstaler, die er in der Renten- 
ablösung der Domänenbauern, seinem Gesetzentwurf gemäß, verschenken will - bereits 
den Staatsgläubigern verpfändet sind! Bülow hat ihm mit seiner sonoren Stimme gesagt: 
daß ein Privatmann für eine Handlung dieser Art das Zuchthaus verwirken würde! Der 
Schurke ist blaß geworden! Wir müssen ihn unmöglich machen. 


LI 


1 Carl Bernhard von Stechow (1811-1856), zuletzt Hauptmann a. D. 

2 Adolph Wilhelm Hans Graf von Königsmarck (1802-1875) zu Berlitt und Kötzlin, Kreis Ostprignitz. 

3 Prinz Wilhelm von Preußen (1797-1888), Bruder des Königs Friedrich Wilhelm IV. (1795-1861), nach 
dessem Tod Nachfolger als Wilhelm J., 1871 Deutscher Kaiser. 

4 Am 24. Juli 1848 gründeten Gutsbesitzer aus Pommern, Preußen, den Marken, Sachsen und Posen den 
„Verein zur Wahrung der Interessen der Grundbesitzer und Förderung des Wohlstandes aller Volksklassen“. 
Vgl. BLHA, Pr. Br. Rep. 37 Gut Werben Nr. 288, Bl. 15. Die erste zentrale Konferenz des Vereins (das soge- 
nannte Junkerparlament) fand am 14. August 1848 in Berlin statt. 

5 Vgl. BLHA, Pr. Br. Rep. 37 Gut Werben Nr. 288, Bl. 14. 

6 In dem am 29. März 1848 unter der Leitung des Kölner Bankiers und Kaufmanns Ludolf Camphausen 
(1803-1890) gebildeten liberalen Märzministerium (29. März-20. Juni) wurde dem Aachener Unternehmer 
David Hansemann (1790-1864) das Amt des Finanzministers übertragen. 

7 Ernst Gottfried v. Bülow-Cummerow (1775-1851), Agrarpolitiker und Schriftsteller, führendes Gründungs- 
mitglied des „Vereins zur Wahrung der Interessen der Grundbesitzer und Förderung des Wohlstandes aller 
Volksklassen“. 
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Am Freitag war ich in der Nationalversammlung. Wenn man sich die linke Seite 
ansieht, glaubt man, in einem Zuchthause zu sein. So entschiedene Galgengesichter sieht 
man selten auf einem Fleck. Reichenbach, der den Defekt seiner Nase nur verdecken 
könnte, wenn er seinen russischen Kutscherbart darüberzöge, Behrendt mit fuchsrotem 
Kopf und Bart, den er in gleicher Weise trägt, Jung, Schumann, Jakoby, Borchart, kurz 
alle sehen aus, als ob der Galgen nicht lange auf sie warten würde. Dabei schwätzen sie 
die nichtswürdigsten Dinge von Junkertum und Privilegien, so daß ich zehnmal die Idee 
gehabt habe, ihnen meinen Knüppel an den Kopf zu werfen. 

Die Rechte brummt viel! Nicht wie ein zorniger Bär, sondern wie ein Ochse, der im 
Schlaf oder im Fressen gestört wird! Es ist eine Freude zu den 16 Mlillionen] zu gehören, 
deren Schicksal diese Menschen beraten! 


L..] 
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I. 49, Prenzlau, 3. August 1848 
Statut des Preußenvereins für konstitutionelles Königtum 


[Eintreten für konstitutionelle Monarchie und Selbständigkeit Preußens im vereinten 
Deutschland] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 37 Herrschaft Boitzenburg Nr. 4091, Bl. 199-200. 


Statut 


Preußen-Vereins für conſtitutionelles 
Königthum in Prenzlau. 
rn . 


§. 1. Der Zweck des Preußen» Vereins für das conflitutionelle 
Koͤnigtdum iſt: 

„Mit Wort, Schrift und That für die Rechte des Königs 
und aller Klaſſen des Volks, Beides auf dem Boden der 
wahrhaft conſtitutionellen Monarchie, zu wirken, zu dieſem 
Ende der Republik und Anarchie eben ſo entſchieden, wie der 
Reaction entgegenzuarbeiten, und insbeſondere die bedrohte 
Selbſiſtländigkeit Preußens, unbeſchadet der Vereinigung mit 
Deutſchland, zu wahren.“ 


§. 2. Zu veim Verein dat jeder volljährige unbeſcholtene Ange. 
hoͤrige des Preußiſchen Staats Zutritt, welcher ſich durch Namens» 
Unterſchrüt zu den im § l ausgeſprochenen Grundſätzen bekennt. 
Zuvor muß er jedoch von einem Mitgliede des Vereins dem Vor: 
ſtande vorgeſchlagen, und von letzterem einſtimmig zur Aufnahme ge: 
eignet trachtet werden. Bei mangelnder Stimmen⸗Einheit des Vor. 
ſtandes entſcheidet über feine Aufnahme die Stimmen - Mebrheit der 
anweſenden Mitglieder des Vereins in der naͤchſten Verſammlung. 


9. 3. Zum Vorſtande wählt der Verein, nach einfacher Stimmen⸗ 
Mebrheit der Anweſenden, fünt Mitglieder: 
einen Vorſitzenden und deſſen Stellvertreter, 
einen Schriftführer und deſſen Stellvertreter und 
einen Kaſſenfuͤhter, 
ſaͤmmtlich auf ein Vierteljahr. 
$. 4. Der Verfigende ordnet das Ganze des Vereins, beflimmt 
mit Genehmigung der Geſellſchaft die Tagesordnung, leitet und 
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ichließt die Erörterungen, ertheilt das Wort, ſtellt die Fragen an bie 
Geſellſchaft über ibre Willensmeinung, die nach einfacher Stimmen: 
Mehrheit ter anweſenden Mitglieder feſtgeſtelt wird, wobei er mit: 
fimmt; er muß aber, wenn er ſelbſt eine motivirte Meinung vor: 
tragen will, die Leitung der Erörterung feinem Stellvertreter über: 
laffen. Er ruft bei unpaſſenden Aeußetungen zur Ordnung, nament: 
lich auch, wenn der Redner fih dem . 1 zuwider äußert; befragt die 
Geſellſchaſt, wenn der Redner feinen Ruf zur Ordnung nicht beach 
tet, ob fie denſelben weiter boͤren wil. Er bringt einen Gegenſtand 
zur Grörterung, wenn derſelbe von acht Mitgliedern unterſtützt wird. 


F. 5. Der Schriftführer verfaßt das Protokoll über die jedeš: 
malige Sitzung, lief es in nächfler Sitzung vor, und unterzeichnet 
es mit dem Vorſitzenden, nachdem es von der Geſellſchaſt genebmigt 
worden. Er beſorgt den Briefwechſel und die Schriften des Vereins. 


8. 6. Der Kaſſenführer nimmt die Beiträge zur Deckung der 
Koſten ein, beſtreitet davon die Ausgaben, beforgt überbaupt alles 
Oeconomiſche des Vereins, und legt am Ende jeden Monats kurze 
Rechnung. 


9. 7. Außer den freiwilligen Beiträgen beflebt der laufende mos 
natliche Beitrag in mindeſtens 24 Sgr., welter im Voraus bezahlt 
wird. 


§. 8. Der Verein verfammelt ſich ale 14 Tage einmal, und 
beſtimmt für jeden Monat im Voraus Ort und Zeit, To daß keine 
weitere Einladung nötbig iſt. Zu einer außerordeatlichen Verſamm 
lung ladet der Vorſitzende durch die Wochendlätter ein. 


§ 9. Jedes Mitglied kann cinen Gaſt, ouch mebrere, zur Sitzung 
mitbringen, die vor Eröffnung der Sitzung beim Schriftführer anges 
meldet werden, aber keine Meinung zu äußern und keine Stimme 
abzugeben baten. In außerordentlichen Fallen kann mit Genchmis 
gung des Vorſlandes nach deſſen Stimmen Mehrheit, auch Gaͤſten 
das Wort eriheilt werden. 


8. 10. Es folen auch Druckſchriften, hoͤchſtens einen Bogen fart, 
über Gegenſtaͤnde innerdalb der § 1 gezogenen Grenzen, von Mit, 
gliedern verfaßt und auf Koſten des Bereins mit den bieſigen Wochen: 
blättern ausgegeben werden. Ob dieſe Schriften den Grundfägen des 
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Vereins entſprechen und auf deffen Koften, ſowie unter dem Namen 
des Vereins gedruckt werden folen, darüber entſcheidet der Borſtand 
durch Stimmen⸗Einheit. 

F. (1. Aenderungen im Statut konnen, nach Ankündigung in der 
vorhergehenden Verſammlung, nur von der abſoluten Mehrheit des 
ganzen Vereins berathen, und durch Zuſtimmung von zwei Dritthei 
len der Anweſenden beſchloſſen werden. 

§. 12. Auf dieſelbe Weile kann auch nur über die Aus ſchließung 
eines mißfälligen Mitgliedes entſchieden werden. 


Prenzlau, den 3. Auguſt 1848. 


Der Vorſtaud. 


dudi bei Gari Kincenf in prenziau. 
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II. 50, Lübbenau, 20. September 1848 
Bericht des Polizeiamts Lübbenau an den Landrat des Kreises Calau v. Stutterheim’ 
[Unruhen in der Herrschaft Lübbenau] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 300, Bl. 361-362. 


Während der Abwesenheit des Unterzeichneten von gegen Mittag bis Mitternacht ist 
gestern auf dem Schloßbezirke Lübbenau und in der Stadt Lübbenau durch Auflauf und 
Tumult die öffentliche Ruhe und Sicherheit auf sehr gefährliche Weise gestört worden. 
Über die Veranlassung sprechen für jetzt nur unbedeutende Gerüchte; als Tatsachen lie- 
gen aber folgende vor: 

Gestern, gegen Mittag, haben einige Personen aus Lübbenau vom Assessor Lehnert die 
Freigebung eines Gewehrs verlangt, welches einem auf herrschaftlichen Jagdreviere be- 
troffenen Manne abgenommen worden ist. 

Das Verlangen ist nicht erfüllt worden, worauf Drohungen ausgestoßen worden sind. 
In den Nachmittagsstunden haben Zusammenkünfte stattgefunden, welche auf Störung 
der öffentlichen Ordnung hingedeutet haben, weshalb der Assessor Lehnert den Kom- 
mandeur der Bürgerwehr und den Magistrat in Lübbenau hiervon Kenntnis gegeben hat 
mit der Bitte, Sicherheitsmaßregeln zu treffen. Der Kommandeur ist verreist gewesen und 
erst abends 8 Uhr in Lübbenau eingetroffen. 

Beim Beginn der Dunkelheit haben Hunderte von Männern, unter denen besonders 
Gesellen und Lehrjungen sich in Schänken und auf dem Markte zusammengerottet, teil- 
weise Waffen geholt und angeblich beinahe 2 Stunden in der Stadt geschossen. Hier- 
nächst ist die Menschenmasse vor das Schloß gezogen, hat beinahe alle Fenster eingewor- 
fen und in die Fenster mit Kugeln geschossen, auch Türen erbrochen und beschädigt. 

Von hier haben sie in der Wohnung des Unterzeichneten die Fenster eingeworfen, 
dann die Fenster und Türen des Amtsinspektors Ludwig und des Försters Richter. 

Hierauf sind sie ın die Stadt zurückgezogen und haben Fenster in der Wohnung des 
Kaufmanns Schlegel und Registrators Dietrich eingeworfen und währenddem fortwäh- 
rend tumultuiert und geschossen. Dem Gerücht nach ist die Mehrzahl der Tumultanten 
stark angetrunken gewesen. 

Die Bürgerwehr, welche später sich eingefunden, hat den Tumult nicht beschwichti- 
gen können. 

Der Schloßbezirk selbst ist zu schwach, um irgendwie wirksame Hilfe leisten zu 
können. 

Nach in diesem Augenblick von mehreren Seiten einlaufenden Nachrichten, haben 
schon heute wieder eine große Menge Tumultuanten sich zusammengescharrt mit der 
offenen Drohung, daß es heute noch schlimmer werden solle. 


1 Friedrich Anton von Stutterheim (1780-1860), 1818-1849 Landrat des Kreises Calau. 
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Es ist deshalb für den Abend das Schlimmste zu befürchten, weshalb wir um 
möglichen Schutz bitten. Wir bemerken hierbei noch ergebenst, daß wir soeben mit dem 
Kommandeur der Bürgerwehr über die heute abend zu treffenden Maßregeln nähere 
Rücksprache genommen und ihn noch aufmerksam gemacht haben, die Calauer Bürger- 
wehr zu Hilfe zu requirieren. Der Kommandeur will deshalb zuvor mit den übrigen 
Führern sich besprechen. 

Wir unsererseits sprechen die Bitte nicht aus, die Calauer Bürgerwehr um Schutz zu 
ersuchen, da, wenn [es] dort gegen den Willen der hiesigen Bürgerwehr geschehe, dies 
hierseits Mißhelligkeiten verursachen würde; wir können so eine solche Requisition nur 
dem hiesigen Kommandeur überlassen. 


Soziale Unruhen und politischer Aufbruch 211 
II. 51, Lübben, im Landhaus, 24. September 1848 


Bericht des Hermann Rochus Grafen zu Lynar' an die Regierung Frankfurt, Abt. 
des Innern 


[Belagerung des Schlosses Lübbenau durch Aufständische] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 300, Bl. 367-376. 


Einer Hochlöblichen Regierung erachte ich mich für verpflichtet, meinerseits einfach und 
treu Dasjenige zu schildern, was ich bei einem neuerlichen Ereignis in Lübbenau erlebt 
habe, über welches Hochderselben bereits von seiten des Königlichen Landratsamtes zu 
Calau berichtet worden ist. 

Seit den verhängnisvollen Monaten Februar und März dieses] J[ahres] habe ich mit 
meiner Familie ganz zurückgezogen in Lübbenau gelebt, für meine Person nur mit Erfül- 
lung meiner umfangreichen Pflichten und mit der Fürsorge für meine nächsten Angehö- 
rigen, wie für so viele andere Menschen beschäftigt, während die Frauen meines Hauses 
alle vorhandenen Mittel an Geld und Arbeitskräften zu Unterstützung von Hilfsbedürfti- 
gen, namentlich bei Angehörigen der im Felde stehenden Krieger verwendeten. 

Meine beiden ältesten Söhne dienen als Offiziere in der Königlichen Armee. 

Allen meinen Beamten waren die gemessensten Instruktionen für eine gemäßigte, mit 
möglichster Nachsicht verbundene Handhabung ihrer Dienstpflichten gegeben worden. 

Auf die Anregung dazu von seiten des Dirigenten meines Gerichts hatte ich vor meh- 
reren Monaten die Königlichen Ministerien der Justiz und des Innern gebeten, mir die Ge- 
richtsbarkeit ab und solche auf den Staat zu übernehmen. Die Antworten, welche zum 
Teil spät erfolgten, verwiesen mich im wesentlichen auf die darüber zu erwartende neue Ge- 
setzgebung. Es mußten also die Verwaltungen der Justiz und Polizei nach wie vor fortge- 
führt werden, und es war Gegenstand vielfacher Besprechung zwischen mir und dem Diri- 
genten jener Behörden, daß und in welcher Weise solches in mildester Form geschehe. 

Bereits vor Jahr und Tag waren die schutzgeldpflichtigen Einwohner mit der Ansicht 
hervorgetreten, daß sie zu Entrichtung von Gewerbeschutzgeldern seit dem Erscheinen 
der Allgemeinen Gewerbeordnung” nicht mehr verpflichtet seien; ich hatte dieselbe 
Ansicht gehegt und deshalb diese Gewerbeschutzgelder zur Entschädigung angemeldet. 

Eine Hochlöbliche Regierung war entgegengesetzter Meinung; die Entscheidung der 
Frage blieb einstweilen in suspenso, und das Gericht zog alle Schutzgelder nur mit 
großer Nachsicht ein. 

Unerwartet klagten plötzlich alle Einmieter von Lübbenau bei dem Königlichen 
Oberlandesgericht auf gänzliche Befreiung von allem Schutzgeld; der Prozeß ward instru- 
iert. In der Mitte des Monats März dſieses] J[ahres] kamen die Einmieter in sehr gezie- 
mender Form bei mir mit der Vorstellung ein, der begonnene Prozeß verursache ihnen, 
armen Leuten, zu schwere Kosten, und ich wolle ihnen doch das Schutzgeld gänzlich 
erlassen. 


Hermann Rochus Graf zu Lynar (1797-1878). 
2 „Allgemeine Gewerbeordnung“ vom 17. Januar 1845 (Gesetzsammlung für die Königlichen Preußischen 
Staaten, 1845, S. 41-78). 
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Meine Entscheidung lautete dahin: als Fideikommißbesitzer hätte ich nicht die 
Befugnis des gänzlichen Erlasses, aber für meine Person sage ich ihnen zu, daß ich das 
Schutzgeld nicht mehr erheben lassen würde; ich lege es in ihrem Ermessen, den begon- 
nenen Prozeß fortzuführen oder nicht, indem ich mich bereit erklärte, jedenfalls die Pro- 
zeßkosten zu tragen. 

Reicher Dank ward mir dafür zuteil. Die Einwohner haben den Prozeß aber nicht 
sistiert und kürzlich in erster Instanz verloren. 

Ich hatte sie vor einiger Zeit ausdrücklich darüber belehrt, daß auch die gesetzliche 
Aufhebung alles und jedes Schutzgeldes in sicherer Aussicht stehe. 

Die allgemeine Aufregung, welche im ganzen Lande den Berliner Märztagen gefolgt 
war, hatte in meinen Gütern und bei den Einsassen mir gegenüber, trotz allen nicht 
unbekannt gebliebenen Aufreizungen und Wühlereien, keine andern Folgen, als daß 
mehr wie gewöhnlich Bitten und Anträge an mich gerichtet wurden. Der darauf von mir 
einzuschlagende Weg konnte kein anderer sein, als daß ich in vorübergehenden Dingen 
bewilligte, was meine Kräfte erlaubten, und daß ich da, wo die Wünsche sich auf verän- 
derte gesetzliche Zustände bezogen, daraufhin wies, die gesetzliche Entwicklung der 
neuen Verhältnisse sei ruhig abzuwarten. Ich selbst habe letzteres mir auch zur strengen 
Richtschnur gemacht und zahlreiche Ansinnen verschiedenster Art entschieden abweisend, 
mich von allen Separatvereinen, von Reaktion und von allem, was mit dem Begriff der 
konstitutionellen Monarchie und seinen Konsequenzen nicht vereinbar war, fern gehalten. 

Mit Zuversicht und Vertrauen glaubte ich auf diese Weise die Zukunft erwarten zu kön- 
nen; und mit besonderer Genugtuung hatte ich vor mehreren Wochen bei Gelegenheit des 
Schützenfestes laute Beweise von Zuneigung der Einwohner von Lübbenau empfangen. 

In mein Haus hatte ich Frauen und Kinder mir befreundeter Männer wegen der letz- 
teren Abwesenheit in Landesherrlichen Dienst aufgenommen. 

So kam der 19. dieses Monats heran; ich war am Vormittag am Schreibtisch beschäf- 
tigt, am Nachmittag für Inspizierung von Arbeiten auswärts gewesen, kehrte um 612 Uhr 
abends zurück, als mir in meiner Familie erzählt ward: in der Stadt Lübbenau solle einige 
Aufregung darüber herrschen, daß am Morgen dieses Tages ein Bürger und Mitglied der 
Bürgerwehr in meinem Wald als Wilddieb angetroffen und mit seinem Gewehr zum 
Gericht gebracht worden sei. Ich verlangte, den Dirigenten des Gerichts, Herrn Frege, zu 
sprechen; er war von einem auswärtigen Termin noch nicht zurückgekehrt; ein Beamter, 
Amtsinspektor Ludwig, erzählte mir aber, der angebliche Wilddieb sei nach seiner vorläu- 
figen Vernehmung sogleich entlassen worden, das Gewehr jedoch noch zurückbehalten; 
man glaube, daß sowohl dieses als auch noch einige andere vor Jahren Wilddieben abge- 
nommene Gewehre, bei deren einen der frühere Einer Hochlöblichen Regierung wohlbe- 
kannte Bürgermeister Lihr beteiligt sei, entschieden zurückgefordert würden; der Herr 
Lihr, dessen Wohnsitz gegenwärtig Berlin ist, solle seit einigen Tagen sich in Lübbenau 
aufhalten und eine entsprechende Demonstration herbeizuführen suchen. 

Ich beauftragte den mir dies referierenden Beamten zu veranlassen, daß jene Gewehre 
auf das erste Anverlangen sofort herausgegeben würden. Man sagte mir auch, daß von 
seiten des Gerichts und Polizeiamts bereits um die Mittagszeit der Magistrat und das 


3 Frege, Justizrat, Direktor des standesherrlichen Patrimonialgerichts und Leiter des Polizeiamts in Lübbenau. 
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Bürgerwehrkommando in Lübbenau auf die bedrohlichen Umstände aufmerksam 
gemacht und um Abwehrung ungesetzlicher Schritte aus der Stadt ersucht worden seien. 
Unter diesen Umständen hielt ich mich, mein Haus und meine Familie bei der Angele- 
genheit unbeteiligt und ungefährdet. 

Um 8 Uhr, in dem Augenblick, als ich aus meinem Zimmer das Horn des die Cott- 
bus-Berliner Post durch Lübbenau führenden Postillions ertönen hörte, erschallte auch 
von der Seite des Marktes aus der Stadt her wiederholtes heftiges Schießen und Schreien, 
und langsam zog der in solcher Weise lärmende Menschenhaufen, zu Zeiten stehenblei- 
bend, in dem Schloßbezirk vor das Gerichtsgebäude, soll dort die oben beredten 
Gewehre verlangt und erhalten haben. 

Gegen mein Erwarten, daß die Menge sich nun wieder entfernen werde, stürzte sie 
plötzlich schießend und tobend gegen mein Wohnhaus, warf Steine in die Fenster des 
Erd- und des ersten Stockwerks und soll auch einige scharfe Schüsse gegen die Fenster 
derjenigen Zimmer abgefeuert haben, welche meine Frau und meine Töchter bewohnen. 

Die abwehrenden Beamten und Wächter des Schloßbezirks waren zurückgedrängt, 
ich mit allen Frauen und Kindern des Hauses wie mit einigen männlichen Dienern in 
demselben isoliert, nur von ziemlich festen Türen und Laden des Erdgeschosses gegen 
das sofortige Eindringen geschützt. Ich ließ die weiblichen Hausbewohner sich in das 
zweite Stockwerk begeben, verteilte die männlichen Diener an die einzelnen Haustüren 
und hielt mich selbst in dem zur ebenen Erde liegenden Stockwerk auf. 

An einer der Haustüren ward heftig gepocht; auf die Frage meldete sich der Horn- 
drechslermeister Müller und sagte, der Volkshaufe wolle mich sprechen, und ich möge 
herauskommen; ich ließ dem Mann durch den Diener Fischer Einlaß geben, erklärte ihm 
sehr ruhig, daß und weshalb ich im Finstern unter diese schießende und stürmende 
Menge allein nicht treten könne, ich wünsche aber sehr, daß wenige von ihnen Abge- 
sandte hereinkommen und mir die Veranlassung ihres Unternehmens erklären möchten. 
Der Müller versprach, dies zu bewirken zu suchen, und ward bald darauf auch mit weni- 
gen anderen wieder eingelassen, unter denen namentlich der Steinschläger Kleemann, der 
Arbeitsmann Hanisch und der lahme Maurergesell Wolff sich befunden haben werden, 
die aber alle der Königliche Gendarm Bredner zu nennen wissen wird, der mit dieser 
ersten Deputation herein kam und der unablässig bemüht gewesen ist, die Leute zu 
beschwichtigen. 

Das erste Verlangen nach dem Eintreten, ich glaube von dem Kleemann ausgespro- 
chen, war, ich möge ihnen Pulver und Blei geben, so wollten sie die Anstürmenden 
gewaltsam vertreiben. Ich erwiderte lebhaft abschläglich mit dem Hinzufügen, daß ich 
nur in Frieden und Milde und durch überzeugende Rücksprache entgegenzutreten ge- 
sonnen wäre. 

Auf meine Frage nach den Gründen der Aufregung des Volkshaufens gegen mich, 
wußten die Abgeordneten nur zu äußern, wie man ihnen gesagt habe, daß Schutzgeld 
von den Einmietern wieder gefordert werden würde; - ferner hätten sie Mangel an Raff- 
und Leseholz, der Magistrat ließe sie pfänden, wenn sie dergleichen im städtischen Walde 
holten; sie bäten mich also, ihnen dergleichen im sogenannten Lehdischen Walde anzu- 
weisen; - endlich hätten sie seit Jahren einzelne Beschwerden gegen Personen und Hand- 
lungen des Gerichts. Weitere Gründe zu dem heutigen Unternehmen wußten sie nicht 
anzugeben. 
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Mit Ausnahme des Müller, der sich auch bei den Petitionen und Beschwerden nicht 
beteiligte, waren die Deputierten in einem sehr trunkenen Zustand, indessen gegen 
meine Person nach Umständen zurückhaltend und, ich weiß keinen andern Ausdruck, 
devot sich betragend. Ich antwortete: das Gerücht von der Wiedererhebung des Schutz- 
geldes entbehre jeder Begründung; über die Wünsche des Raff- und Leseholzes solle mit 
ihnen gesprochen werden, wenn sie an einem anderen Tage in ruhiger Haltung wieder- 
kommen wollten; dasjenige im Lehdischen Walde werde ihnen aber schwerlich bewillligt 
werden können, weil solches bereits die Dorfgemeinde Lehde in Benutzung habe; die 
Beschwerden über das Gericht würden gewiß ermittelt und beseitigt werden, wenn man 
sie nur ebenfalls später spezieller vortragen und begründen wolle. 

Der Gendarm Bredner früher, die Abgeordneten des Volkshaufens später, begaben 
sich wıeder hinaus; das Schießen, Steinewerfen, Lärmen und Toben nahm aber immer 
mehr überhand; an einigen Fensterladen ward heftig geschlagen und gestoßen, Spaliere 
und Postamente vor dem Hause wurden zerstört und eine Haustüre neben der Küche 
eingebrochen. - Niemand trat aber über die Schwelle. 

Im Augenblick des ersten Anstürmens gegen das Schloß hatte ich den Sohn meines 
Gärtners Freschke, ebenfalls Kunstgärtner und Unteroffizier in der Landwehr, zu den 
Behörden in die Stadt geschickt, sie ersuchen lassend, daß der Volkshaufe aus der Stadt 
in dieselbe zurückgeholt werden möchte. Es erschien aber kein Schutz und keine Hilfe. 

Eine zweite Deputation begehrte Einlaß, der sofort bewilligt wurde; es traten etwa 5 
Mann herein, unter denen der schon genannte Kleemann, der Sattlergeselle Langhanke, 
der Arbeitsmann Hussock, der Dienstknecht Pietzk gewesen sein werden, - alle mehr 
oder weniger im trunkenen Zustande, aber sich gegen mich manierlich betragend. 

Sie wiederholten die Bitten und Beschwerden der ersten Deputation, wollten wegen 
des Raff- und Leseholzes eine schriftliche Versicherung haben, und der Pietzk begehrte 
auch noch Ersatz für ein Gewehr, das ihm als Wilddieb vor Zeiten abgenommen sein 
sollte. Dabei äußerten sie sehr gemütlich, ich sei ein guter Mann, dem sie wohl wollten, 
der ihr Vertrauen und Machtvollkommenheit hätte, meine Beamten taugten aber nichts. 

Die von mir gegebenen Antworten waren im allgemeinen dieselben der ersten Depu- 
tation erteilten, mit dem Hinzufügen, daß der Schaden, den sie in dieser Stunde an mei- 
nem Hause anrichteten, und der Schreck wie die Angst, welche sie den Frauen und Kin- 
dern im Hause brächten, weder mit ihren Worten im Einklang ständen, noch ihrem 
Interesse auf irgend eine Weise dienlich sein können. 

Ich ermahnte sie, nun endlich von ihrem gewaltsamen Angriff abzusehen und an 
einem andern Tage in ruhiger Haltung und nüchternem Zustande durch Abgeordnete 
wıederzukommen. Sie versprachen, dies tun zu wollen, reichten mir darauf die Hand, 
begaben sich hinaus und augenblicklich zog der Haufe ab, - nun aber ähnliche Zer- 
störungen bei dem abwesenden Dirigenten des Gerichts und Polizeiamtes, Herrn Frege, 
und noch an einigen anderen Orten verübend, bevor sie den Schloßbezirk verließen. 

Bei meinen Unterredungen mit den beiden Deputationen waren abwechselnd meine 
Diener Richter II., Fischer und G. Liesk zugegen. 

Der Angriff auf mein Haus mag etwa von 9 bis 1210 Uhr abends gedauert haben. 
Einzelnes Schießen war die ganze Nacht hindurch aus der Stadt und von Armen der 
Spree her zu hören, und am anderen Morgen und Vormittag zogen viele Neugierige, 
auch einige betrunkene, wüste und drohende Menschen im Schloßbezirk umher. 
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Zu mir kam, erst allein, dann in Begleitung seines Bruders, im trunkenen und aufge- 
regten Zustand der Zimmergesell Julius Reimer unter heftigen Äußerungen und Drohun- 
gen, angeblich im Namen der Einmieter, ein schriftliches Versprechen für Gewährung 
von Raff- und Leseholz im Lehdischen Walde begehrend. Da auf polizeilichen Schutz 
nicht zu rechnen war, so beschwichtigte ich durch viele Worte und Aushändigung einer 
schriftlichen Verhandlung an sie, Gebrüder Reimer, indem ich meinem anwesenden Rent- 
beamten Hofmann protokollarisch niederschreiben ließ, was der Julius Reimer verlangt, 
und daß ich die Einmieter darauf hingewiesen hätte, sie müßten sich zunächst mit denen 
im Lehdischen Walde bereits Berechtigten vereinigen, diese Vereinigung mir vorlegen, 
und ich würde dann entscheiden; nach dem Julius Reimer unterzeichnete ich das Pro- 
tokoll. 

Ebenso kam der Pietzk, vom vorigen Tage genannt, und begehrte Ersatz für sein 
Gewehr; mit 1 Reichstaler abgefunden, ging er vergnügt von dannen. 

Ich hatte an diesem Morgen des 20. September den zurückgekehrten Herrn Frege 
veranlaßt, sich mit dem Magistrat und der Bürgerwehr in nähere Verbindung zu setzen 
und das Königliche Landratsamt zu Calau unverweilt um Schutz anzugehen. 

Unter den vorwaltenden Umständen und weil in dem wie geschildert beschädigten 
Hause nicht zu wohnen war, reisete ich am Nachmittag mit meiner Familie und meinen 
anwesenden Gästen ungehindert hierher ab. Am Mittag war der Landratsamtsvorsteher, 
Herr Baron von Patow, aus Calau in Lübbenau eingetroffen. 

Da ich bei der am 19. gezeigten Haltung des Magistrats und der Bürgerwehr von 
Lübbenau Aussicht auf deren Hilfe nicht haben konnte, so sendete ich am 20. abends 
eine Estafette an den Herrn General von Wrangel’ nach Charlottenburg, um militäri- 
schen Schutz für Lübbenau und Gegend bittend. 

Der Herr General von Wrangel hat mir geantwortet, daß er die Aufforderung dazu 
von Einer Hochlöblichen Regierung erwarten müsse, und das Königliche Landratsamt 
Calau hat mir mitgeteilt, daß seit dem 20. zwar die Bürgerwehr von Lübbenau sich tätig 
dem Schutz des Schloßbezirks und der Stadt unterzogen habe, daß es mehrfacher 
Gründe halber aber doch veranlaſst gesehen, bei Einer Hochlöblichen Regierung im Ein- 
verständnis mit meinem Polizeiamte und mit der Bürgerwehr von Lübbenau um schleu- 
nige Absendung militärischer Kräfte in diese Gegend nachzusuchen. 

Ich unterstütze letzteren Antrag auf das Lebhafteste, gebe Einer Hochlöblichen 
Regierung gehorsamst zu erwägen, ob es nicht zweckmäßig und weiteren Unruhen, auch 
gewaltsamen Angriffen auf Personen und Eigentum - sie sollen laut neuesten Nachrich- 
ten im Calauer Kreise an Ausdehnung zugenommen haben - vorbeugend sein möchte, 
wenn Hochdieselbe geruhen wollten, ein Mitglied des Collegii zur Beschwichtigung der 
Unruhen und zur Herstellung der gesetzlichan Ordnung und Sicherheit in dem Calauer 
Kreis, abzusenden, um denn, wenn ich für meine Person gewiß weit davon entfernt bin, 
dem dermaligen Herrn Verweser des Landratsamtes nicht alles Vertrauen zu schenken, so 
glaube ich doch, daß ein fremder, höher stehender und im besonderen Auftrage der 
Königlichen Regierung erscheinende Beamter mehr und nachhaltiger wirken kann. 


4 Friedrich Heinrich Ernst von Wrangel (1784-1877), 1848 General der Kavallerie, seit dem 13. September 
Oberbefehlshaber in den Marken. 
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II. 52, Lübbenau, 20. September 1848 
Bekanntmachung des Magistrats Lübbenau an die Einwohner 


[Maßnahmen zur Sicherung von Ruhe und Ordnung nach den Unruhen' am 19. Sep- 
tember 1848] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 301, Bl. 69, 


Bekanntmachung. 


Di beklagenswerthen Ereigniffe, die fih geftern Abend zugetra- 
gen, veranlaſſen uns, Nachſtehendes zur Beachtung zu erlaffen: 

1) von 7 Uhr Abends an, find alle Zufammenrottirungen 
auf den Straßen und Plätzen unterfagt; 

2) alle Bürger und Handwerksmeiſter werden ernſtlich auf 
gefordert, ihre Kinder, Dienftboten, Geſellen und Lehr: 
linge zu Hauſe zu halten; 

3) Die Kaufleute und Schenkwirthe werden angewieſen, 
in den Abendftunden weder im Einzelnen noch in wg. 
feren Quantitäten, Branntwein an Niemanden zu ver- 
kaufen, und haben Letztere ihre Lokalien Abends 7 Uhr 
zu ſchließen; 

1) bei Ruheſtörungen größerer Art, müſſen ſofort alle 
Haustzüren geſchloſſen werden. 

Lübbenau, den 20. September 1848. 


Der Magiſtrat. 


1 Vgl. Dok. II. 50, 51, 53. 
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II. 53, Lübbenau, 21. September 1848 


Bekanntmachung des Magistrats Lübbenau an die Einwohner im Extrablatt des 
Lübbenauer Wochenblattes 


[Aufforderung zum Eintritt in die Bürgerwehr] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 301, Bl. 70. 


Ertrablate u AP IA, tes Bühbenauer Wechenblalles. 


Die Greigniffe vom Abende des 19. September d. J., machen es uns zur dringend: 
Gen Pflicht, unſere Bekanntmachungen vom 20ſten und 21. März, fo wie vom 10 ten 
Mai d. J. zu wiederholen, und fordern wir daher alle hieſige Einwohner vom 20ſften 
bis 60ſten Jahre, fie mögen angeſeſſen fein oder nicht, zum Eintritt in die 
Bürgerwehr nochmals dringend auf. Die Vorgenannten, als zum Eintritt 
in die Bürgerwehr verpflichtet, haben ſich daher ſpäteſtens bis zum 24ſten September 
c. bei den betreffenden Führern des Bezirks, wie fie unten zum wiederholtenmale né. 
her verzeichnet ſtehen, zu melden und in die Liten eintragen zu laffen, widrigenfalls 
wir uns in die Nothwendigkeit verſetzt ſehen werden, dieſelben als ſolche anzuſehen, 
welche des Schutzes nicht bedürſen und deren Namen zu veröffentlichen. 

I. Bezirk: 
zu welchem gehören die Bewohner der Haͤuſer von Nro. 33. bis mit Nro. 72., von 
Nro. 138. bis mit Mro. 176., von Nro. 343. bis mit Mro. 350. und Nro. 333. 

Der Führer: Sattlermeiſter Herr Chriſtian Boblan. 

II. Bezirk: 
zu welchem gehören die Bewohner der Häufer von Nro 1. bis mit Nro. 11., von Rro. 
178. bis mit Nro. 220. von Nro. 304. bis mit Nro. 333. 

Der Führer: Herr Senator Klepſch. 

NI. Bezirk: 
zu welchem gehören die Bewohner der Haͤuſer von Nro. 12. bis mit Nro. 32., von 
Mro. 73. bis mit Nro. 137. 

Der Führer: Herr Friedrich Peeſchkau. 

IV. Bezirk: 
zu welchem gehören die Bewohner der Häuſer von Nro. 221. bis mit Nro. 303., von 
Nro. 334. bis mit Rro. 340. und Nro. S0. b. 

Der Führer: Herr Maurermeiſter Grahn. 
Lübbenau, den 21. September 1848. 
Der Magliſtrat. 
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II. 54, Berlin, 4. Oktober 1848 


Erlaß des preußischen Ministers des Innern v. Eichmann’ an das Oberpräsidium 
der Provinz Brandenburg 


[Einsatz des Militärs in Zusammenarbeit mit Zivilkommissaren in den Unruhegebieten] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1120, Bl. 428. 


Durch einen Zirkularerlaß an die Königlichen Regierungen vom heutigen Tage habe ich 
die Verwaltungsbehörden angewiesen, mit allen ihnen zustehenden gesetzlichen Mitteln 
dem in neuerer Zeit in verstärktem Maße wahrgenommenen, auf den Umsturz der 
gesetzlichen Ordnung gerichteten Treiben entgegenzutreten. 

Nach den mir vorliegenden Nachrichten muß ich indes annehmen, daß in einzelnen Tei- 
len der Provinz Brandenburg die gewöhnlichen, den Verwaltungsbehörden zu Gebote 
stehenden Mittel nicht mehr ausreichen, das dort hervortretende anarchistische Treiben 
schnell und vollständig zu beseitigen. Unter diesen Umständen empfehle ich dem 
Königl[ichen] Oberpräsidio dringend in den Fällen, wo es erforderlich ist, ohne Verzug 
auch zu außerordentlichen Mitteln zu schreiten. 

Es wird sich in dieser Beziehung zunächst empfehlen, ın die den Exzessen zumeist 
ausgesetzten Gegenden besondere Zivilkommissare zu entsenden mit zureichender Voll- 
macht, um von den Gründen der herrschenden Bewegung unmittelbare Kenntnis zu 
nehmen, soweit begründete Beschwerden vorliegen, dieselben gleich selbst zu beheben 
oder doch deren beschleunigte Beheiligung zu vermitteln und alle sonstigen gütlichen Mit- 
tel zu ergreifen, um die Gemüter zu beruhigen und drohenden Exzessen vorzubeugen. 

Um den Bemühungen dieser Kommissarien nötigenfalls den erforderlichen Nach- 
druck zu geben, wird es notwendig sein, zugleich mobile Militärkolonnen, deren Entsen- 
dung sich bereits namentlich auch im Liegnitzer Departement vielfältig bewähret hat, 
demselben beizugeben. Die letzteren würden indessen ihre Bewegungen im Einverständ- 
nis mit den Zivilkommissarien vornehmen und ihrerseits immer nur einzuschreiten 
haben, wenn alle gütlichen Mittel erschöpft wären und eine derfallsige Requisition des 
Zivilkommissars an sie erginge. 

Dem Ermessen des Königlichen Oberpräsidii muß es überlassen bleiben, nach diesen 
Andeutungen die näheren Modalitäten zu bestimmen, unter denen je nach den besonde- 
ren Umständen außergewöhnliche Maßregeln sich als notwendig darstellen und indem 
ich daher dem Königl[ichen] Oberpräsidium das weitere ergebenst anheimgebe, ersuche 
ich dasselbe nur noch, sich wegen der etwa zu entsendenden Militärkolonnen und deren 
Verbindung mit den Zivilkommissarien mit dem Befehlshaber der in den Marken garni- 
sonierenden und kantonierenden’ Truppen, General v. Wrangel, in Verbindung zu setzen 
sowie wegen Abordnung der letzteren, bei denen insbesondere auch auf eine geeignete 
Persönlichkeit zu sehen sein wird, die Königlſichen] Regierungen mit Instruktion verse- 
hen zu wollen. 


1 Franz August von Eichmann, 21. September 1848-8. November 1848 preußischer Minister des Innern. 
2 Quartiernehmenden. 
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II. 55, Leipzig, J Oktober 1848 


Befreiungsversuch der Soldaten vor dem Arresthaus in der Garde-du-Corps-Straße 
in Potsdam im September 1848' 


[Zeitgenössische Illustration über den gescheiterten Versuch] 


Potsdam-Museum, Leipziger Illustrierte Zeitung vom 7. Oktober 1848. 


Belreiungtreriug fo Seiten per de 


Um den 10. September wurden 15 Angehörige des in den Communs des Potsdamer Neuen Palais logieren- 
den 2. Garderegiments festgenomien, die gegen die harte disziplinarische Behandlung durch ihre Offiziere 
protestiert hatten. Eine zur Kommandantur ziehende und um Freilassung der Inhaftierten nachsuchende 
Soldatengruppe löste einen Straßentumult aus, in dessen Verlauf 300 bis 400 Zivilisten Barrikaden errichte- 
ten und heranrückendes Militär mit Steinen bewarfen. Die Soldatenunruhen erregten besondere Aufmerk- 
samkeit, da das Heer „als der stärkste Rückhalt der königlichen Gewalt“ galt. Aus diesem Grunde versuch- 
ten radikale Linke u.a. in Guben, Potsdam, Brandenburg und Frankfurt (Oder), Angehörige des Militärs 
auf ihre Seite zu ziehen. 


220 Dokumente zur Revolution 1848/49 in Brandenburg 
II. 56, Potsdam, 9. Oktober 1848 


Bericht des Polizeidirektors v. Kahlden- Normann an den Oberpräsidenten der 
Provinz Brandenburg v. Baton ` 


[Antrag auf Verbot von Volksversammlungen des politischen Vereins in Potsdam] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1120, Bl. 438-440. 


Die Königliche Hochlöbliche Regierung hieselbst hat mir Abschrift unterm 5. dlieses] 
Mlonalts an das hiesige Rent- und Polizeiamt erlassenen Verfügung in Betreff der von 
dem hiesigen politischen Vereine ausgehenden Volksversammlungen in denen zum Rent- 
amtsbezirk gehörenden Umbebungen Potsdams zugehenlassen. 

Aus diesem Erlasse hab ich ersehen, daß die Königliche Regierung die bei der letzten 
Volksversammlung im Schragen vorgekommenen Ruhestörungen nicht für erheblich 
genug erachtet, um aufgrund derselben im Interesse der öffentlichen Sicherheit und Ord- 
nung schon jetzt ein die Wiederholung derartiger Versammlungen hinderndes Verbot zu 
erlassen, vielmehr soll es dem Ermessen des Rentamts im Einverständnis mit dem Polizei- 
direktor überlassen bleiben, in dem einzelnen Falle, wo der hiesige Verein wiederum die 
Genehmigung zur Versammlung derartiger Volksversammlungen nachsuchen sollte, sol- 
che nach Bewandtnis der Umstände zu versagen oder zu erteilen. 

Dies hat mir in den letzten Tagen eine besonders sorgfältige Beobachtung des hiesi- 
gen Publikums zur Pflicht gemacht, in deren Folge ich zu der Überzeugung gelangt bin, 
daß zwischen einzelnen, den demokratischen Vereinen angehörenden Klassen, der hiesi- 
gen Zivilbevölkerung und einem Teile der Garnison eine gegenseitige große Erbitterung 
herrscht und da mir außerdem von mehreren mir persönlich befreundeten Truppenfüh- 
rern die Andeutung gemacht ist, daß bei einer etwaigen Wiederholung der durch den 
politischen Verein behufs Heranziehung des Militärs hervorgerufenen Volksversammlun- 
gen unbedingt neue und noch größere Exzesse unter Beteiligung aller Truppengattungen 
zu besorgen ständen, so habe ich es für meine Pflicht gehalten, den Rentmeister Müller 
hierauf sowie auf die gereizte Stimmung des hiesigen Publikums aufmerksam zu machen. 
Demselben scheint jedoch, abweichend von meiner Ansicht, zweifelhaft, ob er in Berück- 
sichtigung dieser Mitteilungen berechtigt sei, dem politischen Vereine die Genehmigung 
zur Veranstaltung neuer Volksversammlungen zu versagen, und sehe ich mich daher nun- 
mehr, und zwar aufgrund einer mündlichen Anweisung des Herrn Ministers des Innern, 
den ich in Sanssouci zu sehen die Ehre hatte, genötigt, das vornerwähnte Ergebnis mei- 
ner Beobachtungen sowie den Inhalt der mir militärischerseits gemachten Mitteilungen 
zu Euer Hochwohlgeboren Kenntnis zu bringen, indem ich zugleich geneigter Erwägung 
anheimstelle, ob hieraus nicht Veranlassung zu nehmen sein möge, dem politischen Ver- 
eine wenigstens vorläufig die Genehmigung zur Veranstaltung neuer Volksversammlun- 
gen, sofern er solche nachsuchen sollte, zu versagen. 


1 Carl August Ferdinand Alexander von Kahlden-Normann (1801-1866), 1842-1853 Polizeidirektor in Pots- 
dam. 
2 Erasmus Robert von Patow (1804-1890), Juni 1848 -1849 kommissarischer Oberpräsident. 
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Nach meiner Überzeugung wird sich diese Maßregel durch die gehorsamst angedeu- 
tetenUmstände vollständig rechtfertigen lassen und zwar umsomehr, da einerseits die bis- 
her durch den politischen Verein hervorgerufenen Volksversammlungen in keiner Weise 
geeignet waren, irgendeinen Nutzen zu gewähren, wogegen andererseits die Besorgnis, 
daß die Wiederholung solcher Versammlungen neue und größere Exzesse hervorrufen 
werde, nach der hier bereits gemachten Erfahrung durchaus nicht unbegründet ist; 
hierzu kommt nun aber auch noch ferner, daß die hiesige Bürgerwehr jede Mitwirkung 
zur Verhütung von Ruhestörungen außerhalb des Kommunalbezirks verweigert und end- 
lich der Umstand, daß der hiesige politische Verein, der in der Persönlichkeit seiner Mit- 
glieder gar keine Garantie darbietet, bei der von ihm erstrebten Einwirkung auf das 
Militär offenbar ganz unerlaubte Zwecke verfolgt, indem er die Soldaten durch falsche 
Vorstellungen und unhaltbare Versprechungen von ihrer Pflicht abwendig zu machen 
sucht. 

Euer Hochwohlgeboren hiernach die weitere Beschlußnahme gehorsamst anheimstel- 
lend, erlaube ich mir schließlich nur noch die ehrerbietigste Bemerkung, daß der Herr 
Minister des Innern nach der mir mündlich gemachten Andeutung einen schriftlichen 
Vortrag in dieser Angelegenheit erwartet, und bitte ich daher gehorsamst, den Inhalt die- 
ses Berichts zur Kenntnis Seiner Exzellenz gelangen zu lassen. 
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II. 57, Potsdam, 12. Okober 1848 


Schreiben des Regierungsassessors v. Wichert an den Oberbefehlshaber in den 
Marken v. Wrangel 


[Vorschlag der Truppenverlegung zur Vermeidung von Verbrüderungen mit den unteren 


Volksschichten] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1120, Bl. 436. 


Euer [Exzellenz] beehre ich mich, in der Anlage Abschrift eines unterm 9. dieses) 
Mlonats] vom Oberbürgermeister Ziegler zu Brandenburg erstatteten Berichts zur gefäl- 
ligen Kenntnisnahme ganz ergebenst zu übersenden. Die bedauerlichen Unordnungen, 
die am Abend des 9. dieses) M[onats]in Brandenburg zwischen Infanterie und Kavallerie 
vorgefallen sind und das im Berichte hervorgehobene Fraternisieren der untersten Volks- 
schichten mit einem Teil der dortigen Besatzung lassen es allerdings, auch meines Erach- 
tens, wünschenswert erscheinen, daß möglichst bald eine Dislokation der Truppen ange- 
ordnet und insbesondere das erste Bataillon nach einer anderen Garnison verlegt werde, 
indem die zwischen Infanterie und Kürassieren eingetretene Spannung und die laute 
Sympathie der unteren Volksklassen für erstere bei einer gesetzwidrigen Störung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung die Kraft der militärischen Macht offenbar bedeu- 
tend schwächen, ja möglicherweise selbst zu einem Kampf der Truppen gegeneinander 
führen könnte. 

Wenn auch der Oberbürgermeister Ziegler dafür hält, daß das Füsilierbataillon ohne 
besondere Gefahr in Brandenburg belasssen werden könne, so möchte es doch auch 
hierüber noch näherer Erwägung Euer [Exzellenz] bedürfen, weil die Mannschaften des- 
selben aus der Stadt Brandenburg selbst und deren Umgebung entnommen sind und aus 
dieser Ursache vielleicht auch hier aus politischen Rücksichten ein Garnisonwechsel 
zweckmäßig erscheinen dürfte. 

Euer [Exzellenz] wollen wir über Hochdero diesfällige Beschlußnahme zu seiner Zeit 
gefällige Mitteilung machen. 


1 Franz Wilhelm Ziegler (1803-1876), 1840-1850 Oberbürgermeister der Stadt Brandenburg an der Havel, 
stimmte als Mitglied des linken Zentrums der Preußischen Nationalversammlung am 15. November 1848 
für die Steuerverweigerung - vgl. Dok. III. 13, Anm. 2; Anfang der 50er Jahre „wegen versuchten Aufruhrs“ 
zu viermonatiger Festungshaft verurteilt - Vgl. Dok. IV. 24. 


Soziale Unruhen und politischer Aufbruch 223 
II. 58, Berlin, 14. Oktober 1848 


Verfügung des preußischen Ministers des Innern v. Eichmann an den Oberpräsi- 
denten der Provinz Brandenburg v. Patow 


[Ermächtigung zur Strafandrohung bei Nichteinholung der polizeilichen Genehmigung 
einer für den 15. Oktober geplanten Volksversammlung in Potsdam] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1119, Bl. 4-5. 


Euer Hochwohlgeboren eröffne ich mit Bezug auf die noch heute nachmittag mir zuge- 
gangene Mitteilung vom 13. cſurrentis] eine bevorstehende Volksversammlung im Freien 
betr[effend] ergebenst folgendes: 

Da es in $ 4 der Verordnung” vom 6. April dſieses] J[ahres]heißt: 

„Auch Versammlungen unter freiem Himmel können, insofern sie für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung nicht gefahrbringend sind, von der Obrigkeit gestattet werden.“ 

So unterliegt kein Zweifel, daß nach Inhalt dieser gesetzlichen Bestimmung alle 
Volksversammlungen, welche unter freiem Himmel abgehalten werden sollen, nur mit 
ausdrücklicher obrigkeitlicher Erlaubnis statthaft sind. 

Um indes etwaige Zweifel über die Gültigkeit dieser Folgerung zu beseitigen, will ich 

Euer Hochwohlgeboren ausdrücklich hierdurch ermächtigen: 
- falls Sie es für nötig halten, durch die öffentlichen Blätter und Anschläge bekanntma- 
chen zu lassen, daß gegen jeden, welcher Volksversammlungen unter freiem Himmel 
ohne vorher eingeholte polizeiliche Erlaubnis zusammenberufen oder sich als Redner 
oder Ordner bei derselben beteiligen, eine Geldbuße von fünf bis fünfzig Taler oder ver- 
hältnismäßige Gefängnisstrafe festgesetzt werden solle. 

Da den Regierungen die Befugnis zu solchen Strafandrohungen durch § 11 der 
Regierungsinstruktion von 1817 beigelegt ist, so wird ein Zweifel über die Gesetzlichkeit 
derselben aus § 5 des Gesetzes vom 24. v[origen] M[onats] nicht entstehen können. 

Zugleich ersuche ich Euer Hochwohlgeboren in Erwägung zu ziehen, ob es nicht 
angemessen sein möchte, durch eine Strafandrohung dieser Art der auf morgen anstehen- 
den Volksversammlung bei Potsdam entgegenzuwirken. 


1 Vgl. Dokument II. 59. 

2 „Verordnung über einige Grundlagen der künftigen Preußischen Verfassung“ (Gesetzsammlung für die 
Königlichen Preußischen Staaten, 1848, S. 87-88). 

3 „Gesetz zum Schutz der persönlichen Freiheit“ (Gesetzsammlung für die Königlichen Preußischen Staaten, 
1848, S. 257-259): $ 5: „Niemand darf vor einen anderen als den im Gesetz bezeichneten Richter gestellt 
werden. Ausnahmsgerichte und außerordentliche Kommissionen sind unstatthaft. Keine Strafe kann ange- 
droht oder verhängt werden, als in Gemäßheit des Gesetzes.“ 
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II. 59, Potsdam, 28. Oktober 1848 


Verfügung des Rent- und Polizeiamts in Potsdam an den Vorsitzenden des Pots- 
damer Bürgerwehrclubs Boesch 


[Verbot der Volksversammlung am 29. Oktober 1848] 
BLHA, Pr. Br. Rep. I Oberpräsident Nr. 1119, Bl. 10. 


Auf Ihre heutige, nachmittags 3 Uhr eingegangene Anzeige wird Ihnen eröffnet, daß die 
von Ihnen auf morgen, den 29. Oktober dieses Monats zu derselben Stunde im Schra- 
gen bei der hiesigen Stadt unter freiem Himmel beabsichtigte Volksversammlung unter 
den dermaligen Verhältnissen und namentlich im Hinblick auf die Exzesse, welche bei 
der letzten Volksversammlung im Elysium am 15. dieses Monats durch Zerstörung des 
Gartenzaunes dieses Grundstücks und durch tätlichen Angriff gegen einen Polizeioffizi- 
anten vorgekommen, ferner auch in Erwägung, daß die Aufregung, welche die tumultua- 
rischen Auftritte bei der Volksversammlung im Schragen am 1. dieses Monats im Publi- 
kum hervorgebracht haben, zum Teil noch vorhanden, als gefahrbringend für die öffent- 
liche Sicherheit und Ordnung erachtet worden ist. 

Wir müssen daher, in Befolgung einer uns desfalls ausdrücklich von dem Königli- 
chen Oberpräsidium hierselbst heute abend zugekommenen Spezialanweisung zu der oben 
angekündigten Volksversammlung unter Bezugnahme auf § 4 der Verordnung vom 6. April 
c[ulr[rentis] /: Gesetzsammlung pagliniert] 87, und auf die Bekanntmachung der 
Königl[ichen] Regierung vom 21. dieses Monats /: Amtsblatt pro 1848 pagliniert] 347% 
hiermit die ortspolizeiliche Genehmigung versagen. 


Auf dieser Volksversammlung führte der Gerichtsreferendar Johann Maximilian (Max) Dortu (1826-1849), 
einem Polizeibericht nach, vor ca. 2000 Menschen aufrührerische Reden. Vgl. BLHA, Pr. Br. Rep. 30 
Polizeidirektion Potsdam Nr. 335, Bl. 8-10. 
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II. 60, Frankfurt an der Oder, 30. Oktober 1848 


Bericht des Regierungskommissars Neumann an die Regierung Frankfurt, Abt. des 
Innern 


[Widerstand der Untertanen der Standesherrschaft Lübbenau gegen die Verhaftung der 
bei den Unruhen am 19. September beteiligten Personen] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 303, Bl. 63-70. 


Infolge der mir vom Untersuchungsrichter wegen der Lübbenauer Exzesse vom 19. v[ori- 
gen] M[onats] gestellten Requisition hatte ich für den 27. dſieses] M[onats] die mir zu 
Gebote stehenden Polizeibeamten beauftragt, diejenigen Verhaftungen in Lübbenau und 
Stotthof vorzunehmen, welche der Untersuchungsrichter angeordnet hatte. Es waren 10 
Personen zu verhaften, und die in Lübben stehenden 3 Kompanien Gardeschützen hatten 
sich - der mit dem Kommandeur getroffenen Verabredung gemäß - rechtzeitig eingefun- 
den, um bei den Verhaftungen mit dem Glockenschlage 6 Uhr morgens zu assistieren. Es 
ist jedoch nur gelungen, 2 Personen zu verhaften und nach Lübben abzuliefern. Ein drit- 
ter Gefangener ist von dem städtischen Polizeidiener, welcher 8 Mann Gardeschützen bei 
sich gehabt hat, freigelassen worden, weil eine große Menschenmenge um denselben eine 
äußerst drohende Stellung eingenommen hatte und die Verhaftung nicht dulden wollte. 
Daß es nur gelungen ist, zweier Personen habhaft zu werden, hat in der zu Lübbenau 
und in der zur Standesherrschaft des Grafen zu Lynar gehörigen Dörfern herrschenden 
Stimmung seinen Grund. Dieselbe ist nämlich eine dermaßen unterwühlte, daß niemand 
es wagt, die Verhaftungen wegen der Exzesse am 19. v[origen] Monats] zu fördern, ja 
daß eine große Anzahl von Personen geradezu alles aufbietet, dieselben zu verhindern 
und so die Untersuchung selbst zu hintertreiben. Es mögen etwa 30 Personen in Lübbe- 
nau und Stotthof, welches Dorf im umittelbaren Anschlusse der Stadt liegt, bei den 
Exzessen beteiligt sein und diese sind es, welche alle Mittel anwenden, jede mißbilligende 
Äußerung über die Ereignisse vom 19. v[origen] Monats] zu unterdrücken, die auch in 
der Tat alle Personen dermaßen einschüchtern, daß öffentlich niemand wagt, anders als in 
einer das Verbrecherische der vorgekommenen Handlungen in Abrede stellenden Weise 
sich zu äußern. Privatim hat eine große Anzahl von Personen mir eingeräumt, daß sie 
genötigt wären, so zu sprechen, weil sie sonst alles zu befürchten hätten, daß sie aber in 
Wirklichkeit wünschen müßten, die Exzedenten vom 19. v[origen] Mlonats] exemplarisch 
bestraft zu sehen, indem sonst nicht abzusehen wäre, welcher Zustand ach für Lübbenau 
herausstellen möchte. Der Präsident hat teilweise selbst Gelegenheit gehabt, bei seiner 
kurzen Anwesenheit in Lübbenau am 24. dieses] Monats] die Wahrheit des eben 
Gesagten zu erkennen. - Ist die geschilderte Stimmung in der Stadt herrschend, so 
erscheint die Meinung der nächsten Dorfschaften noch übeler. Dieselben sind der stan- 
desherrlichen Kasse abgabenpflichtig und verweigern großenteils ihre Zahlungen, weil sie 
vermeinen, daß keine Kräfte zur Betreibung im Zwangswege vorhanden seien, oder weil 
sie behaupten, es käme ein mindestens die Hälfte der Leistungen aufhebendes Gesetz. Es 
gehören 28 Dörfer zur Standesherrschaft, in deren Mehrzahl eine wirklich fanatische 
Aufregung gegen den Grafen Lynar hervorgebracht worden ist, die noch dadurch ver- 
stärkt wird, daß man die wunderlichsten Gerüchte verbreitet. Der Graf soll die ganze 
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Untersuchung von Lübben aus leiten, soll das Militär nach Lübben und Lübbenau 
geholt haben. Allgemeiner Haß gegen den Adel wird reichlich genährt und ist überhaupt 
im Calauer Kreise sehr stark. Dazu kommt, daß die Landleute der Herrschaft den festen 
Glauben haben, sie seien bei den Auseinandersetzungen betrogen worden, und daß sie 
deshalb den Grafen und den betreffenden Kommissarius für niederträchtige Betrüger 
erklären. Alle diese Dinge werden durch politische Aufwiegelung im Calauer Kreis bekannt- 
lich benutzt, um die Stimmung für exzentrisch-demokratische Zwecke zu gewinnen. 
Endlich glauben die Landleute auch, daß etwaige Widersetzlichkeiten unbestraft bleiben 
würden, wenn die Lübbenauer Exzesse unbestraft bleiben können. In der Gemeine 
Crimnitz Op Meile von Lübbenau) haben mir die Wirte ausdrücklich erklärt, daß ein 
Exekutor nicht kommen dürfe; auf die Entgegnung, daß etwaigen Widersetzlichkeiten 
Strafen folgen würden, die vermieden werden könnten durch Zahlung des Schuldigen, - 
äußerten sich die Crimnitzer ausdrücklich dahin, daß ja „die Lübbenauer auch nicht 
bestraft würden“. 

Dieser Stimmung gemäß und infolge fortwährender Kommunikationen zwischen den 
Lübbenauer Exzedenten und den Dörfern ist sofort zu Ragow in der Nacht um 3½ oder 
4 Uhr ein Signalschuß gegeben worden, als die Lübbener Garnison dort vorbeipassierte. 
Boten gingen sogleich in die benachbarten Dörfer, klopften an die Fensterladen und 
sagten, man sollte nach Lübbenau kommen, welche Stadt in Gefahr wäre. Ebenso sind 
wohl die zu Inhaftierenden größtenteils gewarnt worden, und einer dieser letzteren ist 
sogar nach Vetschau geeilt, um angeblich im Auftrage des Lübbenauer Bürgerwehrkom- 
mandos die Hilfe der Vetschauer Bürgerwehr in Anspruch zu nehmen. Er soll hierzu 
sogar vom Sohne des zweiten Kommandeurs der Bürgerwehr (des Kaufmanns Dolz) Auf- 
trag erhalten haben. Von Vetschau aus ist sodann der Calauer Bürgerwehr die Herbeiru- 
fung nach Lübbenau zugekommen. 

Da nach §§ 6 und 7 der Habeaskorpusaktè vom 24. September die Verhaftungen in 
den Wohnungen der Schuldigen meinerseits nicht vor 6 Uhr angeordnet werden durften, 
so ließ es sich nicht vermeiden, die Truppen in der Stadt marschieren zu lassen, da sonst 
deren Bewegung nach Lübbenau noch früher bekannt werden mußte. Die in Lübbenau 
stationierte eine Kompanie reichte aber nicht aus, bei allen Verhaftungen zu assisstieren 
und die Gefangenen nach Lübben zu transportieren. Überdies sind die Beteiligten 
äußerst wachsam, und es gab kein anderes Mittel, dieselben möglichst zu täuschen, als 
eben in der angeführten Weise vorzugehen. 

Die verhafteten 2 Individuen wurden den Lübbener Gardeschützen übergeben und 
von diesen zu Wagen nach dem Inquisitoriatsgefängnisse gebracht. Mittlerweile hatten 
sich bereits um 7 Uhr morgens in der Stadt und Vorstadt sehr viele städtische Einwohner 
und Bauern gesammelt, von denen namentlich die letzteren, welche meist mit starken 
Knütteln bewaffnet waren, nicht abzuhalten waren, in die Stadt zu kommen. Vergeblich 
wurde denselben gesagt, daß man sie unbefugterweise bestellt hätte und Lübbenau 
durchaus nicht in Gefahr wäre; es gelang nur, sie zu einer ruhigen Stimmung zu bringen, 
nachdem sie einem Offiziere der Gardeschützen, welcher eine Meldung des Lübbenauer 


1 Englisches Staatsgrundgesetz von 1679 zum Schutz der persönlichen Freiheit. 


Soziale Unruhen und politischer Aufbruch 227 


Kompaniechefs dem vor der Stadt stehenden Major von Falkenstein machen sollte, den 
Durchlaß verweigert und ihn durch Drohungen zum Umkehren veranlaßt hatten. Eine 
ähnliche Bedrohung eines der Lübbener Schützenoffizieres hatte übrigens schon am 22. 
dieses) M[onats] stattgefunden, indem auf denselben aus einem an der Chaussee belege- 
nen Gehölze geschossen und das Hetzen von Hunden erfolgt ist, als er an jener Stelle 
die Chaussee passierte. 

Die Bauern, welche in Lübbenau waren, sowie viele Einwohner der Stadt behaupte- 
ten, ihnen seien die Gefangenen gestohlen worden, dieselben müßten herausgegeben 
werden, oder man würde sie sich aus Lübben holen. Die auf den Straßen in Lübbenau 
sich bildenden Gruppen wurden von den ruhigeren Bürgern dadurch einigermaßen 
besänftigt, daß ihnen eröffnet wurde, der Magistrat, die Stadtverordneten und das Bür- 
gerwehrkommando würden ein erneuertes Gesuch um Sistierung der Verhaftungen stel- 
len, nachdem sie vor einigen Tagen dem Untersuchungsrichter den Antrag gestellt hätten, 
die ganze Untersuchung bis auf ruhigere Zeiten hinauszuschieben, welchem Antrage 
nämlich nicht deferiert worden, vielmehr bei wiederholtem Ausbleiben der zum 26. dſie- 
ses] M[onats] nach Lübben Vorgeladenen am Tage darauf mit der Verhaftung vorgegan- 
gen war. Die Versammlung, welcher sich viele Bürgerwehrmänner angeschlossen hatten, 
war eine sehr stürmische, und es wurde mir darin auch von einzelnen auf sehr stürmi- 
sche Weise bestritten, daß überhaupt Verbrechen am 19. longen! M[onats] begangen 
worden wären. Ich wohnte der Versammlung nur auf ausdrückliches Verlangen des Magi- 
strates und des Stadtverordnetenvorstehers bei und wurde wiederholt gebeten, wenigstens 
die Ansicht der Anwesenden zu Protokoll zu nehmen, wenngleich ich entschieden ande- 
rer Meinung wäre. Man erklärte mir, daß dies die einzige Möglichkeit wäre, die aufge- 
regte Masse Fremder und Einheimischer vor Exzessen zu bewahren. Demgemäß ist die in 
Abschrift beiliegende Verhandlung aufgenommen und dadurch allerdings die inzwischen 
noch durch die Ankunft der Vetschauer Bürgerwehr immer mehr angeregte Menge beru- 
higt worden. 

Diese Bürgerwehr erschien fast vollständig mit Fahne und Musikkorps, etwa 120 
Mann stark. Ich ging derselben mit einem Magistratsmitgliede und dem Stadtverordne- 
tenvorsteher entgegen, teilte den Führern derselben mit, daß sie nicht vom Führer der 
Lübbenauer Bürgerwehr requiriert worden wären und erhielt die Antwort, daß man sich 
in Marsch gesetzt hätte, weil man geglaubt, die Bauern griffen die Stadt an. Ob dies all- 
gemein geglaubt worden, lasse ich dahingestellt; der Oberkommandeur und sein Adju- 
dant schienen mir allerdings dieser Ansicht gewesen zu sein. Beim Anzuge der Vetschauer 
Bürgerwehr war von derselben auf der Chaussee mehrfach geschossen und jeder Schuß 
von den mich umgebenden Bauern mit gewaltigem Schreien und den fortwährenden 
Rufen: „Freiheit, Freiheit“ beantwortet worden, wobei es auch an Bedrohungen meiner 
Person und an sehr bedeutungsvollen Schimpfreden gegen den Grafen zu Lynar nicht 
fehlte. Die Vetschauer Bürgerwehr marschierte sodann mit klingendem Spiele auf den 
Markt, wo etwa 250 Mann der Lübbenauer Bürgerwehr aufgestellt waren und die Vet- 
schauer mit Hurrarufen begrüßten. Es wurden demnächst verschiedene Reden gehalten, 
Toaste auf die zu Hilfe gekommenen Brüder, auf die Freiheit, auf die gesetzliche Freiheit 
u.s.w. ausgebracht und endlich die anwesenden Wehrmänner von dem Stadtverordneten- 
vorsteher in einer beruhigenden Rede auf das vom Regierungskommissarius aufgenom- 
mene Protokoll verwiesen, worauf man sich zur Erfrischung der nachbarlichen Bürger- 
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wehr einstweilen zerstreute. - Inzwischen lief ein Schreiben des Kommandeurs der 
Calauer Bürgerwehr ein, worin derselbe erklärte, zunächst wissen zu wollen, warum eine 
Requisition nach Calau gelangt wäre. Der Kommandeur der Lübbenauer Bürgerwehr ant- 
wortete sogleich, daß die Requisition unbefugterweise geschehen wäre und man keiner 
nachbarlicher Hilfe bedürfte. Auf diese Weise wurde der Zuzug aus Calau glücklicherweise 
verhindert und nachmittags 3 Uhr zum Rückmarsche der Vetschauer Alarm geschlagen. 

Dieser Rückmarsch erfolgte demnächst unter der Begleitung der Lübbenauer Bürger- 
wehr, wobei ein Teil der vereinigten Mannschaften zwar die Führung nach Lübben zur 
Befreiung der Gefangenen verlangte, jedoch ohne weitere Weigerung mit den Übrigen 
den Weg nach Vetschau einschlug. Hier wurde etwa 12 Meile gemeinschaftlich unter viel- 
fachem Schießen, das vergeblich verboten wurde, bis zum Dorfe Boblitz marschiert, wo 
Reden und Hochs erfolgten und die Trennung der Lübbenauer und Vetschauer Bürger- 
wehr stattfand. Die letztere hat zwar noch Reisende durch Schießen und Fragen nach 
dem Namen und der politischen Gesinnung beunruhigt, jedoch sonstige Exzesse meines 
Wissens nicht begangen. Ich bin fortwährend bei dem gemeinschaftlichen Zug gewesen 
und mit den Lübbenauer zurückgekehrt, welche sich demnächst in ihre Häuser zurück- 
begeben, um sich von der Erschöpfung zu erholen. 

Auf dem Marsche sind jedoch dem Kommandeur der Lübbenauer Bürgerwehr, Dr. 
med. Malin, vielfache Vorwürfe, namentlich auch der gemacht worden, daß er am Mor- 
gen sogleich die Bürgerwehr hätte alarmieren und die Arretierungen verhindern sollen. 
Der Dr. Malin ist dadurch in dem Maße gekränkt worden, daß er am nächsten Tage sich 
äußerst unwohl befand, niemanden vor sich ließ und gesonnen zu sein schien, das Kom- 
mando niederzulegen. 

Nachdem ich mich überzeugte, daß in Lübbenau eine Ruhestörung nicht weiter zu be- 
sorgen war, fuhr ich noch am späten Abende des 27. nach Lübben, um dem dringenden 
Wunsche der Lübbenauer Stadtbehörden durch Übergabe der aufgenommenen Verhand- 
lung zu genügen. Ich referierte mit dem Untersuchungsrichter und überzeugte mich, daß 
in Lübben alle Vorkehrungen getroffen waren, Zuzüge behufs Befreiung der Gefangenen 
zu verhindern. Dieselben waren vielfach angekündigt, doch hatte das Militär wie die Bür- 
gerwehr alles Erforderliche getan, etwaige Eindringlinge entschieden zurückzuweisen. 

Den Untersuchungsrichter unterrichtete ich von der augenblicklichen Unmöglich- 
keit, ohne Herbeiführung grober Exzesse und wahrscheinlichen Blutvergießens weitere 
Verhaftungen vorzunehmen, und kehrte am 28. morgens wieder nach Lübbenau zurück, 
wo am späten Abend des 27. und in der Nacht nur mehr als sonst gewöhnlich ın den 
Gärten und außerdem auch einige Male auf dem Markte sowie auf der Straße in der 
Vorstadt geschossen worden war. Ich unterrichtete die zahlreich versammelten Stadtbe- 
hörden, das Bürgerwehrkommando und die erschienenen Bürgerwehrmänner, daß der 
Untersuchungsrichter alsbald Bescheid erteilen würde und ich bis dahin die von ihm ver- 
langten Arretierungen meinerseits aussetzen wollte, was ich um so eher zusichern konnte, 
als es in der Tat nur möglich gewesen war, mit militärischer Hilfe weitere Verhaftungen 
des Nachts vorzunehmen, dies aber gesetzlich unzulässig ist, insoweit es sich dabei um 
das Eindringen in die Wohnung handelt. Die ausführenden Polizeibeamten waren so 
mannigfach wegen des am 27. Getanen bedroht worden, daß es in der Tat von denselben 
für den Augenblick nicht erwartet werden konnte, daß sie einen Erfolg rücksichtlich der 
Verhaftungen zu erzielen im Stande gewesen wären, zumal die zu Arretierenden entweder 
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ganz latierten oder stets in zahlreicher Gesellschaft solcher erschienen, die entschlossen 
waren, die Arretur direkt zu verhindern oder doch die Flucht des zu Verhaftenden zu 
sichern, von einer etwaigen Zernierung der Wohnungen während der Nacht aber mit 
Rücksicht auf die Örtlichkeit und die vielen Einverständnisse nicht die Rede sein kann. 
Nachdem am 28. wiederum vollständige Ruhe eingetreten war, bin ich gestern nach 
Lübben gegangen und von dort heute hieher zurückgekehrt. - Ich kann bei der gegen- 
wärtigen Sachlage und mit Rücksicht auf die Stimmung im Norden des Calauer Kreises 
über das im administrativen Wege zu Tuende nur folgendes aussprechen: 
die Lübbenauer Exzesse vom 19. v[origen] M[onats] sind bereits Gegenstand der gericht- 
lichen Untersuchung, die aber ohne umfassende Beihilfe der Polizei- und Militärkräfte 
nicht fortgefüührt werden kann. Auf den Magistrat in Lübbenau ist bekanntlich sehr 
wenig zu rechnen, weil er unter dem Einflusse desjenigen Terrorismus steht, den die vie- 
len bei den Exzessen vom 19. vorigen] M[onats] Beteiligten in Lübbenau ausüben und 
der durch die höchst bedenkliche Stimmung der ländlichen Bevölkerung noch bedeu- 
tend vermehrt wird. Die Militärkräfte zu Lübbenau und Lübben mögen vereinigt viel- 
leicht ausreichen, mit Gewalt, d.h. unter Anwendung der Waffen einige Verhaftungen 
durchzusetzen; es dürfte aber ganz besonders darauf ankommen, ohne Blutver- 
gießen den Fortgang der Untersuchung zu sichern. Dies würde nur geschehen, wenn die 
Lübbenauer Garnison verstärkt würde und wenn die benachbarten Dörfer, allenfalls auch 
die Stadt Vetschau mit Einquartierung belegt würden und die letztere auch aus der gehöri- 
gen Menge Kavallerie bestände. Der moralische Einfluß dieser Maßregel würde genügen, 
die in der Herrschaft Lübbenau aufs äußerste erregten Leidenschaften zu beruhigen, so 
daß mit direkter Hilfe des Militärs die erforderlichen Verhaftungen durch Beamte, welche 
demnächst nicht der Rache der Lübbenauer Herrschaftseinsassen ausgesetzt bleiben 
dürften, vorgenommen werden könnten. Hiebei habe ich zugleich die erforderlichen 
Patrouillen in den Spreewald mit im Sinne, der bekanntlich fast unzugängliche Schlupf- 
winkel für Flüchtlinge darbietet. - Gleichzeitig würde eine größere Militärmacht dazu 
dienen, die sehr bedeutende politische Agitation im ganzen Calauer Kreise zu mildern. 
Wie notwendig überhaupt entschiedene Schritte für Lübbenau und den ganzen 
Calauer Kreis sind, erweiset die Rückwirkung des dortigen Zustandes auf benachbarte 
Gegenden. Der Landratsamtsverweser zu Lübben hat mich darauf aufmerksam gemacht, 
daß bereits für die Herrschaft Straupitz ähnliche Ereignisse, wie die in Lübbenau 
vorgekommenen, angedroht worden seien und daß er ın der Tat nach den Wahrnehmun- 
gen der Gendarmen die Verwirklichung solcher Drohungen gewärtigen müsse, wenn die 
Lübbenauer Exzesse ungestraft bleiben sollten. - So sehr es auch für den Augenblick 
beruhigen würde, wenn eine Abolition‘ der Lübbenauer Untersuchung stattfände, so bin 
ich doch überzeugt, daß für die Zukunft daraus nur in weiteren Kreisen sehr übele Fol- 
gen entstehen können und daß gerade im Calauer Kreise alsdann die Meinung Geltung 
erhalten muß, von den gesetzlichen Autoritäten sei die Aufrechterhaltung eines geord- 
neten Zustandes nicht mehr durchzuführen. Es mag freilich in Lübbenau ursprünglich 


2 Sich versteckten. 
3 Einschlieſsung durch Truppen. 
4 Aufhebung. 
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weniger auf verbrecherische Handlungen abgesehen gewesen sein, allein dieselben sind 
einmal am 19. v[origen] Mlonats] im größten Maße vorgekommen und wirken bereits 
auf die ganze Herrschaft direkt ein. Deshalb würde ich, falls die dermaligen Zustände es 
gestatten, die Mittel zu einem durchaus entschiedenen Einschreiten herbeizuschaffen, 
ganz gehorsamst beantragen: 

zur Unterstützung der Behörden noch ein Bataillon Infanterie und etwa 2 Eskadrone 
Kavallerie nach Lübbenau resp[ektive] in dessen Umgegend zu verlegen und außerdem 
einige Gendarmen zeitweise dorthin zu senden, welche durch ihre spätere Entfernung 
vor künftiger Rachenahme seitens der Bewohner von Lübbenau und Umgegend gesichert 
würden und so im Stande wären, ohne jede Rücksicht die volle Strenge des Gesetzes 
aufrechterhalten zu helfen. 

Die demgemäß höheren Orts zu machenden Anträge stelle ich ehrerbietigst mit dem 
Bemerken anheim, daß die letzten Ereignisse ein recht schleuniges Einschreiten ganz 
besonders notwandig erscheinen lassen dürften. 


III. Gegenrevolution 


III. 1, Potsdam, Schloß Sanssouci, 8. November 1848 


Botschaft des preußischen Königs Friedrich Wilhelm IV. an die zur Vereinbarung 
der Verfassung berufene Preußische Nationalversammlung, gegengezeichnet vom 
preußischen Ministerpräsidenten Graf v. Brandenburg! 


Verlegung und Vertagung der Preußischen Nationalversammlung von Berlin nach Bran- 
denburg an der Havel auf den 27. November 1848 unter Bezugnahme auf frühere Miß- 
handlungen von Abgeordneten und die Ereignisse vom 31. Oktober 1848°] 


BLHA, Pr. Br. Rep. I Oberpräsident Nr. 1119, Bl. 35. 


1 


2 


3 


Friedrich Wilhelm Graf von Brandenburg (1792-1850), illegitimer Sohn König Friedrich Wilhelms II. 
(1744-1797) und dessen morganatischer Gattin Sophie Julie Reichsgräfin von Dönhoff (1768-1834); 
preußischer Kommandierender General der Kavallerie, am 2. November 1848 zum preußischen Minister- 
präsidenten berufen, der er bis zu seinem Tode am 6. November 1850 blieb. 

Am 9. November 1848 erschien der neu ernannte preußische Ministerpräsident Graf v. Brandenburg mit 
seinem Ministerium vor der Preußischen Nationalversammlung im Schauspielhaus am Berliner Gendarmen- 
markt und verlas die königliche Botschaft. 

Vom 26. bis zum 30. Oktober 1848 hatte in Berlin der Zweite deutsche Demokratenkongreß, der das Ziel 
der demokratischen Republik verfocht, ergebnislos stattgefunden. Am 31. Oktober 1848 wurde in Wien 
nach achttägigen heftigen Kämpfen ein Volksaufstand von kaiserlichen Truppen niedergeworfen. Noch am 
selben Tag überbrachten Vertreter des Demokratenkongresses der Preußischen Nationalversammlung eine 
Petition, in der diese aufgefordert wurde, sich für die Wiener Aufständischen zu erklären. In Folge dessen 
kam es am Abend zu Straßentumulten und Handgemengen zwischen aufgebrachten Arbeitern auf der ei- 
nen und Bürgerwehr und Abgeordneten auf der anderen Seite. 
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Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, 


König von Preußen 1. dc. 
Nachdem fon früher zu wiederbolten Malen einzelne Mitglieder der zur Verein- 
barung der Derfaffung berufenen Verſammlung wegen ihrer Abſtimmungen thätlich 
gemißhandelt worden waren, it am 31. v. M. von aufgeregten Volkshaufen das 
Sitzungslocal der Verſammlung förmlich belagert und unter Entfaltung der Zei- 
chen der Republik der Verſuch gemacht worden, die Abgeordneten durch verbreche⸗ 
riſche Demonſtrationen einzuſchüchtern. Solche beklagenswerthe Ereigniſſe beweiſen 
nur zu deutlich, daß die zur vereinbarung der Verfaffung berufene Versammlung, 
aus deren Schooße die Grundlagen einer wahren, die allgemeine Wohlfahrt bedin⸗ 
genden Freibeit hervorgehen folen, der eignen Freiheit entbehrt, und daß die Mit- 
glieder dieſer Verſammlung bei den, zu Uinferem tiefen Schmerzt nicht felten wic- 
derkehrenden anarchiſchen Bewegungen in Unſerer Haupt- u. Reſidenzſtadt Berlin 
nicht denjenigen Schutz finden, welcher erforderlich iſt, um ihre Berathungen vor 
dem Scheine der Einſchüchterung zu bewahren. Die Erfüllung Unſeres lebendi⸗ 
gen, von dem Lande getbeilten Wunſches, daß demſelben ſobald als möglich die, 
auf Grund inferer Verheißungen zu erbauende konſtitutionelle Verfaſſung gewährt 
werde, kann unter ſolchen Verhaltniſſen nicht erfolgen und darf von den Maaßre⸗ 
regeln nicht abhängig gemacht werden, welche geeignet find, im geſetzlichen Wege 
die Ordnung und Ruhe in der Hauptitadt wieder berbeizuführen. Wir finden Lins 
daber bewogen, den Sitz der zur Vereinbarung der Verfaffung berufenen Ver- 
ſammlung von Berlin nach Brandenburg zu verlegen und haben Tnſer Staats- 
Miniſterium beauftragt, die bon nöthigen Vorkehrungen fo zu treffen, daß dic 
Sitzungen vom 27. d. M. ab in Brandenburg gehalten werden können. Bis 
dahin wird die zur Vereinbarung der Verfaſſung berufene Verſammlung hierdurch 
vertagt. iir fordern daber die Verſammlung auf, ibre Berathungen nach ge- 
Ihebener Verleſung Unſerer gegenwärtigen Botſchaft ſofort abzubrechen und zur 
Fortſetzung derſelben am 27. d. M. in Brandenburg wieder zuſammen zu treten. 
Gegeben Sansfonei, den 8. November 1848. 


ag. Triedr ich Wilhelm. 


contras. Graf von Brandenburg. 
Botſchaft 


an die zur Vereinbarung der Verſaſſung 
berufene Verſammlung. ee Ber U. Aimer v SC 


Gegenrevolution 
III. 2, Potsdam, Schloß Sanssouci, 8. November 1848 und Berlin, 9. November 1848 


Königliche Botschaft’ und Beschluß der Preußischen Nationalversammlung 
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[Stellungnahme’ der Preußischen Nationalversammlung gegen ihre Verlegung und Verta- 


gung] 


Stadtarchiv Cottbus. 


Königliche Gotlchalt. 


Wir Friedrich Wilhelm ır. dc. 


Nachdem ſchon früher zu witderbolten Malen einzelne Mitglieder der zur Vereinbarung der Verfaſſung be- 
rufenen Verſammlung wegen ihrer Abſtimmungen thätlich gemißhandelt worden waren, iſt am 31. v. Mis. von 
aufgeregten Volkshaufen das Sigungslofal der Verſammlung förmlich belagert und unter Entfaltung der Zeichen der 


Republik der Verſuch gemacht worden, die Abgeordneten durch verbrecheriſche Demonſtrationen einzuſchüchtern. 


Solche beklagenswerihe Ereigniffe beweifen nur zu deutlich, daß die zur Vereinbarung der Verfaſſung berufene 
Verſammlung, aus deren Schoße die Grundlagen einer wahren, die allgemeine Wohlfahrt bedingenden Freiheit hervorgehen fol- 
len, der eigenen Freiheit entbehrt, und daß die Mitglieder tiefer Verſammlung bei den, zu Unſerem tiefen Schmerze nicht felten 
wiederkehrenden anarchiſchen Bewegungen in Unſerer Haupt- und Reſidenzſtadt Berlin nicht denjenigen Schutz finden, welcher 
erforderlich ift, um ihre Berathungen vor dem Scheine der Einſchüchterung zu bewahren. Die Erfüllung unſeres 
lebendigen, von dem Lande getbeilten Wunſches, daß demſelben ſobald als möglich, die auf Grund unſerer Verhei⸗ 
fungen zu erbauende conſtitutionelle Berfaſſung gewährt werde, kann unter ſolchen Verbältniſſen nicht erfolgen, und 
darf von den Maßregeln nicht abbängig gemacht werden, welche geeignet find, im geſetzlichen Wege die Ordnung und 
Nube in der Hauptſtadt wieder herbeizuführen. Wir finden uns daher bewogen, den Sig der zur Vereinbarung der 
Verfaſſung berufenen Verſammlung von Berlin nach Brandenburg zu verlegen und haben Unſer Staats- Miniſterium 
beauftragt, dit dazu noͤthigen Vorkehrungen fo ſchleunig zu treffen, daß die Sitzungen vom 27. d. Mis. ab in Bran- 
denburg gehalten werden können. Bis dahin wird rie zur Vereinbarung det Verfaſſung berufene Berſammlung 
bierkurd vertagt. Wir fordern daher die Verſammlung auf, ihre Beratdung nach geſchehener Vorleſung Unſerer 
gegenwärtigen Botſchaft ſofort abzubrechen und zur Fortſetzung derſelben am 27. d. Mis. in Brandenburg wieder 


zuſammenzutreten. 
Gegeben Sansſouci, den 8. November 1848. 
(gez.) Friedrich Wilbelm. 


(contraſignirt) Graf von Brandenburg. 
Botſchaft an die zur Vereinbarung der Verſaſſung 
berufene Verſammlung 
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Getdlut der Wational-Verlammlung. 


Die National» Berfammlung hat hierauf beſchloſſen: 

1. daß fie für jetzt feine Veranlaſſung habe, den Sitz ihrer Berathungen zu ändern, ſondern biefe 
in Berlin fortſetzen werde; 

2. daß ſie der Krone nicht das Recht zugeſtehen könne, die Verſammlung wider deren Willen zu 
vertagen, zu verlegen oder aufjulöfen; 

3. daß fie diejenigen verantwortlichen Beamten, welche der Krone zur Erlafjung der eben verleſenen 
Botſchaft gerathen haben, nicht für fähig erachtet, der Regierung des Landes vorzuſtehen, viel- 
mehr dafür hält, daß dieſelben ſchwerer Pflichtverletzung gegen die Krone, gegen das Land und 
gegen die Verſammlung ſich ſchuldig gemacht haben. 

Berlin, den 9. Nov. 1848. 


. — TEE 
Gedruckt bei Eduard Kraufe. 


1 Vgl. Dok. III. 1. 

2 Nachdem der preußische Ministerpräsident Graf v. Brandenburg die königliche Botschaft verlesen hatte, 
konnten er und seine Minister ungehindert den Sitzungssaal verlassen, obgleich die Wache der Bürgerwehr 
die Minister verhaften wollte. Der Präsident der Preußischen Nationalversammlung, Hans Viktor v. Unruh 
(1806-1884, Eisenbahningenieur), der der Preußischen Nationalversammlung seit dem 28. Oktober 1848 
vorsaß, verhinderte dies jedoch durch sein um Korrektheit bemühtes Verhalten. Nachdem sich zahlreiche 
Abgeordnete vor allem der rechten Fraktion entfernt hatten, faßte die Mehrheit der Preußischen National- 
versammlung nahezu einstimmig den vorliegenden Beschluß. 
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III. 3, Berlin, 10. November 1848 
Proklamation der Preußischen Nationalversammlung an das preußische Volk 


[Zurückweisung' der Verlegung und Vertagung der Preußischen Nationalversammlung 
und Aufruf an die Bürger, auf dem Boden des Gesetzes für die Preußische Nationalver- 
sammlung einzustehen] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 6 B Kreisverwaltung Luckau Nr. 174, Bl. 44. 


[Anonymer handschriftlicher Nachtrag] 

Nachträglich. Die Nationalversammlung ist nun schon zweimal durch Bajonette ausein- 
andergetrieben. Jetzt rüste sich jedermann zum Kampfe, denn jeden Augenblick kann 
das Signal zum Aufbruch erfolgen. 


1 Am 10. November 1848 gegen zwei Uhr nachmittags marschierte der General der Kavallerie Friedrich Hein- 
rich Ernst v. Wrangel (1784-1877), am 13. September 1848 zum Oberbefehlshaber in den Marken ernannt, 
mit einer Truppe von 13.000 Mann und 60 Geschützen in Berlin auf dem Gendarmenmarkt ein. Unter 
dem Eindruck dieses Truppeneinmarsches beschloß die Preußische Nationalversammlung vorliegende Pro- 
klamation. 

2 Der anonyme Nachtrag stammt vermutlich von der Hand eines Bürgers der Stadt Luckau, wo das vorlie- 
gende Plakat gedruckt wurde. Mit dem zweimaligen militärischen Auseinandertreiben der Preußischen Na- 
tionalversammlung ist zum einen der Truppeneinmarsch General v. Wrangels vom 10. November 1848 und 
zum anderen die militärische Sprengung der letzten Sitzung der Preußischen Nationalversammlung am 
15. November 1848 im Mielentzschen Gasthause in Berlin durch Major Herwarth v. Bittenfeld, vier weitere 
Offiziere und einen Zug Soldaten gemeint. 
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An 
das Preußiſche Volk! 


Du Miniſterium Brandenburg, weiches gegen die fok rinjtimmig ausgeſprochene ër, 
klärung der National- Berſammlung die Leitung der Geſchäſte des Landes übernommen, 
hat feine Thätigkeit damit begonnen, daß es einfeitig dir Vertagung der Sitzungen der Na- 
tienal- Versammlung und die Verlegung derſelben nach Brandenburg befehlen hat. 

Die Verſammlung der Preufifchen Volksvertreter hat defen Eingriff in ihre Rechte 
dadurch zurüöckgewieſen, daß fie mit großer Majoritht den Beſchluß gefaßt hat: 

ihre Berathungen in Berlin fortzufeßen. 
Sie hat zu gleicher Zeit erklärt, daß der Krone das Recht nicht zusteht, die Verſammlung 
wider ihren Willen zu vertagen, zu verlegen oder aufzulöfen, und daß fie diejenigen verant 
wortlichen Beamten, weiche der Krone zur Erlaſſung jener Beichaft gerathen haben, nicht 
für fähig erachtet, der Regierung des Landes vorzuftchen, wimehr dafür hält, daß dieselben 
schwerer ppflichtverltzung gegen die Krone, gegen das Land und gegen dit Versammlung fid 
ſchuldig gemacht haben. 

Das Minlſterium Brandenburg bat in Folge ditſer Ereigmiſſe dit Verſammlung für 
eine ungefegliche erflärt und die Ampendung militairifper Gavalt angebreht, um dit Fort: 
dauer ihrer Berathungen zu verhindern, 

Mitbürger! In dem ſchwertm Augenblick, wo die gesetzliche Vertretung des Volks 
durch die Bajenette der Militairmacht bedroht wird, rufen wir Euch zu: Haltet fest an der 
errungenen Freiheit, wie wir mit allen unferen fritten, mit unſerrm Leben dafür einſtehen! 
Aber verlaßt auch keinen Hugenbli den Boden des Gett, — Die ruhige und entſchiedent 
a aE Pi M —— 


Berlin, den 10. November 1848 


Die gen e e 


oe bei 3 de ia eee 


LEN, „ e EE BER 8 eee. 3 


2 %4 Ge AE Fe Lë en mar, john L5 ee. . un rd 5 
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III. 4, Potsdam, 12. November 1848 
Adresse des Potsdamer Magistrats an den preußischen König Friedrich Wilhelm IV. 


[Forderung nach Rücknahme der Verlegung der Preußischen Nationalversammlung 
von Berlin nach Brandenburg an der Havel vom 8. November 1848, der Verordnungen 
und der Entwaffnung der Berliner Bürgerwehr vom 12. November 1848 durch General 
v. Wrangel] 


Stadtarchiv Potsdam, I- 0/82. 


Die Ereignisse des heutigen Tages’ haben den unterzeichneten Vertretern der Stadt die 
Pflicht auferlegt, sich darüber zu beraten, auf welche Weise der bedrohlichen Aufregung, 
welche sich heute in unserer Stadt kundgegeben hat, zu begegnen wäre, u[nd] glauben 
wir, daß nichts förderlicher sein könnte, als wenn Eu[re] Königlfiche] Majestät sich huld- 
reichst entschließen möchten: 

die schleunige Rücknahme der Verordnungen, 

die Verlegung der Nationalversammlung 

u[nd] die Entwaffnung der Bürgerwehr von Berlin 

betreffend 


allergnädigst befehlen zu wollen. 


1 Die Adresse ist unterzeichnet von den Mitgliedern des Potsdamer Magistrats. 

2 Am 8. November 1848 war die Preußische Nationalversammlung vertagt und verlegt worden. Am 12. Novem- 
ber 1848 verhängte General v. Wrangel den Belagerungszustand über Berlin. Es wurden in diesem Zusam- 
menhang auf dem Verordnungswege alle politischen Klubs und Vereine geschlossen, Versammlungen in der 
Öffentlichkeit verboten, die Zensurmaßnahmen verschärft, und die Berliner Bürgerwehr wurde entwaffnet. 

3 Am 12. November 1848 rissen aufgebrachte Arbeiter die Eisenbahnschienen zwischen Potsdam und Nowa- 
wes aus dem Boden und zerstörten Telegraphenverbindungen. 
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II. 5, Berlin, 13. November 1848 
Bekanntmachung des Generals v. Wrangel an die Berliner Bevölkerung 


[Androhung kriegsgerichtlicher Maßnahmen gegen Personen, die die Truppen des Belage- 
rungszustandes schädigen '] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 30 Berlin C Polizeipräsidium Berlin Nr. 13912, Bl. 180 a. 


In Verfolg meiner Belauntmachung vom 1 2ten d. M. bringe 

ich hierdurch zur öffentlichen Kenntniß: | 
daß Alle, welche in Berlin oder in defen unter Belage⸗ 
rungs⸗Zuſtand geſetzten Umgebungen durch eine verräthe- 
riſche Handlung den von mir kommandirten Truppen 
Gefahr oder Nachtheil bereiten, auf Grund der Vorſchrift 
$. 18. Theil II. des Militair⸗Strafgeſetzbuches vom 3ten 
April 1845 fofort vor ein Kriegsgericht geſtellt werden 
ſollen. 


Berlin, den 13. November 1848. 


von Wrangel, 
General. 


Gedrudt in der Dedlerſchen Geheimen Ober · Hofbuhdruderei 


1 Das Hauptquartier Generals v. Wrangel befand sich im Berliner Schloß. Ihm unterstanden 80.000 Soldaten 
und 170 Kanonen. Vgl. auch Dok. III. 4, Anm. 2. 
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III. 6, Berlin, 13. November 1848 
Bekanntmachung des Generals v. Wrangel an die Berliner Bevölkerung 


[Verbot der Veröffentlichung und Verbreitung von Plakaten und Flugschriften während 
der Dauer des Belagerungszustandes'] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 30 Berlin C Polizeipräsidium Berlin Nr. 13912, Bl. 186. 


Bekanntmachung. 


Der Anſchlag, jo wie jede andere Art der Veröffentlichung 
ind Verbreitung von Plakaten und Flugſchriften, wird wäh- 
end des Belagerungs-Zuitandes hiermit bei Vermeidung 
erichtlicher Beſtrafung unterſagt. Ausgenommen find allein 
brigfeitlihe Bekanntmachungen, Anzeigen von öffentlichen 
Vergnügungen, Auktionen, Verkaufen, gefundenen oder verlo- 
enen Sachen. 


Berlin, den 13. November 1848. 


Der Oberbefehlshaber der Truppen in den Marken. 
General der Kavallerit 


von Wrangel. 


Cerati in der Deczerſchen Geheimen Ober · Hofbugbruderei, 


1 Vgl. Dok. III. 4, Anm. 2. 
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III. 7, Jüterbog, 13. November 1848 


Adresse des Konstitutionellen Vereins zu Jüterbog an die Preußische Nationalver- 
sammlung 


[Protestnote gegen die Verlegung und Vertagung der Preußischen Nationalversammlung'] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1119, Bl. 168-169. 


An eine Hohe National⸗Verſammlung 
zu Berlin. 


Hohe National⸗Verſammlung! 
Wahrer der Rechte und der Freiheit des preußiſchen Volks! 


In Erwägung, daß aus den Märztämpfen, den Frieden zwiſchen König und 
Volk vermittelnd, das Wahlgeſetz vom 8. April d. J. hervorging, jenes Geſetz, durch 
welches das Volk in ſeinen frei zu wählenden Vertretern von der Krone gerufen wurde, 
um die künftige Staatsverfaſſung durch Vereinbarung mit ihr feſtzuſtellen; in Erwå 
gung, daß nach § 12 jenes Geſeges die zu deſſen Ausführung ſonſt noch erforderlichen 
Anordnungen durch das Staatsminiſtertum erfolgen ſollten und erfolgt find; in Gr 
waͤgung, daß das Volk jenes Wahlgeſetz und die demnachſt vom Staatsminiſterio be 
ſtimmte Form der Ausfuhrung, wie endlich die Berufung feiner Vertreter nach Bertin 
thatſaͤchlich annahm, indem es nach Maßgabe des Geſetzes und der Anordnungen des 
Staatsminifterii feine Vertreter wählte und auf den Ruf der Krone fie nach Berlin 
entſandte; in Erwaͤgung, daß mit der alſo vollendeten Gonftituirung der Rational 
Verſammlung zu Berlin ein Rechtszuſtand — der erſte nach dem Sturze des Abſolu⸗ 
tismus — begründet wurde, der für Krone und Volk gleich verbindlich, der für Beide 
unantaſtbar iſt bis zu dem Zeitpunkte, wo entweder die Graͤnzen der Gewalt der Krone 
und der der Volksvertretung durch Vereinbarung der Staatöverfaflung fúr die Zukunſt 
feft gezogen ſeyn werden, oder wo diefe in Ausſicht geftellte und noch ſtehende Berein 
barung an von der einen Seite geſtellten und von der anderen Seite nicht bewilligten 
Anforderungen ſcheitern folte; in Erwägung endlich, daß demgemäß in der Zwiſchen. 
zeit Krone und Volksvertretung zu einander als pwei, nur mit der Verpflichtung gegen. 
ſeitiger Anerkennung bingeftellte, ſonſt aber unabhangige und felbftftändige Gewalten und 
in Beziehung auf das Land als die gemeinſamen Trager der Souveränetät beftchen: 
in Erwagung deſſen ift der unterzeichnete, 20 Mitglieder zahlende Verein von der je 
bendigen Ueberzeugung durchdrungen, daß der Krone ein Recht, die National- Ver 
ſamunung wider deren Willen zu vertagen, zu verlegen oder aufzulöfen, nicht zuſtebt, 
und daß die dennoch von der Krone ausgegangene Anordnung der Vertagung um 
Verlegung der Verſammlung als eine Berlegung des beſtehenden Rechtszuſtandes, um 
ſomit als ein Eingriff in die Rechte des Volkes fih darſtellt. 

Wenn auch ſchmerzbewegt, daß die Würde des preußiſchen Volkes in feinen 
Vertretern fo rückſichtslos, wie geſchehen, verletzt werden konnte; wenn auch entrüſtet 
daß die Rathgeber der Krone Zwieſpalt bringen zwiſchen König und Volk, daß fie vo 
dem unheilvollen Wahne befangen ſcheinen, es laffe der Thron auf Bajonctte dauern 
ſich gründen — fühlen wir uns erhoben durch die Pflichttreue, welche die Mehrzahl 
der Vertreter des Volkes dieſem feinem Machtgeber gegenüber jetzt bewährt hat. 

Beklagen wir es auch, daß die am Jiſten d. M. gegen Eine Hohe Verſamm ; 
fung verübten poͤbelhaften Exceſſe den kleineren Theil der Abgeordneten nach deren Er: 
klaͤrung vom Iten d. M. einzuſchüͤchtern und die Freiheit der Berathung bei ihnen aus: 
zuſchließen vermochten; beklagen wir es auch, daß Einzelne der Deputirten im enticei- 
denden Augenblicke die Rechte Derer, die fie entſaudten, verkennen konnten: der größte 
Theil der Abgeordneten blieb getreu dem Volke, wie dem Geſetze, und ihm unſeren 
Dank, unſere Anerkennung auszuſprechen, halten wir für eine heilige, hiermit von uns 
erfüllte Pflicht. 


1 


Gegenrevolution 241 


Noch tagt die Hohe Verſammlung unerfchittert — weil auf dem Boden des 
Rechtes — gleich dem Felſen in der tobenden Brandung; ſie tagt mit dem Wahlſpruche: 
„Wir ſtehen oder fallen mit der Freiheit des Volkes!“ 
| Sie ift der leuchtende Stern, der durch das ſchwere Gewoͤlk, welches das Morgen: 
roth unſerer Freiheit umzogen, leitend uns zuſtrahlt, und uns mahnt, zu ihr und zu 
dem Geſetze zu halten und nicht zu wanken in der Treue zu ihr, wie ſie nicht wankte 
in der Treue zu uns. 

Gehe nur Du nicht unter, leitender Stern in der Nacht! Der Baum der Frei⸗ 
heit, einmal emporgewachſen, er kann wohl gebeugt werden von den Stürmen der Zeit, 
doch verdorren kann er nimmer, ſo lange er feſt wurzelt in den Herzen und in dem 
Willen des Volkes! 


Juͤterbog, am 13. November 1848. 


Der eonſtitutionelle Verein. 
Frantz, Vorſitzender. Schmeling, Stellvertreter. Lohrer, Schrift⸗ 
führer. F. Brandt, Stellvertreter. Herold, Kaſſirer. 


An unſere Mitbürger! 


conſtituttonelle Verein zu Jüterbog hat aus Beranlaſſung der pontig er · 
* zu a in * heutigen Kerg die vorſtehende Adreſſe an die 
u Berlin beſchloſſen und abgeſchickt, und gleichzeitig dem Abgeordneten aus — Are dem 
* ee A eine Abſchrift der Adreſſe mit einem beſonderen Dan 
dafür laſſen, daß er T 
nach m entfandte, ec 4 weg Pfliterfüllung andharren, and entſchloſſen find, mit 
unferer Fra zu ſte mn; fallen, 

Mir best jene rb, überngt, daß bie gute Sage bei unferen Mite 
bürgern Anklang finden, daß auch woher es nicht 
billigen, daß auch Sie ein Herz haben E FAE: Sea EOE BERNE und fein Recht! Die Ge 
walt, die den treu gebliebenen Abgeordneten in Berlin angethan wird, fie wird der Preußiſchen 


8 lt debe Ihrer Betheiligung er 
im Schützenhau N fammlungslofale des 


Buchhändler und Buchdruckereibeſitzer Goldig, 
Kaufmann 


e Wedel. 
Jüterbog, den 13. November 1848. 


Der eonftitutionelle Berein. 


Vgl. Dok. III. I. 
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III. 8, Frankfurt an der Oder, 14. November 1848 
Bekanntmachung des Magistrats und der Stadtverordneten Frankfurts an der Oder 


[Protestnote gegen die Ernennung des Ministeriums Brandenburg und gegen die Verle- 
gung und Vertagung der Preußischen Nationalversammlung'] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 302, Bl. 179. 


1 Vgl. Dok. III. 1. 
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Be kkanukmachung. 


Unterm 10. d. M. it Seitens der ſtädtiſchen Behörden folgende Vorſtellung an Se. Majeftät den König 

geſendet worden: 
„Unſere Stadt, eine der großeren Gemeinden Ihres Reiches, in welcher die 
Anhaͤnglichkeit an den conſtitutionellen Thron unerſchuͤttert, und Geſetzlichkeit 
und Ordnung in dieſer Zeit der Aufregung im Weſentlichen bewahrt worden 
iſt, giebt, wie wir glauben, eine beſonders beachtenswerthe Abſpiegelung des 
Eindrucks, welchen die jungſten Ereigniſſe — die Ernennung des neuen Mi 
niſteriums, die Verlegung und Vertagung der National⸗Verſammlung und das 
Verhalten dieſer letztern in der Sitzung vom 9. d. — im Volke gemacht bat. 
Obwohl die Verzögerung des Verfaſſungswerkes tief beklagt und den anarchi⸗ 
ſchen Erſcheinungen in der Hauptſtadt energiſche Abhulfe gewunſcht ward, fo 
iſt doch dieſer Eindruck entſchieden gegen Ew. Majeſtaͤt neues Miniſterium 
und für die National⸗Verſammlung, und von der Art, daß uns ernſte Be- 
ſorgniſſc für deu Thron und das Land gerrchtfertigi erſcheinen. 

Den Eingebungen unſerer Treue und Liebe folgend, haben wir fur heilige 
Pflicht gehalten, dies vor Ew. Konigi. Majeität aus zuſprechen; ehrfurchtsvoll 
verharrend ꝛc.“ 

Die damals ausgeſprochenen Beſorgniſſe ſind leider nur zu gerechtfertigt geweſen. Das Miniſterium 
Brandenburg hat die Auflöfung der Berliner Bürgerwehr beſchloſſen und die Reſidenz Berlin in Bela- 
gerungszuſtand erklart, — Maaßregeln, die die National: Verfammlung für ungefeglich erklärt bat, Das 
Vaterland ſchwebt in boͤchſter Gefahr. In Erwagung, daß es ganz beſonders eine beilige Pflicht der 
Gemeinden iſt, die friedliche Loſung der das Vaterland ins Verderben ſtürzenden Wirren mit allen ihnen 
zu Gebote ftebenden Mitteln befördern zu helfen, heben die ftädtifchen Beborden den ferneren Beſchluß 
gefaßt, eine aus Mitgliedern des Magiſtrats und de: Stadtverordneten beitebenden Deputation zu entſen⸗ 
den, um Sr. Majeftät über den wahren Zuſtand des Landes, insbeſondere der bieſigen Stadt, Vortrag 
zu machen und um Entlaſſung des Miniſteriums Brandenburg und Zurucknabme der von demſelben aug- 
gegangenen ungeſetzlichen Maaßregeln zu bitten. 

Die Deputation ift beute nach Berlin abgegangen. 

Frauffurt a. O., den 14. November 1848. 


Der fflagiſtrat und die Stadtverordneten. 


Send von 8. W 77% Ne a. D. 
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III. 9, Jüterbog, 14. November 1848 


Adresse der Minderheit des Konstitutionellen Vereins zu Jüterbog an die Preußische 
Nationalversammlung' 


[Protestnote gegen die Ernennung des Ministeriums Brandenburg und gegen die Verta- 
gung der Preußischen Nationalversammlung bei gleichzeitiger Zustimmung zur Verle- 
gung derselben] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1119, Bl. 170. 
Hohe National⸗Verſammlung! 


In ba geftrigen Sttung des Hiefigen conflitutionelien Vereins ift von der Majorität bee 
ndeſenden Mitglieder cine das Verhalten der Hohen National -Berſammlung in dieſen Tagen der 


kizuftimmen, exklaten vielmehr hierdurch, daß unferer Uebetzeugung nach der traurige, das ganze 
kund mit e ler ORAM SC Aa Ke Da ir AE 
krer verſchuldet fey. 


Wennſchon auch wir zu dem Minifterium Brandenburg kein Bertrauen begen konnen, 

b halten wir ern E energie 
erii im Voraus verhindert werden folte, für einen unconſtitutionellen Schritt, und ver⸗ 

Recht zur Berlegung der Betſammlung nach Brandenburg der Krone um ſo weniger ab» 
. Sicherung der Freiheit ihrer Beratung geſcheden foll, und die mehrfach 
worgefommenen Angriffe auf Abgeordnete, in obeſondere die bedauerlichen Ereigniffe des 31. October c., 
Nót geeignet find, dem Bande die Ueberzeugung von der Freiheit der Berathungen feiner Bertreter 


Dagegen können wir der Krone fon Recht zugeftchen, die Berfamminng einſeitig zu ver» 
tagen oder aufzulöſen, wennſchon wir nicht unterlaffen können, zu bemerken, daß kein Geſetzduch erie 
fict, nach welchem entſchieden werden könnte, welchem Theile bier das ſtrenge Recht zur Seite füche, 

Aus dieſen Gründen wünſchen wir, zum Wohle unſetes Vaterlandes, eine friedliche Löſung 
des eingetretenen Conflictes zwiſchen Krone und Bolksvertretung durch Nachgeben von beiden Theilen, 
und richten deshalb an eine Hohe National- Berſammiung die dringende Witte, 


von Beſchtuͤſſen abzuſtehen, welche den Bruch zu cinem unhellbaren machen, und zuletzt 
Anarchie und Buͤrgerkrieg hetvottufen müſſen. 


Jüterbog, den 14. November 1848. 


Die Minorität des conſtitutiouellen Vereins. 


"Seng su L m Odin e Dinig, 


1 VII. Dok. III. 7. 
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III. 10, Jüterbog, 15. November 1848 
Öffentliche Bekanntmachung des Jüterboger Bürgers Schmeling 


[Erklärung des Vorstandsmitgliedes des Konstitutionellen Vereins zu Jüterbog Schmeling, 
der Adresse der Mehrheit des Konstitutionellen Vereins zu Jüterbog an die Preußische 
Nationalversammlung nicht zustimmen zu können] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1119, Bl. 171. 


Erflärung. 


Unter der von der Majoritaͤt des hieſigen conftitutionellen Ver⸗ 
eines beſchloſſenen Adreſſe der Rational⸗Verſammlung befindet D mein 
Name nur deshalb, weil ich als Vorſtandsmitglied mich verpflich⸗ 
tet hielt, die für die National⸗Verſammlung beſtimmte Reinſchrift, 
die von den Mitgliedern nicht unterzeichnet werden ſollte, mit zu unter⸗ 
ſchreiben. 


Ich habe mich laut im Vereine dahin ausgeſprochen, daß ich jener 
unbedingt billigenden Adreſſe meine Zuſtimmung nicht geben kann, 
und habe deshalb eine meine Anſichten ausdruͤckende Adreſſe an die Na- 
tional⸗Verſammlung gelangen laſſen. 


Juͤterbog, den 15. November 1848. 


Schmeling. 


Drog ren &. Gett is Zänertet, 


1 Vgl. Dok. III. 7. 
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III. II, Templin, 15. November 1848 
Adresse' Templiner Bürger an die Preußische Nationalversammlung 


[Erklärung der Übereinstimmung mit den Beschlüssen der Preußischen Nationalversamm- 
Jung seit dem 9. November 1848] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1122, Bl. 70. 


Die unterzeichneten Bürger und Einwohner der Kreisstadt Templin zollen der Energie 
und Einigkeit, mit welcher die Hohe Nationalversammlung den ungesetzlichen Forde- 
rungen des Ministeriums Brandenburg, das das Vertrauen der bedeutenden Majorität des 
Landes nicht besitzt, in ihren Sitzungen seit dem 9. des) Mlonalts entgegengetreten ist, 
ihren Dank und ihre Bewunderung. Sie erklären hiermit feierlichst, daß sie die gefaßten 
Beschlüsse der Hohen Nationalversammlung in allen Punkten billigen und daß sie die 
aus diesen Beschlüssen resultierenden Verpflichtungen für das Wohl und die Freiheit des 
Vaterlandes gern zu erfüllen bereit sind. 


1 Wie aus der Abschrift der Adresse hervorgeht, war diese am 15. November 1848 bereits von 85 Bürgern 
Templins unterzeichnet. Nicht auszuschließen ist, daß weitere Unterschriften folgten. 

2 Vgl. Dok. III. 1, 2, 5 und 6. 

3 Vgl. Dok III. 2 und 3. 
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III. 12, Berlin, 16. November 1848 
Bekanntmachung des Generals v. Wrangel an die Berliner Bevölkerung 


[Anweisung mit Bezug auf den Belagerungszustand, meldepflichtige fremde Personen den 
Polizeibehörden zu melden / 


BLHA, Pr. Br. Rep. 30 Berlin C Polizeipräsidium Berlin Nr. 13912, BI. 187. 


Bekanntmachung. 


Mit Bezug auf meine Proklamation vom 12. d. Mts. 
weiſe ich ſaͤmmtliche Einwohner der Stadt und des Be- 
zirks, fuͤr welche der Belagerungszuſtand verkuͤndet iſt, 
hierdurch gemeſſenſt und bei Vermeidung kriegsrechtlicher 
Beſtrafung an: 
alle ſich bei ihnen aufhaltende fremde Perſonen, 
zu deren Meldung fie nach den beſtehenden Polizei- 
geſetzen verpflichtet ſind, gleichviel, ob dieſelben ſchon 
gemeldet worden oder nicht, bis Morgen den 
17. d. M. Nachmittags S Uhr bei der 
reſſortmaͤßigen Polizeiſtelle in der polizeilich vor⸗ 
geſchriebenen Form zu melden. 
Berlin, den 16. Novembe 1848. 


Der Oberbefehlshaber der Truppen in den Marken, 
von Wrangel. 


Sand in ber Dedeerſchen Geheimen Obet - Hoſbucht tuckerti. 


1 Vgl. Dok. III. 4, Anm. 2. 
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III. 13, Frankfurt an der Oder, 17. November 1848 

Öffentliche Bekanntmachung des Regierungspräsidenten in Frankfurt v. Raumer' 
[Erklärung, daß die Verpflichtung zur Zahlung von Steuern nach wie vor fortbestehe’] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 307, Bl. 7. 


Um etwaigen Mißverſtandnuſſen zu begegnen, bringen wir hierdurch zur offentlichen Kenntmß, 


daß die geſetzliche Verpflichtung, 


die beſtehenden Stenern zu entrichten, 


nach wie vor fortbeſteht; die Einziehung wird ganz in der bisherigen Weiſe vor 
ſich gehen. 
Frankfurt a. d. O., den 17. November 1848. 


Königliche Regierung. 
v. Raumer. 


P. WG. November IKIN, 


Druck von Trowse u Sede un rana a è 0 


1 Carl Otto v. Raumer (1805-1859), 1848-18. Dezember 1850 Regierungspräsident in Frankfurt. 

2 Während ihrer letzten Sitzung am 15. November 1848 nahm die Mehrheit der mit 227 Abgeordneten be- 
schlußfähigen Preußischen Nationalversammlung unter dramatischen Umständen den währenddessen und 
im nachhinein nicht unumstritteten, folgenden Antrag an: Das Ministerium Brandenburg sei nicht berech- 
tigt, über Staatsgelder zu verfügen und Steuern zu erheben solange die Preußische Nationalversammlung 
ihre Beratungen nicht in Berlin frei fortsetzen könne. Dieser Steuerverweigerungsbeschluß trete mit dem 
17. November 1848 in Kraft. Vgl. auch Dok. III. 3, Anm. 2. 
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II. 14, Landsberg an der Warthe [Gorzöw Wielkopolski], 18. November 1848 

Aufruf Landsberger Bürger an die im preußischen Heer stehenden Soldaten 
Appell, die Waffen nicht gegen die Preußische Nationalversammlung zu richten 
BLHA, ZGS Nr. 315. 


Mitbürger Soldaten! 


Wir, Bürger und Einwohner von Landsberg an der Warthe, richten an Euch, aus 
dem Herzen zum Herzen, das Wort. Wir find alleſammt Bruder, wir find alleſammt 
Söhne deſſelben Vaterlandes, unfer Wohl ift Euer Wohl, Eure Ehre unfere Ehre, unfere 
Treibeit Gure Fretpett, unfer Recht Euer Recht! Bevor Ihr in's Heer eingetreten, waret 
Ihr Bürger; wenn Ihr nach wenigen Monden austretet, werdet Ihr Bürger fein, und — 
ja, während Ihr im Heer ſtehet, feid Se auch Bürger. Es giebt keinen 
Unterſchied zwiſchen Volk und Heer, fie find Eins; kommt Weh und Schmach über das 
Volk, fo ind fie auch über das Heer gekommen: 


Darum rufen wir Euch zu: keinen Zuſammenſtoß, keinen Kampf zwiſchen Heer und 
Volk! Wir öffnen Euch die Arme, Soldaten, denn wir find Eure Båter und Brüder, 
Sure Mitter und 20 dn, find anfere Grauen und Tochter ED 


Sollte der Soldat feinen Arm hergeben zur Unterdrückung der Volksfteiheit, zur 
Hebewältigung der National -Verſammlung, fo hat er die Waffe gegen die eigene Bruſt, 
gegen die Bruſt ſeines Vaters und Bruders, feiner Mutter und Schweſter gezuckt! 


Mitbürger Soldaten, vergeſſet das nicht, erwaͤget es wohl! Ihr feid des Batere 
landes, dieſes hat fein heiliges Anrecht auf Euch z erinnert Euch, Ihr habet auch dem 
Baterlande den Eid geſchworen. Das Vaterland ift das Hochſte auf Erden! — 
Dazu bieten wir Euch die Bruderhand! 


Landsberg a. d. W., den 18. Noveroer 1848. 


1 Vgl. Dok. III. 3, Anm. 2. 
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II. 15, Wulkow, 18. November 1848 


Schreiben des Landrates des Kreises Ruppin v. Schenckendorff an das Oberpräsi- 
dium der Provinz Brandenburg 


[Bericht über die allgemeine Lage im Kreis und Bitte um Entsendung von Militär zur 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe und Sicherheit] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1119, BI. 123-124. 


Seit der Vertagung der Nationalversammlung ist in Neuruppin eine große Aufregung ein- 
getreten, welche durch häufige Volksversammlungen, in denen sich allein demokratische, 
ja sogar revolutionäre Ansichten geltend machen, genährt wird. So ist in der gestern statt- 
gehabten Versammlung der Beschluß gefaßt, daß der Ausmarsch des soeben zusammenbe- 
rufenen Landwehrbataillons verhindert und jede Steuerzahlung vorenthalten werden solle 

Wie sehr ein solcher Beschluß Anklang findet, zeigt der Umstand, daß mehrere 
Schlächter in Neuruppin durch den öffentlichen Anzeiger bekannt machen, daß sie 
keine Akzise und Gewerbesteuer mehr bezahlen würden, auch daß mehrere Steuerpflich- 
tige es schon auf das bestimmteste verweigert haben, die Steuern für eingebrachte mahl- 
und schlachtsteuerpflichtige Gegenstände‘ zu erlegen. 

In letzterer Beziehung ist mir das in Urschrift anliegende Schreiben des Königlichen 
Hauptzollamts Gransee vom 18. des) M[onats] zugegangen, in welchem ich um polizei- 
lichen Schutz requiriert werde. Da nun aber die Bürgerwehr in Neuruppin die geforderte 
Schutzgewähr zu leisten abgelehnt hat, weil sie sich dazu nicht fähig fühlt und die weni- 
gen Gendarmen dazu nicht ausreichen, wenn ich sie auch ihren sonstigen Obliegenhei- 
ten entheben wollte, so muß ich leider gröbere Exzesse erwarten, wenn mir nicht eine 
kräftigere Unterstützung zuteil wird. 

Eine solche Unterstützung kann ich nur in einer Militärmacht erblicken, und würde 
ich es schon ausreichend erachten, wenn eine oder zwei Eskadronen Kavallerie oder 
ebensoviel Kompanien Infanterie nach Neuruppin kommandiert würden. 

So sehr ıch auch Anstand genommen habe, zu diesem Auskunftsmittel meine Zu- 
flucht zu nehmen, wohl erwägend, daß die militärischen Kräfte jetzt zu anderen Zwecken 
dringend nötig gebraucht werden, so habe ıch doch dazu schreiten und die Bitte um 
Militär aussprechen müssen, damit ich nicht eine große Verantwortung auf mich lade. 

Und so bitte Ein Königliches Hohes Oberpräsidium ich ganz gehorsamst, so schleu- 
nig als möglich ein Militärkommando nach Neuruppin entsenden zu wollen, durch wel- 
ches die öffentliche Ruhe erhalten werde. Hierbei erlaube ich mir noch die gehorsamste 
Bemerkung, daß es erwünscht sein würde, dieses Kommando unter Leitung eines Stabs- 
offiziers zu stellen, welcher sich gleichzeitig als Kommandant der Stadt gerieren und im 
Einvernehmen mit mir und den städtischen Behörden für die Sicherheit sorgen kann. 


Vgl. Dok III. I. 
Vgl. Dok. III. 13, Anm. 2. 
Indirekte städtische Verbrauchssteuer. 
Zwischen 1820 und 1873 wurde in sämtlichen mittleren und größeren preußischen Städten auf zur Mühle 
gebrachte Getreidearten und auf zum Schlachten gelieferte Tiere die Mahl- und Schlachtsteuer erhoben. 
5 Eskadron: kleinste Einheit eines Kavallerieregimentes. 


2 2 — 
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III. 16, Gleißen [Glisno], 19. November 1848 


Adresse' des Gleißener Central-Volks-Vereins an den Regierungspräsidenten v. Rau- 
mer in Frankfurt 


[Erklärung der Rechtmäßigkeit des Steuerverweigerungsbeschlusses der Preußischen Natio- 
nalversammlung vom 15. November 1848 sowie der Nichtanerkennung der Gegenmaß- 
nahmen durch die Behörden] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 307, Bl. 27. 


In der heutigen von dem Gleißen-Königswalde-Schermeiselschen Central-Volks-Verein 
anberaumten Volksversammlung wurde einstimmig folgender Beschluß gefaßt: 

Euler] Wohlgeboren zu erklären, daß wir die Hohe Nationalversammlung und deren 
Beschlüsse” als vollkommen rechtmäßig anerkennen. Ein Ministerium Brandenburg, des- 
sen Präsident auf Grund des Allgemeinen Landrechts des Hochverrats bezichtigt ist, exi- 
stiert für uns nicht mehr, und von demselben ausgehende Verfügungen sind für uns 
nicht vorhanden. Konsequenterweise erkennen wir die von Euſer] Wohlgeboren erlassene 
Verfügung gegen die von der Hohen Nationalversammlung beschlossene Steuersistie- 
rung als jeglicher Rechtskraft entbehrend. Es wird Ihnen überlassen bleiben, Ihre Schritte 
vor dem Volke zu verantworten. 


1 140 Bürger, die namentlich unter der Erklärung aufgeführt sind, stimmten der Adresse zu. 

2 Vel. Dok. III. 13, Anm. 2. 

3 Allgemeines Landrecht für die Preußischen Staaten: von Aufklärung und Naturrechtslehre beeinflußtes 
preuß sches Gesetzbuch, gültig vom 1. Juni 1794 bis zum 31. Dezember 1899. 

4 Vgl. Dok. III. 13. 
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III. 17, Forst, 20. November 1848 


Öffentliche Bekanntmachung des Magistrats und der Stadtverordneten der Stadt 
Forst 


[Erklärung, sich dem Steuerverweigerungsbeschluß der Preußischen Nationalversamm- 
lung vom 15. November 1848' anzuschließen] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 302, Bl. 204. 


An unfere Mitbürger. 


Der Magiſtrat und die Stadtverordneten-Verſammlung hat in ihrer 
heutigen außerordentlichen combinirten Verſammlung in Folge der ihnen 
von der National Verſammlung gewordenen officiellen Mittheilungen 
beſchloſſen, 
daß die pro November dieſes Jahres noch rückſtändigen öffent- 
lichen Steuern zwar eingezogen, jedoch bis auf weitere Be- 
ſchlufßnahme in biefiger Kämmerei-Kaſſe deponirt bleiben ſollen. 


Forſt, am 20. November 1848. 


Der Magiſtrat und die Stadt⸗Verordneten. 


1 Vgl. Dok. III. 13, Anm. 2. 
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III. 18, Neuendorf, 20. November 1848 
Schreiben des Amtspächters Karbe zu Neuendorf an die Regierung Potsdam 


[Erklärung, im Falle eintretender Steuerausfälle, auf einen bereits bewilligten Steuerauf- 
schub zu verzichten und sich der Steuerverweigerung nicht anzuschließen] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1119, Bl. 192. 


Eine Fraktion der Nationalversammlung in Berlin hat in der Versammlung vom 15. des 
Monats eine Steuerverweigerung proklamiert? Dieses Verfahren halte ich ebenso gesetz- 
widrig als erbärmlich, hoffe, daß die allgemeine Stimme sich dagegen öffentlich erheben 
wird und wünsche, daß kein Preuße davon Gebrauch machen möge. Sollte aber wider 
Vermuten in der augenblicklichen Verblendung davon Gebrauch gemacht werden und 
die Steuern nicht eingehen, so bin ich sehr bereit, von dem mir von Einer Königlichen 
Hochlöblichen Regierung zu Potsdam bis zum 1. Oktober 1849 gegebenen Maisch- 
steuer Kredit keinen Gebrauch zu machen, und werde, wenn es von Einem Hohen Präsi- 
dio bestimmt wird, monatlich oder vierteljährlich die Steuer berichtigen. Sehr wohl weiß 
ich, daß die von mir monatlich einzuzahlende Steuer wie ein Tropfen Wasser auf einen 
heißen Stein fällt. Gewiß werden aber die meisten Brauereibesitzer und anderen Steuer- 
pflichtigen mit mir gleiche Anträge machen, und viele kleine Summen können zu einer 
großen Summe werden. 


1 Friedrich Wilhelm Heinrich Christian Karbe (1794-1855), Amtsrat, Pächter des Joachimsthalschen Schul- 
amts Neuendorf. 

2 Vgl. Dok III. 13, Anm. 2. 

3 Steuererhebungsart bei der Biersteuer. 
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III. Io, Landsberg an der Warthe [Gorzów Wielkopolski], 21. November 1848 


Adresse Landsberger Bürger an die Einwohner der Stadt 


[Aufruf zur Unterstützung der Preußischen Nationalversammlung' und des von dieser 


gefaßten Steuerverweigerungsbeschlusses vom 15. November 1848°] 


BLHA, Pr.Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 302, BI. 185. 


Fliegende Blätter. 


Æ 1. 


Unter Redaction der Commiſſion des democratiic - conftitutionellen 
Clubs zu Landsberg a. d. W. 


Die Prepifreibeit in in Berlin vernichtet. Die 
Reaction, deren Hauptorgan der „ Staatsanzeiger 
und die neue Preußiſche Jeitung“ ſind, verbreitet 
die det Unwahrhenen und erlaubt ſich die 
geöblten Angriffe gegen die National- Verſomm- 
lung und deren Mitglieder. Wabrt Tbatſachen 
werden cutſtcllt oder verſchwiegen, Widerlegung en 
und Örgenartitel find verboten. Die Volle 
und die Speuerſche Zeitung müſſen ſich auf Berichte 
nackter Thatſachen deſchranken. Faſt alle übrigen 
Zeitungen find ſuspend irt. 

Unter ſolchen Umſtänden halten die unterztich⸗ 
neten Mitglieder der National- Veriammlung ſich 
für verpflichtet. dem preußiſchen Volke und der 
Veeiie in den Provinzen dringend anzucmpfehlen, 
die Nachrichten der Berliner Zeitungen über die 
innern Angelegenheiten des Landes und über das 
Wirken der National Verſammlung nur mit der 
grtn Unit und nach forfältiger Prüfung 
und Vergleichung mit andern Nachrichten und 
andern Zeitungen anzunehmen. 


Berlin, den 17. November 1848. 
Schultze, Abgeordneter für Friedeberg i. N 
Bauer (Krotoſchin). 


In Folge diefed Schreibens bat ſich die Re 
bauen bewogen gefunden, nach Bedürfuiß dieſe 
Blätter ericheinen zu Lafen, welche gratis in det 
Schafferſchen Buchhandlung zu baben fint, 


Landsberg a. b. W., den 21. November ISAS. 


Die National- Verſammlung bat dem Mini 
ſterimm Brandenburg die Verwendung der Staate 
gelder und Steuern unterfagt. Hieraus folgi, 
daß jeder Eintelue feine Sicuern war nach wie 
vor an die ordentlichen Gamm einzahlen muß 
daß aber auch die nothwendigen Maßregeln cr 
griffen werden müſſcu, um dir Gelder nicht in 
die Hände des Miniſteriumo gelangen zu Jegen 
Zur Ausführung tiefer Maßregeln in eine Irin 
von drei Tagen ſeſtgeſtellt werden, und haben rt, 
amweienden Borſtände der Orts, und Kreiobe: 
berde die Zuſichcrung ertheilt, bei den vorgeſetz⸗ 
ten Verwaltungs + Behörden dahin nach Kräften 
wirken zu wollen, daß die hierin geeigneten May» 
regeln der Sicherſtellung getroffen werden. 


Cine Verſammlung von Kinwebnern der 
Stadt Landsberg a. d W 


Die in dem Schreiben der Abgeordneten der Preußischen Nationalversammlung genannten Zeitungen ge- 
hörten dem konservativen und dem liberalen politischen Lager an. Während der Staatsanzeiger und die 1848 
vom späteren Reichskanzler Otto von Bismarck (1815-1898) mitbegründete „Neue Preußische Zeitung“, 
auch bekannt unter dem Namen „Kreuzzeitung“, zu ersterem zählten, waren die „Spenersche Zeitung“ und 
das Berliner Traditionsblatt „Vossische Zeitung“ letzterem zuzurechnen. 

2 Vgl. Dok. III. 13, Anm. 2. 
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III. 20, Frankfurt an der Oder, 22. November 1848 
Öffentliche Bekanntmachung der Regierung Frankfurt 


[Warnung der Regierung Frankfurt unter Bezugnahme auf deren öffentliche Bekanntma- 
chung vom 17. November 1848,' sich dem Steuerverweigerungsbeschluß der Preußischen 
Nationalversammlung vom 15. November 1848 anzuschließen, wie dies in der Stadt Guben 
geschehen sei] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 6 B Kreisverwaltung Spremberg Nr. 4, Bl. 31. 


Durch unfere Bekanntmachung vom 17.d. M. haben wir darauf aufmertſum gemacht, 
daß in der geſetzlichen Pflicht, die beſtehenden Steuern zu entrichten, keine Veranderung 
eingetreten if. Bisher iſt das Gefe überall geachtet worden, mit alleiniger Ausnahme 
der Stadt Guben. Gewerbetreibende und andere Einwohner daſelbſt, haben ſich durch 
bofe Rathſchlaͤge oder durch Einſchüchterung verleiten lafen, die Entrichtung der 
Mahl- und Schlachtſteuer zu verweigern. Die Steuerbeamten find in Ausübung 
ihrer amtlichen Funktionen gehindert worden. Alle Ermahnungen, die wir an die Be- 
theiligten gerichtet haben, find fruchtlos geweſen. Die Bürgerwehr, welche zur Muf- 
rechthaltung des Gefeges und zur Sicherung der Steuer⸗Erhebung aufgefordert wurde, 
hat ſich, unter ausweichenden Erklaͤrungen dieſer Pflicht entzogen. So ift denn nichts 
übrig geblieben, als durch Nequifition der Militairbebórde genügende Truppenkräfte 
nach Guben zu dirigiren, um dem verletzten Geſetze Achtung zu verſchaſſen. 

Die ganze Berantwortlichkeit für die Folgen, die eine ſolcht Maßregel nach (ic) 
sieben kann, fallt denen zur Laf, welche entweder ſelbſt dem Gefeße Widerſtand gelei- 
ſtet, oder peg der Steuerbehoͤrde den Beiſtand verſagt haben, zu dem fie gefeglich 

Mit vollem Vertrauen hoffen wir, daß dieſer Fall der einzige bleiben wird, der 
uns zu ernſtem Einſchreiten nothigt. Die Bewohner unſeres Bezirks find zu verſtaͤndig, 
um zur Steuerverweigerung ſich verleiten zu laſſen, die auf die Dauer Niemandem 
Vortheil bringt, wohl aber empfindlichen Nachtheil für Jeden herbelfübren muß. Vor 
Allem aber find fie zu patriotiſch, um auf einen Schritt einzugehen, der das Vaterland 
im Innern zerruͤtten würde, und es nach Außen hin jedem Feinde wehrlos preis gäbe. 

Wir bauen auf die Einſicht und die Vaterlandsliebe des Volkts. Möge Jeder, 
vor Allem aber die Gemeindebehörden und die Bürgerwehr durch Belehrung und Er- 
mahnung, nötbigen Falls aber durch ernſtes Handeln dahin wirken, daß das Geſetz in 
Achtung und die Einziehung der Steuern geſichert bleibt. 

Wo fein anderes Mittel Hilft, werden wir mit aller Entſchiedenheit und Kraft 
zur Eintreibung der Steuern militatriſche Hülfe in Anwendung bringen. 

Frankfurt a. d. O., den 22. November 1848. 


Königliche Negierung. 
v. Raumer. 


Ne, Hit, Nopember, Pr 
D = Tram a Coja in patjat a € 


1 Vgl. Dok III. 13, v. a. Anm. 2. 
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II. 21, Platkow, 22. November 1848 


Adresse des Büdners' und Krügers Gottfried Helgenburger an die Preußische Natio- 
nalversammlung 


[Erklärung der Übereinstimmung mit den Beschlüssen der Preußischen Nationalver- 
sammlung’] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 302, Bl. 118. 


Hohe National: Berfammlung. 


Die Schritte, welche die hohe National⸗Verſammlung in der jet- 
zigen Miniſterkriſis gethan hat, billigen wir durchaus. Wir hal⸗ 
ten es fuͤr Gewiſſenspflicht, der hohen Verſammlung auf das Buͤn⸗ 
digſte zu erklaͤren, daß ſie den Kern des Volkes hinter ſich hat. 
Wir mißbilligen es entſchieden, daß ein Theil der Abgeordneten 
durch Verlaſſen ihrer Sitze die Verſammlung beſchlußunfaͤhig zu 
machen verſucht, und bitten vielmehr, dieſem Beginnen auf alle 
mögliche Weile ein Ziel zu ſetzen und fih durch die vielen Mip- 
trauensadreſſen einer reactionaͤren Parthei in keiner Weiſe beirren 
zu lafen. Die National⸗Verſammlung iğ jetzt des Volkes letzte 
Hoffnung, und wir beſchwoͤren Sie, Sich durch nichts von den 
Schritten abwendig machen zu laſſen, vielmehr alle ihre Kraft in 
Bewegung zu ſetzen, um das demokratiſch⸗ conſtitutionelle Princip 
und die Souverainität des Volkes aufrecht zu erhalten. 


1 Kleinbauer. 
2 VII. Dok. III. 13, Anm. 2. 
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II. 22, Prenzlau, 22. November 1848 


Öffentliche Bekanntmachung des Landrats des Kreises Prenzlau v. Stülpnagel- 
Dargitz' 


[Warnung an die Bewohner der Uckermark, sich dem Steuerverweigerungsbeschluß der 
Preußischen Nationalversammlung vom 15. November 1848“ anzuschließen] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1121, Bl. 41. 


Warnung. 


Maag ergeht die Aufforderung, die Steuer Zahlung zu verweigern. Wenn · 
gleich der treue Sinn der Ukermarker ſolche Exceſſe nicht beſorgen läßt; fo wird 
doch zur Warnung bekannt gemacht, daß, wenn wirklich dieſe ungeſetzliche Hand · 
lungen vorkommen, und die Civil: Beamten zur Erekutiond- Vollſtreckung nicht 
ausreichen ſollten, fofort ein Exekutions Kommando aus Wehrmännern und Re 
ſerviſten eingezogen werden wird. Für die dadurch entſtehenden Koſten haften 
die Widerſpenſtigen allein und insgeſammt. Dergleichen Aufwiegler find mit den 
noͤthigen Beweiſen namhaft zu machen. 


Prenzlau, den 22ſten November 1848. 
Für das Landwehr⸗Bataillons⸗Commando 
im hoheren Auftrage 
Schultze, Der Landrath 


R v. Stülpnagel-Dargitz. 


Warnung. 


Der Mefterigmiedegefelle Friedrich Backhaus, aus Prenzlau, 25 Jahre alt, 
{ft wegen Erregung von Aufruhr in Halle rechtöfräftig mit Sijähriger Freiheit: 
ſtrafe belegt. 
Prenzlau, den 21. November 1848. 
Der Landrath 
v. Stülpnagel-Dargitz. 


e ie Pumpen. 


1 Heinrich Karl August von Stülpnagel-Dargitz (1788-1875), 1837-1863 Landrat des Kreises Prenzlau. 
2 Vgl. Dok. III. 13, Anm. 2. 
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III. 23, Berlin, 23. November 1848 


Verfügung des preußischen Ministers des Innern v. Manteuffel an den Oberpräsi- 
denten der Provinz Brandenburg, v. Patow 


[Maßnahmen zum Schutz der Abgeordneten der nach Brandenburg an der Havel verleg- 
ten Preußischen Nationalversammlung] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1119, Bl. 237. 


Die in Euer Hochwohlgeboren gefälligem Berichte vom 20. des) Ml[onats] aufgestellten 
Ansichten und Vorschläge über die Maßnahmen, welche zur Aufrechthaltung der polizei- 
lichen Ordnung und Sicherheit während des Beisammenseins der zur Vereinbarung der 
Verfassung berufenen Versammlung in Brandenburg? zu treffen sein werden, kann ich im 
allgemeinen nur angemessen finden, und ich habe, soweit das Ressort des Herrn Kriegs- 
ministers dabei beteiligt ist, demselben darum Mitteilung gemacht. Das Erbieten der 
Bürgerwehr, den regelmäßigen Dienst zum Schutze der Versammlung und des Dombe- 
zirks zu übernehmen, verdient Anerkennung, es wird jedoch, um jede Störung zu beseiti- 
gen, angemessen sein, wenn neben der Bürgerwehr auch eine entsprechende Anzahl 
Truppen aufgestellt würde, daß die Polizei in dem Viertel einem besonderen Polizeiin- 
spektor oder Kommissarius, dessen Auswahl ich Ihnen überlasse, unter Zuordnung des 
nötigen Unterpersonals, übertragen wird, erscheint zweckmäßig. Das hiesige Polizeipräsi- 
dium ist, wie Eurer Hochwohlgeboren bereits bekannt, angewiesen, eine Anzahl von 10 
oder 12 tüchtigen Schutzmännern und einen Wachtmeister für den Dienst in Branden- 
burg abzugeben, und es wird unter den dermaligen Umständen wohl zulässig sein, deren 
noch mehr zu entbehren. Ich werde darüber Erkundigung einziehen und Ihnen die Zahl 
der anderweit nach Brandenburg zu sendenden Schutzmänner in einigen Tagen mitteilen, 
überlasse aber Euer Hochwohlgeboren weiterer gefälliger Erwägung, ob es nötig sein 
wird, außerdem auch die städtische Polizei zu verstärken. Sollten Sie dies unerläßlich fin- 
den, so will ich darüber Ihrer weiteren gefälligen Erklärung entgegensehen. 


1 Otto Theodor Freiherr von Manteuffel (1805-1882), 8. November 1848-19. Dezember 1850 preußischer Mi- 
nister des Innern, anschließend bis zum 10. November 1858 preußischer Ministerpräsident. 

2 Vgl Dok. I. I. 

3 Karl Adolf von Strotha, 8. November 1848 - 27. Februar 1850 Minister des preußischen Kriegsministeriums. 
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II. 24, Prenzlau, 23. November 1848 


Bericht des Landrats des Kreises Prenzlau v. Stülpnagel-Dargitz an die Regierung 
Potsdam, Abteilung für direkte Steuern, Domänen und Forsten 


[Allgemeine Lage im Kreis] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1121, Bl. 40. 


Die Steuerverweigerung findet bis jetzt im hiesigen Kreise nicht statt, ist auch ungeach- 
tet vielfacher Aufreizungen nicht zu befürchten. 

Dennoch habe ich in Gemeinschaft mit dem Landwehrbataillons-Kommando einlie- 
gende Verwarnung ausgeteilt und den Herren Landräten von Haas und von Arnim’ 
jedem 100 Exemplare zur Verteilung zugeschickt mit dem Anheimstellen, meinen Namen 
zu streichen und ihren dafür zu setzten. 

Hier herrscht die größte Ruhe und Ordnung, die verzagten Gemüter erwachen; die 
wenigen republikanisch Gesinnten lenken ein oder verstummen. Ich hoffe, daß nirgends 
entschiedene Widersetzlichkeiten hervortreten werden. 


1 Vgl. Dok III. 13, Anm. 2. 
2 Oskar von Arnim-Kröchlendorff (1813-1903), 1845-1849 Landrat des Kreises Angermünde. 
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III. 25, Brandenburg an der Havel, 24. November 1848 


Bericht des Brandenburger Bürgermeisters Brandt an den Oberpräsidenten der 
Provinz Brandenburg v. Patow 


[Allgemeine Lage in der Stadt] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1121, Bl. 49. 


Die öffentliche Stimmung hat in den letzten Tagen in hiesiger Stadt einen bedeutenden 
Umschwung erlitten, die Sympathien für die Regierung treten immer schärfer hervor und 
wurzeln ın dem größten Teile der Einwohnerschaft. Durch die ausgesprochene Steuerver- 
weigerung haben die beteiligten Abgeordneten zur Nationalversammlung sich vollstän- 
dig in Mißkredit gebracht, die Bürgerschaft erkennt die Gefahren, welche dem Vaterlande 
durch die Handlungen dieser Fraktion drohen und ist deshalb über die Maßnahmen der 
Regierung und die Verlegung der Versammlung nach Brandenburg? erfreut. 

Es ist mir gelungen, die in dem anliegenden Anzeiger abgedruckte Ansprache an die 
Einwohner im Magistratskollegium mit Ausnahme einer Stimme zum Beschluß zu erhe- 
ben, und ist die Stadtverordnetenversammlung auf den Antrag des Magistrats dieser 
Ansprache beigetreten, wie die darunter gedruckte Erklärung ergibt. 


1 Vgl. Dok III. 13, Anm. 2. 
2 Vgl. Dok. III. 1. 
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III. 26, Prenzlau, 24. November 1848 


Adresse des Magistrats und der Stadtverordneten der Stadt Prenzlau an die Preußi- 
sche Nationalversammlung 


[Protest gegen den Steuerverweigerungsbeschluß der Preußischen Nationalversammlung 
vom 15. November 1848] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 2 A Regierung Potsdam I Pol. Nr. 1767, BI. 78. 


Wenngleich wir mit vielen die Ansicht geteilt und auch unterm 14. d[es] M[onalts gegen 
eine hohe Nationalversammlung ausgesprochen haben, daß der Krone nicht einseitig das 
Recht der Verlegung zustehen dürfte, so waren wir doch weit entfernt, einer hohen 
Nationalversammlung andere als hochderselben gesetzlich erlaubten Mittel zur Wahrung 
ihres Rechtes zuzugestehen. 

Eine hohe Nationalversammlung konnte, um ihr vermeintes Recht zu sichern, Pro- 
test oder Verwahrung einlegen und sich dann bis zum 27. November vertagen. 

Mit tiefem Bedauern und mit gerechter Entrüstung sehen wir aber, wie ein Teil der 
Volksvertreter das Vertrauen des Landes und auch das unsrige so sehr getäuscht hat, daß 
er nicht nur in ungesetzlichem Widerstande zu beraten und zu beschließen fortfuhr, son- 
dern hierin sogar soweit gegangen ist, durch einen Beschluß der Steuerverweigerung die 
vollständige Anarchie im Lande hervorzurufen. 

Wir erklären hiermit, daß auch wir alle von jener Fraktion einer hohen Nationalver- 
sammlung in ungesetzlichem Beharren gefaßten widerrechtlichen Beschlüsse und nament- 
lich den der Steuerverweigerung für durchaus ungesetzlich, folglich ungültig halten und 
sie daher für die schweren Folgen derselben verantwortlich machen müssen. 


1 Vgl. Dok. III. I. 
2 Vgl. Dok. III. 13, Anm. 2. 
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HI. 27, Wittenberge, 24. November 1848 


Bericht des Bürgermeisters Seeger und des Magistrats der Stadt Wittenberge an den 
Landrat des Kreises Westprignitz v. Saldern 


[Allgemeine Lage in der Stadt] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1121, Bl. 157. 


Von den politischen Stürmen im Vaterlande ist unser Ort nicht frei geblieben, es gibt 
darin eine hartnäckige Partei für die Nationalversammlungsreste‘, welche zeitig bemüht 
gewesen ist, ihren Anhang im Orte und Kreise ansehnlich zu machen. Diejenigen Ein- 
wohner, welche entgegenstehende Ansichten haben blicken lassen, sind zeitig mit Kat- 
zenmusiken, begleitet mit Einwerfen von Fenstern und Mobilien bedient und dadurch 
anscheinlich eine Schreckensgrenze gezogen. 
Die Katzenmusiken, welche an einem finstern Abend des 15. hujſus mensis] gebracht 

wurden, betrafen folgende Wohnungen: 

1. des Konditors Bischoff, 

2. des Grenzaufsehers Barfeldt, 

3. des Hauptzollamtsdieners Ahlert. 
Der letztere ist am unglücklichsten dabei fortgekommen, indem seine schreckhafte, sonst 
ganz gesunde Frau in eine heftige Krankheit verfiel, welcher sie am 19. ej[us]d/em 
mensis] erlegen und dann gestorben ist. Also ist durch den Straßenunfug ein Menschen- 
leben geopfert worden. Über die Urheber und Teilnehmer laufen viele Gerüchte um, man 
hat aber, soviel zur gerichtlichen Untersuchung erfordert wird, noch nichts] feststellen 
können. 

Zur Zeit scheint der erfolgte Tod der Frau Ahlers so viel Eindruck zu machen, daß 

Wiederholungen nicht vorgenommen werden, im übrigen ist eine große Regsamkeit der 
Partei für bedauerliche Freiheit noch zu finden. 


1 Theodor Gustav von Saldern-Plattenburg (1810-1876), 1839-1859 Landrat des Kreises Westprignitz. 

2 Vgl. Dok. III. 3, Anm. 2. 

3  Rügebrauch, bei dem der Unmut gegenüber einer Persönlichkeit durch Aufläufe vor ihrem Haus, die durch 
Lärmen, Beschimpfungen, Scheibeneinwerfen usw. begleitet waren, am Tage und häufig in der Nacht zum 
Ausdruck gebracht wurde. 

4 Dieses Monats. 

5 Desselben Monats. 
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III. 28, Brandenburg an der Havel, 25. November 1848 
Öffentliche Bekanntmachungen vom 23. November 1848 im Brandenburger Anzeiger 


[Stellungnahme gegen den Steuerverweigerungsbeschluß der Preußischen Nationalver- 
sammlung vom 15. November 1848 verbunden mit der Aufforderung an die Einwohner 
der Stadt, diesem nicht zu folgen und die Steuern weiterhin zu zahlen’] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1121, Bl. 50. 


FSU Brandenburger 


2 
Anzeiger. 
Ein Wochenblatt für alle Stände. 

No. 95. Sonnabend, den 25. November 1848. 


Bekanntmachung. 


Obgleich wir vorausſetzen dürfen, daf jeder Vorurtbeilsfreie fid feine Urficht über 
die Ungeſetzlichkeit und Verwerflichkelt des Beſchluſſes der nach Vertagung 
der National Verfammlung noch in Berlin verbliebenen Abgeordneten in Betreff der 
Steuer⸗Verwelgerung gebildet babe, fo erbeifcht es doch unſere Pflicht, im Hinblicke auf 
fo monche aus jenem Beſchluſſe bervorgetretenen Geſeswidrigkeiten, an unſere Mitbürger 
zu ſprechen. Die National⸗Berſammlung. ſelbſt wenn ſie noch in ihrem vollen Rechte 
getagt hatte, batte nirgends eine geſetzlicht Grundlage für einen ſolchen Beſchluß. Wenn 
ihr auch nach F. 13. des Geſetzes vom 8. Upril 1848 das intetimiſtiſche Recht der 
Steuerbtwilligung eingeraͤumt worden it, fo (dliet dieſes doch nicht das Recht in 
fidh, die Einzahlung und Einziehung bereits geſetzlich begründeter und fälliger 
Angaben aufzubeben. Ein ſolcher Beſchluß if in Feiner conſtitutionellen Staatsform 

erechtfertigt, zeugt von der Men politischen Unreife derer, die ibn nabmen, und 
bleudert, wie diefen Abgeordneten wobl bewußt geweſen, die Fackel der Anarchie in 
das durch Wübletcien und eine auf den Umſturz alles Beftebenden denkende Parthel auf ⸗ 
geregte Land, provozitt alio die Revolution! Mitbürger! Wir fordern Euch hler⸗ 
nach auf, die Steuern unverkürzt zu entrichten. — Die Partbei, der jener 
ſrevelbafte Beſchluß willfommen ift, iſt, wie wir Euch verſichern, bier nur klein. Wir 
kennen fie recht gut! Hier bat das Geſetz noch feine Geltung! Hier berrfcht noch in 
der überwlegendſten Mebrzabl der Bewohner der tüchtige Sinn für Recht und Ordnung, 
obne welche die Freibeit nicht grdeiben kaun. Haltet zu und, mie bisher, und feld 
verſichert, daß mir den geraden geſetzlichen Weg mit Außerſter Energie ruhig und uns 
erſchütterlich fortgeben, hierin und durch keine Anfeindungen und Bedrohungen beir⸗ 
ren lafen, jeden Frevler an Geſetz und Ordnung obne alle Rückſicht zur Recdenſchaft 
gichen und dem ſchwergeptüſen Könige, det mabrboftig nur bað Wohl feines Volkes 
will und von Neuem gelobt hat, die Bolkefreiheiten zu wahren, mit Gottes Hülfe 
beiſtehen werden! 

Brandenburg, den 23. November 1848. Der Magiſtrat. 


Mit vorſtehender, vom biefigen Magiſtrat erlaſſenen Bekanntmachung müſſen wir 
uns, in Bezug auf die Steuerverweigerung ganj tinverflanden erklären, und eben fo 
die dringende Witte an unſert Mitblirger richten, die Steuer unverkürzt zu zahlen. 

Brandenburg, den 23. November 1848. 
Die Stadtverordneten « Berfammlung. 
— 
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* SER 
Zu dem Inſertum vom Patriotiſchen Verein gegen den Ober- Börgermeiftehg Fater 
folgt als Nachtrag die Adteſſe des Krieger⸗Vereſns: 

Majeſtaͤt! 

Durchdrungen von ber Ueberzeugung, daß Preußens fernere Große und damit die 
Kraft des deutſchen Geſammt⸗ Vaterlandes von einer ſchleunigen Regelung und feſten 
Begründung der von Ew. Majefidt dem Volke gewährleiſteten, couflitutionellen. Rechte 
und Freiheiten abbange, find wir feit ſechs Monaten mit ſchmetzlichen Gefühlen dem 
Gange der Verhandlungen in unferer Natlonal⸗Verſammlung gefolgt, haben mit Ent⸗ 
ruͤſtung und tie er Scham vor dem Auslande das wäite Treiben in der Hanptſtadt und 
deffen unbellvollen Einfluß auf unfere Abgeordneten wohrgenommen. Wit begrüßen da⸗ 
ber die von Ew. Mayeflät verfügte Verlegung der Sitzungen unſerer Vertreter und die 
u dem Ende nothwendige Vertagung mit Freuden als den Hoffnung erweckenden Une 
ang einer ſchnellern und gedeiblichern Entwickelung unferer ſtagtlichen Verhaͤltniſſe und 
ſprechen mit klarer Ue berzeugung Ew. Majeftdt Regierung nicht nur das Recht, ſondern 
unter den obmaltenden Umſtänden auch die Pflicht zu, durch ſolche Beſtimmun, en, fo 
wie durch die gleichzeitig zur Sicherung der Ordnung in Berlin ergriffenen afres 
geln das Vaterland von dem Verderben zu erretten, an deffen Rand es bereits durch eine 
weit verzweigte und verwegene Umſturz⸗Partel gebracht ift. Eingedenk vireg olten 


Wahlſpruchs: 
„Mit Gott für König und Vaterland!“ 
füblen wir uns in den Tagen der Gefahr getrieben, dies offen und vertrauensvoll vor 
unferem König kund zu geben, voll Zuverficht zu Ew. Majeftät landes väterlicher Weids 
beit und Milde, daß fih der Ausnahme- Zuſtand Berlin's in keiner Weiſe über die 
Grenzen der Nothwendigkeit ausdebnen werde. 
Brandenburg, den 16. November 1848. 


Der Krieger ⸗Beteln aus den Jahren 1813, 14, und 15, 


Iufertum als Widerlegung entgegenſtehender Behauptung. 
Majeſtaͤt! 

Angeregt durch Ew. Majeſtät Proklamation vom 11. d. M. fühlen wir uns 
drungen, gegen Ew. Mojeftät die Gefühle und Geſinnungen auszuſprechen, welche es 
in dieſem ernften Augenblicke beſeelen. Es find die unwandelbarer Liebe und Treue. 
Wir e fi eutſchieden den nach unſter Ueberzeugun unrechtmäßigen Widerſtand, 
den ein Theil der Vertreter unſets Volks der von Ew. Majeſtät zum wabren Beſten 
deſſelben angeordneten Verlegung der National⸗Berſamimiung ent geſetzt bat. Wir 
ſprechen Get unerſchuͤttertes, felfenfefted Vertrauen zu Ew. Maler aus und unſern 
Dank für die Wiederholung der Verſicherung, Ihrem Bolte ein guter, conſtitutloneller 
König zu fein, Nie werden wir des Eides der Treue gegen Ew. Majefidt vergeſſen 

Ew. Majeftät 
Allerunterthaͤnigſte 
die Mitglieder der KriegersBereine u Magdeburg und 
Neuſtadt Magdeburg, Ir: wie andre Bewohner von 
Magdeburg und Umgegend. 


An das Volk! 
Der M n Die Männer, die dem Geht mad: bem 


Koni, in der tfladt forti und die R ei 
Sea m Mee malen, paden bes Maere det i 


Verweigerung der Steuern! 


sr. 
.. 


Gegenrevolution 


Dazu haben fie-Fein Recht; kein Geſetz bat es ihnen gegeben. Alle andern Mite 
tel ſind an dem Recht und dem guten Gewiſſen der Krone, an der Feſtigkeſt der Be⸗ 
bötden, an der Treue der Armee geſcheitett. Sie wenden ſich jetzt an den Eigennutz 
und an die Kurzſichtigkeit der Maſſen. 

Es klingt fo (hòn und fo verführerifh: Keine Steuern mehr! — 

Sie halten das Volk für dum m und für ſchlecht. 

Sie glauben, daß es nicht ſehen könne, was fie wollen, daß es nicht widerſteben 

Hung det Verſuchung. 

Laßt euch nicht irren! 

Die Verweigerung der Steuern ift die Zerſtörung alles Eigentbums, die Zerrüt⸗ 
tung DE Ordnung, der Umftarz des Thrones — mit einem Worte: Die rothe 

epublik. 
Dos iſt es, was ſie wollen. 

Werden keine Steuern mebr gezablt, fo werden die Königlichen Kaſſen leer, die 
Beamten und das Heer ohne Sold, die Zinſen der Staatsſchuld unbezahlt. 

Dabei bleibt es nicht. 

Mit der Zerrättung des Staatskredits Hårt aller andere Kredit auf; die Eiſen⸗ 
en die Pfanbriefe, die Hypotheken verlieren ihren Wertb — die Zahlungen ftoden. 

enu 

Der ande und die Fabriken hören auf. Die Arbeit, der Umlauf des Geldes ſtebt 
fil, Niemand zahlt, niemand empfängt. Niemand mehr kann kaufen, und wer nicht 
verbungern oder verfrieren will, muß nehmen. 

Alto die allgemeine Plünderung, fo lange noch etwas da ift, und wenn nichts 
mehr da iſt: das allgemeine Elend. 
` 28 Volk, boch und niedrig, arm und reich, Arbeiter und Landmann — wols 
en ſie da 

Nein! — das Volk will es nicht. — 

Und die Regierung des Könige, unſeres Fonftitutionellen Königs, der die 
Mobljahrt und die Freibeit des Bolted will, ſonſt nichts, wird mit ſtarker Hand dare 
über halten. Sie wird ihre Schuldigkeit thun. Gie wird die Verräther greifen, fie 
wird die Widerſpenſtigen zwingen, fie wird ihr Recht zu vertheidigen wiſſen. 

Seid deſſen gewiß! 

Noch ift die Zahl derer, die das Recht, die geſetzliche Freiheit, die unfer angeſtamm⸗ 
tes Königshaus wollen, fart im Lande, Sie wird fih ermannen, und die Berráther 
werden dahin Bichen, wie dürre Blätter, 

Jetzt gilt es Ja oder Nein! — kein Drittes. Wer nicht mit uns if, der ift 
wider uns. 

Der König — oder die rothe Republik! — 

Waͤblt! 

5 ig ein Kampf auf Leben und Tod. Wer rådwårtë (hant, ift verloren. — 
Vorwärts! — 

Wer noch ſchwankt, der dedenke, welch“ ungeheure Blutſchuld er ſei t 
labet. Unterliegt bie Krone, fo ift mit ihr Preußens und Deutfchlands Sl en 
auf ewig gemordet. 

Aber fie wird nicht unterliegen: Was uns vor 35 Jabren gegen einen uͤbermaͤchtigen 
Ein von Uufen gerettet bat, wird uns auch beute retten gegen den noch ſchlimmern 

eind im Innern. 
Vorwaͤrts! — 

Mit Gott für König und Vaterland! — 

(Zur Verbreitung von dem hieſigen patriofifchen Verein.) 
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Die Proklamation des Königs an fein Volk. 
ein Vaterland, mein Preußeuland ber deines Sontag Bitte, 
ſteht nicht von dir abgewandt, er ſieht in deiner Mitte; 
Er hat im Lenzesſturm, im Marz, fh ganz dir hingegeben, 
Der Sturm ſchlang deines Königs Herz an feines Volkes Leben, 
Daß einig und vereint hinfort der Freiheit Baum wir hüten, 


Jecht deinem König Du vertraw’, jetzt bleibe Du im Bunde! 
Der Freiheit Baum war wild umrankt von boſem Giſtgeſlechte, — 
Du haft geharrt, du haft verlangt, daß Er erhob die Nechte, 

Daß Er mit ſtartem Manneswort dem ftarten Gifte ſteure, 


Er ſprach das Wort, er that die That, — fie muh zum Heil gerathen, 
Wenn du, was Er voll Liebe bat, vertraueſt feinen Thaten! 
ift ein böfer Schein dabei, fo banne noch den Zweifel, 

die Probe ſei, weis’ ab des Zweifels Teufel, 

och halte, heil ger Treue voll, noch halte du am Glauben, 
Bei „dem treuen Volke ſoll der Treue Lohn nichts rauben! 
Und kräftig wird im Herbſtesſturm ſich läutern und verjüngen 
Des Frühlingsbaum, den Gift und Wurm zum Tode fou umfingen, 
Und wachſen ſtark und unverletzt in Preußenlandes Mitte, — 
Bolt feh’ mit deinem Konig jezt, Volt, höre feine Bitte! 
Der Sturmwind ſauſt wohl durch das Land, die Sichen durchzurütteln, 
Doch wo er Parte Wurzeln fand, macht feſter fie fein Schütteln. 

C. 8. 
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(Auf Verlangen aus der Voſſiſchen Zeitung abgedruckt.) 


Am Gedächtni der B ebenen predigen in den 
+ eigen Stadtkirchen. > 
In der Altſtadt in der St. Gottbardts⸗Kirche: 
Vormittags Hr. Superintendent Dr. Boy. — Nachmittags Hr. Prediger M ef. 
In der Neuſtadt in der St. Katbatinen⸗Kitche: 
Vormittags ge Superintendent Bauer. — Nachmittags Hr. Ober⸗Domprediger 
röder. (Vor- und Nachmittags Collecte zum Bau einer Kirche für die 
ſehr arme evangeliſche Gemeinde zu Schwerin.) 
„Die Domgemeinde bált ihre Beichte am Sonnabend Nachmittag um S Ubr. 
In der St. Paull⸗ Kirche: 

Früb Hr. Superintendent Bauer. — Vormittags Hr. Prediger Volg t. — Mittags 
Hr. Paftor Ot to. — Nachmittags Hr. Prediger Dr. Ramdobr. (Früb und Mite 
tags dieſelbe Collecte wie in der St. Catbarinen⸗Kirche.) 

In der St. Nitolais Kirche: Nachmittags 2 Ubr Hr. Prediger Ahrusdorff. 

1 2 —w1wwꝝů— ¹t]d . ⁵ . ² ²ÜůmD.ᷣ4]a]aag.2 · . ˙ 1 m 


Vermischte Anzeigen. 
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Brandendurg, den 23. November 1848. Der Borffand 
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Gr klärung. 
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E difm anfördenden ge langet, ae Ne Ten 
Noth es erfordert, auf meinem Poſten zu fehlen.“ 
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Theil der Wähler und Wahlmänner meines 
nicht allein gegen die Atte der Nationals 
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Ein Mädchen, welches das Kochen verficht und fid jeder andern häuslichen Arbeit 
unterziebt, kann ſogleich in Dienft treten Schleuſenſtraße No. 351. 


Zum Reinigen der Kleidungsſtüd c und anderen Dienftleiftungen erbieter ſich 


Der Schornſteinfegermeiſter Menzel, Waſſertbor No. 69 
Ich zeige biermit ergedenſt au daß ich in der Altſtadt Waſſertborſtraße No. 133. 
mein früberes Geſchaͤft wieder eröffnet habe und bitte meine wertben Nachbaren, ſowie 
ein gechttes Publikum um geneigten Zufpruch, indem ich reelle Maare und billige 
reife verſpreche RNä bel, eiſchermeiſter. 
Das hieſige Ruſſiſche Dampfbad it jetzt wieder jeden Mittwoch ge- 
heizt und wie bekannt zu benutzen. 


FETTE 


: Mit dem gänzlichen Ausverkauf meines Waaren⸗ 
Lagers wird (mit Ausnahme des Sonnabends) unter, Sr 


rt A 
e broden fo Cal Ge andus, Neuethorſtraße. 


EEE 


Anzeige für und Damen. 

Einem hohen Adel ve e ge fich Unterzeichneter ganz erges 
benft anzuzeigen, daß zum heranmabenden Winter eine ziemliche Auswahl warmer Schuhe 
in aus gezeichneten Muſtern, zu febr billigen, aber feften Preiſen angefertigt iſt. 

Auch kaun ich mit ganz extraſelnen Wiener Lederſchuben, desgleichen Gamaſchen 
und allen andern, ſauberen, feinen und bauerhaften, ganz modernen Schuben und Stier 


we emer? Riemann, Venedigſtraße dem Schauſpielbauſe gegenüber. 
„„ j 


Henriette Bran dus, 
St. Annenſtraße No. 197., 

7 empfiehlt zu Weihnachtsgeschenken 

ihre neue und bedeutende Sendung der ſchoͤnſten franzöfiihen u. Wiener 4 
Umſchlagetücher, fowie eine große Auswahl der neueſteu Manufactur- u. 
Modewaaren, davon find als beſonders preiswürdig zu empfeblen % 
breite achte Thibets, Mix Lustre, Gros de Berlin, Mousselin de laine, 
Nea ins und demi-laine abgcpaßte Mäntel à Stück 2% Orbit u. 
% Neapolitsins zu Mänteln à Elle 15 Sgr. 
SSESSEETFTTISTEEETETS 


Recht ſchöne Butter zu 4, 5 ., Zucker à 3 und $ Die, Le" in Broden A 


N a un ee E a o ` H y b Es en, 


(Hierzu eine Beilage.) 


Vgl. Dok III. 13, Anm. 2. 


2 Vgl. Dok III. 25. 
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HI. 29, Luckau, 26. November 1848 


Adresse der steuerpflichtigen Bewohner der Stralauer Vorstadt Luckaus an den 
Magistrat der Stadt 


[Stellungnahme zum Steuerverweigerungsbeschluß der Preußischen Nationalversamm- 
lung vom 15. November 1848] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 6 B Kreisverwaltung Luckau Nr. 174, Bl. 38. 


Laut öffentlichen Bekanntmachungen hat die Nationalversammlung am 15. deel Mlonats] 
die Steuerverweigerung an Königlichen Kassen' beschlossen, und ist dieser Beschluß am 
17. des) M[onats] in Ausführung zu bringen. Hiergegen hat die Königliche Regierung in 
Frankfurt a[n] der) Oder eine Bekanntmachung v[om] 17. d[es] M[onats]? verbreitet, in 
welcher es heißt, die bestehenden Steuern werden nach wie vor, unverändert entrichtet 
und erhoben. 

Aus diesen beiden sich gänzlich entgegenstehenden Bekanntmachungen ist bei uns 
Unterzeichneten eine Rechtsungewißheit entstanden. 

Wir halten es daher fürs Beste, die bestehenden Steuern fort zu geben, jedoch solche 
nicht an den Königlichen Kassen, sondern an unsern Gemeindevorsteher Deckert zur 
Aufbewahrung gegen Quittung niederzulegen bis diese sich widersprechenden Bekannt- 
machungen entschieden sein werden. 


1 VII. Dok. III. 13, Anm. 2. 
2 Vgl. Dok. III. 13. 
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III. 30, Brandenburg an der Havel, 2. Dezember 1848 


Bekanntmachung des gewählten Ausschusses der Rechten und des rechten Zen- 
prums der Preußischen Nationalversammlung „An das Land“ 


[Stellungnahme für die Verlegung und Vertagung der Preußischen Nationalversammlung', 
gegen deren Beschlüsse vom 9. und 15. November 1848” und gegen die Politik der lin- 
ken Fraktion seit dem 27. November 1848 sowie den Präsidenten der Versammlung, 


v. Unruh’] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 7 Amt Storkow Nr. 30, Bl. 82. 


An das Hand! 


W. haben ſchen mal in disfer vethangnif vollen Zeit unfere Worte an Euch, Bewohner unſtrts Preußentetch!, 
gerichtet. Ihr babı fie gui aufgenommen und der Erfolg bat fie gercchtſertigt. Verttaut und auch jetzt, wo Ver- 
trauen und Eintrocht allen das Vaterland reiten kann. 

Der Theil der Nattonal - Verſammlung, welcher ſich der durch dir Rothwendigfeit gebotenen Verlegung nach 
Brandenburg wiberſetzt, hat cine Zeitlang forigetagt, unbekümmert um die Spallung und Verwirrung, die er dapurch 
in das Land geworfen; er dat zulczt die Siructverweigetung derretirt und fo an der politifðen Frage auch den Wi: 
granu betheiligt. 

Dos Volk bat anf dieſes eben fo uncdie als rechtswidrige Mittel geantwortet, wie es einem für Geſetlichteit und 
ſtantlicht Ordnung gereiftem Volke geztemt ; cs bat gé für ſtinen König erheben, würdig der Treue, die in feiner 
Geſchichte glänt und deren Bewährung für edle Grmütber in Zeiten des Unglücks vor Allem Nrbürfneß al. 

Wit Andere haben uns auf Grund der in der Königlichen Vertagungs⸗Votſchaſt enidaltenen Einberufung am 
27. November Mrt in Brandenburg verfammelt. Wir tamen hierher mit der Peffuung, die vergangenen Tage wur: 
den die Leidenſchaſten gefühlt, und zum Ablenken von det betreien Bahn geſtimmt haben. Wit hegien die Zuver⸗ 
fidt, daß die Stimmt des Landes, daß der Abgrund, bis an deſſen Rand jene übertilten Gët das Vaterland 
gebracht, die Beſonntubelt zurädgefünrt hörten; mir dachten die Pröglichktit, daß wir Allr, die Yebren des Vergan- 
gn bruusend, uns durch die überſtaudent Wefahr zur neuen Eintracht grflärkt, das Verſaſſfungswerk taſch zur 
Dellendung gebracht, Dadurch die Erwartungen des draußen ſchutüchtig hatrenden Volles beſrerdigt und durch die 
Bclefligung unferer neuen Zuſlande die Drang und das Vertrauen zurückgeführt betten, wodurch die reichen Puli 
quellen unferes Landes wiebtt fig gemacht, und fchr bald ihren Segen noch teichet als juror über den Bürger 
und Yandmann, über Hand werter und Arbeiter, über Handel und Induſtrie, über Runt, Wiſſenſchaft und Web! 
tbötigfeits  Unflalten, kurz, über Alles ergziczen würden, wodurch unier Valccland jo groß und glänzend datand und 
nech chen konnte. 

Der Weg hierzu wat den Andern angebahnt. Die Entscheidung der Deuiſchen Rational» Vetſammlung zu 
Frankfurt, das Urbe der Untverſtiaten und angtſthener Gerichtebeſt, Adeiſſen mit zahlleſen Unterſchriften hatten 
gë für dae Redt det Arone erklart, und die Macht der Thatſachen ſich ihm zur Stite geſſelt. Wem von den An 
deren bieſes nech nicht genügte, det koanic feine Necteauſſcht über das Vergangene durch eine oſfentlicht Erklätung 
rrrwabtren, dann aber ſich unemwunden für die Zukunft an den Standpunkt der am 9. Nevember vertagten und am 
27. November wieder eröffneten National- Wttſammlung auſchlteßen. Dem vorwärts, nicht rüdmwärts legt 
tad Modi des Vatrtland ee! — So iñ mac dem ZJenga det Geschichte in unzähligen Faulen gehandelt worden 
Se werden immer Dirjenigen bandıin. beam dae Peil des Ganzen bebe feht, ale der Triumph ciner formellen juris 
luden Kechtbabertt; weiche wiſſen, dağ in om Te verhänguifivollen Augenblicke, wo alles wanft, Zelbfivrrläugnung 
eine Alide tt i, melde dos Vaterlend gebictetiſch auferlegt, und über derm Erſüuung vor dem Kichterpuble 
Goltte und der Geſchichte Rechenſchat gelortert wirt. Se hat auch ein Mann gehandelt, deu rg uns geſchmtrzt dat, 
einigt Zeit in unferen Rrihen zu vetmiſſen — Bornemann, deffen Beispiel auch bitemal Viele hätten folgen (een. 

Dieſes iM aber nicht geſchcten; sehr näi wir vom 27. bis AL November täglich in nicht beſchlußfatnaet 
Johl verfammelt geweſen, erschien am I. December cine dedeutende Anzahl der bieter zusgtdlichenen mit der Ertla 
rung ihres MWortführers, daß fie ouf Einberufung ibres wäbrend der Vertagung gewählten Präſibenten v. Unruh 
fd Herber begtben, daß ter ſich auch eingefunden haben würde, wenn er und die beiden ice» Präſtdenten nicht 
mit det Einberufung den deg bundert nech schlenden Milglicdern belcaftigt geweſtn, daß aber diefe Einberufung 
die zum nõbu Montag vollendet fein würde. Zugleich wat beantragt worden, die Vetſaummiund bis dabin zu eer: 
tagen. — Als die Berfammlung dieſen Antrag verneinend emechied, verliehen jene Mitglieder feiert den Saal, und 
machten dadurb dir Zutückgebliebcuen mider beſchtußunſähig, fo daf auch nicht die definitive Präſtdentenwahl vorge 
nommen werden konnte, 
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Durch jene Erklärung iñ alfo von den bis dahin Yusgeblichenen unumwunden aus geſprochen, daß fie im (rofe 
Wen Widerſpruch zur Staatsregierung beharren, daß fe am ihren vom 9. bis 27. November vorgenommenen unge 
festiben Arten und Wahlen unbedingt ſeſthalten, und daß fr nicht eine Berufung nach Brandenburg durch die Krone, 
ſondern nur eine Vetufung durch ihren angeblichen Präſidenten v. Unruh gelten Lafen. Dadurch if tine offene 
Auflehnung gegen die Krone erflärt, der Bürgerkeieg in den Dom zu Brandenburg verlegt, und eine Regierung 
Unruh gegenüber der Regierung Friedrich Wilhelm IV. aufzurichten unternommen worden. 

Bewobner des Preußenlandes! Ihr babt uns auf den Ruf des Könige entſendet, mit Ibm eine Verſaſſung zu 
vereinbaren, mit Ibm ein Werk der Eintracht und des Fritdens zur Begründung mahrer Volkeſteideit zu fiftn. 
Urtbeilt ſeldſt, welche Hinderniſſt uns bei Löſung unſerer Aufgabe entgegenſtthen 

Männer und Jünglinge des Vaterlandes! Chon einmal baben wir Euch dit Worte zugerufen: »Entbtennt dit 
Zwietracht trog umferer beißeflen Wünſche, fo leben und fallen wir mit der conftitutionellen Menarchir!« Dat if 
unfer Panier. Haltet zu demſelben mit uns in diefer Zeit det Gefahr! Zeigt Euch Deutscher Treue und der 
Freiheit würdig. Gott erhalte den König und das thrure Vaterland! 

Brandenburg, am 2. December 1818. 


Der gewählte Ausſchuß der Rechten und des rechten Centrums der 
National- Verſammlung. 


Baumſtark (Greifswald). v. Daniels (Erkelenz). Harkort (Hagen). v. d. Heydt (iii) 
Heſſe (Solingen). Oſtermann (Dortmund). Simons (Elberfeld). Wennewig (Dörter). Walter 
(Rheindah). v. Wittgenſtein (Stadt Celn). 


Die heute anweſenden Mitglieder: 
v Bardeleben (Berlin). Bauer (Berlin). Bigge (Meſchede). v. Berries (Herford). Bredhauſes 
(Münſler Stadtkreis) Brüningbaus (Altena). v. Brünnee (Lebus). Bumbte (Oppeln). Bußmann 
(neten). Elaufen (Naſtenburg). Dal mann (Herford). Dirfierweg (Weslat). Dietheld (Weißtuſtt). 
» Entemwort (ücermündt). Eſch mann (Waldbrott). Feldbaus (Gummersbach) Frenten (Heinsberg). 
Runde (Reelingbaufen). Gellern. Geistern (Arnsberg). Gefler (Shubin). Grodded (Danzig) 
p Gudenau (Grtvenbtoich) Hanfemann. Hartmann (Deutfd»Erone) Herrmann (Elberfeld ). GRO 
(Warburg). Hofer (Stalupenen) Huczermener (Bielefeld). Jacob (Halle). Jachmann (Königs 
berg). Jonas (Verlin). Kehl (Duisburg). Keiſer (Lübbete). Rode (Geldern). Kruhi (Leobſchng) 
Krüger (Minden). Kübtwetter (Aachen). Küpfer( Würfe). Lenfing. Lehmann (Brilon). Maratı 
1 Zoltan 1. Mariunomety (Lot). v. Meuſebach (DMannsfdder Gebirgskreie). Meyer (Memel). Mil, 
lenfiefen (Robum). Müller (Solingen). v. Mylius (Juli). Neuenburg (Reumicd). Pieper 
(Aucbauſen). Pleger (Danziger Landkreis). v. Rei meier ( Obomid). Rettig (Pr. Friedland). Su 
(Gladbach). Nirdel (ieder Barnim). Rintelen (Paderborn). Roeder (Schwetd nig). Rombty (Od 
dern) Rottele Samre (Sümmen). Chadt (Neuwied) Sheidt (Duisburg). Schimmel (Terier 
burg). Schmidt (Btestow). Somit (Erefeld). Schwender (Flatow). Schütze (Araufadt). Semra 
(Stloban). Siegert (Strehlen). Epanten. Sperling (Gumbinnen). Steinbeg (AGefibavciand ). 
Ztupp (Düren) Sümmermann (Hamm). Tbederabm. Trip (Emmp). Tüshaus (Münter reie) 
Ulrich (Soch). upmeder (Halle in Weſtphalen). v. Voigtse Rheg (Bromberg). Wenger (Labiau). 


Serbe im E Aramer ia beteten. 


Vgl. Dok. III. 1. 
Vgl. Dok III. 2 und Dok. III. 13, Anm. 2. 
Am 27. November 1848 war die Preußische Nationalversammlung zum ersten Mal nach ihrer Vertagung 
und Verlegung im Dom zu Brandenburg an der Havel zusammengekommen. Seitdem waren ihre Sitzungen 
von heftigen politischen Flügelkämpfen zwischen rechter und linker Fraktion auch und gerade um die Per- 
son des Präsidenten der Preußischen Nationalversammlung v. Unruh geprägt. Unter dem Eindruck dieser 
Auseinandersetzungen verfaßte die rechte Minderheitsfraktion, aus deren Reihen nun der Wunsch nach 


Auflösung der Preußischen Nationalversammlung durch das Ministerium Brandenburg laut wurde, vorlie- 
gende Proklamation. 
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III. 31, Potsdam, 5. Dezember 1848 
Patent des preußischen Königs Friedrich Wilhelm IV. 


[Auflösung der Preußischen Nationalversammlung, Oktroy einer Verfassung, Zusam- 
menberufung der Vertreter des preußischen Volkes in einer Ersten und einer Zweiten 
Kammer zum 26. Februar 1849 und Ankündigung verschiedener Gesetzesvorhaben] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 8 Stadt Treuenbrietzen Nr. 4227, Bl. III. 


Patent, 


die Zuſammenberufung der Vertreter betreffend. 


Mir Friedrich Wilhelm, von Goltes Gnaden, Konig von Preußen rc. ic. 
baben durch Unfere Verordnung vom heutigen Tage die zur Vereinbarung emer Staats⸗Berfaſſung beruftue Verſammlung 
aufgelost. Zugleich haben Wir, in der Abhi, Unter getreueg Volk ſogleich der von demſelben erfehnten Segnungen der 
verheißenen conſtitntionellen Freihelt theilbaftig werden zu laffen, die Regelung der letzteren nicht von dem in ferner Aus · 
Béi ſtehenden Ergebniß der Vereinbarung mil einer anderweitigen Volksvertretung abhangig machen wollen, dieſelbe viel- 
weht durch die hente von Uns vollzogene Verfaſſungs. Ultkunde dauernd geſichert. Bei der Feſiſtelluug dieſes Staatogtund⸗ 
geſeges if der von der Regierung vorgelegte Eutwurf, welcher nach Maſigabe der von der Vetfaſſungs⸗Kommiſſion der 
mW Vereinbarung bernfenen Verſammlung aus gegangenen Vorſchlaͤge, und der ubrigen Vorarbeiten derſelben, fo wie in 
gebühtendet Berückſichtigung der Beſchlaſſe der deutſchen Nattonal-Berſammlung im Frankfurt a. M., gef wurde, zum 
Grunde gelegt worden. Wir glauben Uns daher der zuverſichllichen Hoffnung biugeben zu dürfen, daf jene Berfaſſung 
den Wunſchen Uuſeres getreuen Volkes entſprechen werde. Im Artikel 110 ift überdies eine Reriſton auf dem Wege der 
Geſepgebung durch die nachſte Volksvertretung vorbehalten. Unmittelbar nach erfolgter Revifion werden Wit die von Uns 
verheißene Bereidung des Heeres auf die Verfaſſung verantaffen. Der Vorbehalt der Reviſſon der Verfaſſung gewahrt 
lagleich die Moglichkeit, die Berfaffung des preußiſchen Staates mit dem im Ausbau begriffenen deutſchen Verfaſſungs 
werke in Einklaug zu beingen. 

Wir verordnen nunmehr, daß die nach det Verfaſſungs⸗Uckunde ind Leben zu rufenden Kammern am 26. Februar 
3849 in Unferer Haupt- und Refdemjtadt Berlin ſich verfammeln. Zu dieſem Zwede haben am 22. Jauuar l. J. fümmt« 
Dër Urwahler un ganzen Stante zur Wahl der Wahlmannet, am 5. Januat k. J. die Letzteren zur Wahl der Mitglieder 
der mere Kammer, am 29. Januar die zur Theilnahme an den Wahlen für die erſte Kammer berechtigten Wähler zur 
Wahl von Wablmännern, endlich am 12. Febtuat k. F. die Letzteren zur Wahl der Milglieder der erſten Kammer gu- 
ſammenzutretru. 


Einseitig vom König gegebene Verfassung. 
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Die Ruckſicht anf die Unſeren Mintſtern aufgetragene Vorbereitung der den Kammern vorzulegenden, in ber Ber- 
fafungs-Urtunde vorbehalteuen und ſonſtigen dringlichen Geſetz⸗Enwurfe und der Zeit⸗Aufwand, welchen die Wahl-Opera- 
tionen echeifchen, geſlatten nicht, Uns früher mit den Vertretern Unferes Volkes zu marken, 

Wir erwarten übrigens mit Zuverſicht, daß bis zum Zeitpunkte der Berfamnlung der Kammern die Herrſchaft des 
Geſezes in unſerer Haupt- und Nefidenzitadt durch den guten Sinn der Bürger der leyteren vollig wieder bergeſiellt fein 
und den freien Berathungen der Bolkovertretet daſelbſt alsdann Nichts im Wege ſtehen wird, 

Wir wollen jedoch die Und befouderd am Herzen liegende Hebung des Wohlſtandes der ländlichen Bevölkerung. fo 
wie die, keinen Aufſchub duldende, Befriedigung mehrerer anderer, durch ein dringendes Zeitbedurfnuß dervorgerufener 
Wunſche Unſerrs getreuen Volkes, unter jener nothwendigen Verzögerung nicht leiden laffen, und werden daher mehrere 
Geſeze unter dem Vorbehalt der Genehmigung der mä zuſammenitetenden Kammern in kürzeſter Zeit zur Publikation 
bringen, unter Anderem: 

1) eine Verordnung über die intetimiſtiſche Regelung der gutshertlich- bäuerlichen Verhältniffe in der Provinz Schlefien; 
2) eine Verordnung über die Einführung des mundlichen und öffentlichen Verfahrens mit Geſchwotenen in Unterfuchungsfaden; 
3) eine Verordnung uber Aufhebung des bäuerlichen Erbfolge - Geſetes in Weſtphalen; 
4) eine Verordnung über Autbebung der Privalgetichtsbarkeit und des erimirten Gerichtsſtandes, fo wie über die ander ⸗ 
weilige Organifation der Gerichte; 
5) eine Verordunng, betreffend die Aufhebung der Circular: Verfügung vom 26. Februar 1799 und die Abänderung 
det Injurienſtrafen. 
Der naͤchſten Vollsvertretung werden zur Berathung vorgelegt werden: 
1) ein Gefep, betreffend das Recht der Eltern zur Beſummung der Religion rr Kinder; 
2) ein Gefeg über Regulirung der Mühlen - Abgaben; 
3) ein Geſetz über die Verpflichtung der Gemeinden zum Schadenerſaß bei Tumullen; 
4) ein Geſetz über Aufhebung der Grund- und Klaſſenſiener -Befteiuugen und wegen Ginführung einer allgemeinen 
Grundſteuer; 
5) ein Geſetz über die Einkommenſtener; 
6) eine neue Abloſungs-Orduung und ein Get, betreffend die unentgellliche Aufhebung verſchiedentt Laſten und Abgaben; 
7) eine Gemeinde- Ordnung; 


ee — — 
9) eine Berorduung, betreffend die Aufhebung einiger Edediaberuſſe; 


` 10) eine Verordnung über die Form der Cide. 

Da die in der Verfaſſungs- Urkunde beftimmte Wahl der erſten Kammer durch die Kreis-, Bezirks- und Provin- 
zial⸗Vertreter wezen des noch nicht erfolgten Erscheinens det Kreis, Bezute - und Provinzial-Ordnung gegenwärtig noch 
nichl ausführbar it, fo haben Wir ein ptovſſoriſches Wablgeſetz zur Bildung det erſten Kammer für das erſte Jaht 
der nächſten Legislatur vollzogen. 

Wir geben Uns ugeht der Hoffnung din, daß die von Uns verliehene Vetſaſſung unter Gottes Segen zum dré, 
beten Ruhe des Vaterlandes beitragen und das, durch eine Geſchichte von Jahrhunderten begründete Band gegenſelliget 
Auhanglichteit zwiſchen Unserem Königlichen Haufe und Unferem getteuen Volke noch feſter kuupftu, fo wie die Wohlfahrt 
und Treiben des lepteren dauerhaft begründen werden. 

Urtundlich unter Unferer Höchſteigenhandigen Ulnterſchrift und beigrdrucktem Kouiglichem frot. 

Gegeben Potsdam, den 5. Dezember 1848. 

Friedrich Wilhelm. 


Graf von Brandenburg. von Laden berg. von Manteuffel. von Strotha 
Rintelen, von det Herd. 


be von Aibert Wendt in Yoimam. 
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II. 32, Müncheberg, 6. Dezember 1848 
Bekanntmachung des Magistrats der Stadt Müncheberg 


[Zustimmung zur oktroyierten Verfassung vom 5. Dezember 1848' und damit zur konsti- 
tutionellen Monarchie] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 302, Bl. 234. 


Mitbürger! 


Die beabſcchtigte Wereinbarung reiner Verfaſſung it leider 
durch die eingetretenen außerordentlichen Verhaͤltniſſe unmöglich ge- 
macht worden. Deshalb hat Sr. Maſeſlaͤt der König, in Aner- 
kennung der dringenden Forderungen des öffentlichen Wohles und 
in moͤglichſter Beruͤckſichtigung der, von den gewaͤhlten Vertretern 
des Volks ausgegangenen umfaſſenden Vorarbeiten 


die Verfaſſungs⸗Ur⸗ 
kunde für den Preuß. 
Staat 


vorbehaltlich der Rebiſon auf dem Wege der Geſetzgebung erlaſſen. 
Zu dieſem Zwecke ſind neue Urwahlen angeordnet und die nach der 
Verfaſſungs Urkunde ins Leben zu rufenden Kammern zum 26. Se 
bruar k. J. in Berlin zufammenberufen. 

Mitbürger! Endlich it nun erreicht, was das Ziel des 
Strebens aller Gutgeſinnten war. Wir haben eine Conſti · 
tution, freiiinnig, wie fie uns berheißen war. Frende und Dank 
barkeit ſind die erſten Gefühle, die bei dieſer Nachricht unſere Her- 
zen ergreifen, Freude uber das nach langen trüben Tagen endlich 
erreichte Ziel, Dankbarkeit gegen den hochherzigen Koͤnig, dem die 
Liebe und Treue ſeines Volkes unausloͤſchlich erhalten iſt und 
bleiben wird. 

Mitbuͤrger, ſtimmt freudig mit uns ein in den Ruf: 


Es lebe der conſtitu⸗ 
tionelle König! 


Muͤncheberg, den 6. December 1848. 
Der Magiſtrat. 
Usdelius. Kluge. Poring. Krahmer. 


Brad von Krrsıza a Beëëesérg e 


1 Vgl. Dok. III. 31. 
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II. 33, Frankfurt an der Oder, 8. Dezember 1848 


Bericht des Regierungspräsidenten in Frankfurt v. Raumer an den Oberpräsidenten 
der Provinz Brandenburg v. Patow 


[Allgemeine Lage in Stadt und Regierungsbezirk Frankfurt an der Oder] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1122, Bl. 15. 


Die Verfassung ist hier in Frankfurt mit sehr wenigen Ausnahmen freudig und mit Dank 
gegen Sleinelr Majestät den König aufgenommen worden. Der Umschwung der öffentli- 
chen Stimmung ist außerordentlich. Alles ist zufrieden, endlich wieder festen Boden 
unter sich zu haben. Am 6. [Dezember 1848] abends war die Stadt illuminiert, und alle 
Klassen der Einwohner bezeigten aufrichtige Freude. Die Auflösung der Nationalver- 
sammlung’ hat hier gar keinen aufregenden Eindruck gemacht, alles erkennt darin eine 
notwendige, durch das Verhalten der Versammlung bedingte Maßregel. 

Aus dem Regierungsbezirk liegen bisher nur wenige Nachrichten vor, soweit sie aber 
reichen, lauten sie ähnlich wie für Frankfurt. 

Der Umschwung der Ansichten datiert unverkennbar vom Tage des Steuerverweige- 
rungsbeschlusses. Bis dahin war die ganze Bevölkerung mit wenigen Ausnahmen für die 
Nationalversammlung, und diese Stimme hätte, wenn die Versammlung mit Überlegung 
handelte, zu den schwierigsten Verwicklungen führen können. Seit der Steuerverweigerung 
erkannte alles die innere Schlechtigkeit der zurückgebliebenen Fraktion, den Abgrund, 
dem sie uns entgegenführte. Die öffentliche Meinung verließ plötzlich die Versammlung 
und kehrte sich bei jedem folgenden ihrer Schritte immer bestimmter gegen sie. 


1 Vgl. Dok. III. 31. 
2 Vgl. ebenda. 
3 Vgl. Dok. III. 13, Anm. 2. 
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II. 34, Gransee, 8. Dezember 1848 


Adresse des Magistrats und der Stadtverordneten der Stadt Gransee an den preußi- 
schen König Friedrich Wilhelm IV. 


[Zustimmung zur oktroyierten Verfassung vom 5. Dezember 1848] 
BLHA, Pr. Br. Rep. I Oberpräsident Nr. 1122, Bl. 58. 


Eu[re] Königliche Majestät haben in Allerhöchst derselben Verordnung vom 
5. Dez[emjbfelr clurrentis] es offen ausgesprochen, daß Allerhöchst Sie zu tiefem 
Schmerze die Überzeugung gewonnen, daß das große Werk mit der zur Vereinbarung 
der Verfassung berufenen Versammlung durch das Verhalten derselben in ihren letzten 
Sitzungen ohne Verletzung der Würde Eufrer] Königlichen Majestät und ohne Verlet- 
zung des davon unzertrennlichen Wohls des Landes nicht länger fortgeführt werden 
kann. Dieselbe Überzeugung haben auch wir mit tiefem Schmerz gewonnen, und indem 
wir den für das Wohl des ganzen Landes von Eulrer] Königlichen Majestät getroffenen 
Maßregeln mit Freude im Geiste gefolgt sind, finden wir uns dringend veranlaßt, Aller- 
höchst Ihnen hierdurch unseren tiefgefühltesten Dank sowohl für die Auflösung der 
Nationalversammlung als auch für die wahrhaft freisinnige und gewiß den wahren Wün- 
schen und Gesinnungen des preußischen Volks vollkommen entsprechende Verfassung, 
mit der Eufre] Königliche Majestät uns und das ganze Land in väterlicher Huld zu 
beglücken geruht haben, alleruntertänigst darzubringen. 

Gott erhalte uns noch lange die warme Fürsorge unseres konstitutionellen Königs. 
Mit diesen Gesinnungen ersterben wir Eu[rer] Königlichen Majestät alleruntertänigst treu 
gehorsamste ... 


1 Dieses Jahres; vgl. Dok. III. 31. 
2 Vgl. Dok. III. 30, Anm. 3. 
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III. 35, Schwedt, 10. Dezember 1848 
Bericht des Magistrats der Stadt Schwedt an das Regierungspräsidium in Potsdam 
[Allgemeine Lage in der Stadt] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1122, BI. 61-61. 


Einem Königlichen Hohen Regierungspräsidio berichten wir auf die hohe Verfügung 
vom 6. dfes] M[onats] gehorsamst, daß hier schon längst energische Schritte der Krone 
gewünscht und sehnlichst erwartet wurden und daß durch die Erfüllung dieses Wunsches 
hier und in der ganzen Umgegend der freudigste Eindruck hervorgegracht worden ist. 
Auch hier fehlte es nicht an Wählern, und anfangs, als das Rumpfparlament sich für per- 
manent erklärte, war die Aufregung groß, welche insbesondere durch einen Berliner 
Emissär” bewirkt wurde, der sich der Verhaftung schleunig entzog. 

Es gelang indessen bald, die aufgeregten Gemüter zur Besinnung zu bringen, und es 
sind hier weder Exzesse noch Steuerverweigerungen’ vorgekommen, vielmehr hat sich 
nachher ein sehr patriotischer Sinn gezeigt, wie der Empfang der beiden Landwehrbatail- 
lone, ihre Aufnahme und ihre unentgeldliche Fortschaffung des ganzen Gepäcks der 
Mannschaften bewiesen hat. Wir hoffen diesen guten Sinn zu erhalten. 


1 Vgl. Dok. III. 2. 
2 Abgesandter mit geheimem Auftrag. 
3 Vgl. Dok. III. 13, Anm. 2. 
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III. 36, Zossen, 10. Dezember 1848 


Bericht des Magistrats und der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Zossen an 
das Regierungspräsidium in Potsdam 


[Allgemeine Lage in der Stadt] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1122, Bl. 89. 


Einem Hohen Königlichen Regierungspräsidio können wir zu unserer eigenen innigen 
Freude auf die geehrte Zirkularverfügung vom 6. d[es] M[onats] pflichtgetreu anzeigen, 
daß die Schritte der Krone, indem sie die Nationalversammlung aufgelöst, eine Verfas- 
sung verliehen und eine neue Vertretung angeordnet hat, hier längst bereits als dringend 
erkannt und herangewünscht sind. 

Allgemein wird demnach von unserer fast durchweg legalen, patriotisch gesinnten 
Einwohnerschaft darin eine Maßregel erkannt, welche durch die langen, ganz erfolglosen 
Verhandlungen der Nationalversammlung' und den dadurch herbeigeführten bedrohli- 
chen Zustand des Landes zur unabweislichen Notwendigkeit geworden ist. Freudig wird 
dies um so mehr erkannt, als die verliehene Verfassung durch ihre freisinnigen und 
volkstümlichen Institutionen die Verheißungen S[eine]r Majestät des Königs mehr als 
vollständig verwirklicht und als Anfang der wiederkehrenden Gesetzlichkeit in unserem 
teueren Vaterlande begrüßt ist. 

Der Wahlspruch „Mit Gott für König und Vaterland“ hat uns unter allen Stürmen 
der Zeit noch nicht verlassen. 


1 Vgl. Dok. III. 31. 
2 Vgl. Dok HI. 30, Anm. 3. 
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III. 37, Brandenburg an der Havel, IZ. Dezember 1848 


Schreiben des Magistrats der Stadt Brandenburg an der Havel an den preußischen 
König Friedrich Wilhelm IV. 


[Zustimmung zur oktroyierten Verfassung vom 5. Dezember 1848] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1122, Bl. 49. 


Geruhen Eufer] Königliche Majestät den tiefgefühltesten Dank der unterzeichneten Mit- 
glieder des Magistrats der alten Kur- und Hauptstadt Brandenburg für die verliehene Ver- 
fassung' Allergnädigst anzunehmen. 

Euler] Majestät haben in hoher Weisheit das gegebene Wort glänzend gelöst und den 
herrlichsten Sieg über die Feinde des teuren Vaterlandes errungen! 

Die Geschichte wird dafür ihr schönstes Blatt Allerhöchstderselben weihen. 

Der Friede und die Gnade Gottes, welche höher sind als aller Menschen Beifall, 
mögen ferner über Euler] Majestät walten. 

Wir aber bewahren Eufer] Majestät und dem edlen Fürstenstamme der Hohenzollern 
die alte Liebe und die alte Treue, ersterbend in tiefster Ehrfurcht als Eu[er] Königlichen 
Majestät alleruntertänigste, treugehorsamste Diener ... 


1 Vgl. Dok. III. 31. 
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III. 38, ohne Ort und Datum, vermutlich Cottbus 1849 
Anonymes Gedicht 

[Verspottung der Demokraten] 


Stadtarchiv Cottbus. 


Spottgedicht aus der Zeit nach 1848. 
Den Brandenburger Demokraten gewidmet. 


Volksbeglücker, Demokraten 
sind in diesem Jahr geraten, 
speit man auf der Straße aus, 
wird ein Demokrate draus. 


Nach der neusten Mode. 


Volksbeglücker neuer Mode 
sprechen nur von Blut und Tode, 
Freiheit lieben sie gar sehr, 

doch ihr Leben noch viel mehr. 


Müller kat mit heitrer Miene 
Mist für seine Kreislatrine, 
auch Broschüren liefert er 
wohlfeil zwar, doch geistesleer. 


Döhler, auch ein Volksbefreier, 
lodert auf in edlem Feuer, 

für des Volkes Wohl gäb' er 
seine schönste Weste her. 


Eduard mit dem grauen Barte 
spielt so gern den Demokraten, 
doch das Geld wird rar im Haus, 
und die Wechsel bleiben aus. 


1 Stadtrat ulnd] Buchhändler, Verleger des liberalen Kreisblattes - diese und die folgenden Fußnoten stam- 
men von der gleichen Hand wie das Gedicht und sind den jeweiligen Strophen am Ende eines jeden der 
insgesamt acht Blätter angehangen. 

2 Lehrer am Gymnasium, als sehr eitel bekannt. 

3  Tuchgroßkaufmann in der Steinstraße Metz. 
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Blatt, der Mann mit stolzem Worte 
gehörte stets zu dieser Sorte, 

doch er nimmt den Mund zu voll 
und ist ganz vor Freiheit toll. 


Nordhausen‘, der Diebeshehler, 
präsentiert sich auch als Wähler, 
Demokraten, solch ein Mann 
Euern Bund nur ehren kann. 
Weinmann, aller Frauen Weide 
und der Demokraten Freude, 
will des Volkes Wunden heilen 
und mit jedem Reichen teilen. 


Gebhard‘, dieser Held der Helden, 
ließ sich auch als Wahlmann melden: 
Liebe Kinder, wählet mich, 

meine Frau, die tröstet sich. 


Gussow’ mit arrogantem Schick 
schwärmt schon längst für Republik, 
wagt es nur nicht, laut zu sprechen, 
könnte sonst sich leicht verrechnen. 


Hausmann’ mit dem spitzen Hute 
tut sich gar zu viel zu gute, 

daß er Demokrate ist 

und des Pöbels Hintern küßt. 


Voigt, der seichteste Salbader, 
mehrte auch das Wahlgeschwader, 
doch das Volk, das kennt ihn schon, 
und ein Durchfall ist sein Lohn. 


Kiesel”, der Erzspekulante, 

nicht umsonst den Fusel brannte: 
Wer ein Demokrat will sein, 
komme her, ich schenke ein. 


Kaufmann. 


4 

5 Sehr beliebter Arzt, besonders bei mehreren Damen sehr angesehen. 
6  Tüchtiger Arzt, der es mit der ehelichen Treue nicht ernst nahm. 
7 

8 

9 


Stadtbaurat, Vater des bekannten Malers. 
Stadtrat, fein gebildeter Mann. 
Prediger. 


10 Besitzer der großen Ölmühle am Mühlentor, vorher eines Spritgeschäftes. 
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Und der Noll", der Anarchist, 
weiß nicht mehr, was er jetzt ist, 
renommiert mit Barrıkaden, 
denkt dabei an Retiraden. 


Flemming”, aller Kniffe Meister, 
ward im Zuchthaus immer dreister, 
Negendank war sein rechter Schüler 
und dabei ein arger Wühler. 


Töpfer, auch ein Demokrate, 
nennt die Freiheit seine Pate, 
Kaiser, König frißt er auf, 
sperrt sein Maul zu heftig auf. 


Bendel“, auch Gottfried genannt, 
ist als Demokrat bekannt, 

auf der Treppe muß er warten 
während seine Frau spielt Karten. 


Töpfer II” lieber will regieren 
als in Wolle spekulieren, 

wär nicht Petersen“ sein Stab, 
rollt er bald den Berg hinab. 


Ziegenbock, der Schneider Meier“, 
will verweigern gar die Steuer, 
und er denkt mit Sengen, Brennen 
seinen Wohlstaat zu errennen. 


Auch ein Spitta” zieht vom Leder, 
knickte gern des Staates Gelder, 
die Gefahr, die sieht er nicht, 
denn zu dunkel brennt sein Licht. 


11 Kaufmann, der stets auf neue Erfindungen sann. 

12 Bankier. 

13 Mühlenbesitzer, Stadtrat. 

14 Kaufmann. 

15 Sein Associe (Teilhaber), Reaktionär. 

16 Diese Fußnote hat der Verfasser nicht belegt, außerdem zweimal vergeben. 
16 Er war im Verdacht, sein Haus angzündet zu haben. 

17 Gerber. 
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Der dicke Bursche von der Plane“, 
bekannt als Wühler in Re[c]kahn(e), 
will nicht dursten, will nicht fasten, 
doch von Mühlen keine Lasten. 


„Ich will keine erste Kammer", 

í H 19 
spricht der naseweise Hammer, 
ach, was ist das für ein Jammer, 
daß so reden darf ein Hammer. 


Meinhards Sohn, der Tabagist”, 
Sklave Du von Ziegler bist. 
Halte fest die Demokraten, 
sonst behältst Du Deine Braten. 


Nun großer Ziegler, tritt heran, 
damit ich Dich besingen kann, 
ohnmächtig Oberbürgermeisterlein, 
der Demokraten Erzschulmeisterlein. 


Heut Royalist und Fahnenschwörer, 

dann Jakobiner und Empörer. 

Du bist zwar schlau, doch auch sehr schlecht, 
den Demokraten selbst nicht recht. 


Bezaubernd sprühst Du, das ist wahr, 
doch wie Du denkst, das ist nicht klar. 
Drum, lieber Ziegler, pack nur ein 
und zieh nach Belzig zu Beguelein“. 


18 Mühlenbesitzer Iden. 

19 Bruder des späteren Oberbürgermeisters. 

20 Besitzer des Hotel Brandenburg, des alten Rochowhauses. 
21 Er war sein Schwiegersohn. 
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IV. Ende der Revolution 


IV. 1, ohne Ort und ohne Datum, vermutlich Berlin im Dezember 1848 
Anonymer Wahlaufruf an Urwähler und Wähler der Zweiten Kammer' 
[Aufruf zur Wahl konservativer Abgeordneter] 


BLHA, Pr. Br. Rep. I Oberpräsident Nr. 1123, Bl. 20. 


Anſprache an die Urwähler und Wähler. 


Wen follen wir wählen? 


Wählt Männer, von denen man überzeugt fein kann, daß fie nicht ihren eigenen Vortheil jinten, 
ſondern das Wohl des Landes zu befördern den ernſten Willen haben. Das Land atb aber nur, 
wenn Ruhe und Geſetzlichkeit herrſcht, denn Friede ernährt, Unfriede verehrt. Ackerbau und Gewerbe, 
Handel und Wandel können nicht gedeihen bei dem Sengen und Brennen, bei Tumult und Aufruhr. 
Das Land it ſchon in fehd Monaten mit fo viel Schulden belaſtet, daß es fie kaum in ſechs Jahren 
abbezahlen fann, es ſind in Heer Zelt fon viel fleißige und ordentliche Menſchen verarmt, die niemals 
mehr zum Wohlſiande gelangen werten. Es gehört nicht mehr viel Zeit dam, um das Land in Got 
unt Unglück zu ſtürzen, wenn es fo ſortgeht, wie es jetzt in vielen Städten und Gegenden gegangen ift 

Wählt Männer, welche nicht blos das Wohl des Landes wollen, fontem die auch willen, was 
dazu gehört, um es zu ſichern. Wer leine Berfafumg und keine Geſetze beurtheilen lann, kann auch leine 
eben. Wer ſelbſt nicht zu erwerben weiß, wird auch andere nicht in den Stand ſetzen, etwas erwerken 
zu konnen. Wer einen unverſtändigen Menſchen zum Vertreter wählt, zeigt, daß er ſeldſt vg: 
kaͤndig ift. 

Wähl Männer, welche turd ihr bisheriges Betragen und Leden fid als Freunde des Volles 
un? als rechtſchaffene Menſchen bewährt haben, die ſchon früher die Achtung und das Vertrauen ihrer 
Mübürger genoſſen. Hierin ift die Volksstimme Gottesſtimmt. Die, welde erft über Nacht Vollofreunde 
geworden But, werten gewöhnlich zu Bolkofeinden, wenn die Sonne untergehet und fie das Volk nicht 
mehr brauchen. 


1 Das Wahlgesetz für die Zweite Kammer vom 6. Dezember 1848 bestimmte, daß deren Abgeordnete nach 
mehr oder weniger gleichem, aber indirektem Wahlrecht zu wählen waren. Die Urwähler sollten in einem 
ersten Wahlgang am 22. Januar 1849 die Wahlmänner und diese Wahlmänner wiederum anschließend in 
einem zweiten Wahlgang am 5. Februar 1849 die Abgeordneten der Zweiten Kammer wählen. 
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Wen follen wir nicht wählen!? 


Wählt nicht die, welche Euch am mehrfien verſprechen, denn es iğ ein altes Sprüchwort: wet 
viel verſpricht, hat nicht Luſt viel zu halten. Die, welche fid am mehrſten um Eure Stimme bewerben, 
meinen es nicht immer am beften mit Euch, fie find wie die Krämer, die Euch am erſten betrügen, wenn 
fe ihre Waare recht anpreifen. Glaubt ihnen nicht, wenn fie Euch Verſprechungen machen, die fie nie» 
mals halten können. Abgaben werdet Ihr immer zahlen müffen, denn die Regierung deſigt keinen 
Hedihaler und kann nur das auszahlen, was fie einnimmt. Daß die Steuern künftig nach dem Ein 
fommen geordnet werden folen, hat der König ſchon in der Berſaſſung verſprochen und es wird und 
muß auch ohne Streit und Zanf geſchehen. Neiche und Arme wird es immer geben und Tein Depurirter 
wird einen Armen teich machen eder ein Tagelohn verſchaſſen, der dies nicht auch ohne ihn etlangen 
fann. Soll die Regierung viel Arbeiter ernähren, muß fie viel einnehmen. 

Wählt teine Leute, die gewohnt fint, von Brogeffen, Hader und Streit zu leben, denn fie fangen 
auch mit der Regierung und in der Berfammlung Streit an, weil fie denken, daß dabei doch wohl ewas 
für fie abfallen wird. Die Koten müßt Ihr doch zuletzt bezahlen, das kümmert fie aber nicht 

Wählt leinen, der in der eignen Wirihſchaſt nicht Orrnung halten kann, denn er wirt noch 
weniger eine Ordnung in den Staatshaushalt bringen. 

Wählt feinen, der Euch in irgend einer Art beſiechen will; wenn er tie Ueberzeugung hätte, 
daß er Euer Vertrauen verdiente, würde er dieſen Weg nicht einſchlagen, um (Fuer Vertreter zu werden. 

Wählt keinen Hetzer und Wühler, der nur zu Unruhe, Unordnung und Widerſtand gegen die 
Obrigkeit auffordert, denn dabei kann kein Gemeinweſen gedeihen. Wir haben tiefe nicht mehr mörhig, 
um Gefege aufzuheben, die das Volk nicht mehr will, denn dieſe können in Ruhe und mit lleberlegung 
von verſtändigen und beſonnenen Männern eben fo gut geändert werden. Die Heper find niemals 
wahre Freunde beffen, den fle aufteden, das könnt Ihr aus Eurem Privatleben wiſſen. 


Wählt nach Eurer Ueberzeugung Männer, von denen Ihr die Ueberzeugung habt, daß fie es 
wirtlich rerlich mit Euch meinen, aber berentt, daß von Eurer Wahl das Glück oder Unglüd ves Landes, 
Guer Wohl und Wehe abhängt und überlegt Euch wohl, wen Ihr wählt, verſprecht Eure Stimme nicht 
leichtſinnig dem, der fie nicht verdient. 


Ein wahrer Freund feines Vaterlandes. 


Sa TET Sittenfeld dt in Berfin, EE mist. 4 
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IV. 2, Frankfurt an der Oder im Dezember 1848 oder Januar 1849 


Sechzehn Hausregeln für Preußische Wähler des Frankfurter Vereins für König und 
Vaterland 


[Aufruf zur Wahl konservativer Abgeordneter'] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 8 Stadt Müllrose Nr. 1627, Bl. 9-10. 


1 


Sechszehn Hausregeln 


für 
Preußiſche Wähler. 
— Zëss 
dé 
Wählen iſt ein großes Recht, 
Wer's nicht ehrt, ein ſauler Knecht. 
Wählen! welche ſchwere Pflicht! 
Gott ſtellt uns drob vor Gericht. 


2 


Im Mai, da waͤhlte man viel Schund, 


Die brachten Preußen auf den Hund; 
Und hätte der König nicht dreingeſchlagen, 
Sie hätten's ſchier zu Grabe getragen. 


. 
Wer nicht ſein eigen Haus verſteht 
In Rand und Band zu halten, 
Der kann, wie ihm das Maul auch geht, 
Nicht Dorf, Stadt, Land verwalten. 


4. 
Wuchrer, Spieler, Chebrecher, 
Böje Schuldner, wilde Zecher, 
Ihr ſollt mir vom Halſe bleiben, 
Könnt nicht Landeswohl betreiben. 


Vgl. Dok. IV. 1, Anm. 1. 


B. 
Doch iſt der Sünder umgekehrt 
Und hat durch That ſich treu bewährt, 
So laßt uns vor- nicht rückwaͤrts ſehen 
Und brüderlich zuſammen ſtehen! 
Denn vorwärts gilt mit Herz und Hand 
Für König und für Vaterland! 


b. 
Hungrige Diätenjäger 
Sind nicht meiner Rechte Träger. 
Wer nur ſchielt nach hohen Ehren, 
Der foll ſich zum Teufel ſcheeren. 


ls 

Ihrer Volks- und Freiheit -Liebe 
Rühmen fih oft Tagediebe; 
Soll man ihren Worten glauben, 
Flögen die gebratnen Tauben 
Einem nur ſo in den Mund. 
Sie verheißen Holz, Land, Kühe, 
Großen Lohn für wenig Mühe, 
Machen Steuerfreiheit kund. 
Wenn fie in Berlin geſeſſen, 
Satt geſchwatzt und ſatt gegeſſen; 
Dann kommt hinterher die Laft, 
Und das Land bezahlt die Maſt. 

R. 

Ginen Gott und einen König! 
Wem das aber iſt zu wenig, 
Wer das Volk erklaͤrt für Gott 
Und den König macht zu Spott; 
Der weiß nichts von Mein und Dein: 
Kann nicht mein Vertreter ſein. 
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9, 
Wer Jung‘ und Alte, gut und ſchlecht, 

Geſell und Meiſter, Herr und Knecht, 
Wer klug und dumm, wer arm und reich 
Will machen in allen Stücken gleich, 

Wer dies verſpricht, 

Das iſt ein Wicht! 

Den wähl ich nicht. 


10. 
Chriſten ohne Katechismus, 
Juden ohne Moſaismus, 
Weder Fiſch noch Vogel, euch 
Braucht man nicht im preuß ſchen Reich! 


11. 
Der arme Urwäbler. 

Und hab' ich auch nur Brod und Salz, 
Des Landes Ruhm, das iſt mein Schmalz! 
Drum zahl' ich reichlich mit der Fauſt, 
Wer mir an Königs Ehre zauſt. 


12. 
Der König iſt mein Freiheitsquell! 
Republikaniſches Gebell, 
Und kläng' es noch ſo ſein und hell, 
Verfällt bei uns gerechtem Grimme, 
Und nimmer kriegt es meine Stimme. 


13. 
Wer Jedem gern das Seine giebt 
An Hab und Gut, an Macht und Ehren, 
Wer Volk und Könia aründlich liebt, 


Sich nicht vom Wortſchwall laßt bethören, 
Weiß Unbill von ſich abzuwehren; 

Der iſt von ächtem Korn und Schrot; 
Den waͤhlt: Das iſt ein Patriot. 


14. 

Wer ſchwarz und weiß mehr liebt als roth, 
Wer Lüg' und Wahrheit wägt auf's Loth, 
Gern folgt geſetzlichem Gebot; 

Den wahlt: Das iſt ein Patriot. 
15. 

Wem Landesnoth iſt eigne Noth, 
Wer mit den Armen theilt ſein Brot, 
Wer für das Recht kaͤmpft auf den Tod; 
Den waͤhlt: Das iſt ein Patriot. 


10. 
Soll ich Euch zuletzt was rathen, 

Hütet Euch vor Demokraten 
Mit und ohne großen Bart, 
Jüd'ſcher oder poln 'ſcher Art; 
Auch vor Winkeladvokaten, 
Gottsvergeß nen Kinderlehrern, 
Abgeſetzten Leuteſcheerern 
Vom Civil und Militär, 
Und was ſonſt dergleichen mehr. 


Der Frankfurter Verein für König 
und Vaterland. 


— tm 


Drud von Trowieſch u. Sehn in Frankfart d. b. O. 


Ende der Revolution 


IV 3, Berlin, 3. Januar 1849 
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Veröffentlichung des Vereins zur Wahrung der Interessen der Provinzen zur Wahl 
der Zweiten Kammer im Januar/Februar 1849' 


[Konservative Schmähung der Linken und Demokraten] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 37 Herrschaft Boitzenburg Nr. 4091, Bl. 192-193. 


1 


Enthülung der Wahl -Operationen der 
Demokraten. 


Berlin, den 3. Jannar 1819. 


den „ mit welchem dle Mitglieder der Linken (die en 
C171 E daln ler ent 
H 


zuruſen, und tum uf dieſe e zuſammengeſetzte Kammer ge alten Umfturläne, die alte 
Anarchie wieder zu erneuern. 

Zu dem Ende wurde, 2 2 . der Mitglieter der Rechten und des rechten gen 
und bag Kai? der republikaniſchen Le gt * daß 


Wahlen“ aufgeſtellt worden, welches nichts weiler Si als ter öffentliche Gefdäftsführer tes im 2 
heimen —.—— Central Ausſchuſſes der Linken. Von dem letztern wurden zugleich Mitglieder feiner 
Fraclion als Vorſtände der Wahlumiriebe in den Provinzen ernannt. Diele Vorſtaͤnde ſtehen in 
directem Verkehr mit dem Central-Ausſchuß in Berlin und bilden ihrerjei® wieder in den en 
Lokallomités, die von ihnen Inſtructionen erhalten. Die Site dieſer — in den Provinzen, 
die S So auch wieder gleich tem Central-Ausſchuß durch anner vertreten find, if 
folgende: 


Haupt -Agen . 

D eorbnnele m 

Unter ihm, der die 8 port lgh a 4 ? 
Abgeordneter Dr. med. Ko ſch g- 

Paftor Saato. pn nburg. 


Landrath * in Jol E 
D Beifer in em (29). 
Fabrikant Steimmig in 


i 
— dg, ab Köhler in Serbe 
ichter, geng in 


Gür den deutſchen all die Proving Poſen. 
Agent: Übgeorbneter Lantrath Bauer in Kroltoſchin. 


ee Scholz, Rreibfecretair in Meferip. 
Schönborn, Lehrer in Krottoſchin. 


WWW? 


Ihn zu 


Vgl. Dok. IV. 1, Anm. 1. 
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Für uk olniſchen Theil: 
zieskowski in Wierczenſcka kei Poſen, 
welcher ww weitere Organiſation ping hat. 
die A Schleſien. 
Abgeordneter Lehrer Pf in Bresl 
s Dr. Elsner in Orion. 
D Krauſe, Erbſcholtiſeibeſitzer in Wachsdorf bei Sagan. 
P Teichmann, Juſtijcommiſſarius in Breslau. 
Für die Provinz Pommern. 
Weſtlicher Theil: 


n ke? Sectetair Ullrich in Andam. 
v. Neetzow, Lantſchaſtsrath in Wietzow bei Demmin. 
Beide haben ven Baumſtarkſchen Wahlkreis Greifswalde zu bearbeiten. 
Oeſtlicher Theil: 
Abgeordneter Bucher, Aſſeſſor in Stolpe. 
` Bliesner, Salarienkaſſen⸗Rendant in Rügenwalde. 
Für die Landleute der Provinz: 
e Deze Deg in Polin. 
Dehnel, Brauer in Schievelbein. 
UÜſedem und Wollin wird von dem ehemaligen Minifter Rotbertus, 
Stettin von feinem Kolle S 8. beſorgt. 
ie Provinz Brandenburg. 
Berlin: Sitz des Central: 2 Für hie Provinz: 
Abgeortneter Siebert, Buchdrucker in Soldin. 
P Wach che muh, Stadirichter in Reeg. 
e Keferſtein, Paſtor in Grofien. 
Laniig: 
Abgeordneter Anwantıer, Apotheker in Calau. 
Kreis Oberbarnim: 
Abgeordnetet Schwieger, Juſtiscommmiſſatius in Wrietzen. 
Kreis Weſtpriegnitz 
n egener, Apotheker in Wilsnach. 
Riemann, Nächter in Bochin, für das Land. 
Ofpriegnik: 
Abgeordneter SEN Bürgermeiſtet in Witlſtock. 
Kämpff, Lehrer in Ruppin. 
Außerdem hat der nätliſche Demokraten-Ausſchuß die Agitation für tiefe Provinz übernommen. Sein 
Comité hält hier bei Jaroſche witz Sigungen und bereits find in den Städten: Luckau, Lübben, 
Calau, Spremberg, Gottdus, Stendal, Rathenow u. a, Lokalcomité's in der weiter unten angeführten 


Weiſe begründet. 
Für die Provinz Sachſen. 
Abgeort neter Prediger Uh lich in re 
H Schulze, Juſtizcommiſſar in geben, 
Für die Prodinz Weſtfalen. 
Abgeordneter Huld, Fleiſcher in Muͤnſter. 
5 Haber, Arzt in Münſter. 
s Dr. Jacobs, Arzt in Münſter. 
D v. Berg, Kavlan in Jülich. 
z Brett, Reglerungs⸗Aſſeſſor in Elberfeld. 
P Arntz, Dr. jur. in Cleve. 
Für die Rheinprovinz. 
N Kyll, Arvolat in Köln. 
Eifer, Geheimer Ober⸗Reviſiongrath, für Cöln. 
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Adgeordneter Euler, Notar in Düſſeldotf. 
„ Grebel, Friedensrichter in St. Goar. 
H Schornbaum, Staatëproturator in Goblen. 
Bieten Landkreis: e 


Gólt. 
der Megi einet die Eint der irte ellt if 
und bie — befannt 1 er in — dieſer SC Zeg wl o 
niedergeſeßt 


das wieder 
mung des en N wirken Tell, 
pa 34 


men vermieden werden. Als Kandidaten zu Wahlmännern werden nut ſolche auf, t, welche ji 
vorher mündlich oder ſchriſtlich verpflichtet haben, dem vom Hauptprovinzial + Comité ege? 


Für die 
auch bereits in voller Ausführung ii. 

Danach iſt die ganze Stadt in 5 begirfe gebilt: Königsſtadt, Friedrichsſtadt, Louiſen⸗ 
Datt, Frankſurter⸗Viertel und Voigtlaud. D beyirfe zerfallen wieder in zahlreiche Unterbezürke. 
In jedem Unterbezirk it einer Anzahl demoltatiſchet Agenten einem jeden eine beftimmte Anzahl Häuſer 
übergeben. Mit den Bewohnern dieſer Häuſer hat ſich der Agent in Verkehr zu jegen, fie möglichit 
für die Sache der Demokratie zu bearbeiten und fie namentlich dafür zu gewinnen, die geheimen Bers 
ſammlungen für die Vorwahlen zu beiden. 

In dieſen Verſammlungen geſchieht dann die eigentliche Bearbeitung in Maſſe und werten 
die Beſucher derſelben ſchließlich dahin bestimmt, ſchriftlich Bb zu verpflichten, bei der Wahl Demie⸗ 
nigen ihre Stimme zu geben, auf welchen bei den Vorwahlen die Maſotitat gefallen ift. 

Dieſe Bezirkseinrichtung wird auch über die Wahlen hinaus beibehalten, um etſordetlichen 
Falls Demonſtrationen, Adreſſen x. im Sinne der Demokratie auf das Schleunigſte verbreiten und 
erwirken zu fönnen. 

Außertem werden in die Verſammlungen der conſetvativen Parthet zuvetläſſige im Bezirk 
wohnende Demokraten eingeſchmuggelt, welche ſich bis zum legten Augenblick des Abfalls gang mit 
den Tendenzen der Gonfervaliven einverftanden erklären follen, um die Parthei ſelbſt auf tiefe Weiſe 
über ihre Gärt zu täuſchen. 

Die Preſſe in den Provinzen wird von hier aus durch maſſenhafte Verbreitung von demo⸗ 
kraliſchen Cotteſpondenzen und Flugblättern bearbeitet. Der demokratiſche Centralausſchuß in Cöthen 
und das Comité für volksthämliche Wahlen in Berlin führen dieſe EE und haben bereits 
verſchledene Anſprachen an tie Urwaͤhler erlaſſen. Sie haben dabei den Kunſigriff gebraucht, dieſelden 
in einer bieſigen Buchdruckerei (bei Jul. Sittenfeld) drucken zu laſſen, welche dadurch bekannt 
D I, A derſelben währent der Zeit der Gefahr nur Schriften lovalen und guten Inhalts ge: 

rudt en. 

Die Tendenz dieſet Wahlagitation if, Abgeordnete zu erhalten, welche Dë verpflichten: 

1) gegen alle Maaßtegeln der Regierung, von der Aufloſung der National ⸗Verſammlung am 
d November ab durch die demokratiſchen Kammern ſofort bei ihrem Zuſammentritt Proteſt 


einzulegen £ . 

2) die Verfaſſung, welche der König dem Lande gegeben, und wofüt ihm der allgemeine Dank 
des Landes geworden, für null und nichtig zu erflären; 

3) S —— in Anklageſtand zu fepen, und die ſofortige Frellaſſung allet volitiſchen Gefangenen 
A j 
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4 Anerken d der Fraction U Beſchluͤſſe zu verlangen; 
5) d erfte ee ei n ee ie 8 als fonſtituirende Verſammlung 


zu erklaren; 
6) in der Ber der Verſaſſung da fort K tie Rational s Berfamm am 
1 Bi a dale dee g übe in e teen, ui ve 
Tendenz derſelben fortguiegen 


Was wit von ſolchen Abſichten zu gewartigen haben, liegt auf der Hand und braucht dem 
Volk nicht nochmals dargelegt zu werden. Die Anarchie, in der wir gelebt, der Terroris mus det 
Demokraten, das Niederliegen alles Wohlſtandes ſprachen zu deutlich dafür. Und kaum hat uns dit 
Energie der R. g aus dleſer traurigen be? befreit und Geſetz und Ordnung wieder hergeſtellt, 
faum it Handel und Verkehr mit der Si t wieder im Steigen, kaum erfreut ſich das Land des 
Schutzes und der Rechte einer überaus freifinnigen Verſaſſung, da kommen diefe Männer, die Dé 
Vertreter des Volks nennen, und wollen mit Gewalt wieder den troſtloſen Zuſtand der Anarchie ber, 
beiführen, weil nur allein in der Anarchie ihre ehrgeizigen und felbitfüchtigen Pläne gedeihen konnen. 
Was von ſolchen geheimen Absichten der Volksvertreter zu halten ift, das kann jenes bekannte Geſpräch 
des Herrn von Kirchmann mit den adem Baſſermann aus en? das kann jener Brief 
zeigen, den der Abgeordnete Waldeck tem Redacteur der Oderzeitung Robert Bürkner in Breslau 
am Tage vor der projectirten Entwaffnung und Ermorrung unſerer Söhne und Landoleute, der 
rückten Soldaten in Berlin am 11. November ſchrieb, und worin er dieſen auffordert, ſobald 
das Gerücht von einem in Berlin erfolgten Aufftand erreiche, nur ſoſort durch die Zeitung die Nads 
richt zu verbreiten, daß die Demokratie in Berlin geſiegt habe, und die Republik und als Praͤſident 
derſelben Waldeck ausgerufen fei ! 

Wäre dies gelungen, die Guillotine wurde daun Arbeit genug gehabt haben! 

Indem wir hier die Pläne der Demofratie für die bevorfichenden Wahlen enthüllt haben, 
wollen wir damit nicht nur das Voll vor tiefen Umtrieben warnen, ſondern auch der Parthei der 
Gulgefinnten zeigen, welche rurchdachte Organifation unter ihren Gegnern hertſcht, und wie feft und 
conſequent fie ſich daher ſelbſi verbinden, wie thätig fie fein müſſen, wenn der Sieg nicht 3 
des Vaterlandes werden ſoll, denen die Mittel in keiner Beziehung fehlen, wie ihre maſſenhaſte 
Verbreitung von demokratiſchen Druckſchriſten beweiſt. Daß ſolche Mittel aber nicht aus den Taſchen 
unſerer Demokraten kommen, daß fie vielmehr nur von den auswärtigen Feinden des Vaterlandes 
herrühren können, das ſchen wir Alle fchr gut ein. 

Alſo die Mm an das Schwert, brave Landsleute, die Hand an das Schwert der Treue 
und der Vernunft, des Rechts und der wahren Freiheit zum Kampf gegen dieſe Armee det 
Revolution und der Anarchie! 


Der verein zur Wahrung der Intereſſen der Provinzen. 


Oedrickt bei Iulius Sitteuſeld in Berlin. 
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IV. 4, Prenzlau, 28. Januar 1849 


Bericht des Landrats des Kreises Prenzlau v. Stülpnagel-Dargitz an die Regierung 
Potsdam auf deren Erlaß vom 18. Dezember 1848 und 15. Januar 1849 zur Ein- 
wirkung auf die Presse 


[Politische Stimmungslage im Kreis] 
BLHA, Pr. Br. Rep. I Oberpräsident Nr. 1124, Bl. 25. 


Einem Königlichen Hohen Regierungspräsidium verfehle ich nicht gehorsamst anzuzei- 
gen, daß die hiesigen Kreisblätter bereits eine solche Menge von Aufsätzen politischen 
Inhalts enthalten, daß es einer weiteren Anregung dieserhalb gar nicht bedarf und daß 
sich außerdem viele patriotische und wahrhaft konstitutionell-monarchisch gesinnte 
Männer berufen fühlen, durch angemessene Schriften und Ansprachen bei vorkom- 
menden Gelegenheiten das Publikum über seine wahren Interessen belehren und 
dadurch die freilich auch zum Vorschein kommenden Plaktate und Inserten der 
demokratischen oder republikanisch gesinnten Partei zu entkräften und ihnen wirksam 
entgegenzutreten. Es läßt sich in dieser Beziehung nicht mehr hier tun als geschehen ist 
und fortdauernd auch geschehen wird. Fast ist das größere Publikum schon übersättigt 
durch die Flut von Schriften politischen Inhalts und beachtet sie kaum noch. 

Durch die Bestrebungen in der hiesigen Provinz, die Treue und Anhänglichkeit an 
die erhabene Person des Königs Majestät und seines Königlichen Hauses, den Sinn für 
Gesetz und Ordnung überall zu erhalten, wird man von der republikanischen Partei zwar 
befeindet, als Reaktionär verschrien und auf jegliche Weise herabgewürdigt, doch das 
wird den redlichen Mann, dessen Herz von dem Wahlspruch erfüllt ist 
„Mit Gott für König und Vaterland und dessen Wohlfahrt“ 
nicht einen Augenblick irre leiten oder wankend machen. 
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IV 5, Berlin nach dem 5. Februar 1849 


Verzeichnis der Abgeordneten der Ersten und Zweiten Kammer des Preußischen 
Landtags 


BLHA, Bibliothekssignatur 3073. 


Abgeordnete zur Iſten Kammer. 


Namen 
Provinz der Mitglieder und Wohnſitz. 
Stand. 
Brandenburg. Möwes, Stadt⸗Syndicus. Berlin. 
Dieterici, Geh. Reg.⸗Rath. dito. 
Kühne, Gereral⸗Steuer⸗Dir. dito. 
Dannenberger, Kaufmann. dito. 
v. Bernuth, Geh. Juſtizrath. dito. 
Knoblauch, Geh. Finanzrath. dito. 
Jacobe, Stadtrath. Potsdam. 
v. Katte, Ritterſchaftsrath. | Roskow. 
Beer, Commerzienrath. | Berlin, 
v. Rochow, Hofmarſchall. | Stülpe. 
v». Pommer⸗Eſche, U.⸗St. S. Berlin. 
Thym, Ritterſchaftsrath. | Segletz. 
v. Strotha, Kriegs⸗Miniſter. Berlin 
Brandenburg v. Gruner, Geh. Leg.⸗Rath. Berlin. 
Graf Igenplig, Reg.⸗Praſid. Kunersdorf. 
Koppe, Landes⸗Oet.⸗Rath. Wollup. 


v. Manteuffel, Landrath. Frankfurt a. d. O. 
Scheller, O.-Landesg.⸗Praͤſid. Frankfurt. 


Bennecke, Regler.⸗Rath. dito. 

v. Waldau u. Reitzenſtein, Reigenftein. 
R. G. B. 

Nit ſch, Ob.⸗Conſt.⸗Rath. Berlin. 

Mätz ke, Geh. Ob.⸗Reg.⸗Rath. dito. 

Magnus, Banquier. dito. 


Nach den Wahlen vom Januar und Februrar 1849 - vgl. Dok. IV. 1, Anm. 1 - kamen die Abgeordneten 
wieder in Berlin zusammen. Das Verzeichnis nennt sie noch Abgeordnete der Preußischen Nationalver- 
sammlung, doch wurde die Bezeichnung Preußischer Landtag üblich. In diesem überwogen die Konserva- 
tiven mit leichter Mehrheit. Während sich in der Ersten Kammer vorwiegend Bürokraten und Agrarier fan- 
den, war die Zweite Kammer vom monarchisch gesinnten regierungstreuen Bürgertum geprägt. 
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Abgeordnete zur Tten Kammer. 
Provinz ag 


Waldeck, Sen Berlin. 
Rodbertus, 3 Jagetzow. 


Potsdam. Berlin. 


Bie Ska . Der» Bürgermeifter. Brandenburg. 


im on, Juſtizrath. Breslau. 
Be Landtath. PS EE 
ung, Sanpgerichte- or. m 
Weſt » Havelland. v. e Nittergussbefiger.) Schönhaufen. 
Belzig. Winterfeld, Awtmann. Ketzuͤr. 


Prenzlau. Tem- Grabow, Oberbürgermeiſter. Prenzlau. 
plin. Graf Arnim, Minie a. D. Bohtzenburg. 


Juterbogk. Luk- v. Fock, Reg.⸗Rath. Potsdam. 
kenwaldt. Carl. —— Berlin. 
Oſt⸗ Havelland. o. Patow, Ober-⸗Praͤſident. Potsdam. 
Crahn, Juſtigrath. Cremmen. 
Neu Ruppin. Papenbrock, Prediger. Gr. Woltersd. 


Barſikow, Kruggutsbeſitzer. Dammktug. 
Barnim. Anger⸗ v. Arnim, Lanprath. 
münde. Riedel. Geb. Archistatb. Berlin. 
Porkbam. (Barnim. Anger⸗Ellwanger, Geh. Meg. Rath.) Breslau. 
wine 2 Keller, Profeſſor. 2 Berlin. 


Priegnig. Breithaupt, en Havelberg. 
Heuer, Sadebeck. 
Teltow. v. Griesheim, mag E Berlin. 
Stiel, Geheimerath. do. 
Brantfrt. ` Frankfurt. Graf Görtz, Lieutenant. Frankfurt. 
v. Schirnding, Aſſeſſor. do. 


Cüſtrin. Wagener, Ober⸗Amtmann. Zellin. 
IRerfeibeuff, Guts beſitzer. Grünrade. 


Landsberg. Pfemel, Rittergutsbeſizer. Rebnig. 
EEN Kam.-Ger.⸗Aſſeſſ. Landsberg. 
Luckau. v. Manteuffel, Miniſter. Berlin. 
Schellenberg, Paſtor. Gr. Krausnick. 
Sorau. Leonhardt, Gutsbeſitzer. Sorau. 
Jeſchke, Fabrikant. Fotrſte. 
Cotibus. v. Werdeck, Geheime Rath. Schwibus. 
Peſcheck, Bürgermeiſter. Spremberg. 
Croſſen. Senew. Oymn.⸗Direktor. EI DI 
Jobn, Juſt.⸗Comm. Croſſen. 
Sternberg. Wolff, Gutsbeſitzer Gleißen. 
Ambronn, Ce E Sternberg. 


Arnswalde. Geber, Landrath. Arnswalde. 
Í Stolle, Sand u. Stadtrichter.“ Friedeberg. 
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IV. 6, Neuruppin, 24. Februar 1849 


Vereinsstatuten 


[Gründung eines monarchisch-konstitutionellen Vereins] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1124, BI. 115. 


Beilage zu W 16. des gemeinnützigen Kreis-Anzeigers. 
Neu⸗Nuppin, den 24. Febtuar 1849. 


Wir, die Endesunterzeichneten, haben uns zur Bildung eines Vereins auf 
folgende Grundlagen vereinigt: 


Wir erkennen die conſtitutionelle Monarchie als diejenige Staatsform an, in welcher ſich un: 
bm tief erſchütterten Staats- Verhältniſſe neu zu entwickeln haben, und unſer öffentliches Leben in 
parlen Gortfdritt das praltiſch erreihbare Wohl und Glück des Volkes auf dem Grunde des 

und der Geſetze durch Sinlichkeit und Ordrung feft zu begründen, und das Volk zur wahren 


Freiheit zu erheben hat. 
2. 
Damit dies geſchebe, fordern wir, daß eben fo wohl die gefeplichen Freiheiten des Volkes 
wahrt, als eine ſtarke und kraftige Regierung erhalten werde. 
3. 
Wir bangen mit alter unverbrüchlicher Treue an der Perſon des Königs, fo wie an dem 
Rbniglichen Haufe der Hohenzollern. 
4. 


Wir erkennen die Verfaſſung vom 5. December 1848 als eine zu Recht beſtehende an; fo 
weit ſolche von beiden Kammern revidirt und hiernach gemeinſchaftlich mit der Krone ſeſigeſtellt wer, 
den wird, und gewärtigen auf den Grund dieſer Verfaſſung die Ausbildung aller Inftitutionen. 


5. 
Wir wollen, daß die geſetzliche Ordnung im Lande Geltung hade, und daß jede Veränderung 
unſerer öſſentlichen Verhaͤltniſſe nur auf verfaſſungsmäßigem Wege vor ſich gehe. 
6. 


Wir wollen mit aller unferer Kraft dahin wirken, daß diefe Grundſäße auch im unſeren 
Briten Geltung erhalten, und auf dieſen Grundlagen der Wohlſtand aller unſerer Mitbürger, obne 
Anſehn der Perſon und des Standes, aufgebaut werde. 


7. 

Wir verſprechen une gegenſeitig mit Rath und That in allen Verhälmiffen des Leden s treu 
mp Seite zu ſtehen, unfer gegenſeitiges Beſte zu fördern und Schaden von einander abzuwehren, und 
»iefelbe Geſinnung auch gegen alle diejenigen zu beweiſen, welche in ihren Anſichten nicht mit uns 
übereinſtimmen. 

8. 

Wir beabſichtigen, uns in Vereinen näher zu treten, welche nach den Bezirken der Stadt ger 

theilt, und andererſeils wieder durch eine centrale Organiſation eng mit einander verbunden find. 
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9. 

Die Vereine der einzelnen Bezirke nerden regelmäßig wiederkehrende Berſaummlungen haken, 
welche ſowohl zur negenfeitigen Belehrung über die Intereſſen des Kreiſes, der Stadt und jedes ein, 
zelnen Standes dienen, als auch vor mugoweiſe zur Auſſuchung der Mittel und Wege benutzt werden 
follen, durch welche das Gewerbe und der Handwerker und Arbeiterſtand wieder gehoben und E 


Därf werden. Zugleich follen biefe Verſammfungen uns zu einer immer größeren Annadernmg 
Beſeſtigung in der Einheit unſerer Geſinnung führen. 


Ii mäher zu beſtimmenden Friſten follen die ſaͤmuulichen Bezirksvereine zu einer General, 
Verſommlung aller Mirglieder des Vereins zuſammen berufen werden. 


Die Theilnabme an dieſem Vercine iğ jedem gestattet, der ſich zu den oben angegebenen 
Grundsätzen des Vereins bekennt und feine Zwecke fördern will. 


12. 
Jeder, wer tem Vereine beizutreten wünſcht, hat dieſen Wunſch einem Vereinsmitglicde fei 
nee Decken nuttuubeilen, und deanächſt durch cigenbändige Eintragung ſeines Namens in das Ver 
zeichliß ter Veteinomiiglieder feine Beitrutserllaͤrung zu vollzieden. 


Oele. I. H. Voigt. W. Dannenberg. G. Goblicke. E. Döllen. von Kap: 
bengſt. C. F. Leich, von Blücher. Bernhardt. Sabin. Ploch. Jimmer: 
mann. C. L. Jahn. Grauert. E. Dahlenburg. Könitzer. Stiebeler. Beiers. 
dorf. Troll. Lenhoff. L. Hartmann. Zuckert. Fürneiſen. Golz. Plötz. 
Volk. Marwedel. Grantzow. Th. Schneider. Auguſt Falk jun. Weiſs. 
Benncke. W. Schultze. F. Heil. Pieper. Pickert. F. Fiſcher. Ang. Mer: 
ten. Müller. Bredin. Brink. Höpfner. Schwedler. Zach. Schneberg. 
F. Bethcke. W. Prager. F. Eckardt. Tramnitz. S. Grauert. Looff. Zer 
ger. Leichhardt. Nepfe. Hertel. Gärt, Hardenberg. Bali, von Zchneben. 
F. W. Kluge. v. Ebel. Scholle. A. F. Zirbeck. C. E. Knöllner. Peters. 
Hendemann. W. Ebell. Ried. Looſe. Siecke. Spengler. Schröder. Lücke. 
Derſiph. Hemnitz. Schmidt. Stahlberg. Zimmermann. A. F. Mohſolff. 
Dräger. F. Schwartze. Hindenberg. F. Krangemann. Preſſo. Wölker⸗ 
ling. F. Fiſcher. Muppiler. Schäfer. Zedelt. Buf. Grütte. L. Dahms. 
F. Dahms. Schultze. Noſſow. F. W. Baumann. G. Haack. C. Ebell sen. 
P. Haak. Werneke. ©. Häſele. S. Protzen. Büchner, Mewes. W. 
Werner. Knaack. Weſſel. Miete, A. Schwartzkopf. Streuffert. Molino. 
Halenz. J. Elfeldt. F. Wegener. Schultz. Campe. A. Ebell. Stahl. 
Mann. Cämmerer. Mertens. Linde. Kirchhoff. A. Finger. L. Finger. 


Barstow. Wilcke. Thiele. Wendt. Leme. A. Falck sen. Feige. Held. 


Menzel. Fiſcher. Saufen. Beuſter. Ahlers. Kanmling. Lehmann. Brandt. 
Vente, v. Breitenbauch. Dr. Lepe. M. L. Gronau. H. Rieck. L. ran: 
gemann. J. F. Krah. E. Bölke. Kalbow. Tornow. Gerber. 


Neu- Nuppin, Redaction, Druck und Verlag den Guſtar Hüda 
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IV. 7, Schwiebus ( Swiebodzin), 2. März 1849 

Statuten des Patriotischen Volksvereins 

[Gründung eines monarchisch-konstitutionellen Vereins] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 434, Bl. 9. 


Einladung. 


Es hat ſich hier in Schwiebus ein patriotiſcher Volksverein gebildet, welcher ſich zunächſt die ſchoͤue 
Aufgabe geſtellt hat, die Vaterlandsliebe zu nähren und zu heben, durch welche einſt Preußen 
groß ward, und die in der jüngſten Vergangenheit, in zahlloſen Adreſſen, ein lautes Zeuguiß 
abgelegt, daß ſie unter allen Wechſeln der Zeit die alte, innige, treue Liebe geblieben. Judem 
wir die Bewohner der Stadt und des Landes zur Theilnahme an dieſem Vereine mit dem ganz 
agebenſten Bemerken aufrufen, „daß die nächſte Verſammlung Dounerſtag den 8. März 
des Vormittags 10 Uhr in dem Lokale des Herrn Kaufmann Kolshorn ſtanſin— 
det“, erlauben wir uns hiermit, die Statuten des Vereins zu gefaͤlligſter Einſicht zu überreichen. 


Schwiebus, den 2. März 1849. 


Der Vorſtand des patriotiſchen Volksvereins. 
en ⁰•ͤäůä 


Statuten 


des 
patriotiſchen Volksvereins in Schwiebus. 


§ 1. 

Der Name des von einigen Wahlmännern im Schwiebuser Kreiſe ins Leben gerufenen 
Vercins ift: „Patriotiſcher Volksvertin.“ 

8 2. 

Der Zweck des Vereines iſt die Vereinigung von Vaterlandsfreunden, welche eine gute 
Geſinuung für Recht, Geſetz und Ordnung in ſich tragen, und dahin ſtreben, daß bicie gute 
Geſinnung immer weiter verbreitet werde. 

$ 3. 

Zur Erreichung dieſes Zweckes gehört: 

1. Gegenfeitige Verſtändigung der Mitglieder über die politiſchen Tagesfragen und 
Ereigniſſe. 
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2. Eine ſtrenge Aufmerkſamkeit auf die Verhandlungen in beiden Kammern. 
3. Wahrnehmung der Rechte und Intereſſen aller Klaſſen und Stände durch Peti⸗ 
tionen und Adreſſen. 
8 4. 

Als Mitglied dieſes Vereins wird Jeder aufgenommen, ohne Unterſchied des Standes, 

der mit den ausgeſprochenen Zwecken des Vereins einverſtanden ifi. 
8 8. 

Zur Beſtreitung der erwachſenden Unkoſten verpflichtet ſich jedes Mitglied, einen von dem 
Vereine zu beſtimmenden Beitrag zu entrichten, welcher den unbemittelten Mitgliedern theils er⸗ 
maͤßigt, theils erlaſſen werden kann. 

8 6. 

Der Verein wird durch einen zu erwählenden Vorſtand vertreten, durch den er mit aͤhu⸗ 
lichen Vereinen in den näher gelegenen Vereinzorten in Verbindung und Verſtändigung tritt. 
Dieſen Vorſtand bilden: 

Ein Präfident, 
Ein Stellvertreter des Präfideuten, 
Ein Schriftführer, 
ein Scapmeifter, 
Zwei Vorſtandsmitglieder. 
8 7. 
Dem Vorſtande liegt ob: 
1. Die Verſammlung zu berufen und zu leiten. 
2. Die Beſchaffung der Tagesblätter, welche dem Zweche des Vereins forderlich mp, 
und von ihm gewünſcht werden. 

Ueber dem Vereine waltet der ſieggewohnte Wahlſpruch: 

„Mit Gott für König und Hater land!“ 
Schwiebus, am 22. Februar 1849. 


Der Vorſtand des patriotiſchen Volksvereins. 


Geet del 3. 3. ange in Züllichan. 
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IV 8, Calau, 13. März 1849 

Statuten des Konstitutionellen Vereins 

[Gründung eines monarchisch-konstitutionellen Vereins] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 434, Bl. 11-12. 


Statuten 


des 


eonftitutionellen Vereins. 


8 E 
Zweck des Vereines. 


Der Verein erkennt die Verfaſſung vom 5. De- 
tember 1848 als das Grundgeſetz des preußiſchen 
Staates an, und hält fet an dem Grundſatz der 
conſtitutionellen Monarchie unter der erblichen Re: 
gierung des Hauſes Hohenzollern. Auf dieſen 
Grundlagen fußend widmet der Verein ſich mit 
voller Hingebung der Foͤrderung aller wahren In⸗ 
tereſſen des Volkes. 


Ende der Revolution 


F. 2. 
Foͤrderungsmittel des Vereines. 

Dieſe Intereſſen ſollen im Geiſte der Wahr: 
heit und der Liebe gefördert werden durch gegenſei— 
tiges Ausſprechen, durch Mittheilung aus Schriſten 
und deren Verbreitung. Zu dem Ende verſammelt 
ſich der Verein regelmäßig woͤchentlich einmal. — 
Außerordentliche Verſammlungen werden durch die 
offentlichen Blaͤtter bekannt gemacht 


E 
Über die Mitgliedſchaft. 
Mitglied des Vereins kann Jeder werden, der 
fih zu dem Inhalte der ap 1. und 2. bekennt. 


Über die Aufnahme entſcheidet die abſolute Stim: 
menmehrheit der anweſenden Mitglieder. 


8. 4. 

Zu jeder Beſchlußfaͤhigkeit des Vereines ift 
die Anweſenheit von 2 Dritttheilen der Mitalieder 
erforderlich. 


. 
Der Vorſtand. 
Die Leitung des Vereines uͤbernimmt ein Vor⸗ 
tand aus 5 Mitgliedern, namlich: ein Vorſitzender, 
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ein Schriftführer und deren Stellvertreter, und ein 
Rendant. — Die Wahl des Vorſtandes geſchieht 
auf 3 Monate durch verdeckte Stimmzettel nach ab: 
ſoluter Stimmenmehrheit. Die ausſcheidenden Mit⸗ 
glieder des Vorſtandes koͤnnen aufs Neue gewählt 
werden. 
F. 6. 
Die Kaſſe. 
Die Unkoſten des Vereines werden durch frei— 
willige Beitraͤge aufgebracht. 


6. 7. 


Fremde. 


Fremden iſt der Zutritt in die Verſammlungen 
auf die Erlaubniß des Vorſtandes geſtattet. 


Calau, den 13. Maͤrz 1849. 


Der Vorſtand. 


Oriolla. Märker. Fr. Richter. 
Friedrich. F. Scalla. 


Druck von F. Harbicht in Calau. 
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IV. 9, Berlin und Schloß Bellevue ım Tiergarten, 27. April 1849 


Antrag des preußischen Staatsministeriums an den preußischen König Friedrich 
Wilhelm IV. und die daraufhin von ihm erlassene Verordnung 


[Antrag und Verordnung zur Auflösung der Zweiten Kammer und zur Vertagung der 
Ersten Kammer 


BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1124, Bl. 227. 


Mis Ew. Königliche Majeſtät durch das Allerhöchſte Patent vom 5. Dezember v. J. bie 
beiden Kammern zu der am 26. Februar d. J. eröffneten Seſſion beriefen, geſchah dies in 
der Hoffnung, daß die Verhandlungen derſelben zur Befeſtigung eines gebeiblichen inneren 
Zuſtandes führen würden. Dieſe Hoffnung muß bei dem Gange, welchen in den letzten 
Wochen die Verhandlungen in der zweiten Kammer genommen haben, leider! aufgegeben 
werden. Die während dieſer Zeit von der zweiten Kammer gefaßten Beſchlüſſe beruhen 
groſientheils auf Abſtimmungen, bei welchen eine oder wenige Stimmen bald für die eine, 
bald für die andere Seite des Hauſes in einer Weiſe den Ausſchlag gaben, die keinen 
Zweifel darüber ließ, daß das Reſultat febr bäufig lediglich die Folge zufälliger Umſtände 
war. Wir halten es nach pflichtmäßiger Erwägung für verderblich, die Reviſion der 
Verfaſſungs Urkunde vom 5. Dezember v. J. und die Geſtaltung der an dieſelbe fid 
anſchließenden orgauiſchen Geſetze ſolchen Zufälligkeiten Preis zu geben. 

Außterdem find wir der Ueberzeugung, daß die zweite Kammer fih nicht immer in 
den Schranken ihrer Befugniſſe gehalten bat. Eine Ueberſchreitung ihrer Befugniſſe finden 
wir in dem am 21ſten d. Mts. gefaßten Beſchluſſe, durch welchen die von der deutſchen 
National-Verſammlung in Frankfurt beſchloſſene Verfaſſung für rechtsgültig erklart wird, 
und eben ſo in dem Beſchluſſe vom geſtrigen Tage, durch welchen nicht nur die Fortdauer 
des über Berlin verhängten Belagerungszuſtandes, die wir gegenwärtig noch zur Aufrecht⸗ 
haltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit für unerläßlich erachten, im Widerſpruch 
mit dem Artikel 110 der Verfaſſungs Urkunde für ungeſetzlich erklärt, ſondern auch die 
ſofortige Aufhebung deſſelben gefordert wird. 


1 Ende März 1849 hatte die Deutsche Nationalversammlung in Frankfurt am Main die deutsche Reichsverfas- 

sung angenommen, das Erbkaisertum beschlossen und den preußischen König Friedrich Wilhelm IV. zum 
deutschen Kaiser gewählt. Dieser hatte die ihm angetragene Kaiserwürde jedoch mit der Begründung 
abgelehnt, sie nur mit Zustimmung der Regierungen der deutschen Einzelstaaten annehmen zu können. 
Tatsächlich aber hatte er es verabscheut, die Krone eines Parlamentes zu tragen, das noch dazu aus einer 
Revolution hervorgegangen war. 
28 deutsche Regierungen hatten die Reichsverfassung anerkannt, nur eine Minderheit, darunter Preußen 
und Gsterreich, hatten sie abgelehnt. Wie eine breite Mehrheit der deutschen Parlamente, so hatte auch die 
Zweite Kammer des preußischen Abgeordnetenhauses demonstrativ für die Annahme der Reichsverfassung 
gestimmt. Außerdem hatte die Zweite Kammer auch noch die Aufhebung des nach wie vor über Berlin ver- 
hängten Belagerungszustandes gefordert. Dies waren die Gründe und Anlässe der Regierung und Krone 
Preußens gewesen, die Zweite Kammer aufzulösen und die Erste Kammer zu vertagen. Hierauf bezogen 
sich Antrag und Verordnung. 
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Aus ben vorſtehenden Gründen halten wir es im Intereſſe des Landes für nothwendig, 
daß die zweite Kammer aufgelöſt und demgemäß nach Art. 76 der Verfaſſungs- Urkunde 
gleichzeitig die erſte Kammer vertagt werde. Wir dürfen uns der Hoffnung, daß diefe Maaß⸗ 
regel von der Mehrzahl der Gutgeſinnten im Lande mit Beifall aufgenommen werden wird, 
um ſo zuverſichtlicher hingeben, als zu unſerem tiefen Schmerze die Rednerbühne in der 
zweiten Kammer nur zu oft dazu gemißbraucht worden ift, Grundſätze offen zu verkünden, 
welche geeignet ſind, den Umſturz der beſtehenden Verfaſſung und jeder geſetzlichen Ordnung 
vorzubereiten. 

Indem wir Em. Königlichen Majeftät den Entwurf der Auflöfungs- Verordnung zur 
Allerhöchſten Vollziehung ehrfurchtsvoll überreichen, behalten wir uns die in Folge der Auf- 
löſung der zweiten Kammer nach Art. 49 der Verfaſſungs⸗Urkunde erforderlichen weiteren 
Anträge unterthänigſt vor. 


Berlin, den 27. April 1849. 


Das Staats- Miniſterium. 


(gez.) Graf von Brandenburg. von Ladenberg. von Manteuffel. von Strotha. 
von der Heydt. Graf von Arnim. von Nabe. Simons. 


An des Königs Majeſtät. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig 
von Preußen ıc. 
verordnen auf Grund der Artikel 49 und 76 der Verfaſſungs Urkunde vom Iten Dezember 
18 i8, nach dem Antrage Unſtres Staate Miniſteriums, was folgt: 
$. 1. Die zweite Kammer wird hierdurch aufgelöſt. 
F. 2. Die erſte Kammer wird hierdurch vertagt. 


§ J. Unter Staate Miniſterium wird mit der Ausführung der gegenwärtigen Ver 
erdnung beauftragt. 


Urkundlich unter Uunſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem Königlichen 
Inſiegel. 


Gegeben Bellevne, den 27ſten April 1849. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Graf von Brandenburg. von Ladenberg. von Manleuſſel. von Stroiha. 
von der Heydt. Graf von Arnim. von Rabe. Simons. 
Verordnung, betreffend die Auflöſun z der zweiten 
und die Vertagung der erſten Kammer. 


Berin, air in der Desterichen (chu Ober Hej buche cuckerel. 
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IV. 10, Berlin, 28. April 1849 


Telegraphische Depesche des preußischen Ministers des Innern v. Manteuffel an 
die Regierung Frankfurt 


[Mitteilung über die Lage in Berlin] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 304, Bl. 85. 


Nach Auflösung der Zweiten Kammer haben am gestrigen Abend vor dem Gebäude 
derselben und in den nahe gelegenen Straßen Zusammenrottungen von Personen, welche 
den untersten Volksklassen angehörten, stattgefunden. Das zur Zerstreuung derselben 
beorderte Militär ist wiederholt gröblich insultiert und hat infolgedessen von der 
Schußwaffe Gebrauch machen müssen. Leider sind sechs Personen getötet und eine glei- 
che Anzahl verwundet. Die Ruhe ist in kurzer Zeit vollständig hergestellt und der heu- 
tige Tag bis jetzt ohne die geringste Störung verflossen. 


1 Otto Theodor Freiherr von Manteuffel (1805-1882), 8. November 1848-19. Dezember 1850 preußischer Mi- 
nister des Innern; Februar 1849 Mitglied der Zweiten Kammer für den Kreis Luckau. 
2 Vgl. Dok IV. 9. 
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IV. 11, Frankfurt an der Oder, 28. April 1849 


Weisung des Chefs des Generalstabs des 3. Armeekorps Major Laue an die Kom- 
mandeure der 5. und 6. Division des 3. Armeekorps 


[Befehl zur Niederschlagung von Tumulten] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1124, BI. 228. 


Mit Rücksicht auf die jüngsten Vorgänge in Deutschland sieht sich das unterzeichnete 
Generalkommando veranlaßt, die pp ganz ergebenst zu ersuchen, die Befehlshaber aller 
selbständigen Detachements aufzufordern, vorkommendenfalls ganz besonders darauf 
Bedacht zu nehmen, einen wirklich ausgebrochenen Tumult so schnell als möglich mit 
Anwendung aller gesetzlichen Formen, aber dann mit der größten Entschiedenheit 
niederzuschlagen. Das Bestreben, heimlichen und meist nur unbestimmt geahnten An- 
reizungen zu Tumulten vorzubeugen, verfehlt meistens den Zweck und ist darauf wenig 
Gewicht zu legen. 

Wer Truppen beschimpfen, mit Steinen werfen läßt, ohne dergleichen mit Anwen- 
dung der Waffen, nach Umständen im allerausgedehntesten Sinne, zurückzuweisen, hat 
zu gewärtigen, vor ein Kriegsgericht gestellt zu werden. 


1 Vgl. Dok. IV. 9, Anm. 1. 
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IV. 12, Calau, 3. Mai 1849 


Bericht aus dem Landratsamt des Kreises Calau' an den Regierungspräsidenten 
v. Raumer in Frankfurt 


[Allgemeine Lage im Kreis] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 305, Bl. 160. 


Die Aufregung, welche die Auflösung der Zweiten Kammer’ in den Städten des Kreises 
hervorgerufen hat, herrscht zwar noch immer, bis jetzt aber in keiner bedenklichen 
Weise, und sind mir Absichten auf irgendein ungesetzliches Unternehmen bis heute 
nicht bekannt geworden. 

Auf die Bewohner des platten Landes scheint jenes Ereignis wenig oder gar keinen 
Eindruck gemacht zu haben. 


1 Maerker war 1849 zunächst amtierend, dann endgültig bis zu seinem Tode im Jahre 1866 Landrat des 
Kreises Calau. 
2 VI. Dok. IV. 9. 
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IV. 13, Spremberg, 3. Mai 1849 


Bericht des Landrates des Kreises Spremberg v. Lessing an den Regierungspräsiden- 
ten v. Raumer in Frankfurt 


[Allgemeine Lage im Kreis] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 305, Bl. 165. 


Euer Hochwohlgeboren zeige ich gehorsamst an, daß die Auflösung der 2. Kammer” im 
Publikum allgemein Bestürzung hervorgerufen und bei der Mehrheit des Volkes einen 
ungünstigen Eindruck gemacht hat. 
Die Ruhe ist jedoch nicht gestört worden, indes sind überhaupt im hiesigen Kreise 
Bewegungen, die eine Störung besorgen ließen, bis jetzt nicht wahrzunehmen gewesen. 
Sollten wider Erwarten Ungesetzlichkeiten vorkommen, so wird solchen nach Kräften 
entgegengewirkt werden. 


1 Rudolf von Lessing (1809-1888), 1840-1888 Landrat des Kreises Spremberg. 
2 Vgl. Dok. IV. 9. 


Ende der Revolution 311 
IV. 14, Frankfurt an der Oder, 4. Mai 1849 


Adresse des Demokratischen Kongresses an die Deutsche Nationalversammlung in 
Frankfurt am Main 


[Zustimmung zum Verfassungswerk der Deutschen Nationalversammlung in Frankfurt am 
Main vom 28. März 1849] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 303, Bl. 221. 


Vertreter des deutſchen Volkes! 


Mi lungen Here hebe Ihe den beuf ßen Bolte eine Werffling gegeben, welde den fang 
punkt einer neuen Entwickelung bilden wird. Berufen durch den Willen der Nation, habt Ihr die 
Verfaſſung endgültig ſeſigeſtellt, und auch die Vertretung der zum Preußiſchen Staats verbande gehö- 
rigen deutſchen Stämme, die zweite Rammer zu Berlin, hat deren Rechtsgülligkeit anerkannt. — 
Wir flimmen diefen Beſchlüſſen bei, überzeugt, H mr fo ohne schwere Kämpfe Deutfchlands Frei- 
heit, Einheit, Ruhm und Größe betbeigefühtt werden kann. Vertreter Deutſchlands, haltet feit an 

Gurem erte und führt es dur mit Mannesmutp! — Der Regen Deutfglands wird zu Gag 
ehen, wenn zie Reaction es wagen bi, bos deutfe Belt um feine lepte Hoffnung zu betrügen, 
und die jet wieder auffebenbe velfsfeindfige Diplomatie gewifeulos genug wäre, unbekümmert um 
die Hoffnungen und Münſche, um die Wohlfahrt von Millionen, mißachtend den Willen der Nation, 
unfer großes Gefammtvaterfand in die Gefahr umabfehharer MWirrniffe zu ſtürzen. Wir wollen richt 
Theil haben an dieſem Frevel, deshalb erkennen wir die Verfaſſung an, welche Ihr dem deulſchen 
Volke gegeben habt. 

Frankfurt a. O., den 4. Mai 1849. 


Der demokratiſche Congreß. 


Görtz⸗Wrisberg. — Berg. — Lück. — Niel. — Dr. Sauer. — Seliger. — 

W. Marquard. — Pinthus. — A. W. Krüger. — Klöckner. — Wilde. — 

Noeggerath. — Mennicke. — Höbde. — Vogel. — G. Brend. — Künkel.— 

Wothe. — Lehmann. — Hartmann. — E. Eſchenhagen. — Kirchner. — 

Kämpf. 1 — Beer, — Meißner. — Schönke. — Feſt. — Seegalbe. — 
Bache, — Stolberg. — Volsburg. — C. O. Hoffmann. 


Der obigen Erklärung treten die Unterzeichneten aus vollſter Uleberzeugung bei. 


„den m 1840. 


1 Zu den Zielen des Demokratenkongresses vgl. auch Dok. III. 1, Anm. 4. 
2 Vgl. Dok. IV. 9, Anm. 1. 
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IV. 15, Luckau, 4. Mai 1849 


Bericht des Landrates des Kreises Luckau v. Manteuffel an den Regierungspräsi- 
denten v. Raumer in Frankfurt 


[Allgemeine Lage im Kreis] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 305, BI. 161. 


Euler]! Hochwohlgeboren beehre ich mich gehorsamst anzuzeigen, daß nach den mir 
vorliegenden Nachrichten der Zustand des Kreises ein durchaus ruhiger ist. 

Am gestrigen Abend hat der frühere Abgeordnete, Prediger Schellenberg aus Groß- 
kraußnick im hiesigen Demokratischen Vereine Vorträge gehalten. 

Außer mehreren Frauen sollen zirka 500 Personen im Lokale befindlich gewesen sein. 
Äußerem Vernehmen nach hat er die Vorgänge bei Auflösung der 2. Kammer bespro- 
chen, hierbei jedoch Einzelheiten entstellend und in einer aufregenden Weise vorge- 
tragen. 


1 WII. Dok. IV. 9. 
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IV. 16, Potsdam, 12. Maı 1849 


Öffentliche Bekanntmachung des Oberpräsidenten der Provinz Brandenburg v. 
Patow' und des Regierungsvizepräsidenten v. Metternich’ in Potsdam 


[Aufruf zur Unterstützung ärmerer Soldatenfamilien 


BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1124, Bl. 271. 


J. verſchiedenen Gegenden Deutſchlands haben leider wiederum Auflehnungen 
gegen Geſetz und Ordnung ftattgefunden, die nur durch Waffengewall haben uns 
terdrückt werden können. — Ob wir Königthum oder Republik — ob wahre Freie 
heit oder Anarchie — ob Erhaltung des Eigenthums oder Theilung der Güter — 
ob wir Bewahrung der Familienbande, der Bildung und Geſitlung, oder deren 
Vernichtung wollen — das iſt die Bedeutung des Kampfes, welcher in dieſem 
Augenblicke ausgefochten werden muß. Daß es fih darum handelt, — das zei⸗ 
gen uns die Grundſätze, welche von den Führern der Bewegung in Dresden und 
an andern Orten laut verkündet worden ſind, — das zeigen uns die rothen Banner, 
welche wir überall, wo es bereits zur Varrikadenſchlacht kam, entfaltet geſchen ha⸗ 
ben. Jener fanatiſirten Partei dient die Einheit und Kräftigung Deutſchlands, die fie 
nie erfirebt hat, nur als Deckmantel für ihre verderblichen Pläne. — Es ſteht zu 
befürchten, daß die Verſuche, die ſie zu deren Ausführung gemacht hat, nicht ver⸗ 
einzelt bleiben werden. — Sr. Majeſtät Regierung hat die Hülfe Preußens zugez 
ſagt, wo es gilt, dieſe geſährlichen Feinde der friedlichen Entwickelung echter con⸗ 
ſtitutioneller Freiheit zu bekämpfen. In einem Nachbarlande haben bereits preu⸗ 
ßiſche Bataillone den Sieg über die Empörer erringen helfen. Um dies Verſpre⸗ 
chen, wenn es Noth thut, auch ferner erfüllen zu können, mußten die flreitbaren 
Kräfte verſtärkt und die Landwehren mehrerer Provinzen zuſammengezogen werden. 

Mit ſchwerem Herzen hat ſich die Regierung zu dieſem Schritte entſchloſſen, 
denn fie weiß, welche große Opfer dem Einzelnen dadurch auferlegt werden, aber 
ſie hat ihn gleichzeitig in der Hoffnung gethan, endlich die Wunden, welche die 
Revolution unſerem engern und weitern Vaterlande geſchlagen, ſchließen und die 
Segnungen des Friedens wieder gewähren zu können. 


Erasmus Robert von Patow (1804-1890), Juni 1848-1849 interimistischer Oberpräsident der Provinz Bran- 
denburg; Februar 1849 Mitglied der Zweiten Kammer für den Kreis Osthavelland. 

2 August Hermann Freiherr von Wolff gen. Metternich (1803-1872), 1843-1853 Regierungsvizepräsident, 
1849-1850 interimistischer Regierungs- und Oberpräsident in Potsdam. 

3 Nach den Ereignissen vom März und April 1849 - vgl. Dok. IV. 9, Anm. 1 - kam es im Mai 1849 in der 
linksrheinischen Pfalz, in Baden und vor allem in Dresden noch einmal zu revolutionären, republikani- 
schen Aufständen, die mit preußischer Hilfe blutig niedergeschlagen wurden. Hierauf bezieht sich der vor- 
liegende Aufruf. 
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Auch in unferem Bezirke ift der Ruf erſchallt, und willig hat der Landmann 
feinen Pflug, der Handwerker fein Gewerbe verlafen, um zu den ſieggewohnten 
Fahnen zu eilen. In wenigen Tagen werden unfere Landwehrbataillone marfchferlig 
daſlehen. — Ehre und Dank den Männern, welche, treu dem Eide, den ſie dem 
Könige und dem Vaterlande geleiſtet, das Schwert zum Heile beider umgürten, 
welche in edler Selbſtverleugnung ihr eigenes Wohl freudig dem der Geſammiheit 
unterordnen und in erhebender Weiſe den Beweis liefern, daß die deutſche Treue 
noch nicht zu einem leeren Wahne geworden iſt. 

Aber nicht bloß durch Worte der Anerkennung — durch die That wollen wir 
zeigen, daß und wie wir folh’ wahrhafl patriotiſchen Sinn zu ehren wiſſen. — 
Wohl ſchwer drückt manchen der Einberufenen die Sorge um den heimiſchen Heerd, 
um Weib und Kind, um die ihres Ernährers beraubten Eltern. Lağt uns ihnen 
dieſe Bürde vom Herzen nehmen! Sie ziehen aus, um König und Vaterland, 
um uns und unſer Eigenthum durch ihren Arm zu ſchützen; an uns iſt es, ihnen 
dadurch zu vergelten, daß wir den Familien der Scheidenden hülfreiche Hand bieten. 
Der heiligen Pflicht, welche uns das Gefeh auferlegt, wollen wir in ſolchem Maofe 
genügen, daß die Zurückgebliebenen die ihnen durch das Vaterland entzogene Stützt 
nicht entbehren. 

Es ergeht deshalb an Euch, Ihr Bewohner der Mark, die Ihr in guten und 
böſen Zeilen feſt und treu zur Sache Eurer Fürſten gehalten, die dringende und 
herzliche Bitte, daß Ihr den Familien Eurer ärmern unter den Waffen flehenden 
Brüder reichliche Gaben zuwenden, daß Ihr Euch ihrer annehmen möget, als wä- 
ren es die Eurigen. — Vergeltung wird Euch das Bewußtſein gewähren, mitges 
wirkt zu haben an der Serflellung des Friedens in unferen Gauen und an der 
Beſeſtigung der Herrſchaft des Geſetzes, ohne die Verkehr und Wohlſland nicht 
gedeihen kann. 

Potsdam, den 12. Mai 1849. 


Königl. Regierungs⸗Präſidium. 


% Flows v. Molleruich. 


r 
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IV. 17, Berlin, 14. Mai 1849 


Verfügung des preußischen Ministers des Innern v. Manteuffel und des preußi- 
schen Kriegsministers v. Strotha an alle Oberpräsidien der preußischen Provinzen 


[Beschränkung des Vereins- und Versammlungsrechts ohne vorherige Konsultierung des 
Staatsministeriums] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1125, BI. 10. 


In vielen Teilen des Staats wird gegenwärtig das Vereins- und Versammlungsrecht von der 
Umsturzpartei gemißbraucht,' um eine große Aufregung hervorzurufen und um auf die- 
sem Wege zur Willkürherrschaft und Anarchie zu gelangen. Die Bestrebungen dieser 
jedem Staatsleben feindlichen Partei können für den Augenblick dadurch gefährlicher 
werden, daß sie den für Deutschlands Größe und Einheit herrschenden regen Sinn, der 
die edelsten Männer im Volke und die treuesten Anhänger der konstitutionellen Monar- 
chie belebt, zum Vorwand benutzt, um ihren verderblichen Bestrebungen Eingang zu 
verschaffen, indem sie vorgibt, daß die Regierungen Deutschlands der so lange ersehnten 
Vereinigung seiner Stämme feindlich entgegentreten. Die Errichtung der von Deutsch- 
lands Völkern so heiß erwünschten Einheit und Größe auf jedem Wege, den Ehre und 
Recht zulassen, ist das ernste und unausgesetzte Bestreben der Regierungen. Soll dieses 
große Ziel aber sicher erreicht werden, dann muß die Anarchie vollständig überwunden 
und es darf namentlich das Vereins- und Versammlungsrecht nicht stets von neuem 
gemißbraucht werden, um sie hervorzurufen. 

Wenn das Königliche Oberpräsidium daher wahrnehmen sollte, daß der Aufruhr in 
einzelnen Orten oder Distrikten der Provinz noch nicht förmlich ausgebrochen, aber 
nahe Gefahr, daß es geschehen könne, vorhanden ist, so wolle das Königliche Oberpräsi- 
dium schleunigst davon Anzeige machen, damit sodann von seiten des Staatsministeri- 
ums die Art[ikel] 27 und 28 der Verfassungsurkundeꝰ außer Kraft gesetzt werden können. 

Im Falle der Aufruhr förmlich ausbricht und die Anordnung des Belagerungszustan- 
des notwendig macht, sind dem Königlichen Oberpräsidium durch das Gesetz vom 10. 
des) Mlonalts über den Belagerungszustand die erforderlichen Mittel gewährt, auch 
ohne die Dazwischenkunft des Staatsministeriums, das Vereins- und Versammlungrecht 
zu beschränken. 


1 Vgl. Dok. IV. 16, Anm. 2. 
2 Vgl. „Verfassungsurkunde für den Preußischen Staat vom 5. Dezember 1848“. In: Gesetzsammlung für die 
Königlichen Preußischen Staaten 1848, S. 375-391. 
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IV. 18, Prenzlau, Id. Mai 1849 

Bericht des Magistrats der Stadt Prenzlau an die Regierung Potsdam 
[Über die Volksversammlung am 13. Mai 1848] 

BLHA, Pr. Br. Rep. 1 Oberpräsident Nr. 1125, Bl. 16. 


Gestern nachmittag hatte der Uckermärkische Volksverein hier auf dem Hofe des 
Gasthofes Zur Goldenen Kugel eine große Volksversammlung, zu der aus der Umgegend 
wohl 1500 Menschen herbeigeströmt waren. 
Als Redner beteiligten sich bei derselben: 
. der Lehrer Belitz aus Seehausen, 
der Lehrer Matthiolius aus Flieth, Vizepräsident desselben, 
der Gutsbesitzer v. Holzendorf auf Vietmannsdorf, 
der Glashändler Hopf von hier, 
. der Kaufmann Witte aus Angermünde, 
. der Kantor Schnell von hier, 
der Schuhmacher Haese aus Brüssow, 
der Ratsherr Rosenthal aus Pasewalk. 
Der Inhalt der meisten Reden war kurz der, an der Verfassung der Frankfurter 
Nationalversammlung festhalten und ihre Einführung auf alle mögliche Weise unter- 
stützen zu wollen. 

Zu bestimmten Handlungen in dieser Beziehung ist aber nicht aufgefordert worden. 
Exzesse sind nicht vorgekommen, vielmehr gingen die Volksmassen ruhig auseinander. 


o D 9 


1 Vgl. Dok. IV. 9, Anm. 1. 
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IV. 19, Charlottenburg, 15. Mai 1849 
Öffentliche Bekanntmachung des preußischen Königs Friedrich Wilhelm IV. 
[Mitteilung über die Abberufung der preußischen Abgeordneten aus der Deutschen 
en zu Frankfurt am Main und Ankündigung der preußischen Unions- 


BLHA, Pr. Br. Rep. I Oberpräsident Nr. 1125, Bl. 54. 


An Mein Volk! 


Sachſen, dann in einzelnen Gegenden von Süddeutſchland die Fahne der Empoͤrung catapan. Zu 
Meinem tiefem i ; Í dinreißen laffen, 
diefer Fahne zu folgen und unter derſelben, im offenen Aufruhr gegen die rechtmäßige Obrigkeit, göttliche 
und menſchli umzuſtuͤrzen. 

In ſo ernſter und gefahrvoller Zeit drängt es Mich, ein offenes Wort zu Meinem Volke zu reden. 

Ich habe auf das Anerbieten einer Krone ſeitens der deutſchen National⸗Verſammlung eine zuſtim⸗ 
mende Antwort nicht ertheilen können, weil die Verſammlung nicht das Recht hatte, die Krone, welche fie 
Mir bot, ohne Zuſtimmung der deutſchen re zu vergeben, weil fie Mir unter der Bedingung ber 
Annahme einer Verfaffung angetragen ward, welche mit den Rechten und der Sicherheit der beutichen 
Staaten nicht vereinbar war. ZE DS 28 

abe fruchtlos alle Mittel verſucht und erfi „zu einer igung mit der bi 

RE een zu gelangen. Ich habe Mich vergebend bemüht, fie auf den A 
Mandats und des Rechtes zurackzuführen, welches nicht in der eigenmaͤchtigen und unwiderruflichen Feſt⸗ 

ſondern in der Vereinbarung einer deutſchen Verfaſſung beſtand, und ſelbſt nach Vereitelung Meiner 
iR ungen habe Ich in der Hoffnung einer endlichen friedlichen Loͤſung nicht mit der Verſammlung 
gebrochen 


Nachdem dieſelbe aber durch Befchläffe, gegen welche treffliche Männer fruchtlos ankaͤmpften, ihrer⸗ 
ſeits den Boden des Rechtes, des Geſetzes und der Pflicht gänzlich verlaſſen, nachdem fie uns um des halb, 
weil wir dem bedrängten Nachbar die erbetene Hülfe ſiegreich geleiſtet, des Friedensbruchs angeklagt, nady- 
dem fie gegen uns und die Regierungen, welche ſich mit Mir den verderblichen Beſtimmungen der Verfaſ⸗ 


1 Mit dem Niederschlagen der sogenannten Mairevolution von 1849 - vgl. Dok. IV. 16, Anm. 2 - und der 
Abberufung der preußischen Abgeordneten aus der Deutschen Nationalversammlung zu Frankfurt am 
Mam setzte die preußische Unionspolitik ein, die eine kleindeutsche Lösung der deutschen Frage anstrebte, 
in der Olmützer Punktation vom 29. November 1850 zwischen Österreich und Preußen aber aufgegeben 
werden mußte. Hierauf bezog sich die königliche öffentliche Bekanntmachung. 
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und durch Meine 

— we eg Been zurückgerufen. Gleiches wird von anderen deutſchen Re- 
1 herrſcht jetzt eine Partei, die im Bunde Geht mit den Menſchen 
„ welche die Einheit Vorwande nehmen, in Wahrheit aber den Kampf 
Gottloſigkeit, des Eidbruches und der Raubfucht gegen die ne entzuͤnden, um mit ihnen den Schutz 
des ; und igenthums zen. Die Gräuel, welche in Dresden, Breslau und 

d unter nach ſchlands Einheit begangen worden, liefern die i 
Neue Gräuel find noch vorbereitet. Während durch folden Brent pie 
zerſtort ward, durch die Verſammlung die Einheit Deutſchlands erreicht zu ſehen, 
Säi in E Gen ui) Das ec lots, das in Nan te mit ben 
er eren en aaten, welche fi ir en, n Fran s 
.. Werfaflmg wicber aufgenommen. = GN Ste 


Diefe Verfaſſung foll und wird im kürzeſter Friſt der Nation gewäbren, was fie mit Recht verlangt 
erwartet: ihre Einheit, dargeſtellt eine einheitliche Exekutivgewalt, die nach außen den N. 
— die Intereſſen Deutſchlands würdi Ka vertritt, und ihre Freiheit, 2 Sur ine Bat, 


Das it Mein Weg. Wahnſinn oder die Lüge kann folchen Thatſachen gegenüber die Be- 

ba die H M z 
2228. Ss 3 deutſchen Einheit SE daß Ich Meiner e Ueberzeu 
= Preußen iſt dazu berufen, in fo ſchwerer Zeit i 


des Irrwahns über einen 


Di ift „aber vor dem gefunden Sinn Meines Volkes wird das Werk der i 
beleben; den Mufe af wird die alls ne Treur, wird der alte Ruben Der ege aasee 


Mein Volk 2 Mir, wi in Treue und einträchti i z 
e De A — Ss Ich . e Vertrauen tig, fo wirt uns Got 
Charlottenburg, den 15. Mai 1849. 


7 2 


Friedrich Wilhelm. 


Graf von Brandenburg. 
Berlin, grtrudt in der Dederſchen Geheimen Ober · Hoſucht rudert. 
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IV. 20, Cottbus, 18. Mai 1849 


Bericht des Landrats des Kreises Cottbus v. Schönfeldt an den Regierungspräsiden- 
ten v. Raumer in Frankfurt 


[Allgemeine Lage im Kreis und Gesuch um Entsendung von Militär nach Cottbus zur 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe und Sicherheit] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 306, Bl. 68. 


Im allgemeinen hat sich hier nichts verändert, ın der Stadt Cottbus aber bringt der am 
Sonntag bevorstehende Abmarsch der Gardelandwehr eine große Niedergeschlagenheit 
hervor. Es gehen Gerüchte herum, daß nach dem Abmarsch der Truppen von neuem 
Aufstände der Arbeiter stattfinden und Cottbus als Mittelpunkt zu einer demokratischen 
Erhebung der Lausitz benutzt werden soll. Ich kann noch nicht ermitteln, was diesen 
Gerüchten zum Grunde liegt, jedenfalls aber wiederhole ich, was ich schon früher 
berichtet, daß eine Fabrikstadt wie Cottbus nicht ohne militärische Besatzung sein kann 
und daß die konservative Partei der Bürger nur Mut hat, wenn Militär im Rücken ist. 
Ich bitte es möglichst zu bewirken, daß Cottbus mit Besatzung so bald als möglich 
versehen wird. 

Daß der Abmarsch der Landwehr gerade am berüchtigten 20. Mai stattfindet, ver- 
mehrt die Aufregung. 
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IV. 21, Calau, 21. Mai 1849 


Bericht aus dem Landratsamt des Kreises Calau an den Regierungspräsidenten v. 
Raumer in Frankfurt 


[Allgemeine Lage im Kreis] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 306, Bl. 63. 


Die Stimmung im Kreise hat sich seit dem unterm 18. d[es] M[onalts gehorsamst erstat- 
teten Berichte nicht geändert. 

Die 2. Schwadron des 3. Ulanenregiments ist inzwischen zwischen den Städten Calau 
und Vetschau in die Dörfer Bolschwitz, Cosswig und Kolkwitz eingerückt, der Führer 
derselben, Rittmeister Sametzki, hat jedoch, wie er heute hier mitteilte, Nachricht erhal- 
ten, daß die Schwadron Order bekommen werde, am 25. d[es] M[onalts wieder aus- 
zurücken, um nach Schmiedeberg in der Provinz Sachsen zu marschieren. 

Ob seitens des hiesigen Landratsamtes dagegen, daß der Kreis schon jetzt wieder von 
Truppen entblößt werde, Vorstellung zu machen sein wird, soll dem von einer mehrtägi- 
gen Abwesenheit im Kreise heute hier zurückzuerwartenden Landratsamtsverweser 
anheimgestellt werden. 

Aus Drebkau hat heute der Bürgermeister Otto angezeigt, daß die Stimmung der 
Stadt und ganzen Umgegend eine gute sei, auch sei, mit wenigen Ausnahmen, fast ein 
jeder mit den Schritten des Ministeriums, insbesondere mit Bezug auf die deutsche Fra- 
ge, zufrieden, Unruhen seien wenigstens vorläufig dort nicht zu befürchten und habe die 
Ansprache S[eine]r Majestät des Königs einen sehr guten Eindruck gemacht. 


1 Vgl. Dok. IV. 19. 
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IV. 22, Berlin, 27. Juni 1849 


Bericht des preußischen Ministers des Innern v. Manteuffel an den Regierungsprä- 
sidenten v. Raumer in Frankfurt 


[Anweisung, im Falle demokratischen Aufruhrs in Frankfurt an der Oder den Belage- 
rungszustand zu erklären] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 3 B Regierung Frankfurt I Präs. Nr. 324, Bl. II. 


Euler] Hochwohlgeboren Bericht vom gestrigen Tage über die am 24. und 25 dies] 
Mlonats] dort stattgehabten Exzesse bestätigt die Ansicht, daß Frankfurt in demokrati- 
schen und wühlerischen Bestrebungen fast den ersten Platz in der Monarchie einnimmt. 
Je mehr dergleichen Auflehnungen gegen das Gesetz die Frucht fortgesetzter demokrati- 
scher Aufwiegelungen sind und ihre Wiederholung daher zu befürchten ist, desto drin- 
gender muß ich Euler] Hochwohlgeboren ersuchen, den Ausbrüchen sowohl, als den 
Anreizungen dazu mit aller Strenge entgegenzutreten und bei nächster Veranlassung die 
Erklärung des Belagerungszustandes bei dem Herrn kommandierenden General zu bean- 
tragen, um denselben zu gründlicher Herstellung der dort tief erschütterten Ordnung zu 
benutzen. 
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IV. 23, Berlin, 8. März 1850 

Die Kämpfer für Recht und Licht! 

[Porträtdarstellungen der Männer der Revolution 1848/49] 

BLHA, Pr. Br. Rep. 30 Berlin C Polizeipräsidium Nr. 14488, Bl. 7. 
Dok s. S. 341. 


1 Die Lithographie wurde am 8. März 1850 bei dem Kunsthändler A. Sala, Jerusalemer Str. 33 in Berlin im 
Schaufenster ausgestellt und zum Verkauf angeboten. Lithographie von C. Süssenapp, gedruckt und verlegt 
bei A. Sala, Berlin. Vgl. BLHA, Pr. Br. Rep. 30 Berlin C Polizeipräsidium Berlin, Nr. 14488, Bl. 6. 
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IV. 24, Magdeburg, 1. Juni 1850 (51) 


Amtliche Bescheinigung des Kommandanten der Festung Magdeburg v. Hermann 
für Franz Wilhelm Ziegler 


[Entlassungsschein aus dem Festungsarrest] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 30 Berlin C Polizeipräsidium Berlin Nr. 14376, Bl. 26. 


Nachdem der vormalige Oberbürgermeister der Stadt Brandenburg, Herr Franz Wilhelm 
Ziegler, einen ihm durch das Erkenntnis des Schwurgerichtshofs zu Brandenburg vom 
27. Juni 1850 wegen versuchten Aufruhrs neben dem Verluste des Rechts die Preußische 
Nationalkokarde zu tragen, der Entsetzung von seinem Amte als Oberbürgermeister der 
Stadt Brandenburg und Stellung unter Polizeiaufsicht auf ein Jahr auferlegten viermonat- 
lichen Festungsarrest seit dem 1. Februar dles] J[ahres] auf der hiesigen Zitadelle verbüßt 
hat, ist derselbe am heutigen Tage seiner Haft entledigt, nach Berlin entlassen und ihm 
hierüber dieser Entlassungsschein ausgefertigt worden. 
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IV 25, Berlin, 13. April 1853 


Erlaß des Berliner Polizeipräsidenten v. Hinckeldey' an den Landrat des Kreises 
Ruppin v. Schenkendorff 


[Revision der Lithographenanstalt Oehmigke &. Riemschneider] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 30 Berlin C, Polizeipräsidium Berlin, Nr. 11674, Bl. 72. 


Es sind außerhalb bei einem der Demokratie angehörigen Buchbinder Schreibebücher 
für Schulkinder vorgefunden worden, deren Umschläge Revolutionsbilder und Freiheits- 
gedichte enthalten. Von der sub petito remissionis hier beikommenden 4 Blättern? 
enthält das eine die Firma „Neu Ruppin bei Oehmigke & Riemschneider“ und nach der 
äußeren Ausstattung und dem Druck der übrigen Exemplare scheinen auch sie aus der- 
selben Druckerei hervorgegangen zu sein. 
Euſer]! Hochwohlgeboren ersuche ich daher ergebenst, bei gedachter Firma eine 
genaue Recherche gefälligst zu veranlassen: 
a. in welchem Umfange der Debit derartiger Drucksachen stattgefunden, eventuell 
noch besteht und 
b. mit dieser Auskunft zugleich über die persönlichen Verhältnisse und Antecedentien 
des Oehmigke und Riemschneider anher Nachricht zu geben. 


1 Carl Ludwig von Hinkeldey (1805-1856), vom November 1848 bis zu seinem Tod am 10. März 1856 Poli- 
zeipräsident von Berlin. 

2 Vgl. Dok. II. 32, 33, 34, 35. 

3 Vgl. Dok. IV. 26. 
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IV. 26, Wulkow, 26. April 1853 


Bericht des Landrats des Kreises Ruppin v. Schenkendorff an den Berliner Polizei- 
präsidenten v. Hinkeldey auf dessen Erlaß' vom 13. April 1848 


[Revision der Lithographenanstalt Oehmigke & Riemschneider in Neuruppin] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 30 Berlin C, Polizeipräsidium Berlin, Nr. 11674, Bl. 77. 


Infolge Eufer]| Hochwohlgeboren Hochverehrlichen Erlasses vom 13. dfieses] M[onats] 
habe ich eine Revision der Öhmigke et Riemenschneiderschen Buchhandlung in Neu- 
ruppin vornehmen lassen u[nd] hat sich dabei ergeben, daß die mir zugefertigten, anlie- 
gend zurückerfolgenden 4 Blätter zu Buchbinder Schreibebüchern für Schulkinder aus 
der Lithographie Anstalt des Öhmigke et Riemschneider hervorgegangen sind. 

Indem Euler] Hochwohlgeboren ich die darüber aufgenommene Verhandlung’ in 
Urschrift anliegend übersende, erlaube ich mir ganz ergebenst zu bemerken, daß wegen 
derselben Bücherdeckel schon im vorigen Jahre gegen die Öhmigke et Riemschneider 
eine Untersuchung eingeleitet gewesen ist, daß aber die Königliche Regierung aufgrund 
der darüber verhandelten Akten von weiterer Verfolgung der Untersuchung Abstand 
genommen hat. 


1 Vgl. Dok. IV. 25. 
2 Vgl. Dok. IV. 27. 
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IV. 27, Neuruppin, 20. Aprıl 1853 


Verhandlungsprotokoll, aufgenommen durch den Bürgermeister der Stadt Neurup- 
pin auf Erlaß' des Berliner Polizeipräsidenten v. Hinkeldey an den Landrat des 
Kreises Ruppin v. Schenkendorff und gegengezeichnet durch Riemschneider und 
Oehmigke 


[Revision der Lithographenanstalt Oehmigke und Riemschneider in Neuruppin] 
BLHA, Pr. Br. Rep. 30 Berlin C Polizeipräsident Berlin Nr. 11674, Bl. 78-79, 


Auf höhere Verfügung begab sich der unterzeichnete Bürgermeister heute nachmittag 
4 Uhr in das Fabrik- und Verlagsgebäude der Herrn Oemigke und Riemschneider. 

Nachdem die beiden Herrn herbeigerufen waren, wurden ihnen vier” Blätter kolorier- 
ter lithographischer Schreibebücherumschläge vorgelegt, von denen ein Blatt die N[um- 
me]r 1309°, ein anderes die Firma Oehmigke & Riemschneider” enthielt. 

Beide Herrn Besitzer der Lithographischen Anstalt erkannten die vorgelegten Blätter 
als solche, die aus ihrer Anstalt entsprungen, und wurden dieselben deshalb ersucht, ihr 
Auszahlungjournal vorzulegen. 

Eine Revision darin ergab, daß die N[umme]r 1309 vom Lithographen Müller ange- 
fertigt und am 25. Mai 1848 mit 2 Reichstalern 20 Silbergroschen ausgezahlt war. 

Der Umstand, daß die beiden anderen Blätter weder Firma noch Nummer enthalten, 
liegt dann, daß ein Druckbogen aus 4 Blättern besteht und zu damaliger Zeit nur die 
untere Seite des Bogens mit Nummer und Firma versehen wurde. Die in Rede stehenden 
Blätter sind im Auszahlungsjournal mit N[ummer]r 1308 bezeichnet, und hat der Litho- 
graph Gansert am 20. Mai 1848 für die Anfertigung 2 Reichstaler 20 Silbergroschen 
erhalten. 

Die Herrn Oehmigke und Riemschneider versichern, daß von den N[ummer]n 1308 
ulnd] 1309 nur eine Auflage und zwar größtenteils nach Leipzig in den Handel gegan- 
gen, auf dem Lager aber seit 1848 nicht mehr vorhanden seien. 

Es wäre übrigens dieser beiden Nummern wegen bereits im Januar 1852 durch den 
damals das Königliche Landratsamt vertretenden Regierungsassessor Herrn von Diest bei 
ihnen eine Haussuchung abgehalten und keine Exemplare mehr vorgefunden. 

Herr Oehmigke machte insbesondere auf diese stattgehabte Untersuchung und die 
dabei gepflogenen Verhandlungen aufmerksam. 

Eine Recherche, welche demnächst in dem vorhandenen Lager der sämtlichen Litho- 
graphien abgehalten, ergab, daß sich daselbst weder etwas Ungesetzliches noch politisch 
Verdächtiges vorfand. 


Vgl. Dok. IV. 25, 26. 

Vgl. Dok. II. 32, 33, 34, 35. 
Vgl. Dok. II. 35. 

Vgl. Dok. II. 32. 

Vgl. Dok II. 33, 34. 
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Das Journal über herausgegebene Lithographien wies nach, daß sämtliche, seit Erschei- 
nen des Gesetzes über die Presse vom 12. Mai 1851° herausgegebene Werke beim Beginn 
der Verhandlung der hiesigen Polizeiobrigkeit präsentiert waren, und ergab sich die Rich- 
tigkeit durch einen Vergleich mit den betreffenden Akten der hiesigen Polizeiverwaltung. 

Es ist schließlich noch zu erwähnen, daß Lithographien, welche zu Schreibbuchum- 
schlägen verwandt werden und nach Erscheinen des Gesetzes vom 12. Mai 1851 heraus- 
gegeben sind, auf beiden Seiten (oben und unten) die Nummer und Firma haben. 


6 Gesetzsammlung für die Königlichen Preußischen Staaten, 1851, S. 273-287. 


V. Spuren der Revolution 


V 1, Berlin, 24. März 1907 
Polizeioffizier als Zensor der Kranzschleifen 


[Darstellung des Abschneidens bedruckter Schleifen von Kränzen, die zur Ehrung am 
18. März jedes Jahres auf dem Friedhof der Märzgefallenen in Berlin-Friedrichshain im 
Rahmen einer Demonstration niedergelegt wurden] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 30 Berlin C Polizeipräsidium Berlin Nr. 9800, BI. 42. 
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Auf dem Friedhof der Märzgefallenen in Berlin: Der Poliz ioffizier als Zensor der Kranzschieifen. 


1 Das Foto ist der Zeitschrift: Der Welt Spiegel, Nr. 24 vom 24. März 1907 entnommen und in die Akten des 
Polizeipräsidiums aufgenommen worden. Vgl. Dok. V. 2. 


330 Dokumente zur Revolution 1848/49 in Brandenburg 
V 2, Berlin, [1907] 


Von der Polizei vor den Feierlichkeiten zur Ehrung der Märzgefallenen auf dem 
Friedhof in Berlin-Friedrichshain abgetrennte und beschlagnahmte Kranzschleife' 


[Kranzschleifenbeschriftung: „Ein Fluch dem König - Dem König der Reichen, - Den 
unser Elend nicht - konnte erweichen, - Der von uns den letzten - Groschen erpresst - 
Und uns jetzt wie die Hunde - erschiessen läst. - Wir weben, wir weben!“] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 30 Berlin C Polizeipräsidium Berlin Nr. 9799, Bl. 378. 
Dok. s. 5. 342. 


1 Die Kranzschleife war am Kranz der Firma Dr. Paul Meyer aus Berlin befestigt. Den Krarız trugen die 
Schlosser Karl Hellmann, Paul Selke und Eduard Bernatzki. Vgl. BLHA, Pr. Br. Rep. 30 Berlin C Polizeiprä- 
sidium Berlin Nr. 9799, Bl. 377. 
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V 3, Berlin, 18. März 1910 


Zusammenstellung über den Besuch der Gräber der Märzgefallenen zwischen 1903 
und 1910 durch das Kommando der Schutzmannschaft 


[Auflistung der Anzahl der teilnehmenden Personen, der niedergelegten Kränze und der 
von der Polizei konfiszierten Kranzschleifen] 


BLHA, Pr. Br. Rep. 30 Berlin C Polizeipräsidium Berlin Nr. 9801, Bl. 7. 


Besuch der Gräber der Märzgefallenen 


im Jahr | Zahl der Personen | Zahl der niedergelegten] Zahl der polizeilich 
Kränze abgetrennten Kranzschleifen 
1903 10 035 
1904 9268 
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V 4, Potsdam, 31. Januar 1948 
Antrag der Museumsverwaltung der Stadt Potsdam an das Stadtparlament Potsdam 


[Biographisches zu Max Dortu und Vorschläge zu seiner Ehrung anläßlich des 100. Jahres- 
tages der Revolution am 18. März 1848, u.a. Enthüllung einer Gedächtnistafel am Ge- 
burtshaus, Umbenennung der Bäckerstraße in Max-Dortu-Straße sowie Niederlegung 
eines Kranzes der Stadt Potsdam an seinem Grab in Freiburg im Breisgau] 


Stadtarchiv Potsdam, Nr. 02.14, Bl. 26, 29. 


Die bevorstehende Jahrhundertfeier zum 18. März 1848/1948 muß die Veranlassung 
geben, eines Mannes zu gedenken, der als gebürtiger Potsdamer damals nicht nur seine 
ganze Kraft dem Freiheitsgedanken widmete, sondern auch sein Leben opferte, um sei- 
nem Freiheitsideale treu zu bleiben. 

Zur Erläuterung sei kurz gesagt: 

Es handelt sich dabei um Johann Ludwig Maximilian Dortü, der am 29. Juni 1826 
in Potsdam als Sohn des angesehenen Justizkommissars Ludwig Wilhelm Dortü und sei- 
ner zweiten Ehefrau Jeanette, geb. de Bollis im Hause Potsdam, Waisenstr[aße] 29 ge- 
boren wurde. Dieses Haus, in dem sich heute das Stadtschulamt befindet, erwarb der 
Vater Dortü’s im Jahre 1825, nachdem er in Potsdam den Bürgereid abgelegt hatte. 

Max Dortü, der sein Abitur im Potsdamer Gymnasium absolvierte, wurde schon im 
elterlichen Hause mit dem freiheitlichen Gedankengut vertraut und widmete sich demsel- 
ben mit Leib und Seele. Er studierte Rechts- und Kameralwissenschaft und wurde, nach- 
dem er seiner Militärpflicht genügt und in Heidelberg weiterstudiert hatte, Auskultator 
am Potsdamer Stadtgericht. 

Durch seine Sehnsucht nach einem idealen Rechtsstaate richtete er sein ganzes Augen- 
merk auf eine Besserung der damaligen unhaltbar gewordenen politischen Verhältnisse im 
demokratischen Sinne. Er trat als Redner auf und riß seine Hörer mit sich. Er ver- 
schmähte dabei allen eitlen Ruhm, denn ihm galt nur eins: die Sache zu fördern, die er 
nach seiner vollsten Überzeugung als das Gute im Interesse des Volkes erkannt hatte. 

Im Jahre 1848 riß er in öffentlichen Versammlungen in Berlin und Potsdam seine 
Hörer mit sich und zwar in einer Form, daß ihm auch seine politischen Gegner ihre 
Achtung nicht versagen konnten! 

Durch sein politisches Verhalten - er hatte öffentlich den Prinzen Wilhelm von 
Preußen „einen Kartätschenprinzen“ genannt - geriet er in schwere gerichtliche Untersu- 
chung und wurde zu fünfviertel Jahren Festungshaft verurteilt. Er legte Appellation 
gegen dieses Urteil ein und wurde daraufhin vorläufig wieder ın Freiheit gesetzt. 

Sofort nahm er seine Agitation in Potsdam wieder auf und organisierte die revolutio- 
nären Elemente Potsdams mit doppeltem Eifer, insbesondere die Arbeiterverbindungen, 
bei denen er in großem Ansehen stand. Als das Ministerium Brandenburg-Manteuffel' 
die Verlegung der preußischen Nationalversammlung nach Brandenburg? ankündigte, eilte 


1 Vgl. Dok HI. 
2 WI. Dok. IN. 2. 
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Dortü sofort nach Berlin, um den Widerstand mit den Waffen zu verlangen und ver- 
sprach, zur gleichen Stunde auch in Potsdam loszuschlagen. Aber seine diesbezüglichen 
Bemühungen waren vergeblich. 

Seine reine Hingebung an die fortschrittliche Sache dokumentierte sich besonders, 
als er einer der Abgeordneten zu dem großen demokratischen Kongreß der Volksvereine 
Deutschlands’ vom 26.-28. Oktober 1848 in Berlin wurde. Er hielt daraufhin am 12. No- 
vember 1848 in Potsdam eine bewegte Volksversammlung ab, in der er die Verteidigung 
der in Frankfurt a. Main beschlossenen Reichsverfassung mit den Waffen forderte und 
die Arbeiter aufrief, die Eisenbahnschienen aufzureißen, um einen Transport von Trup- 
pen nach Berlin zu behindern. Er beteiligte sich selbst aktiv daran. 

Max Dortü wurde daraufhin erneut in eine Untersuchung gezogen, aber es gelang 
ihm, vor seiner Festnahme nach Belgien und Frankreich zu fliehen. 

Als der badische Aufstand im Jahre 1849 aufflammte, beteiligte sich der erst 23jäh- 
rige Dortü maßgeblich als Major der sogenannten Aufständischen daran, wurde aber 
durch die zu Hilfe gerufenen preußischen Truppen überwältigt und gefangen genommen. 
Das Kriegsgericht, vor das er gestellt wurde, verurteilte ihn zur Degradation und zum 
Tode. 

Das Urteil des Kriegsgerichts wurde am 31. Juli 1849 in Wiehre bei Freiburg im 
Breisgau durch Erschießen vollstreckt. Sein Grab ist durch Maßnahmen seiner Eltern, die 
beide heute bei ihm ruhen, noch erhalten! 


Vorschlag zur Ehrung Dom e 

Es wird hiermit der Antrag gestellt, am Geburtshause Max Dortü’s - am Hause des 
heutigen Stadtschulamtes - Potsdam, Waisenstr[aße] 29 am 18. März 1948 eine Gedächt- 
nistafel zu Ehren dieses Freiheitshelden, der voller Überzeugung sein Leben der guten 
demokratischen Sache opferte, anzubringen und an genanntem Tage in einer offiziellen 
Feier zu enthüllen. 

Weiterhin wird in Vorschlag gebracht, die heutige Bäckerstr[aße] in Potsdam am glei- 
chen Tage in „Max-Dortu-Str[aße]“ umzubenennen. 

Darüber hinaus wird angeregt, am 18. März 1948 am Grabe Max Dortu's in Freiburg 
ilm] Breisgau - Wiehre offiziell einen Kranz des Rates der Stadt Potsdam niederlegen zu 
lassen. 

Damit wird die Stadt Potsdam einen ihrer getreuesten und fortschrittlichsten Beken- 
nern des demokratischen Neuaufbaus endlich die Gerechtigkeit und Ehrung widerfahren 
lassen, die ihm gebührt. 


3 Vgl. auch Dok III. 1, Anm. 3. 
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V 5, Potsdam, 24. Februar 1948 

Beschluß der Potsdamer Stadtverordnetenversammlung 
[Beschlüsse zur Ehrung von Max Dortu am 18. März 1948] 
Stadtarchiv Potsdam, Nr. 02.14, Bl. 32. 


a.) Der Anbringung einer Gedenktafel am Geburtshause Waisenstraße 29 wurde einstim- 
mig zugestimmt. 

b.) Der Antrag auf Umbenennung der Bäkerstraße in „Dortustraße“ wurde durch Ham- 
melsprung mit 28 : 27 Stimmen angenommen. 

c.) Mit einer Kranzniederlegung am Grabe in Freiburg/Brg. (Breisgau) und der Über- 
nahme der dauernden Grabpflege erklärte sich das Plenum einverstanden. 


V 6, Potsdam, 8. März 1948 
Eingabe von Dr. med. S. Möller an die Potsdamer Stadtverordnetenversammlung 


[Einspruch gegen die Umbenennung der Waisenstraße in Max-Dortu-Straße u.a. aus 
verkehrstechnischen Gründen] 


Stadtarchiv Potsdam, Nr. 02.14, Bl. 36. 


Die Umbenennung der Waisenstraße in Max-Dortü-Straße ist aus verkehrstechnischen 
Gründen unerwünscht, das) h[eißt] aus postalischen Gründen, in Rücksicht auf die 
Straßenbahnschaffner und -fahrgäste, u. s. w. 

Um einen alten 48er Revolutionär zu ehren, kann auch eine andere Straße (Bäcker- 
straße) seinen Namen bekommen. 

Im Sinne einer volksverbundenen Demokratie wäre es erwünscht. Die Einwohner der 
Waisenstraße abstimmenzulassen, welchen Namen sie für ihre Straße wünschen. Das Ab- 
stimmungsergebnis stünde übrigens von vornherein fest. 

Die 1945 begonnene Umbenennung von Straßen befolgte ursprünglich den Zweck, 
nazistische und militaristische Namen zu tilgen sowie Straßennamen, die zweimal vorka- 
men, zu beseitigen. 

Der Name Waisenstraße ist völlig harmlos, einerlei ob dort ein Militär- oder Zivil- 
waisenhaus war, er kommt in fast allen Städten vor. 

Je mehr Straßenumbenennungen, um so mehr Verkehrsschwierigkeiten! Und beson- 
ders, wenn es langatmige neue Namen sind! 
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V 7, Potsdam, März 1948 
1848-1948 


[Plakat zur Ausstellung des Städtischen Museums Potsdam zur Jahrhundertfeier der 
Märrevolution / 


BLHA, ZGS Nr. 1123. 
Dok s. S. 343. 


V 8, Cottbus, 18. März 1948 
„Die Weber“ 


Plakat zur Festaufführung des Schauspiels „Die Weber“ von Gerhart Hauptmann im 
Stadttheater Cottbus] 


Stadtarchiv Cottbus. 


Dok s. S. 344. 
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Bilderbogen zu den Märzkämpfen 1848 in Berlin. 


Dok II. 33 


Dok. II. 35 


177309 
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Freiheit. 


Freiheit wollen: mir int Tauchen; 


Untergang dem Trug und Dahn? 
Ja: mit frohen Herzcasinben: 
Hoffen wir: inv muth'gen Streben‘ 
Dir des daier Geist sich Buben: 
ind er bricht sich" muthig Bahn! 
Mit weich trurkerten Entzücken 
Blech ich Dirterland dici dnr. 
Aeri und Mahrheit rer ıradrücken / 
Pracheitsiecöer xi ersticken‘ 

Sud uu, Driietschland keiner "gliicken! 


Bilderbogen „Freiheit“. 
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Freiheit. 


Die Freiheit lässt sicie necht gemennen 
Are: BEE von aisseta nicht erstrebt, 
Men: nicht stehst sie ër tief vaste, 
Im cignen Base dich belebt 
Willst du dan kampf, dere gressen wagen, 
So m, zuerst dich, schber can 
Min fremd Age will zerschlagen; 


Darf nicht sern ergmer ru, sein. 


War reinen Herset, reinen Händen, 
Gebuihrt der Dienst iiw Aci, ite, ; 
Der Freiheit: ët rein’ xe vollenden, 
Dica, dettsches Volk} des seò dein: Ruhm: 
Die Leigennukt, die Schhmeichler locken, 
„Mit seiner licite spielt der Knecht : 
Da irber wanie unerschrochut 
Und deine He se das Recht, 


Dok. II. 34 
Bilderbogen „Freiheit“. 
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"enert, decker Z. absier- H Line az 1 85 Ge 
er 10 d Wader D etier -B. lers u 
s- 4, Kurchmana- 5 Temme- 26 Unrım Abart, 


Hatea T rascher 3 ak- 
‚Wander, A Sea. 


Fi nwt die rothe Monarchie, e iter dio Air tee der Stadie und 
Leuheneter tolker schreedr ums die Kronen won: Geldes linea aui dens Aut und Schareser 
der loller grausam: zusammen zu kilen — wen Axe 


Dok. IV. 23 
„Die Kämpfer für Recht und Licht“. 
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Dok V. 2 
Konfisziert! 


Dok. V. 7 
1848 - 1948, 
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FESTAUFFÜHRUNG 


am Donnerstag, 18. März 1948, 19 Uhr, im Stadttheater 
anläßlich der März-Revolution 


3 Br 1848 £ 


H 


| 
| 


Oh. 
$ 
am 


— — — 


DIE WEBER 


Schauspiel aus den vierziger Jahren von Gerhart Hauptmann 
Inszenierung: Kurt Rabe 


Eintritiskarten an der Theaterkasse « Preise H 


Sonntag. dan 21 März. 14,30 Uhr: Fremdenvorsiellung Dn beschränkter Anzahl stehen Karisa sion Verb aut zur Verfügung) 


* für den Ir 
Montag, den 22. März, 19 Uhr: Osschlonsene Vorstellung lêr den FOOR 
EI 
Q 
— Wegen u 
—— pt An En nn — nn ———— 


Dok. V. 8 
„Die Weber“ im Stadttheater Cottbus. 


VI. Orts- und Personenregister 


Ortsregister 


Aachen 204, 273 

Adlershof 187 

Altena 273 

Alteno 176 

Altlandsberg 164 

Angermünde 187, 259, 297, 316 
Anklam 147, 292 

Arenzhain 176 

Arnsberg 273 

Arnswalde 187, 296 


Babben 176 

Baden 132, 313 

Bahren 176 

Barnım 297 

Beesdau 177 

Beeskow 136, 165, 167, 187, 191, 273 

Beeskow-Storkow 135, 165, 187, 191 

Belgien 198, 333 

Belzig 285, 297 

Bergen 177 

Berlin 111, 113, 115-119, 126, 132, 135-137, 140, 
143-147, 157, 161, 168, 170, 182-187, 192 f., 
195, 204, 212 f., 218, 223, 231, 234-241, 
243, 247, 253 f., 258, 263 f., 268-270, 273, 
287 f., 291-297, 305-307, 311, 315, 321-326, 
329-333, 337 f. 

Berlitt 204 

Bernau 126 f., 193 

Betten 177 

Bielefeld 273 

Boblitz 228 

Bochin 292 

Bochum 273 

Boitzenburg 116, 165, 196, 198, 200, 249, 291, 
297 

Bolschwitz 320 

Bornsdorf 177 

Brandenburg an der Havel 113, 186 f., 219, 222, 
231-233, 236 f., 244, 258, 260, 263, 
265-269, 272 f., 281, 282, 297, 323, 332 


Brandenburg, Mark 127, 314 

Brandenburg, Provinz 117, 126, 132 f., 154, 
156, 164, 169, 186, 190, 195, 218, 220, 
223, 250, 258, 260, 277, 292, 295, 296, 313 

Brehnitz 177 

Breitenau 176 

Breslau 187, 292, 294, 297, 317 

Briesen 177 

Brilon 273 

Bromberg 273 

Brüssow 316 

Buckowien 177 

Buschmühle 177 


Cahnsdorf 177 

Calau 187, 209-211, 215, 226-229, 292, 302, 
304, 309, 320 

Caputh 128 

Casel 177 

Caule 177 

Charlottenburg 215, 317, 318 

Cleve 292 

Constantinshorst 181 

Coswig 320 

Cottbus 173, 140, 169, 171, 187, 213, 282, 292, 
297, 319, 335, 344 

Crimnitz 226 

Crinitz 177 

Crossen 178, 187, 292, 297, 


Dabern 177 f. 

Dahlhausen 187 

Dammkrug 297 

Dänemark 154 

Danzig 273, 291 

Demmin 292 

Deutsch Krone 273 

Deutschland 111, 135, 142, 144, 157, 158, 201, 
206, 272, 274, 305, 308, 311, 313, 315, 
317 f., 333 

Doberlug[k] 176 f. 

Dollenchen 178 
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Dortmund 273 
Drahnsdorf 178 
Drebkau 320 
Drehna 181 
Drehnau 177 f. 
Dresden 313, 317 
Driesen 187 
Drossen 188 f. 
Drößig[k] 178 
Dübrichen 178 
Duisburg 273 
Düren 273 
Düsseldorf 293 


Egsdorf 178 

Eichholz 178 
Elberfeld 273, 292, 317 
Elbing 291, 297 
Erkelenz 273 

Europa 119 


Falkenberg 178 
Falkenhain 178 
Finsterwalde 176 
Fischhausen 273 
Fischwasser 178 
Flatow 273 

Flieth 316 

Forst 177, 252, 297 
Frankena 178 
Frankendorf 177 
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Gahro 180 
Garrenchen 180 
Gehren 180 
Geldern 273 
Gersdorf 180 
Gießmannsdorf 180 
Gladbach 273 
Gleißen 251, 297 
Gnesen 273 
Gohra 180 
Gollmitz 176 
Göllnitz 178 
Golßen 175, 180 
Golzig 177 
Görlsdorf 180 
Gorszöw Wielkopolski, s. Landsberg an der 
Warthe 
Goßmar 177 f. 
Gransee 278 
Greifswald 273, 292 
Grevenbroich 273 
Gröditz 180 
Gruhno 178 
Grünhaus 179 
Grünrade 297 
Guben 187, 219, 255 
Gumbinnen 273 
Gummersbach 273 
Gusow 148, 150 f. 


Hagen 273 


Frankfurt am Main 165, 184, 192, 201, 272,294, | Halle 184, 273 


305, 311, 316 f., 333 


Hamm 273 


Frankfurt an der Oder 112, 117-119, 124 £., 129, Hammermühle 177 
133, 140 f., 144, 146-148, 150, 152 f., 155, Havelberg 113, 297 
157, 165, 175 f., 184, 187 f., 192, 199, 209, Heidelberg 332 
211, 216 £, 219, 225, 242, 243, 248, 251 £, | Heinsberg 273 
254 f, 271, 276 f. 289 f, 296 f. 300, 302, | Hennersdorf 177 


307-312, 319-321 
Frankreich 132, 198, 333 
Frauenhagen 187 
Fraustadt 273 
Freesdorf 177 


Herford 273 
Herzfelde 164 
Hintermühle 179 
Hohendorf 180 
Holstein 154 


Freiburg i. Breisgau 332-334 Höxter 273 


Freienwalde [Bad] 113 
Freiwalde 179 


Italien 132 


Friedeberg 146 f, 187, 254, 297 


Friedersdorf 178, 179 
Friedland 123, 273 
Fürstenwalde 187 


Jagetzow 297 
Jaroschewitz 292 
Jetsch 177 
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Johannisberg 297 Liegnitz 218 
Johannisburg 291 Lieskau 180 
Jülich 273, 292 Lindena 178 
Jüterbog|k] 187, 240 f. 244 £. Lindthal 181 
Jüterbog-Luckenwalde 187, 193, 297 Louisenhütte 177 
Lübbecke 273 
RIClremmen 297 Lübben 123, 125, 187, 211, 226 f., 292 
K[C]üstrin 187, 189, 297 Lübbenau 209, 211-213, 215-217, 225-230 
Kalh]den 178 Lubolz, Groß 178 
Karche 180 Luckau 113, 152, 175 f., 187, 235 f., 271, 292, 
Kemlitz 178 297, 307, 312 
Ketzür 297 Lugau 178 
Kiel 154 Lylelk 273 
Kietz 172 
Kirchhain 176 Magdeburg 118 f., 264, 292, 323 
Kleinhof 177 Mariendorf 164 
Klin[c]kmühl 180 Marienfelde 164 
Koblenz 293 Marienwerder 291 
Kolkwitz 320 Markgrafpieske, Alt- 194 
Köln 204, 273, 292 f. Massen 179 
Königsberg 187, 273, 291, 297 Memel 273 
Köpenick 164, 168 Meschede 273 
Kotzen 204 Meseritz 291 
Krausnick [gk] 177, 297, 312 Minden 273 
Krebliltz 180 Möllendorf 181 
Krefeld 273 Müllrose 289 
Kriescht 187 Müncheberg 276 
Krot[t]oschin 254, 291 Münchhausen 176 
Kümmritz 179 Münster 273, 292 
Kunersdorf 296 
Kuschkau 187 Naundorf 179 
Kyritz 113 Nehesdorf 179 
Neuendorf 178, 253 

Labiau 273 Neuhardenberg 150 
Landsberg an der Warthe 122, 132, 187, 249, Neuruppin 133, 182-185, 187, 250, 297-299, 

254, 297 324-326 
Landwehr 178 Neustadt an der Dosse 113 
Lankwitz 164 Neuwedell 267 
Lausitz 292, 319 Neuwied 273 
Lebus 148, 187, 273 Niederbarnim 187, 273 
Lehde 213 f. Nowawes 128, 131, 193, 237 
Leipzig 116, 219 
Lennep 273 Oberbarnim 292 
Leobschütz 273 Oderin 177 
Leuthen 123 Olmütz 317 
Lichtenau 178 Oppelhain 179 
Lichtenrade 164 Oppeln 273 
Lichterfeld 178 Oranienburg 193 
Lieberose 123 Ossagk 181 


Liedekahle 180 Österreich 119, 132, 305 
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Osthavelland 154, 187, 297 


Ostprignitz 187, 204, 292 


Pademagk 177 
Paderborn 273 
Pahlsdorf 181 
Paserin 178 
Pasewalk 316 
Pel[c]kwitz 180 
Pfalz 313 

Pickel 178 

Piessigk 181 
Pitschen 179 
Platkow 148, 256 
Plumpemühle 177 
Polen 119 

Poley 178 

Polzin 292 
Pommern 204, 292 
Ponnsdorf 181 
Posen 204, 291, 292 


Potsdam 113, 128, 130 f., 138, 156, 159, 163 f., 
168, 187, 195, 219 f., 222, 224, 231-233, 
237, 253, 261, 273-275, 279 f., 296 f., 313 f., 


316, 332-335, 343 


Prenzlau 113, 142, 149, 187, 206, 208, 257, 259, 


261, 295, 297, 316 
Presehna 181 
Presehnchen 176 


Preußen 116 f., 131, 135, 138 f., 142, 144, 149, 
157, 161, 163, 165, 170, 186, 198, 201, 204, 
206, 211, 222 f., 231, 233-235, 244-246, 
250 f., 253-258, 261, 263, 272-274, 278, 
281, 289, 291, 296, 300, 305, 313, 315, 


317 f., 327 
Prierow 180 
Prietzen 177 
Prignitz 297 


Radden 178 
Radewoite 187 
Rastenburg 273 
Rathenow 113, 154, 292 
Rebnitz 297 
Reckahn 285 
Recklinghausen 273 
Reetz 187, 292 
Rehhain 177 
Reichwalde 179 
Reitzenstein 296 
Rheinbach 273 


Rheinprovinz 292 
Riedebeck 181 
Rietzneuendorf 179 
Riewitz 179 

Rom 199 

Roskow 296 
Rückersdorf 178 
Rüdingsdorf 178 
Rügenwalde 292 
Ruppin 187, 292, 324 f. 
Rußland 119 
Rutzkau 176 


Sachsen 204, 292, 320 
Sadebeck 297 

Sagan 292 

Sagritz 180 

Sallgast 179 

Sando 180 
Schäcksdorf 178 
Schacksdorf 180 
Schadewitz 180 
Schenkendorf 178 
Schiebsdorf 180 
Schievelbein 292 
Schilda 177 
Schimenzmühle 179 
Schlabendorf 179 
Schlesien 275, 292 
Schleswig 154 
Schleswig-Holstein 154 
Schlochau 273 
Schmiedeberg 320 
Schollen 180 
Schönborn 179 
Schöneberg, Alt- 187 
Schönerlinde 180 
Schönewalde 179 
Schönhausen 297 
Schra[c]kau 177 
Schwedt 160, 279 
Schweidnitz 273 
Schweiz 117, 132 
Schwerin 266 
Schwiebus 297, 300 f. 
Seebeck 187 
Seehausen 316 
Seelow 144, 153 
Segletz 296 
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Sellendorf 180 

Soest 273 

Soldin 187, 292 
Solingen 273 
Sonnenburg 187 
Sonnewalde 176 f. 
Sorau 155, 187, 297 
Sorge 179 

Sorno 179 

Spandau 187 
Spreewald 229 
Spremberg 120, 187, 255, 292, 297, 310 
St. Goar 293 
Stallupönen 273 
Staupitz 180 

Stendal 292 

Sternberg 187, 297 
Stettin 118 f., 204, 292 
Stiebsdorf 177 

Stolpe 292 

Storkow 272 
Stoßdorf 176 
Stotthof 225 

Straupitz 123 
Strausberg 164, 168 
Strehlen 273 

Stülpe 296 

Sulechöw, s. Züllichau 
Sümmern 273 
Swiebodzin, s. Schwiebus 


Tanneberg 176, 187 

Tauchel 187 

Tecklenburg 273 

Teltow 168, 187, 273, 297 

Templin 128, 143, 187, 192, 196 f., 200, 202 f., 
246, 297 

Thorn 291 

Trebbinchen 181 

Trebbus 179 

Trebnitz 187 

Treuenbrietzen 187, 274 

Tröbitz 180 

Tugam 177 


Uckermark 149 
Ückermünde 273 
Uckro 178 
Usedom 292 


Vetschau 227-229 
Vietmannsdorf 316 


Wachsdorf 292 
Waldbröl 273 

Waldow 179 
Waltersdorf 179 
Wannichen 180 
Wanzleben 292 
Warburg 273 
Wehnsdort 181 
Weimar 199 

Weissagk 180 
Weißensee 273 
Wentdorf 179 
Werenzhain 179 
Westfalen 275, 292 
Westhavelland 187, 273, 297 
Westprignitz 187, 262, 292 
Wetzlar 273 

Wiehre 333 

Wien 201, 231 
Wierczenicka 292 
Wierigsdorf 180 
Wietzow 292 

Wilsnack 187, 292 
Wittenberge 262 
Wittmannsdorf 181 
Wittstock 187, 190, 292 
Woldenberg 146 
Wollin 292 

Wollup 296 
Woltersdorf, Groß- 297 
Wrietzen 292 

Wulkow 250, 325 


Zaacko 180 
Zauch-Belzig 187, 222 
Zauche 177 

Zeckerin 179 
Zehdenick 143, 170 
Zellin 297 

Zieckau 177 

Zinna 193 

Zollin 187 
Zöllmersdorf 180 
Zossen 280 

Züllichau 141, 187, 297, 301 
Zürchel 180 

Zützen 179 
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Personenregister 


Kursive Ziffern verweisen auf biographische Anmerkungen 


Ahlers 262, 299 

Ahlert 262 

Ahrnsdorff 266 

Albrecht 192 

Alvensleben, v. 203 
Ambronn 297 

Amen 203 

Anwandter 187, 292 
Arendsee 149 

Arendt 203 

Arndt 139, 275 

Arnım, v. 159, 163 
Arnim-Alt-Temmen, v. 203 
Arnim-Boitzenburg, v. 116, 202, 297, 306 
Arnim-Kröchlendorff, v. 259, 297 
Arnim-Petznick, v. 203 
Arnim-Schwarzensee, v. 149 
Arnim-Sperrenwalde, v. 149 
Arnım-Wilmersdorf, v. 203 
Arnold 187 

Auerswald, v. 159, 163, 169 


Backhaus 257 

Bade 203 

Bading 187 
Bahrfeld 203 

Balke 299 
Bardeleben, v. 273 
Barfeldt 262 
Barsi[c]kow 297, 299 
Bartel 203 

Barthold 149 
Bartickow 178 
Bartow 149 
Bassermann 294 
Bauer 149, 173, 186, 203, 254, 266, 273 
Baumann 299 
Baumstark 273, 292 
Becker 203 
Beguelein 285 
Behrendt 205 
Beiersdorf 299 


Belitz 316 
Bendel 284 
Benncke 299 
Bennecke 296 
Berends 186, 297, 341 
Berg 202 £., 311 
Berg, v. 292 
Bergemann 176 
Berlautz 203 
Bernatzki 330 
Bernhardt 299 
Bernuth, v. 296 
Bertrad, v. 203 
Bertram, 149 
Bertuch, 149 
Bethcke 299 
Beyer 203 
Beyssel 149 
Bigge 273 

Billich 203 
Bischoff 262 
Bismarck, v. 254, 297 
Biste 203 
Bittenfeld, v. 235 
Blatt 283 
Bliesner 292 
Bluhm 149 
Blum 341 
Boblan 217 
Bock 203 
Bodelschwingh-Velmede, v. 117, 132, 136 
Boesch 224 
Böhm 149 
Bollt]ze 171 
Boldt 192 

Bölke 299 
Bommel 177 
Borchart 205 
Born 187 
Bornemann 159, 163, 272 
Borries 273 
Bothmer 140 
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Boy 266 Daberns 173 
Brachvogel 149 Dahlenburg 299 
Brandenburg, Gf. v. 231, 232-234, 236, 242-244, Dahms 299 

246, 248, 251, 275, 306, 318, 332 Dähne 194 
Brandt 241, 260, 299 Dallmann, 273 
Brandus 29 £. Daniels, v. 
Braun 149, 203 Danneberg 203 
Braune 203 Dannenberg 267, 299 
Bredin 299 Dannenberger 296 
Bredner 213 £. David 149, 203 
Bredow 194 Davidson 149 
Bredow-Markee, v. 154 Decker 247, 306, 318 
Bredt, v. 292 Deckert 271 
Breitenbauch, v. 297, 299 Degen 149 
Brenck 311 Dehnel 292 
Brink 299 Dersiph 299 
Brockhausen 273 Dibelius 149 
Brüninghaus 273 Dielitz 173, 174 
Brünneck, v. 187, 273 Diesener 149, 203 
Bucher 149, 292 Diesterweg 273 
Büchner 299 Diethold 273 
Bufs 299 Dißler 176 
Bühler149 Dittmer 149 
Bülow-Cummerow, v. 204 Dochow 203 
Bumbke 273 Döhler 282 
Bündiger 202 Döhnhoff, Gfn. v. 231 
Buntebarth 149 Döllen 299 
Burchardt 149 Dolz 226 
Bürkner 294 Dömming 149 
Burrmeister 149 Donath 203 
Busch 176 Döpmann 149 
Büsching 203 Döring 276 
Buske 203 Dortu 195, 224, 332-334, 341, 343 
Bußmann 273 Dräger 299 
Buttmann 149 Dränger 192 

Dunckel 203 

Cämmerer 299 Dunker 186 
Campe 299 Düntz 203 
Camphausen 157, 159, 163, 204 Düvengages 194 
Canitz, Frh. v. 136 
Carl 297 Ebell 299 
Charpentier 177 Ebhardt 149 
Claussen 273 Eckardt 299 
Cockerill 140 Eckert 149, 203 
Cohn 149 Edel 203 
Colditz 241, 244 f. Eduard 282 
Collin 203 Ehrich 203 
Conrad 297 Eiche 149 


Cordel 174 r Eichhorn 136, 203 


Eichler 195 
Eichmann, v. 218, 223 
Eisleben 149 
Elfeldt 299 
Ellwanger 297 
Elsner 292 

Engel 149 
Engelbrecht 178 
Engels 203 
Enkewort, v. 273 
Entlentner 176 
Ephraim 149 
Erbe 203 
Eschmann 273 
Eschwe 203 
Esenbeck, v. 341 
Esser 292 

Ester, d‘ 341 
Euler 293 


Falck 299 

Falk 184, 299 
Falkenstein, v. 229 
Feldhaus 273 
Feller 144 
Fiebelkorn 203 
Finger 299 
Fischer 149, 178, 213 f., 299 
Flemming 284 
Fließ 149 

Flist 149 

Flügel 176 
Fock, v. 297 
Förster 149 
Frantz 174, 241 
Franz 180 
Frege 212, 215 
Freiligrath 341 
Freischmidt 149 
Frenken 273 
Freschke 214 
Frick 149 


Friedrich Wilhelm II., Kg. v. Preußen 116 
Friedrich Wilhelm IV. Kg. v. Preußen 116, 126 f., 
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Frohnhöfer 149 
Frosch 203 
Funcke 273 
Fürneisen 299 


Gansert 326 
Gebhard 283 
Geißler 180, 203 
Gellern 273 
Gelshorn 273 
Gerhardt 149, 173, 203 
Gerlach, v. 187 
Geßler 273 
Gester 192 
Gierke 292 
Gliesche 194 
Gohlicke 299 
Golz 299 
Görtz-Wrisberg, Gf. v. 297, 311, 341 
Görwitz 203 
Goßlau 177 
Grabe 149 
Grabow 149, 187, 297 
Gradhoff 203 
Grahn 271 
Grantzow 299 
Grasnick 197 
Grauert 299 
Grebel 293 
Grieser 202 
Griesheim, v. 297 
Groddeck 273 
Gronau 299 
Grosse 149 
Groth 203 
Gruner, v. 296 
Grütte 299 
Gsellius 195 
Gudenau, v. 273 
Günther 203 
Gussow 283 
Gysa 149 


Haack 299 


132, 135-137, 143 f. 147, 149, 154, 156-159, Haase 203 
161, 163, 199 f. 204, 231-233, 237, 240, | Haas-Herzfelde, v. 143, 203, 259 
243 f., 264-266, 273-278, 280, 289 f., 293, Haber 292 
295, 298, 301, 305 f. 318, 320, 330 Haese 316 


Friese 149 
Fröhlich 203 


Hagen, v. d. 149 
Halenz 299 
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Hammer 285 
Hammerschmidt 203 
Hanisch 213 
Hanncke 149 
Hanow 187, 297 


Hansemann 159, 163, 193, 204, 273 


Harassowitz 187 
Harbicht 304 
Hardenberg, Gf. v. 150, 299 
Harkort 273 

Hartmann 273, 299, 311 
Häseke 299 

Hauck 203 

Hauptmann 335, 344 
Hauschteck 149, 193 
Hausen 299 

Hausmann 283 

Hayard 149 

Hecker 341 

Heffter 267 

Heil 299 

Heinrich 173 

Heinze 149 

Held 299 

Helgenburger 256 
Hellding 203 

Hellmann 330 

Hennig 203 

Henning 149 

Henschel 203 

Hense 203 

Hermann, v. 323 
Herold 241 

Herrmann 149, 273 
Hertel 299 

Hertz 149 

Hesse 273 

Heuer 297 

Heydemann 299 
Heydt, v. d. 273, 275, 306 
Hinckeldey, v. 324-326 
Hindenberg 299 
Hockauf 173 

Hofer 273 

Hoffmann 148, 215, 311 
Höhde 311 

Holtz 149 
Holtzendorff, v. 149, 316 
Hopf 149, 316 

Höpfner 299 


Hoppe 149 

Horn 149 
Houwald, v. 123 
Huchzermeyer 273 
Hugo 149 

Huld 292 
Hussock 214 


Ideler 203 

Iden 285 

Ihlefeldt 149 

Ihrcke 203 

Itzenplitz, v. 149, 296 


Jachmann 273 
Jacob 203, 273 
Jacobi 203, 297 
Jacobs 203, 296 f. 
Jacoby 205, 341 
Jahn 299 

Jahne 180 
Jähnichen 178 
Jahr 171, 187 
Jentzsch 292 
Jeschke 297 

John 112, 297 
Jonas 186 f., 253 
Jung 149, 186, 205, 297 


Kage 241 
Kahlden-Normann, v. 220 
Kalbersberg 149 
Kalbow 299 
Kämpff 187, 292, 311 
Kannengießer 149 
Kanzow 149 
Kaphengst, v. 299 
Karbe 148, 253 
Kärkritz 294 
Katte, v. 296 
Kaymling 299 
Kayser 203 
Keferstein 187, 292 
Kehl 273 

Keiser 273 

Keller 297 
Kemnitz 299 
Kempter 149 
Kieburg 173 

Kieck 149 


Kienitz 149 
Kiesel 283 
Kinder 149 
Kinkel 341 
Kirchhoff 299 
Kirchmann 186, 341 
Kirchmann, v. 294 
Kirchner 199, 311 
Klanigk 178 
Klatte 187 

Klebe 149 
Kleemann 213 
Kleinhans 149 
Klemm 199 
Klepsch 217 
Klöckner 311 
Klockow 149 
Kluge 276, 299 
Knaack 299 
Kniebusch 149 
Knoblauch 296 
Knobloch 171 
Knöllner 299 
Knuth 187 
Kobert 203 
Koch 202 f. 
Kochs 273 
Köhler 203 
Kohlmeyer 203 
Kolshorn 300 


Königsmarck-Berlitt, Gf. v. 204 


Könitzer 299 
Könker 149 
Koppe 144, 269 
Köppen 203 
Körbin 149 
Kornegg 276 
Körner 149 
Koscky 243 
Koswig 176 
Krackrügge 341 
Kragemann 299 
Krah 299 
Krahmer 276 
Krämer 232, 273 
Krause 203, 234, 292 
Krause, v. 149 
Krebs 203 
Kreplin 203 
Kretschmer 149 
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Krieger 174 
Krohn 149 
Krollig 178 
Krösing 203 


Krüger 149, 173, 187, 194, 273, 311 


Kruhl 273 
Kücken 203 
Kuhk 149 
Kühlwetter 273 
Kühn 149, 299 
Kühne 296 
Künkel 311 
Kunow 149 
Kunth 292 
Kuntz 174 
Kunz 187, 194 
Küpfer 273 
Kuris 203 
Kurtz 149 
Kurz 149 
Kusenack 203 
Kutzscher 176 
Kyli 292 


Läber 178 


Ladenberg, v. 275, 306 


Lamprecht 149 
Lang 149 

Lange 141, 203, 301 
Langenn, v. 178 
Laue 308 
Leffmann 149 


Lehmann 149, 177 f., 180, 299, 311 


Lehnert 209 
Leibnitz 149 


Leich 136, 167, 191, 299 


Leichardt 299 
Lemcke 299 
Lenhoff 299 
Lensing 273 
Lentze 299 
Leonhardt 297 
Leps 299 
Lerch 179 
Lesser 149 
Lessing, v. 310 
Lewenthal 149 
Liesk 214 

Lihr 212 
Lincke 144, 299 
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Lindenheim 149 

Linder 203 

Linke 177 

Lipcke 203 

Lohmann 273 

Lohrer 241 

Looff 299 

Loose 299 

Löschau 203 

Löschebrand, v. 135, 136, 165, 167, 191 
Louis Philippe, Kg. v. Frankreich 132 
Lück 311 

Lücke 299 

Lüdecke 187 

Lüdke 149 

Ludwig 209, 212 

Lynar, Gf. v. 211, 227 


Maaß 187 

Maerker 309 

Maetzke 273 

Magelsdorff 144 

Magnus 149, 296 

Malbrane 149 

Malin 228 

Malzahn 203 
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